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Entwurf für ein Gesetz zur Neuregelung des Ausländerrechts 

A. Zielsetzung 

Das geltende Ausländergesetz von 1965 enthält mit Ausnahme des 
Grundsatzes, daß der Aufenthalt von Ausländern nicht Belange 
der Bundesrepublik Deutschland beeinträchtigen darf, keine ma-
teriellen Vorgaben für die Aufenthaltsgewährung an Ausländer. 
Wesentliche Bereiche wie der Familiennachzug sind derzeit bun-
desrechtlich überhaupt nicht geregelt. Im Interesse der Erwartens-
sicherheit der Ausländer, der Rechtssicherheit und der Wahrung 
der erforderlichen Bundeseinheitlichkeit sollen die materiellen 
Voraussetzungen für die Aufenthaltsgewährung und die Aufent-
haltsbeendigung gesetzlich geregelt und das Ermessen, soweit 
möglich und vertretbar, eingeschränkt und ausgeschlossen wer-
den. 

B. Lösung 

In einem neuen Ausländergesetz werden die Voraussetzungen für 
die Erteilung und Verlängerung von Aufenthaltsgenehmigungen, 
den Familiennachzug, die Aufenthaltsverfestigung und die Auf-
enthaltsbeendigung teils erstmals, teils neu gesetzlich geregelt. 
Durch eine Differenzierung der Aufenthaltstitel nach Grund, 
Zweck und erlaubter Dauer des Aufenthalts wird eine den Beson-
derheiten einzelner Ausländergruppen Rechnung tragende Rege-
lung erreicht. 

C. Alternativen 

Die Entwürfe eines Gesetzes für ein eigenständiges Aufenthalts-
recht für Ausländerinnen und Ausländer und eines Gesetzes über 
die Niederlassung von Ausländern und Ausländerinnen (Nieder-
lassungsgesetz für Ausländer und Ausländerinnen) der Fraktion 
DIE GRÜNEN (BT-Drucksache 11/4463 und 4466 vom 3. Mai 1989) 
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sowie der Entwurf eines Bundesausländergesetzes (BAuslG) der 
Fraktion der SPD (BT-Drucksache 11/5637 vom 10. November 
1989) sehen insbesondere für den Familiennachzug, die Aufent-
haltsverfestigung und die Ausweisung alternative Lösungen vor. 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden mit nicht bezifferbaren 
Mehrkosten belastet, denen ebenfalls nicht bezifferbare Mehrein-
nahmen aus erhöhten Gebühren und Einsparungen durch Verkür-
zung von Aufenthaltszeiten ausreisepflichtiger Ausländer gegen-

überstehen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (332) — 200 23 — Au 112/90 
Bonn, den 27. Januar 1990 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Neuregelung des Ausländerrechts mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 5. Januar 1990 als besonders eilbedürftig 
zugeleitet worden. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Gegenäuße-
rung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden unver-
züglich nachgereicht. 

Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf für ein Gesetz zur Neuregelung des Ausländerrechts 

Inhaltsübersicht 

Artikel 1 	Gesetz über die Einreise und den 
Aufenthalt von Ausländern im Bun-
desgebiet (Ausländergesetz — 
AuslG) 

Artikel 2 bis 14 Änderung anderer Gesetze 

Artikel 15 	Bekanntmachung des Aufenthalts

-

gesetzes/EWG und des Asylverfah-
rensgesetzes 

Artikel 16 	Berlin-Klausel 

Artikel 17 	Inkrafttreten 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz über die Einreise und den Aufenthalt von 
Ausländern im Bundesgebiet (Ausländergesetz 

— AuslG) 

Inhaltsübersicht 

Erster Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 

Einreise und Aufenthalt von Ausländern 	§ 1 
Anwendungsbereich 	 § 2 
Erfordernis der Aufenthaltsgenehmigung 	§ 3 
Paßpflicht 	 § 4 

Zweiter Abschnitt: Erteilung und Verlängerung 
der Aufenthaltsgenehmigung 

1. Aufenthaltsgenehmigung 

Arten der Aufenthaltsgenehmigung 	§ 5 
Anspruch auf Aufenthaltsgenehmigung 	§ 6 
Erteilung der Aufenthaltsgenehmigung 
in sonstigen Fällen 	 § 7 
Besondere Versagungsgründe 	 § 8 
Ausnahmen und Befreiungen von 
Versagungsgründen 	 § 9 
Aufenthaltsgenehmigung zur Arbeitsaufnahme § 10 
Aufenthaltsgenehmigung bei Asylantrag 	§ 11 
Geltungsbereich und Geltungsdauer 	§ 12 
Verlängerung der Aufenthaltsgenehmigung § 13 
Bedingungen und Auflagen 	 § 14 

2. Aufenthaltserlaubnis und 
Aufenthaltsberechtigung 

Aufenthaltserlaubnis 	 § 15 
Recht auf Wiederkehr 	 § 16 
Familiennachzug zu Ausländern 	 § 17 
Ehegattennachzug 	 § 18 
Eigenständiges Aufenthaltsrecht 
der Ehegatten 	 § 19 
Kindernachzug 	 § 20 
Eigenständiges Aufenthaltsrecht der Kinder § 21 
Nachzug sonstiger Familienangehöriger § 22 
Ausländische Familienangehörige Deutscher § 23 
Unbefristete Aufenthaltserlaubnis § 24 
Unbefristete Aufenthaltserlaubnis 
für Ehegatten 	 § 25 
Unbefristete Aufenthaltserlaubnis für 
nachgezogene Kinder 	 § 26 
Aufenthaltsberechtigung 	 § 27 

3. Aufenthaltsbewilligung 

Aufenthaltsbewilligung 	 § 28 
Aufenthaltsbewilligung für Familien

-

angehörige 	 § 29 

4. Aufenthaltsbefugnis 

Aufenthaltsbefugnis 	 § 30 
Aufenthaltsbefugnis für Familienangehörige § 31 
Aufnahmebefugnis der obersten Landes

-

behörden 	 § 32 
Übernahme von Ausländern 	 § 33 
Geltungsdauer der Aufenthaltsbefugnis 	§ 34 
Daueraufenthalt aus humanitären Gründen 	§ 35 

Dritter Abschnitt: Aufenthalts- und paßrechtliche 
Vorschriften 

Maßnahmen bei räumlicher Beschränkung 	§ 36 
Verbot und Beschränkung der politischen 
Betätigung 	 § 37 
Aufenthaltsanzeige 	 § 38 
Ausweisersatz 	 § 39 
Ausweisrechtliche Pflichten 	 § 40 
Identitätsfeststellung 	 § 41 
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Vierter Abschnitt: Beendigung des Aufenthalts 

1. Begründung der Ausreisepflicht 

Ausreisepflicht 	 § 42 

Widerruf der Aufenthaltsgenehmigung 	§ 43 

Beendigung der Rechtmäßigkeit des Aufent

-

halts; Fortgeltung von Beschränkungen 	§ 44 

Ausweisung 	 § 45 

Einzelne Ausweisungsgründe 	 § 46 

Ausweisung wegen besonderer Gefährlichkeit § 47 

Besonderer Ausweisungsschutz 	 § 48 

2. Durchsetzung der Ausreisepflicht 

Abschiebung 	 § 49 

Androhung der Abschiebung 	 § 50 

Verbot der Abschiebung politisch Verfolgter § 51 

Abschiebung bei möglicher politischer 
Verfolgung 	 § 52 

Abschiebungshindernisse 	 § 53 

Aussetzung von Abschiebungen 	 § 54 

Duldungsgründe 	 § 55 

Duldung 	 § 56 

Abschiebungshaft 	 § 57 

Fünfter Abschnitt: Grenzübertritt 

Unerlaubte Einreise; Ausnahme-Visum 	§ 58 

Grenzübertritt 	 § 59 

Zurückweisung 	 § 60 

Zurückschiebung 	 § 61 

Ausreise 	 § 62 

Sechster Abschnitt: Verfahrensvorschriften 

Zuständigkeit 	 § 63 

Beteiligungserfordernisse 	 § 64 

Beteiligung des Bundes, Weisungsbefugnis 	§ 65 

Schriftform; Ausnahme von Formerforder

-

nissen 	 § 66 

Entscheidung über den Aufenthalt 	§ 67 

Handlungsfähigkeit Minderjähriger 	§ 68 

Beantragung der Aufenthaltsgenehmigung 	§ 69 

Mitwirkung des Ausländers 	 § 70 

Beschränkungen der Anfechtbarkeit 	§ 71 

Wirkungen von Widerspruch und Klage 	§ 72 

Rückbeförderungspflicht der Beförderungs-
unternehmer 	 § 73 

Sonstige Pflichten der Beförderungs

-

unternehmer 	 § 74 

Erhebung personenbezogener Informationen § 75 

Übermittlungen an Ausländerbehörden 	§ 76 

Verfahren bei erkennungsdienstlichen 
Maßnahmen 	 § 77 

Übermittlungen durch Ausländerbehörden 	§ 78 

Speicherung und Löschung personen

-

bezogener Informationen 	 § 79 

Auskunft an den Betroffenen 	 § 80 

Kosten, Gebühren und Auslagen 	 § 81 

Kostenschuldner; Sicherheitsleistung 	§ 82 

Umfang der Kostenhaftung; Verjährung 	§ 83 

Haftung für Lebensunterhalt 	 § 84 

Siebenter Abschnitt: Erleichterte 
Einbürgerung 

Erleichterte Einbürgerung 	 § 85 

Einbürgerung unter Hinnahme von 
Mehrstaatigkeit 	 § 86 

Entscheidung bei Straffälligkeit 	 § 87 

Einbürgerungsgebühr 	 § 88 

Geltung der allgemeinen Vorschriften 	§ 89 

Achter Abschnitt: Straf- und Bußgeld-
vorschriften 

Strafvorschriften 	 § 90 

Bußgeldvorschriften 	 § 91 

Neunter Abschnitt: Übergangs- und 
Schlußvorschriften 

Fortgeltung bisheriger Aufenthaltsrechte 	§ 92 

Fortgeltung sonstiger ausländerrechtlicher 
Maßnahmen 	 § 93 

Erhaltung der Rechtsstellung jugendlicher 
Ausländer 	 § 94 

Unterbrechungen der Rechtmäßigkeit des 
Aufenthalts 	 § 95 

Übergangsregelung für Inhaber einer 
Aufenthaltserlaubnis 	 § 96 

Ausnahmeregelung für Wehrdienstleistende § 97 

Übergangsregelung für ehemalige 
Asylbewerber 	 § 98 

Übergangsregelung für Verordnungen und 
Gebühren 	 § 99 

Einschränkung von Grundrechten 	§ 100 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 	§ 101 

Berlin-Klausel 	 § 102 
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ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Einreise und Aufenthalt von Ausländern 

(1) Ausländer können nach Maßgabe dieses Geset-
zes in das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich des Landes Berlin (Bundesgebiet) ein-
reisen und sich darin aufhalten. 

(2) Ausländer ist jeder, der nicht Deutscher im Sinne 
des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist. 

§2 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf Aus-
länder, 

1. die nach Maßgabe der §§ 18 bis 20 des Gerichts-
verfassungsgesetzes nicht der deutschen Gerichts-
barkeit unterliegen, 

2. soweit sie nach Maßgabe völkerrechtlicher Ver-
träge für den diplomatischen und konsularischen 
Verkehr und für die Tätigkeit internationaler Orga-
nisationen und Einrichtungen von Einwanderungs-
beschränkungen, von der Ausländermeldepflicht 
und dem Erfordernis der Aufenthaltsgenehmigung 
befreit sind und wenn Gegenseitigkeit besteht, so-
fern  die Befreiungen davon abhängig gemacht 
werden können. 

(2) Auf die Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften findet dieses Ge-
setz nur Anwendung, soweit das Europäische Ge-
meinschaftsrecht und das Aufenthaltsgesetz/EWG 
keine günstigeren Bestimmungen enthalten. 

§3 

Erfordernis der Aufenthaltsgenehmigung 

(1) Ausländer bedürfen für die Einreise und den 
Aufenthalt im Bundesgebiet einer Aufenthaltsgeneh-
migung. Der Bundesminister des Innern sieht zur Er-
leichterung des Aufenthalts von Ausländern durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Befreiungen vom Erfordernis der Aufenthaltsgeneh-
migung vor. 

(2) Einer Aufenthaltsgenehmigung bedürfen auch 
Ausländer, die als Besatzungsmitglieder eines See-
schiffes tätig sind, das berechtigt ist, die Bundesflagge 
zu führen. 

(3) Die Aufenthaltsgenehmigung ist vor der Einreise 
in der Form des Sichtvermerks (Visum) einzuholen. 
Der Bundesminister des Innern kann durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates bestim-
men, daß die Aufenthaltsgenehmigung vor der Ein-
reise bei der Ausländerbehörde oder nach der Ein-
reise eingeholt werden kann. 

(4) Der Bundesminister des Innern ordnet an, soweit 
es zur Erfüllung einer zwischenstaatlichen Vereinba-
rung schon vor Erlaß einer Rechtsverordnung nach 
Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 3 Satz 2 erforderlich ist, 
daß Ausländer keiner Aufenthaltsgenehmigung be-
dürfen oder die Aufenthaltsgenehmigung nach der 
Einreise einholen können. Die Anordnung ist unver-
züglich aufzuheben, soweit der Bundesrat der nach 
Absatz 1 Satz 2 oder Absatz 3 Satz 2 zu erlassenden 
Rechtsverordnung nicht zustimmt. 

(5) Der Aufenthalt eines Ausländers, der keiner Auf-
enthaltsgenehmigung bedarf, kann 'zeitlich und 
räumlich beschränkt sowie von Bedingungen und 
Auflagen abhängig gemacht werden. 

§4 

Paßpflicht 

(1) Ausländer, die in das Bundesgebiet einreisen 
oder sich darin aufhalten wollen, müssen einen gülti-
gen Paß besitzen. 

(2) Der Bundesminister des Innern kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

1. Ausländer, deren Rückübernahme gesichert ist, 
von der Paßpflicht befreien, 

2. andere amtliche Ausweise als Paßersatz einführen 
oder zulassen. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Erteilung und Verlängerung 
der Aufenthaltsgenehmigung 

1. Aufenthaltsgenehmigung 

§5 

Arten der Aufenthaltsgenehmigung 

Die Aufenthaltsgenehmigung wird erteilt als 

1. Aufenthaltserlaubnis (§§ 15, 17), 

2. Aufenthaltsberechtigung (§ 27), 

3. Aufenthaltsbewilligung (§§ 28, 29), 

4. Aufenthaltsbefugnis (§ 30). 

§6 

Anspruch auf Aufenthaltsgenehmigung 

(1) Ausländern wird auf Antrag eine Aufenthaltsge-
nehmigung erteilt, wenn die Voraussetzungen für ei-
nen Anspruch darauf vorliegen. Die Aufenthaltsge-
nehmigung darf nur versagt werden, soweit der An-
spruch auf Grund des § 10 Abs. 2 ausgeschlossen oder 
wenn es ausdrücklich gesetzlich bestimmt ist. 

(2) Soweit ein Anspruch auf Erteilung oder Verlän-
gerung einer Aufenthaltsgenehmigung von der Dauer 
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eines rechtmäßigen Aufenthalts im Bundesgebiet 
oder des Besitzes einer Aufenthaltsgenehmigung ab-
hängig ist, werden die Zeiten nicht angerechnet, in 
denen der Ausländer sich in Strafhaft befunden hat. 

§7 

Erteilung der Aufenthaltsgenehmigung 
in sonstigen Fallen 

(1) Ausländern, die in das Bundesgebiet einreisen 
oder sich im Bundesgebiet aufhalten wollen, kann auf 
Antrag eine Aufenthaltsgenehmigung erteilt werden; 
in diesen Fällen besteht ein Anspruch auf Erteilung 
nicht. 

(2) Die Aufenthaltsgenehmigung wird in der Regel 
versagt, wenn 

1. ein Ausweisungsgrund vorliegt, 

2. der Ausländer seinen Lebensunterhalt einschließ-
lich ausreichenden Krankenversicherungsschutzes 
nicht aus eigener Erwerbstätigkeit, eigenem Ver-
mögen oder sonstigen eigenen Mitteln, aus Unter-
haltsleistungen von Familienangehörigen oder 
Dritten, aus S tipendien, Umschulungs- oder Aus-
bildungsbeihilfen, aus Arbeitslosengeld oder son-
stigen auf einer Beitragsleistung beruhenden öf-
fentlichen Mitteln bestreiten kann oder 

3. der Aufenthalt des Ausländers aus einem sonstigen 
Grunde Interessen der Bundesrepub lik Deutsch-
land beeinträchtigt oder gefährdet. 

(3) Für einen nur vorübergehenden Aufenthalt kann 
eine Aufenthaltsgenehmigung in der Regel nur erteilt 
werden, wenn auch unter Berücksichtigung der Um-
stände des Einzelfalles anzunehmen ist, daß für den 
Fall  einer nicht freiwilligen Ausreise einer Abschie-
bung keine Hindernisse entgegenstehen werden. 

(4) Absatz 2 steht der Erteilung eines Visums aus-
schließlich für den Zweck der Durchreise durch das 
Bundesgebiet (Transit-Visum) nicht entgegen, wenn 
die Ausreise des Ausländers gesichert ist und die 
Durchreise Interessen der Bundesrepublik Deutsch-
land nicht beeinträchtigt. 

§ 8 

Besondere Versagungsgründe 

(1) Die Aufenthaltsgenehmigung wird auch bei Vor-
liegen der Voraussetzungen eines Anspruches nach 
diesem Gesetz versagt, wenn 

1. der Ausländer ohne erforderliches Visum einge-
reist ist, 

2. er mit einem ohne erforderliche Zustimmung der 
Ausländerbehörde erteilten Visum eingereist ist, 

3. er keinen erforderlichen Paß besitzt, 

4. die Identität oder Staatsangehörigkeit des Aus-
länders ungeklärt ist und er keine Berechtigung zur 
Rückkehr in einen anderen Staat besitzt. 

(2) Ein Ausländer, der ausgewiesen oder abgescho-
ben worden ist, darf nicht erneut ins Bundesgebiet 
einreisen und sich darin aufhalten; ihm wird auch bei 
Vorliegen der Voraussetzungen eines Anspruches 
nach diesem Gesetz keine Aufenthaltsgenehmigung 
erteilt. Diese Wirkungen der Ausweisung und Ab-
schiebung werden nach der Ausreise des Ausländers 
in der Regel befristet. Die Frist beginnt mit der Aus-
reise des Ausländers und kann nachträglich verkürzt 
werden; sie endet frühestens ein Jahr nach der Aus-
reise. 

§9 

Ausnahmen und Befreiungen 
von Versagungsgründen 

(1) Die Aufenthaltsgenehmigung kann erteilt wer-
den abweichend von 

1. § 8 Abs. 1 Nr. 1, wenn die Voraussetzungen eines 
Anspruches auf Erteilung der Aufenthaltsgeneh-
migung nach diesem Gesetz offensichtlich erfüllt 
sind und der Ausländer nur wegen des Zwecks 
oder der Dauer des beabsichtigten Aufenthalts 
visumspflichtig ist, 

2. § 8 Abs. 1 Nr. 2, wenn die Voraussetzungen eines 
Anspruches auf Erteilung der Aufenthaltsgeneh-
migung nach diesem Gesetz offensichtlich erfüllt 
sind, 

3. § 8 Abs. 1 Nr. 3 und 4 in begründeten Einzelfällen, 
insbesondere bei Vorliegen der Voraussetzungen 
eines Anspruches auf Erteilung der Aufenthaltsge-
nehmigung nach diesem Gesetz, wenn der Auslän-
der sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält und 
einen Paß oder eine Rückkehrberechtigung in ei-
nen anderen Staat in zumutbarer Weise nicht er-
langen kann. 

(2) Der Bundesminister des Innern oder die von ihm 
bestimmte Stelle kann in begründeten Einzelfällen 
vor der Einreise des Ausländers für den Grenzübertritt 
und einen anschließenden Aufenthalt bis zu sechs 
Monaten Ausnahmen von § 8 Abs. 1 Nr. 3 und 4 zulas-
sen. 

(3) Einem ausgewiesenen oder abgeschobenen 
Ausländer kann ausnahmsweise vor Ablauf der nach 
§ 8 Abs. 2 Satz 2 bestimmten Frist erlaubt werden, das 
Bundesgebiet kurzfristig zu betreten, wenn zwin-
gende Gründe seine Anwesenheit erfordern oder die 
Versagung der Erlaubnis eine unbillige Härte bedeu-
ten würde. 

(4) Der Bundesminister des Innern bestimmt, wenn 
es zur Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen er-
forderlich ist, zur Erleichterung des vorübergehenden 
Aufenthalts von Ausländern durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates, daß Ausländern die 
Einreise und ein Aufenthalt von längstens drei Mona-
ten abweichend von § 7 Abs. 2 und § 8 Abs. 2 erlaubt 
werden kann. 
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§ 10 

Aufenthaltsgenehmigung zur Arbeitsaufnahme 

(1) Ausländern, die sich länger als drei Monate im 
Bundesgebiet aufhalten wollen, um darin eine unselb-
ständige Erwerbstätigkeit auszuüben, wird eine Auf-
enthaltsgenehmigung nur nach Maßgabe einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 2 erteilt. 

(2) Der Bundesminister des Innern bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Voraussetzungen und Begrenzungen für Aufent-
haltsgenehmigungen zur Ausübung einer unselbstän-
digen Erwerbstätigkeit, soweit es zur Wahrung von 
Interessen der Bundesrepublik Deutschland und der 
von ihr eingegangenen Verpflichtungen erforderlich 
ist. Die Verordnung kann Beschränkungen auf be-
stimmte Berufe, Beschäftigungen und bestimmte 
Gruppen von Ausländern vorsehen, A rt  und Gel-
tungsdauer der Aufenthaltsgenehmigung festlegen 
und die Erteilung einer unbef risteten Aufenthaltsge-
nehmigung beschränken oder ausschließen. 

(3) Die Rechtsverordnung ist unverzüglich aufzuhe-
ben, soweit es der Bundestag binnen drei Monaten 
nach ihrer Verkündung verlangt. 

§ 11 

Aufenthaltsgenehmigung bei Asylantrag 

(1) Einem Ausländer, der einen Asylantrag gestellt 
hat, kann vor dem bestandskräftigen Abschluß des 
Asylverfahrens eine Aufenthaltsgenehmigung außer 
in  den Fällen eines gesetzlichen Anspruches nur mit 
Zustimmung der obersten Landesbehörde und nur 
dann erteilt werden, wenn wichtige Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland es erfordern. 

(2) Eine nach der Einreise des Ausländers von der 
Ausländerbehörde erteilte oder verlängerte Aufent-
haltsgenehmigung kann nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes ungeachtet des Umstandes verlängert wer-
den, daß der Ausländer einen Asylantrag gestellt 
hat. 

§ 12 

Geltungsbereich und Geltungsdauer 

(1) Die Aufenthaltsgenehmigung wird für das Bun-
desgebiet (§ 1 Abs. 1) erteilt. Sie kann, auch nachträg-
lich, räumlich beschränkt werden. 

(2) Die Aufenthaltsgenehmigung wird bef ristet 
oder, wenn es ausdrücklich gesetzlich bestimmt ist, 
unbefristet erteilt. Ist eine für die Erteilung, die Ver-
längerung oder die Bestimmung der Geltungsdauer 
wesentliche Voraussetzung entfallen, kann die befri-
stete Aufenthaltsgenehmigung nachträglich zeitlich 
beschränkt werden. 

§ 13 

Verlängerung der Aufenthaltsgenehmigung 

(1) Die für die Erteilung der Aufenthaltsgenehmi-
gung geltenden Vorschriften finden auch im Falle der 
Verlängerung Anwendung. 

(2) Ein Visum, das ohne erforderliche Zustimmung 
der Ausländerbehörde erteilt wurde, kann auch bei 
Vorliegen der Voraussetzungen eines Anspruches auf 
Verlängerung nach diesem Gesetz nicht über eine 
Geltungsdauer von insgesamt sechs Monaten hinaus 
verlängert werden. § 9 Abs. 1 Nr. 2 findet entspre-
chende Anwendung. 

§ 14 

Bedingungen und Auflagen 

(1) Die Aufenthaltsgenehmigung kann mit Bedin-
gungen erteilt und verlängert werden. Sie kann ins-
besondere von dem Nachweis abhängig gemacht 
werden, daß ein Dritter die erforderlichen Ausreiseko-
sten oder den Unterhalt des Ausländers für einen be-
stimmten Zeitraum, der die vorgesehene Aufenthalts-
dauer nicht überschreiten darf, ganz oder teilweise zu 
tragen bereit ist. 

(2) Die Aufenthaltsgenehmigung kann, auch nach-
träglich, mit Auflagen verbunden werden. Insbeson-
dere können das Verbot oder Beschränkungen der 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit angeordnet wer-
den. Solange der Ausländer eine Aufenthaltsgeneh-
migung und eine Arbeitserlaubnis besitzt, kann eine 
unselbständige Erwerbstätigkeit nicht der Arbeitser-
laubnis zuwider beschränkt oder untersagt werden. 
Satz 3 findet auf eine erlaubte selbständige Erwerbs-
tätigkeit entsprechende Anwendung. 

(3) Auflagen können schon vor Erteilung der Auf-
enthaltsgenehmigung angeordnet werden. 

2. Aufenthaltserlaubnis 
und Aufenthaltsberechtigung 

§ 15 

Aufenthaltserlaubnis 

Die Aufenthaltsgenehmigung wird als Aufenthalts-
erlaubnis erteilt, wenn einem Ausländer der Aufent-
halt ohne Bindung an einen bestimmten Aufenthalts-
zweck erlaubt wird. 

§ 16 

Recht auf Wiederkehr 

(1) Einem Ausländer, der als Minderjähriger recht-
mäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Bundesge-
biet hatte, wird abweichend von § 10 eine Aufent-
haltserlaubnis erteilt, wenn 

1. der Ausländer sich vor seiner Ausreise acht Jahre 
rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten und 
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sechs Jahre im Bundesgebiet eine Schule besucht 
hat, 

2. sein Lebensunterhalt aus eigener Erwerbstätigkeit 
oder durch eine Unterhaltsverpflichtung gesichert 
ist, die ein Dritter für die Dauer von fünf Jahren 
übernommen hat, und 

3. der Antrag auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 
nach Vollendung des 15. und vor Vollendung des 
21. Lebensjahres sowie vor Ablauf von fünf Jahren 
seit der Ausreise gestellt wird. 

(2) Von den in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Voraus-
setzungen kann abgesehen werden, wenn der Aus-
länder im Bundesgebiet einen anerkannten Schulab-
schluß erworben hat. In begründeten Einzelfällen 
kann zur Vermeidung einer besonderen Härte von 
den in Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Voraussetzungen 
abgewichen werden. 

(3) Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis kann ver-
sagt werden, 

1. solange der Ausländer minderjährig und seine per-
sönliche Betreuung im Bundesgebiet nicht ge-
währleistet ist, 

2. wenn ein Ausweisungsgrund vorliegt oder 

3. wenn der Ausländer ausgewiesen worden ist oder 
während seines früheren Aufenthalts vorsätzliche 
Straftaten begangen hat; außer Betracht bleiben 
Straftaten, die mit Erziehungsmaßregeln oder 
Zuchtmitteln nach dem Jugendgerichtsgesetz ge-
ahndet wurden. 

(4) Die Aufenthaltserlaubnis wird verlängert, auch 
wenn der Lebensunterhalt nicht mehr aus eigener Er-
werbstätigkeit gesichert oder die Unterhaltsverpflich-
tung wegen Ablaufs der fünf Jahre entfallen ist. 

(5) Einem Ausländer, der von einem Träger im Bun-
desgebiet Rente bezieht, wird in der Regel eine Auf-
enthaltserlaubnis erteilt, wenn er im Besitz einer Auf-
enthaltsberechtigung war, die durch seine Ausreise 
erloschen ist. 

§ 17 

Familiennachzug zu Ausländern 

(1) Einem ausländischen Familienangehörigen ei-
nes Ausländers kann zum Zwecke des nach Artikel 6 
des Grundgesetzes gebotenen Schutzes von Ehe und 
Familie eine Aufenthaltserlaubnis für die Herstellung 
und Wahrung der häuslichen familiären Gemein-
schaft mit dem Ausländer im Bundesgebiet erteilt und 
verlängert werden. 

(2) Die Aufenthaltserlaubnis darf zu dem in Absatz 1 
bezeichneten Zweck nur erteilt werden, wenn 

1. der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis oder Auf-
enthaltsberechtigung besitzt, 

2. ausreichender Wohnraum zur Verfügung steht 
und 

3. der Lebensunterhalt des Familienangehörigen aus 
eigener Erwerbstätigkeit des Ausländers, aus eige

-

nem Vermögen oder sonstigen eigenen Mitteln ge-
sichert ist. 

(3) Dem Ehegatten und minderjährigen ledigen 
Kindern eines Asylberechtigten kann abweichend 
von Absatz 2 Nr. 3 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt 
werden. 

(4) Als ausreichender Wohnraum nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes darf nicht mehr gefordert 
werden, als für die Unterbringung eines Wohnung-
suchenden in einer öffentlich geförderten Sozialmiet-
wohnung genügt. Der Wohnraum ist nicht ausrei-
chend, wenn er den auch für Deutsche geltenden 
Rechtsvorschriften hinsichtlich Beschaffenheit und 
Belegung nicht genügt. 

(5) Die Aufenthaltserlaubnis kann auch bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen eines Anspruches nach die-
sem Gesetz versagt werden, wenn gegen den Fami-
lienangehörigen ein Ausweisungsgrund vorliegt oder 
wenn der Ausländer für sonstige ausländische Fami-
lienangehörige, die sich im Bundesgebiet aufhalten 
und denen er allgemein zum Unterhalt verpflichtet ist, 
oder für Personen in seinem Haushalt, für die er Un-
terhalt getragen oder auf Grund einer Zusage zu tra-
gen hat, Sozialhilfe in Anspruch nimmt oder in An-
spruch nehmen muß. 

§ 18 

Ehegattennachzug 

(1) Dem Ehegatten eines Ausländers wird nach 
Maßgabe des § 17 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt, 
wenn der Ausländer 

1. eine Aufenthaltsberechtigung besitzt, 

2. als Asylberechtigter anerkannt ist, 

3. eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, die Ehe schon im 
Zeitpunkt der Einreise des Ausländers bestanden 
hat und von diesem bei der erstmaligen Beantra-
gung der Aufenthaltserlaubnis angegeben worden 
ist oder 

4. im Bundesgebiet geboren oder als Minderjähriger 
eingereist ist, eine unbefristete Aufenthaltserlaub-
nis oder eine Aufenthaltsberechtigung besitzt, sich 
acht Jahre rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehal-
ten hat und volljährig ist. 

(2) Die Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von 
Absatz 1 Nr. 3 erteilt werden. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 kann dem 
Ehegatten eine Aufenthaltserlaubnis abweichend von 
§ 17 Abs. 2 Nr. 3 erteilt werden, wenn der Lebensun-
terhalt der Ehegatten mit Ausnahme von Stipendien 
und Ausbildungsbeihilfen ohne Inanspruchnahme öf-
fentlicher Mittel, die nicht auf einer Beitragsleistung 
beruhen, gesichert ist. Das gleiche gilt, wenn in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 der Ausländer volljährig 
ist, sich seit fünf Jahren rechtmäßig im Bundesgebiet 
aufhält und aus der Ehe ein Kind hervorgegangen 
oder die Ehefrau schwanger ist. 

(4) Die Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von 
§ 17 Abs. 2 Nr. 2 und 3 befristet verlängert werden, 
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solange die häusliche Gemeinschaft der Ehegatten 
fortbesteht. 

(5) Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis zu dem in 
§ 17 Abs. 1 bezeichneten Zweck ist ausgeschlossen, 
wenn dem anderen Ehegatten nach Aufhebung der 
ehelichen Lebensgemeinschaft der weitere Aufent-
halt nach § 19 erlaubt worden ist. 

§ 19 

Eigenständiges Aufenthaltsrecht der Ehegatten 

(1) Die Aufenthaltserlaubnis des Ehegatten wird im 
Falle der Aufhebung der ehelichen Lebensgemein-
schaft als eigenständiges, von dem in § 17 Abs. 1 
bezeichneten Aufenthaltszweck unabhängiges Auf-
enthaltsrecht verlängert, wenn 

1. die häusliche Gemeinschaft der Ehegatten seit 
mindestens vier Jahren rechtmäßig im Bundesge-
biet bestanden hat, 

2. sie seit mindestens drei Jahren rechtmäßig im Bun-
desgebiet bestanden hat und es auf Grund der 
Umstände des Einzelfalles zur Vermeidung einer 
besonderen Härte erforderlich ist, dem Ehegatten 
den weiteren Aufenthalt zu ermöglichen, oder 

3. der Ausländer während des Bestehens der eheli-
chen Lebensgemeinschaft im Bundesgebiet gestor-
ben ist 

und wenn 

4. der Ausländer bis zum Eintritt der in den Num-
mern 1 bis 3 bezeichneten Voraussetzungen im 
Besitz der Aufenthaltserlaubnis oder Aufenthalts-
berechtigung war, es sei denn, er konnte aus von 
ihm nicht zu vertretenden Gründen nicht rechtzei-
tig die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis be-
antragen. 

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 wird auch berücksich-
tigt, ob dem Ehegatten außerhalb des Bundesgebiets 
wegen der Auflösung der ehelichen Lebensgemein-
schaft erhebliche Nachteile drohen. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 wird die Aufent-
haltserlaubnis für ein Jahr verlängert; die Inanspruch-
nahme von Sozialhilfe steht dieser Verlängerung 
nicht entgegen. Danach kann die Aufenthaltserlaub-
nis befristet verlängert werden, solange die Voraus-
setzungen für die unbefristete Verlängerung nicht 
vorliegen. Das gilt auch im Falle der Arbeitslosigkeit, 
wenn der Lebensunterhalt des Ehegatten durch Un-
terhaltsleistungen des Ausländers gesichert ist. 

(3) Die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis 
kann unbeschadet des Absatzes 2 Satz 1 versagt wer-
den, wenn gegen den Ehegatten ein Ausweisungs-
grund vorliegt. 

(4) Im übrigen wird die Aufenthaltserlaubnis eines 
Ehegatten mit der unbef risteten Verlängerung zu ei-
nem eigenständigen, von dem in § 17 Abs. 1 bezeich-
neten Aufenthaltszweck unabhängigen Aufenthalts-
recht.  

§ 20 

Kindernachzug 

(1) Dem minderjährigen ledigen Kind eines Asylbe-
rechtigten wird nach Maßgabe des § 17 eine Aufent-
haltserlaubnis erteilt. 

(2) Dem ledigen Kind eines sonstigen Ausländers 
wird nach Maßgabe des § 17 eine Aufenthaltserlaub-
nis erteilt, wenn 

1. auch der andere Elternteil eine Aufenthaltserlaub-
nis oder Aufenthaltsberechtigung besitzt oder ge-
storben ist und 

2. das Kind das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat. 

(3) Von der in Absatz 2 Nr. 1 bezeichneten Voraus-
setzung kann abgesehen werden, wenn die Eltern 
nicht oder nicht mehr miteinander verheiratet sind. 
Einem Kind, das im Bundesgebiet geboren wird oder 
sich seit fünf Jahren rechtmäßig im Bundesgebiet auf-
hält, kann die Aufenthaltserlaubnis abweichend von 
Absatz 2 Nr. 1 und § 17 Abs. 2 Nr. 3 erteilt werden. 

(4) Im übrigen kann dem minderjährigen ledigen 
Kind eines Ausländers nach Maßgabe des § 17 eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn 

1. das Kind die deutsche Sprache beherrscht oder 
gewährleistet erscheint, daß es sich auf Grund sei-
ner bisherigen Ausbildung und Lebensverhältnisse 
in die Lebensverhältnisse in der Bundesrepublik 
Deutschland einfügen kann oder 

2. es auf Grund der Umstände des Einzelfalles zur 
Vermeidung einer besonderen Härte erforderlich 
ist. 

(5) In den Fällen des § 18 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 3 
kann dem Kind die Aufenthaltserlaubnis abweichend 
von § 17 Abs. 2 Nr. 3 nach Maßgabe des § 18 Abs. 3 
Satz 1 erteilt werden. 

(6) Die einem Kind erteilte Aufenthaltserlaubnis 
kann abweichend von § 17 Abs. 2 Nr. 2 und 3 verlän-
gert werden. 

§ 21 

Eigenständiges Aufenthaltsrecht der Kinder 

(1) Auf die Verlängerung der einem Kind erteilten 
Aufenthaltserlaubnis findet, soweit die Voraussetzun-
gen der §§ 17 und 20 nicht vorliegen, § 16 entspre-
chende Anwendung. 

(2) Die einem Kind erteilte Aufenthaltserlaubnis 
wird zu einem eigenständigen, von dem in § 17 Abs. 1 
bezeichneten Aufenthaltszweck unabhängigen Auf-
enthaltsrecht, wenn sie unbef ristet oder in entspre-
chender Anwendung des § 16 verlängert wird oder 
wenn das Kind volljährig wird. 

(3) Die Aufenthaltserlaubnis kann bef ristet verlän-
gert werden, solange die Voraussetzungen für die un-
befristete Verlängerung noch nicht vorliegen. 
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§ 22 

Nachzug sonstiger Familienangehöriger 

Einem sonstigen Familienangehörigen eines Aus-
länders kann nach Maßgabe des § 17 eine Aufent-
haltserlaubnis erteilt werden, wenn es zur Vermei-
dung einer außergewöhnlichen Härte erforderlich ist. 
Auf volljährige Familienangehörige finden § 18 Abs. 4 
und § 19 und auf minderjährige Familienangehörige 
§ 20 Abs. 6 und § 21 entsprechende Anwendung. 

§ 23 

Ausländische Familienangehörige Deutscher 

(1) Die Aufenthaltserlaubnis wird nach Maßgabe 
des § 17 Abs. 1 

1. dem ausländischen Ehegatten eines Deutschen, 

2. dem ausländischen minderjährigen ledigen Kind 
eines Deutschen, 

3. dem ausländischen Elternteil eines minderjährigen 
ledigen Deutschen zur Ausübung der Personen-
sorge 

erteilt, wenn der Deutsche seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt im Bundesgebiet hat. 

(2) Die Aufenthaltserlaubnis wird bef ristet verlän-
gert, solange die häusliche Gemeinschaft mit dem 
Deutschen im Bundesgebiet fortbesteht und die Vor-
aussetzungen für die unbefristete Verlängerung noch 
nicht vorliegen. 

(3) § 17 Abs. 5 und die §§ 19 und 21 finden entspre-
chende Anwendung; an die Stelle der Aufenthaltsge-
nehmigung des Ausländers tritt der gewöhnliche Auf-
enthalt des Deutschen im Bundesgebiet. 

(4) Auf sonstige Familienangehörige findet § 22 ent-
sprechende Anwendung. 

§ 24 

Unbefristete Aufenthaltserlaubnis 

(1) Die Aufenthaltserlaubnis wird unbef ristet ver-
längert, wenn der Ausländer 

1. die Aufenthaltserlaubnis seit fünf Jahren besitzt, 

2. die besondere Arbeitserlaubnis nach § 19 Abs. 6 
des Arbeitsförderungsgesetzes besitzt, sofern er 
Arbeitnehmer ist, 

3. im Besitz der sonstigen für eine dauernde Aus-
übung seiner Erwerbstätigkeit erforderlichen Er-
laubnisse ist, 

4. sich auf einfache Art in deutscher Sprache münd-
lich verständigen kann, 

5. über ausreichenden Wohnraum (§ 17 Abs. 4) für 
sich und seine mit ihm in häuslicher Gemeinschaft 
lebenden Familienangehörigen verfügt 

und wenn 

6. kein Ausweisungsgrund vorliegt. 

(2) Ist der Ausländer nicht erwerbstätig, wird die 
Aufenthaltserlaubnis nach Maßgabe des Absatzes 1 
nur verlängert, wenn der Lebensunterhalt des Aus-
länders 

1. aus eigenem Vermögen oder aus sonstigen eige-
nen Mitteln oder 

2. durch einen Anspruch auf Arbeitslosengeld oder 
noch für sechs Monate durch einen Anspruch auf 
Arbeitslosenhilfe 

gesichert ist. 

Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 kann die Aufenthaltser-
laubnis nachträglich zeitlich beschränkt werden, 
wenn der Ausländer nicht innerhalb von drei Jahren 
nachweist, daß sein Lebensunterhalt aus eigener Er-
werbstätigkeit gesichert ist. 

§ 25 

Unbefristete Aufenthaltserlaubnis für Ehegatten 

(1) Bei Ehegatten, die in häuslicher Gemeinschaft 
zusammenleben, genügt es, wenn die in § 24 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 und Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Voraus-
setzungen durch einen Ehegatten für beide erfüllt 
werden. 

(2) Die einem Ehegatten nach § 18 erteilte Aufent-
haltserlaubnis wird nach Aufhebung der ehelichen 
Lebensgemeinschaft abweichend von § 24 Abs. 1 
Nr. 2 und 3 und Abs. 2 Satz 1 unbefristet verlängert, 
wenn der Lebensunterhalt des Ehegatten durch Un-
terhaltsleistungen aus eigenen Mitteln des Auslän-
ders gesichert ist und dieser eine unbefristete Aufent-
haltserlaubnis oder Aufenthaltsberechtigung besitzt. 

(3) Die dem Ehegatten eines Deutschen erteilte Auf-
enthaltserlaubnis wird abweichend von § 24 Abs. 1 
Nr. 2, 3 und 5 unbefristet verlängert, wenn die häus-
liche Gemeinschaft mit dem Deutschen fortbesteht. 
Im Falle der Aufhebung der ehelichen Lebensgemein-
schaft findet Absatz 2 entsprechende Anwendung. 

§ 26 

Unbefristete Aufenthaltserlaubnis 
für nachgezogene Kinder 

(1) Die einem minderjährigen Ausländer zu dem in 
§ 17 Abs. 1 bezeichneten Zweck erteilte Aufenthalts-
erlaubnis wird abweichend von § 24 unbef ristet ver-
längert, wenn der Ausländer im Zeitpunkt der Vollen-
dung seines 16. Lebensjahres seit acht Jahren im Be-
sitz der Aufenthaltserlaubnis ist. Das gleiche gilt, 
wenn der Ausländer 

1. volljährig und seit acht Jahren im Besitz der Auf-
enthaltserlaubnis ist, 

2. über ausreichende Kenntnisse der deutschen Spra-
che verfügt und 

3. seinen Lebensunterhalt aus eigener Erwerbstätig-
keit, eigenem Vermögen oder sonstigen eigenen 
Mitteln bestreiten kann oder sich in einer Ausbil- 
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dung befindet, die zu einem anerkannten schuli-
schen oder beruflichen Bildungsabschluß führt. 

(2) Auf die nach Absatz 1 erforderliche Dauer des 
Besitzes der Aufenthaltserlaubnis werden in der Regel 
nicht die Zeiten angerechnet, in denen der Ausländer 
außerhalb des Bundesgebiets die Schule besucht 
hat. 

(3) Die unbefristete Aufenthaltserlaubnis darf nur 
versagt werden, wenn 

1. ein auf dem persönlichen Verhalten des Auslän-
ders beruhender Ausweisungsgrund vorliegt, 

2. der Ausländer in den letzten drei Jahren wegen 
einer vorsätzlichen Straftat zu einer Jugend- oder 
Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten oder 
einer Geldstrafe von mindestens 180 Tagessätzen 
verurteilt worden oder wenn die Verhängung einer 
Jugendstrafe ausgesetzt ist oder 

3. der Lebensunterhalt nicht ohne Inanspruchnahme 
von Sozialhilfe oder Jugendhilfe nach dem Achten 
Buch Sozialgesetzbuch gesichert ist, es sei denn, 
der Ausländer befindet sich in einer Ausbildung, 
die zu einem anerkannten schulischen oder beruf-
lichen Bildungsabschluß führt. 

In den Fällen des Satzes 1 kann die Aufenthaltser-
laubnis befristet verlängert werden. Ist im Falle des 
Satzes 1 Nr. 2 die Jugend- oder Freiheitsstrafe zur 
Bewährung oder die Verhängung einer Jugendstrafe 
ausgesetzt, wird die Aufenthaltserlaubnis in der Regel 
bis zum Ablauf der Bewährungszeit bef ristet verlän-
gert. 

§ 27 

Aufenthaltsberechtigung 

(1) Die Aufenthaltsberechtigung ist zeitlich und 
räumlich unbeschränkt. Sie kann nicht mit Bedingun-
gen und Auflagen verbunden werden. § 37 bleibt un-
berührt. 

(2) Einem Ausländer wird die Aufenthaltsberechti-
gung erteilt, wenn 

1. er seit acht Jahren die Aufenthaltserlaubnis be-
sitzt, 

2. sein Lebensunterhalt aus eigener Erwerbstätigkeit, 
eigenem Vermögen oder sonstigen eigenen Mit-
teln gesichert ist, 

3. er mindestens 60 Monate Pflichtbeiträge oder frei-
willige Beiträge zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung geleistet hat oder Aufwendungen nachweist 
für einen Anspruch auf vergleichbare Leistungen 
einer Versicherungs- oder Versorgungseinrich-
tung oder eines Versicherungsunternehmens, 

4. er in den letzten drei Jahren nicht wegen einer vor-
sätzlichen Straftat zu einer Jugend- oder Freiheits-
strafe von sechs Monaten oder einer Geldstrafe von 
180 Tagessätzen oder einer höheren S trafe verur-
teilt worden ist und 

5. die in § 24 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 bezeichneten Voraus-
setzungen vorliegen. 

(3) Bei Ehegatten, die in häuslicher Gemeinschaft 
zusammenleben, genügt es, wenn die in Absatz 2 
Nr. 2 und 3 und in § 24 Abs. 1 Nr. 2 und 3 bezeichneten 
Voraussetzungen durch einen Ehegatten für beide er-
füllt werden. 

(4) Bei straffälligen Ausländern beginnt die in Ab-
satz 2 Nr. 4 bezeichnete Frist mit der Entlassung aus 
der Strafhaft. 

3. Aufenthaltsbewilligung 

§ 28 

Aufenthaltsbewilligung 

(1) Die Aufenthaltsgenehmigung wird als Aufent-
haltsbewilligung erteilt, wenn einem Ausländer der 
Aufenthalt nur für einen bestimmten, seiner Natur 
nach einen nur vorübergehenden Aufenthalt erfor-
dernden Zweck erlaubt wird. § 10 bleibt unberührt. 

(2) Die Aufenthaltsbewilligung wird dem Aufent-
haltszweck entsprechend bef ristet. Sie wird für läng-
stens zwei Jahre erteilt und kann um jeweils längstens 
zwei Jahre nur verlängert werden, wenn der Aufent-
haltszweck noch nicht erreicht ist und in einem ange-
messenen Zeitraum noch erreicht werden kann. 

(3) Einem Ausländer kann in der Regel vor seiner 
Ausreise die Aufenthaltsbewilligung nicht für einen 
anderen Aufenthaltszweck erneut erteilt oder verlän-
gert werden. Eine Aufenthaltserlaubnis kann vor Ab-
lauf eines Jahres seit der Ausreise des Ausländers 
außer in den Fällen eines gesetzlichen Anspruches 
nur erteilt werden, wenn es im öffentlichen Interesse 
liegt. Sätze 1 und 2 finden keine Anwendung auf Aus-
länder, die sich noch nicht länger als ein Jahr im Bun-
desgebiet aufhalten. 

(4) Einem Ausländer, der sich aus beruflichen oder 
familiären Gründen wiederholt im Bundesgebiet auf-
halten will , kann im Rahmen der Gültigkeitsdauer sei-
nes Passes ein Visum mit der Maßgabe erteilt werden, 
daß er sich bis zu insgesamt drei Monaten jährlich im 
Bundesgebiet aufhalten darf. Einem Ausländer, der 
von einem Träger im Bundesgebiet eine Rente bezieht 
und der familiäre Bindungen im Bundesgebiet hat, 
wird in der Regel ein Visum nach Satz 1 erteilt. 

§ 29 

Aufenthaltsbewilligung für Familienangehörige 

(1) Dem ausländischen Familienangehörigen eines 
Ausländers, der eine Aufenthaltsbewilligung besitzt, 
kann zum Zwecke des nach Artikel 6 des Grundgeset-
zes gebotenen Schutzes von Ehe und Familie eine 
Aufenthaltsbewilligung für die Herstellung und Wah-
rung der häuslichen familiären Gemeinschaft mit dem 
Ausländer im Bundesgebiet erteilt werden, wenn 

1. der Lebensunterhalt des Ausländers und des Fami-
lienangehörigen ohne Inanspruchnahme von So-
zialhilfe gesichert ist und 
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2. ausreichender Wohnraum (§ 17 Abs. 4) zur Verfü-
gung steht. 

(2) Die Aufenthaltsbewilligung kann nach Maßgabe 
des Absatzes 1 dem Ehegatten des Ausländers erteilt 
werden. 

(3) Einem minderjährigen ledigen Kind des Aus-
länders wird die Aufenthaltsbewilligung nach Maß-
gabe des Absatzes 1 und des § 20 Abs. 2 erteilt. Sie 
kann im übrigen nach Maßgabe des Absatzes 1 und 
des § 20 Abs. 3 und 4 erteilt werden. 

(4) § 17 Abs. 5 und § 22 finden entsprechende An-
wendung. 

(5) Die Aufenthaltsbewilligung eines Familienange-
hörigen kann nur verlängert werden, solange der 
Ausländer eine Aufenthaltsbewilligung besitzt und 
die häusliche Gemeinschaft mit ihm fortbesteht. Von 
der in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Voraussetzung 
kann bei der Verlängerung abgesehen werden. 

4. Aufenthaltsbefugnis 

§ 30 

Aufenthaltsbefugnis 

(1) Die Aufenthaltsgenehmigung wird als Aufent-
haltsbefugnis erteilt, wenn einem Ausländer aus völ-
kerrechtlichen oder dringenden humanitären Grün-
den oder zur Wahrung politischer Interessen der Bun-
desrepublik Deutschland Einreise und Aufenthalt im 
Bundesgebiet erlaubt werden soll und die Erteilung 
einer Aufenthaltserlaubnis ausgeschlossen ist oder ihr 
einer der in § 7 Abs. 2 bezeichneten Versagungs-
gründe entgegensteht. 

(2) Einem Ausländer, der sich rechtmäßig im Bun-
desgebiet aufhält, kann aus dringenden humanitären 
Gründen eine Aufenthaltsbefugnis erteilt werden, 
wenn 

1. die Erteilung oder Verlängerung einer anderen 
Aufenthaltsgenehmigung ausgeschlossen ist und 

2. auf Grund besonderer Umstände des Einzelfalles 
das Verlassen des Bundesgebiets für den Auslän-
der eine außergewöhnliche Härte bedeuten 
würde; 

soweit der Ausländer nicht mit einem weiteren Auf-
enthalt im Bundesgebiet rechnen durfte, sind die 
Dauer des bisherigen Aufenthalts des Ausländers und 
seiner Familienangehörigen nicht als dringende hu-
manitäre Gründe anzusehen. 

(3) Einem Ausländer, der unanfechtbar ausreise-
pflichtig ist, kann eine Aufenthaltsbefugnis abwei-
chend von § 8 Abs. 1 erteilt werden, wenn die Voraus-
setzungen des § 55 Abs. 2 für eine Duldung vorliegen, 
weil seiner freiwilligen Ausreise und seiner Abschie-
bung Hindernisse entgegenstehen, die er nicht zu ver-
treten hat. 

(4) Im übrigen kann einem Ausländer, der seit min-
destens zwei Jahren unanfechtbar ausreisepflichtig ist 
und eine Duldung besitzt, abweichend von § 8 Abs. 1 
und 2 eine Aufenthaltsbefugnis erteilt werden, es sei 

denn, der Ausländer weigert  sich, zumutbare Anfor-
derungen zur Besei tigung des Abschiebungshinder-
nisses zu erfüllen. 

(5) Einem Ausländer, dessen Asylantrag unanfecht-
bar abgelehnt worden ist oder der seinen Asylantrag 
zurückgenommen hat, darf eine Aufenthaltsbefugnis 
nur nach Maßgabe der Absätze 3 und 4 erteilt wer-
den. 

§ 31 

Aufenthaltsbefugnis für Familienangehörige 

Dem Ehegatten und einem minderjährigen ledigen 
Kind eines Ausländers, der eine Aufenthaltsbefugnis 
besitzt, darf nach Maßgabe des § 30 Abs. 1 bis 4 und 
abweichend von § 30 Abs. 5 eine Aufenthaltsbefugnis 
zur Herstellung und Wahrung der häuslichen familiä-
ren Gemeinschaft mit dem Ausländer im Bundesge-
biet erteilt werden. 

§ 32 

Aufnahmebefugnis der obersten Landesbehörden 

Die oberste Landesbehörde kann im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister des Innern aus völkerrechtli-
chen oder humanitären Gründen oder zur Wahrung 
politischer Interessen der Bundesrepublik Deutsch-
land anordnen, daß Ausländern aus bestimmten Staa-
ten oder daß in sonstiger Weise bestimmten Auslän-
dergruppen nach den §§ 30 und 31 eine Aufenthalts-
befugnis erteilt wird und daß erteilte Aufenthaltsbe-
fugnisse verlängert werden. 

§ 33 

Übernahme von Ausländern 

(1) Der Bundesminister des Innern oder die von ihm 
bestimmte Stelle kann einen Ausländer zum Zwecke 
der Aufenthaltsgewährung in das Bundesgebiet über-
nehmen, wenn völkerrechtliche oder humanitäre 
Gründe oder politische Interessen des Bundes es er-
fordern. 

(2) Einem nach Absatz 1 übernommenen Ausländer 
wird eine Aufenthaltsbefugnis erteilt. 

§ 34 

Geltungsdauer der Aufenthaltsbefugnis 

(1) Die Aufenthaltsbefugnis kann für jeweils läng-
stens zwei Jahre erteilt und verlängert werden. 

(2) Die Aufenthaltsbefugnis darf nicht verlängert 
werden, wenn das Abschiebungshindernis oder die 
sonstigen einer Aufenthaltsbeendigung entgegenste-
henden Gründe entfallen sind. 
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§ 35 

Daueraufenthalt aus humanitären Gründen 

(1) Einem Ausländer, der seit acht Jahren eine Auf-
enthaltsbefugnis besitzt, kann eine unbefristete Auf-
enthaltserlaubnis erteilt werden, wenn die in § 24 
Abs. 1 Nr. 2 bis 6 bezeichneten Voraussetzungen vor-
liegen und sein Lebensunterhalt aus eigener Erwerbs-
tätigkeit oder eigenem Vermögen gesichert ist. Die 
Aufenthaltszeit des der Erteilung der Aufenthaltsbe-
fugnis vorangegangenen Asylverfahrens wird auf die 
acht Jahre angerechnet. Die Aufenthaltsberechtigung 
wird nach § 27 mit der Maßgabe erteilt, daß der Aus-
länder seit drei Jahren die unbefristete Aufenthaltser-
laubnis besitzt. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Satz 1 wird dem Ehegat-
ten und den minderjährigen ledigen Kindern des Aus-
länders eine Aufenthaltserlaubnis erteilt, wenn sie in 
diesem Zeitpunkt im Besitz einer Aufenthaltsbefugnis 
sind. Für die Erteilung der unbefristeten Aufenthalts-
erlaubnis und der Aufenthaltsberechtigung wird die 
Dauer des Besitzes der Aufenthaltsbefugnis auf die 
erforderliche Dauer des Besitzes der Aufenthaltser-
laubnis angerechnet. 

DRITTER ABSCHNITT 

Aufenthalts- und paßrechtliche Vorschriften 

§ 36 

Maßnahmen bei räumlicher Beschränkung 

Ein Ausländer hat den Teil des Bundesgebiets, in 
dem er sich ohne Erlaubnis der Ausländerbehörde 
einer räumlichen Beschränkung zuwider aufhält, un-
verzüglich zu verlassen. Die Erfüllung dieser Pflicht 
kann, soweit erforderlich, auch ohne Androhung 
durch Anwendung unmittelbaren Zwangs durchge-
setzt werden. § 57 Abs. 2 Satz 1 findet entsprechende 
Anwendung. Die Dauer der Haft darf eine Woche 
nicht übersteigen. 

§ 37 

Verbot und Beschränkung 
der politischen Betätigung 

(1) Die politische Betätigung eines Ausländers kann 
beschränkt oder untersagt werden, soweit sie 

1. die politische Willensbildung in der Bundesrepu-
blik Deutschland oder das friedliche Zusammenle-
ben von Deutschen und Ausländern oder von ver-
schiedenen Ausländergruppen im Bundesgebiet, 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung oder son-
stige erhebliche Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland beeinträchtigt oder gefährdet, 

2. den außenpolitischen Interessen oder den völker-
rechtlichen Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland zuwiderlaufen kann oder 

3. gegen die Rechtsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland, insbesondere unter Anwendung von 
Gewalt, verstößt. 

(2) Die politische Betätigung eines Ausländer ist 
unerlaubt und wird, wenn das Verbot nicht untunlich 
ist, in der Regel untersagt, soweit sie 

1. die freiheitliche demokratische Grundordnung 
oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land gefährdet, 

2. dem Inhalt der allgemeinen Regeln oder der kodi-
fizierten Normen des Völkerrechts widersp richt, 

3. Gewaltanwendung als Mittel zur Durchsetzung po-
litischer, religiöser oder sonstiger Belange öffent-
lich unterstützt, befürwortet oder hervorzurufen 
bezweckt oder geeignet ist, 

4. Vereinigungen, politische Bewegungen oder 
Gruppen innerhalb oder außerhalb des Bundesge-
biets unterstützt, die im Bundesgebiet Anschläge 
gegen Personen oder Sachen oder außerhalb des 
Bundesgebiets Anschläge gegen Deutsche oder 
deutsche Einrichtungen veranlaßt, befürwortet 
oder angedroht haben, oder 

5. bestimmt ist, Parteien, andere Vereinigungen, Ein-
richtungen oder Bestrebungen außerhalb des Bun-
desgebiets zu fördern, deren Ziele oder Mittel mit 
den Grundwerten einer die Würde des Menschen 
achtenden staatlichen Ordnung unvereinbar sind. 

§ 38 

Aufenthaltsanzeige 

Der Bundesminister des Innern kann zur Wahrung 
von Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates bestimmen, daß Ausländer, die vom Erfor-
dernis der Aufenthaltsgenehmigung befreit sind, und 
Ausländer, die mit einem Visum einreisen, nach der 
Einreise der Ausländerbehörde oder einer anderen 
Behörde zur Unterrichtung der Ausländerbehörde 
den Aufenthalt anzuzeigen haben. 

§ 39 

Ausweisersatz 

(1) Ein Ausländer, der einen Paß weder besitzt noch 
in zumutbarer Weise erlangen kann, genügt der Aus-
weispflicht im Bundesgebiet mit der Bescheinigung 
über die Aufenthaltsgenehmigung oder Duldung, 
wenn sie mit den Angaben zur Person versehen ist 
(Ausweisersatz). 

(2) Ist ein Ausländer, der eine Aufenthaltsgenehmi-
gung und einen Ausweisersatz nach Absatz 1 besitzt, 
aus wichtigen Gründen darauf angewiesen, vorüber-
gehend das Bundesgebiet zu verlassen, kann ihm im 
Rahmen der Geltungsdauer der Aufenthaltsgenehmi-
gung die Berechtigung zur Rückkehr in das Bundes-
gebiet bescheinigt und für den Grenzübertritt eine 
Ausnahme von der Paßpflicht zugelassen werden. 
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(3) Der Bundesminister des Innern kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
bestimmen, daß Ausländern, die einen Paß oder Paß-
ersatz weder besitzen noch in zumutbarer Weise er-
langen können, ein Reisedokument als Paßersatz aus-
gestellt werden kann. 

§ 40 

Ausweisrechtliche Pflichten 

(1) Ein Ausländer ist verpflichtet, seinen Paß, seinen 
Paßersatz oder seinen Ausweisersatz und seine Auf-
enthaltsgenehmigung oder Duldung auf Verlangen 
den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten 
Behörden vorzulegen, auszuhändigen und vorüber-
gehend zu überlassen, soweit dies zur Durchführung 
oder Sicherung von Maßnahmen nach diesem Gesetz 
erforderlich ist. 

(2) Ein Ausländer, der sich im Bundesgebiet aufhält, 
ist verpflichtet, 

1. rechtzeitig vor Ablauf der Gültigkeitsdauer seines 
Passes die Verlängerung oder einen neuen Paß zu 
beantragen, 

2. unverzüglich einen neuen Paß zu beantragen, 
wenn der bisherige Paß aus anderen Gründen als 
wegen Ablaufs der Gültigkeitsdauer ungültig ge-
worden oder wenn er abhanden gekommen ist, 

3. unverzüglich einen Ausweisersatz zu beantragen, 
wenn er einen gültigen Paß weder besitzt noch 
erlangen kann, 

4. der Ausländerbehörde unverzüglich einen neuen 
Paß oder Paßersatz vorzulegen sowie den Verlust 
und das Wiederauffinden seines Passes, seines 
Paßersatzes oder seines Ausweisersatzes anzuzei-
gen, 

5. seinen Ausweisersatz, sein Reisedokument nach 
§ 39 Abs. 3 oder seinen sonstigen von einer Be-
hörde der Bundesrepublik Deutschland ausgestell-
ten Paßersatz unverzüglich nach Ablauf der Gültig-
keitsdauer oder, wenn im Falle des Abhandenkom-
mens ein neuer Ausweisersatz, ein neues Reisedo-
kument oder ein neuer sonstiger Paßersatz ausge-
stellt worden ist, unverzüglich nach Wiederauffin-
den bei der Ausländerbehörde abzugeben und 

6. seinen Ausweisersatz, sein Reisedokument nach 
§ 39 Abs. 3 oder seinen sonstigen von einer Be-
hörde der Bundesrepublik Deutschland ausgestell-
ten Paßersatz unverzüglich bei der Ausländerbe-
hörde vorzulegen, wenn Eintragungen unzutref-
fend geworden sind. 

§ 41 

Identitätsfeststellung 

(1) Bestehen Zweifel über die Person oder die 
Staatsangehörigkeit des Ausländers, sind die zur Fest-
stellung seiner Identität oder Staatsangehörigkeit er-
forderlichen Maßnahmen zu treffen, wenn 

1. dem Ausländer die Einreise erlaubt oder eine Auf-
enthaltsgenehmigung oder Duldung erteilt werden 
soll oder 

2. es zur Durchführung anderer Maßnahmen nach 
diesem Gesetz erforderlich ist. 

(2) Zur Feststellung der Identität können die in § 81 
b der Strafprozeßordnung bezeichneten erkennungs-
dienstlichen Maßnahmen durchgeführt werden, 
wenn die Identität in anderer Weise, insbesondere 
durch Anfragen bei anderen Behörden nicht oder 
nicht rechtzeitig oder nur unter erheblichen Schwie-
rigkeiten festgestellt werden kann. 

(3) Auch wenn die Voraussetzungen der Absätze 1 
und 2 nicht vorliegen, können erkennungsdienstliche 
Maßnahmen durchgeführt werden, wenn der Auslän-
der mit einem gefälschten oder verfälschten Paß oder 
Paßersatz einreisen wi ll  oder eingereist ist oder wenn 
sonstige Anhaltspunkte den Verdacht begründen, 
daß der Ausländer nach einer Zurückweisung oder 
Beendigung des Aufenthalts erneut unerlaubt ins 
Bundesgebiet einreisen will. 

(4) Der Ausländer hat die erkennungsdienstlichen 
Maßnahmen zu dulden. 

VIERTER ABSCHNITT 

Beendigung des Aufenthalts 

1. Begründung der Ausreisepflicht 

§ 42 

Ausreisepflicht 

(1) Ein Ausländer ist zur Ausreise verpflichtet, wenn 
er eine erforderliche Aufenthaltsgenehmigung nicht 
oder nicht mehr besitzt. 

(2) Die Ausreisepflicht ist vollziehbar, wenn der 
Ausländer 

1. unerlaubt eingereist ist, 

2. nach Ablauf der Geltungsdauer seiner Aufenthalts-
genehmigung noch nicht die Verlängerung oder 
die Erteilung einer anderen Aufenthaltsgenehmi-
gung beantragt hat oder 

3. noch nicht die erstmalige Erteilung der erforderli-
chen Aufenthaltsgenehmigung beantragt hat und 
die gesetzliche Antragsfrist abgelaufen ist. 

Im übrigen ist die Ausreisepflicht erst vollziehbar, 
wenn die Versagung der Aufenthaltsgenehmigung 
oder der sonstige Verwaltungsakt, durch den der Aus-
länder nach Absatz 1 ausreisepflichtig wird, vollzieh-
bar ist. 

(3) Ist die Ausreisepflicht vollziehbar, hat der Aus-
länder das Bundesgebiet unverzüglich oder, wenn 
ihm eine Ausreisefrist gesetzt ist, bis zum Ablauf der 
Frist zu verlassen. Die Ausreisefrist endet spätestens 
sechs Monate nach dem Eintritt der Unanfechtbarkeit 
der Ausreisepflicht. Sie darf nicht über diesen Zeit-
punkt hinaus verlängert werden. 
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(4) Durch die Einreise in einen anderen Mitglied-
staat der Europäischen Gemeinschaften genügt der 
Ausländer seiner Ausreisepflicht nur, wenn ihm Ein-
reise und Aufenthalt dort  erlaubt sind. 

(5) Ein ausreisepflichtiger Ausländer, der seine 
Wohnung wechseln oder den Bezirk der Ausländerbe-
hörde für mehr als drei Tage verlassen will, hat dies 
der Ausländerbehörde vorher anzuzeigen. 

(6) Der Paß oder Paßersatz eines ausreisepflichtigen 
Ausländers soll bis zu dessen Ausreise in Verwahrung 
genommen werden. 

§ 43 

Widerruf der Aufenthaltsgenehmigung 

(1) Die Aufenthaltsgenehmigung kann nur widerru-
fen werden, wenn der Ausländer 

1. keinen gültigen Paß oder Paßersatz mehr besitzt, 

2. seine Staatsangehörigkeit wechselt oder verliert, 

3. noch nicht eingereist ist 

oder wenn 

4. seine Anerkennung als Asylberechtigter, seine 
Rechtsstellung als ausländischer Flüchtling oder 
die Feststellung, daß die Voraussetzungen des § 51 
Abs. 1 vorliegen, erlischt oder unwirksam wird. 

(2) In den Fä llen des Absatzes 1 Nr. 1 wird die Auf-
enthaltsgenehmigung widerrufen, wenn der Auslän-
der zumutbaren Anforderungen zur Erlangung eines 
Passes nicht nachkommt. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 4 kann auch die 
Aufenthaltsgenehmigung der mit dem Ausländer in 
häuslicher Gemeinschaft lebenden Familienangehö-
rigen widerrufen werden. 

§ 44 

Beendigung der Rechtmäßigkeit des Aufenthalts; 
Fortgeltung von Beschränkungen 

(1) Die Aufenthaltsgenehmigung erlischt außer in 
den Fällen des Ablaufs ihrer Geltungsdauer, des Wi-
derrufs und des Eintritts einer auflösenden Bedin-
gung, wenn der Ausländer 

1. ausgewiesen wird, 

2. aus einem seiner Natur nach nicht vorübergehen-
den Grunde ausreist, 

3. ausgereist und nicht innerhalb von sechs Monaten 
oder einer von der Ausländerbehörde bestimmten 
längeren Frist wieder eingereist ist; 

ein für mehrere Einreisen oder mit einer Geltungs-
dauer von mehr als drei Monaten erteiltes Visum er-
lischt nicht nach den Nummern 2 und 3. 

(2) Nach Absatz 1 Nr. 3 wird in der Regel eine län-
gere Frist bestimmt, wenn der Ausländer aus einem 
seiner Natur nach vorübergehenden Grunde ausrei-
sen will  und eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis 

oder eine Aufenthaltsberechtigung besitzt oder wenn 
der Aufenthalt außerhalb des Bundesgebiets Interes-
sen der Bundesrepublik Deutschland dient. 

(3) Die Befreiung vom Erfordernis der Aufenthalts-
genehmigung entfällt, wenn der Ausländer ausgewie-
sen oder abgeschoben wird; § 8 Abs. 2 findet entspre-
chende Anwendung. Im Falle der zeitlichen Be-
schränkung des Aufenthalts nach § 3 Abs. 5 entfällt 
die Befreiung mit Ablauf der Frist. 

(4) Räumliche und sonstige Beschränkungen und 
Auflagen nach diesem und nach anderen Gesetzen 
bleiben auch nach Wegfall der Aufenthaltsgenehmi-
gung oder Duldung in Kraft, bis sie aufgehoben wer-
den oder der Ausländer seiner Ausreisepflicht nach 
§ 42 Abs. 1 bis 4 nachgekommen ist. 

§ 45 

Ausweisung 

(1) Ein Ausländer kann ausgewiesen werden, wenn 
sein Aufenthalt die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung oder sonstige erhebliche Interessen der Bundes-
repub lik Deutschland beeinträchtigt. 

(2) Bei der Entscheidung über die Ausweisung sind 
zu berücksichtigen 

1. die Dauer des rechtmäßigen Aufenthalts und die 
schutzwürdigen persönlichen, wirtschaft lichen 
und sonstigen Bindungen des Ausländers im Bun-
desgebiet, 

2. die Folgen der Ausweisung für die Familienange-
hörigen des Ausländers, die sich rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufhalten und mit ihm in häuslicher 
Gemeinschaft leben und 

3. die in § 55 Abs. 2 genannten Duldungsgründe, so-
weit sie im Zeitpunkt der Entscheidung über die 
Ausweisung bereits bekannt sind. 

(3) Eine Verwaltungsvorschrift eines Landes, Aus-
länder oder bestimmte Gruppen von Ausländern bei 
Vorliegen der in Absatz 1 und in § 46 Abs. 1 bezeich-
neten Gründe oder einzelner dieser Gründe nicht oder 
in der Regel nicht auszuweisen, bedarf des Einverneh-
mens mit dem Bundesminister des Innern. 

§ 46 

Einzelne Ausweisungsgründe 

Die in § 45 Abs. 1 bezeichneten Voraussetzungen 
liegen insbesondere vor, wenn der Ausländer 

1. die freiheitliche demokratische Grundordnung 
oder die Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch-
land gefährdet oder sich bei der Verfolgung politi-
scher Ziele an Gewalttätigkeiten beteiligt oder öf-
fentlich zur Gewaltanwendung aufruft oder mit 
Gewaltanwendung droht, 

2. einen nicht nur vereinzelten oder geringfügigen 
Verstoß gegen Rechtsvorschriften oder gerichtliche 
oder behördliche Entscheidungen oder Verfügun-
gen begangen oder außerhalb des Bundesgebiets 
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eine Straftat begangen hat, die im Bundesgebiet als 
vorsätzliche Straftat anzusehen ist, 

3. Heroin, Cocain oder ein vergleichbar gefährliches 
Betäubungsmittel verbraucht und nicht zu einer 
erforderlichen seiner Rehabi litation dienenden Be-
handlung bereit ist oder sich ihr entzieht, 

4. freiwillig der Gewerbsunzucht nachgeht, durch 
sein Verhalten die öffentliche Gesundheit gefähr-
det oder längerfristig obdachlos ist, 

5. für sich, seine Familienangehörigen, die sich im 
Bundesgebiet aufhalten und denen er allgemein 
zum Unterhalt verpflichtet ist, oder für Personen in 
seinem Haushalt, für die er Unterhalt getragen 
oder auf Grund einer Zusage zu tragen hat, Sozial-
hilfe in Anspruch nimmt oder in Anspruch nehmen 
muß oder 

6. Hilfe zur Erziehung außerhalb der eigenen Familie 
oder Hilfe für junge Volljährige nach dem Achten 
Buch Sozialgesetzbuch erhält. 

§ 47 

Ausweisung wegen besonderer Gefährlichkeit 

(1) Ein Ausländer wird ausgewiesen, wenn er 

1. wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten 
rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von minde-
stens fünf Jahren verurteilt worden ist oder 

2. mehrfach wegen vorsätzlicher Straftaten zu Frei-
heitsstrafen von zusammen mindestens acht Jah-
ren rechtskräftig verurteilt oder bei der letzten 
rechtskräftigen Verurteilung Sicherungsverwah-
rung angeordnet worden ist. 

(2) Ein Ausländer wird in der Regel ausgewiesen, 
wenn er 

1. wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten 
rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe verurteilt und 
die Vollstreckung der Freiheitsstrafe nicht zur Be-
währung ausgesetzt worden ist, 

2. den Vorschriften des Betäubungsmittelgesetzes 
zuwider ohne Erlaubnis Betäubungsmittel anbaut, 
herstellt, einführt, durchführt oder ausführt, veräu-
ßert, an einen anderen abgibt oder in sonstiger 
Weise in Verkehr bringt oder mit ihnen handelt 
oder wenn er einen anderen bei einer solchen 
Handlung unterstützt oder diesen dazu auffordert 
oder verleitet. 

§ 48 

Besonderer Ausweisungsschutz 

(1) Ein Ausländer kann nur aus schwerwiegenden 
Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
ausgewiesen werden, wenn er 

1. eine Aufenthaltsberechtigung besitzt, 

2. eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis besitzt und 
im Bundesgebiet geboren oder als Minderjähriger 
in das Bundesgebiet eingereist ist, 

3. eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis besitzt und 
mit einem der in Nummern 1 und 2 bezeichneten 
Ausländer als Ehegatte in häuslicher Gemeinschaft 
lebt, 

4. mit einem deutschen Familienangehörigen in 
häuslicher Gemeinschaft lebt, 

5. als Asylberechtigter anerkannt ist, im Bundesge-
biet die Rechtsstellung eines ausländischen Flücht-
lings genießt oder einen von einer Behörde der 
Bundesrepublik Deutschland ausgestellten Reise-
ausweis nach dem Abkommen über die Rechtsstel-
lung für Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 (BGBl. 1953 
II S. 559) besitzt. 

Ein schwerwiegender Grund der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung liegt in der Regel in den Fällen des 
§ 47 vor; im übrigen ist er nur anzunehmen, wenn 
durch das Verhalten des Ausländers, insbesondere 
ein wiederholtes widerrechtliches Verhalten die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung erheblich beein-
trächtigt ist. 

(2) Über die Ausweisung nach Absatz 1 wird auch in 
den Fällen des § 47 Abs. 2 nach Ermessen entschie-
den. In den Fällen des § 47 Abs. 1 wird der Ausländer 
in der Regel ausgewiesen. 

(3) Ein minderjähriger Ausländer, dessen Eltern 
sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten, soll nicht 
ausgewiesen werden, es sei denn, er ist wegen serien-
mäßiger Begehung nicht unerheblicher vorsätzlicher 
Straftaten, wegen schwerer Straftaten oder einer be-
sonders schweren Straftat rechtskräftig verurteilt wor-
den. 

(4) Ein Ausländer, der einen beachtlichen Asylan-
trag gestellt hat, kann nur unter der Bedingung aus-
gewiesen werden, daß das Asylverfahren unanf echt-
bar  ohne Anerkennung als Asylberechtigter abge-
schlossen wird. Von der Bedingung wird abgesehen, 
wenn 

1. ein Sachverhalt vorliegt, der nach Absatz 1 eine 
Ausweisung rechtfertigt, oder 

2. der Asylantrag nach § 11 Abs. 1 des Asylverfah-
rensgesetzes als offensichtlich unbegründet abge-
lehnt worden ist. 

2. Durchsetzung der Ausreisepflicht 

§ 49 

Abschiebung 

(1) Ein ausreisepflichtiger Ausländer ist abzuschie-
ben, wenn die Ausreisepflicht vollziehbar ist und 
wenn ihre freiwillige Erfüllung nach § 42 Abs. 3 und 4 
nicht gesichert oder aus Gründen der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung eine Überwachung der Aus-
reise erforderlich erscheint. 

(2) Befindet sich der Ausländer auf richterliche An-
ordnung in Haft oder in sonstigem öffentlichen Ge-
wahrsam, bedarf seine Ausreise einer Überwachung. 
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Das gleiche gilt, wenn der Ausländer 

1. innerhalb der ihm gesetzten Ausreisefrist nicht 
ausgereist ist, 

2. nach § 47 ausgewiesen worden ist, 

3. mittellos ist, 

4. keinen Paß besitzt, 

5. gegenüber der Ausländerbehörde zum Zwecke der 
Täuschung unrichtige Angaben gemacht oder die 
Angaben verweigert hat oder 

6. zu erkennen gegeben hat, daß er seiner Ausrei-
sepflicht nicht nachkommen wird. 

§ 50 

Androhung der Abschiebung 

(1) Die Abschiebung soll schriftlich unter Bestim-
mung einer Ausreisefrist angedroht werden. In der 
Androhung soll der Staat bezeichnet werden, in den 
der Ausländer abgeschoben werden so ll, es sei denn, 
der Ausländer besitzt dessen Staatsangehörigkeit. Die 
Androhung soll mit dem Verwaltungsakt verbunden 
werden, durch den der Ausländer nach § 42 Abs. 1 
ausreisepflichtig wird. 

(2) In den Fällen des § 49 Abs. 2 Satz 1 bedarf es 
keiner Fristsetzung; der Ausländer wird aus der Haft 
oder dem öffentlichen Gewahrsam abgeschoben. 

§ 51 

Verbot der Abschiebung politisch Verfolgter 

(1) Ein Ausländer darf nicht in einen Staat abge-
schoben werden, in dem sein Leben oder seine Frei-
heit wegen seiner Rasse, Religion, Staatsangehörig-
keit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozia-
len Gruppe oder wegen seiner politischen Überzeu-
gung bedroht ist. 

(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 liegen vor 
bei 

1. Asylberechtigten und 

2. sonstigen Ausländern, die im Bundesgebiet die 
Rechtsstellung ausländischer Flüchtlinge genießen 
oder die außerhalb des Bundesgebiets als ausländi-
sche Flüchtlinge im Sinne des Abkommens über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge anerkannt sind. 

In den sonstigen Fällen, in denen sich der Ausländer 
auf politische Verfolgung beruft, stellt das Bundesamt 
für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge in ei-
nem Asylverfahren nach den Vorschriften des Asyl-
verfahrensgesetzes fest, ob die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 vorliegen. Die Entscheidung des Bundes-
amtes ist für alle mit der Ausführung dieses Gesetzes 
betrauten Behörden verbindlich. Sie kann nur nach 
den Vorschriften des Asylverfahrensgesetzes ange-
fochten werden. 

(3) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn der 
Ausländer aus schwerwiegenden Gründen als eine 

Gefahr für die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland anzusehen ist oder eine Gefahr für die 
Allgemeinheit bedeutet, weil er wegen einer beson-
ders schweren Straftat rechtskräftig verurteilt worden 
ist. 

(4) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 vor, 
kann nicht davon abgesehen werden, die Abschie-
bung anzudrohen, eine angemessene Frist zu setzen 
und in der Androhung die Staaten zu bezeichnen, in 
die der Ausländer nicht abgeschoben werden darf. 

§ 52 

Abschiebung bei möglicher politischer Verfolgung 

§ 51 findet entsprechende Anwendung auf Auslän-
der, die einen beachtlichen Asylantrag gestellt haben, 
solange der Antrag nicht unanfechtbar oder als offen-
sichtlich unbegründet abgelehnt oder zurückgenom-
men ist. 

§ 53 

Abschiebungshindernisse 

(1) Ein Ausländer darf nicht in einen Staat abge-
schoben werden, in dem für diesen Ausländer die 
konkrete Gefahr besteht, der Folter unterworfen zu 
werden. Die Voraussetzungen des Satzes 1 sind als 
gegeben anzusehen, wenn das Bestehen der konkre-
ten Gefahr für diesen Ausländer mit beachtlicher, auf 
stichhaltigen Gründen beruhender Wahrscheinlich-
keit anzunehmen ist. 

(2) Ein Ausländer darf nicht in einen Staat abge-
schoben werden, wenn dieser Staat den Ausländer 
wegen einer Straftat sucht und die Gefahr der Todes-
strafe besteht. In diesen Fällen finden die Vorschriften 
über die Auslieferung entsprechende Anwendung. 

(3) Liegt ein förmliches Auslieferungsersuchen oder 
ein mit der Ankündigung eines Auslieferungsersu-
chens verbundenes Festnahmeersuchen eines ande-
ren Staates vor, kann der Ausländer bis zur Entschei-
dung über die Auslieferung nicht in diesen Staat ab-
geschoben werden. Im Falle der Ablehnung des Aus-
lieferungsersuchens eines anderen Staates kann von 
der Abschiebung des Ausländers in diesen Staat ab-
gesehen werden und wird in der Regel davon abgese-
hen, wenn die Auslieferung wegen der Art  oder der 
Höhe der drohenden Bestrafung abgelehnt wurde. 

(4) Ein Ausländer darf nicht abgeschoben werden, 
soweit sich aus der Anwendung der Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
vom 4. November 1950 (BGBl. 1952 II S. 686) ergibt, 
daß die Abschiebung unzulässig ist. 

(5) Die allgemeine Gefahr, daß einem Ausländer in 
einem anderen Staat Strafverfolgung und Bestrafung 
drohen können, und, soweit sich aus den Absätzen 1 
bis 4 nicht etwas anderes ergibt, die konkrete Gefahr 
einer nach der Rechtsordnung eines anderen Staates 
gesetzmäßigen Bestrafung stehen der Abschiebung 
nicht entgegen. 
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(6) Von der Abschiebung eines Ausländers in einen 
anderen Staat kann abgesehen werden, wenn do rt  für 
diesen Ausländer eine erhebliche konkrete Gefahr für 
Leib, Leben oder Freiheit besteht. Gefahren in diesem 
Staat, denen die Bevölkerung oder die Bevölkerungs-
gruppe, der der Ausländer angehört, allgemein aus-
gesetzt ist, werden bei Entscheidungen nach § 54 be-
rücksichtigt. 

§ 54 

Aussetzung von Abschiebungen 

Die oberste Landesbehörde kann aus völkerrechtli-
chen oder humanitären Gründen oder zur Wahrung 
politischer Interessen der Bundesrepublik Deutsch-
land anordnen, daß die Abschiebung von Ausländern 
aus bestimmten Staaten oder von in sonstiger Weise 
bestimmten Ausländergruppen allgemein oder in be-
stimmte Staaten für die Dauer von längstens sechs 
Monaten ausgesetzt wird. Soll die Abschiebung für 
länger als sechs Monate ausgesetzt werden, bedarf 
die Anordnung des Einvernehmens mit dem Bundes-
minister des Innern. 

§ 55 

Duldungsgründe 

(1) Die Abschiebung eines Ausländers kann nur 
nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 zeitweise ausge-
setzt werden (Duldung). 

(2) Einem Ausländer wird eine Duldung erteilt, so-
lange seine Abschiebung aus rechtlichen oder tat-
sächlichen Gründen unmöglich ist oder nach § 53 
Abs. 3 Satz 2, Abs. 6 oder § 54 ausgesetzt werden 
soll. 

(3) Einem Ausländer kann eine Duldung erteilt wer-
den, solange er nicht unanfechtbar ausreisepflichtig 
ist oder wenn dringende humanitäre oder persönliche 
Gründe oder erhebliche öffentliche Interessen seine 
vorübergehende weitere Anwesenheit im Bundesge-
biet erfordern; die Duldung darf nicht erteilt werden, 
um dem Ausländer auf Dauer den weiteren Aufent-
halt im Bundesgebiet zu ermöglichen. 

(4) Ist rechtskräftig entschieden, daß die Abschie-
bung eines Ausländers zulässig ist, kann eine Dul-
dung nur erteilt werden, wenn die Abschiebung aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen unmöglich ist 
oder nach § 54 ausgesetzt werden soll. 

§ 56 

Duldung 

(1) Die Ausreisepflicht eines geduldeten Ausländers 
bleibt unberührt. 

(2) Die Duldung ist befristet; die Frist soll ein Jahr 
nicht übersteigen. Nach Ablauf der Frist kann die Dul-
dung nach Maßgabe des § 55 erneuert werden. 

(3) Die Duldung ist räumlich auf das Gebiet des Lan-
des beschränkt. Weitere Bedingungen und Auflagen 
können angeordnet werden. Insbesondere können 
das Verbot oder Beschränkungen der Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit angeordnet werden. 

(4) Die Duldung erlischt mit der Ausreise des Aus-
länders. 

(5) Die Duldung wird widerrufen, wenn die der Ab-
schiebung entgegenstehenden Gründe entfallen. 

(6) Der Ausländer wird unverzüglich nach Erlö-
schen der Duldung ohne erneute Androhung und 
Fristsetzung abgeschoben, es sei denn, die Duldung 
wird erneuert. 

§57 

Abschiebungshaft 

(1) Ein Ausländer ist zur Vorbereitung der Auswei-
sung auf richterliche Anordnung in Haft zu nehmen, 
wenn über die Ausweisung nicht sofort entschieden 
werden kann und die Abschiebung ohne die Inhaft-
nahme wesentlich erschwert oder vereitelt würde 
(Vorbereitungshaft). Die Dauer der Vorbereitungshaft 
soll sechs Wochen nicht überschreiten. Im Falle der 
Ausweisung bedarf es für die Fortdauer der Haft bis 
zum Ablauf der angeordneten Haftdauer keiner er-
neuten richterlichen Anordnung. 

(2) Ein ausreisepflichtiger Ausländer ist zur Siche-
rung der Abschiebung auf richterliche Anordnung in 
Haft zu nehmen (Sicherungshaft), wenn der begrün-
dete Verdacht besteht, daß er sich der Abschiebung 
entziehen will. Die Sicherungshaft ist unzulässig, 
wenn feststeht, daß aus Gründen, die der Ausländer 
nicht zu vertreten hat, die Abschiebung nicht inner-
halb der nächsten drei Monate durchgeführt werden 
kann. 

(3) Die Sicherungshaft kann bis zu sechs Monaten 
angeordnet und bis zur Gesamtdauer von einem Jahr 
verlängert werden; in besonderen Ausnahmefällen, in 
denen der Ausländer seine Abschiebung verhindert, 
kann sie darüber hinaus verlängert werden. Eine Vor-
bereitungshaft ist auf die Gesamtdauer der Siche-
rungshaft anzurechnen. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Grenzübertritt 

§ 58 

Unerlaubte Einreise; Ausnahme-Visum 

(1) Die Einreise eines Ausländers in das Bundesge-
biet ist unerlaubt, wenn er 

1. eine erforderliche Aufenthaltsgenehmigung nicht 
besitzt, 

2. einen erforderlichen Paß nicht besitzt oder 

3. nach § 8 Abs. 2 nicht einreisen darf, es sei denn, er 
besitzt eine Betretenserlaubnis (§ 9 Abs. 3) oder 
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ihm ist nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach 
§ 9 Abs. 4 die Einreise erlaubt worden. 

(2) Der Bundesminister des Innern kann die mit der 
polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden 
Verkehrs beauftragten Behörden im Einzelfall oder 
für bestimmte Einzelfälle ermächtigen, einem Auslän-
der an der Grenze ein Visum zu erteilen und einen 
Paßersatz auszustellen. 

§ 59 

Grenzübertritt 

(1) Soweit nicht auf Grund anderer Rechtsvorschrif-
ten oder zwischenstaatlicher Vereinbarungen Aus-
nahmen zugelassen sind, sind die Einreise in das Bun-
desgebiet und die Ausreise aus dem Bundesgebiet nur 
an den zugelassenen Grenzübergangsstellen und in-
nerhalb der festgesetzten Verkehrsstunden zulässig 
und Ausländer verpflichtet, bei der Einreise und der 
Ausreise einen gültigen Paß oder Paßersatz mitzufüh-
ren, sich damit über ihre Person auszuweisen und sich 
der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreiten-
den Verkehrs zu unterziehen. 

(2) An einer zugelassenen Grenzübergangsstelle ist 
ein Ausländer erst eingereist, wenn er die Grenze 
überschritten und die Grenzübergangsstelle passiert 
hat. Im übrigen ist ein Ausländer eingereist, wenn er 
die Grenze überschritten hat. 

§ 60 

Zurückweisung 

(1) Ein Ausländer, der unerlaubt einreisen will oder 
der nicht nachweisen kann, daß er die erforderliche 
Aufenthaltsgenehmigung und den erforderlichen Paß 
besitzt, wird an der Grenze zurückgewiesen. 

(2) Ein Ausländer kann an der Grenze zurückgewie-
sen werden, wenn 

1. ein Ausweisungsgrund vorliegt, 

2. der begründete Verdacht besteht, daß der Aufent-
halt nicht dem angegebenen Zweck dient. 

(3) Ein Ausländer, der für einen vorübergehenden 
Aufenthalt im Bundesgebiet vom Erfordernis der Auf-
enthaltsgenehmigung befreit ist, kann unter densel-
ben Voraussetzungen zurückgewiesen werden, unter 
denen eine Aufenthaltsgenehmigung versagt werden 
darf. 

(4) Die Zurückweisung erfolgt in den Staat, aus dem 
der Ausländer einzureisen versucht. Sie kann auch in 
den Staat erfolgen, in dem der Ausländer die Reise 
angetreten hat, in dem er seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt hat, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt oder 
der den Paß ausgestellt hat, oder in einen sonstigen 
Staat, in den der Ausländer einreisen darf. 

(5) § 51 Abs. 1 bis 3, §§ 52, 53 Abs. 1 und 4 und § 57 
finden entsprechende Anwendung. 

§ 61 

Zurückschiebung 

(1) Ein Ausländer, der unerlaubt eingereist ist, soll 
innerhalb von sechs Monaten nach dem Grenzüber-
tritt zurückgeschoben werden. Ist ein anderer Staat 
auf Grund einer zwischenstaatlichen Übernahmever-
einbarung zur Rückübernahme des Ausländers ver-
pflichtet, so ist die Zurückschiebung zulässig, solange 
die Rückübernahmeverpflichtung besteht. 

(2) Ein ausreisepflichtiger Ausländer, der von einem 
anderen Staat rücküberstellt oder zurückgewiesen 
wird, soll unverzüglich in einen Staat zurückgescho-
ben werden, in den er einreisen darf, es sei denn, die 
Ausreisepflicht ist noch nicht vollziehbar. 

(3) § 51 Abs. 1 bis 3, §§ 52, 53 Abs. 1 bis 4 und §§ 57 
und 60 Abs. 4 finden entsprechende Anwendung. 

§ 62 

Ausreise 

(1) Ausländer können aus dem Bundesgebiet frei 
ausreisen. 

(2) Einem Ausländer kann die Ausreise in entspre-
chender Anwendung des § 10 Abs. 1 und 2 des Paß-
gesetzes vom 19. April 1986 (BGBl. I S. 537) untersagt 
werden. Im übrigen kann einem Ausländer die Aus-
reise aus dem Bundesgebiet nur untersagt werden, 
wenn er in einen anderen Staat einreisen will, ohne im 
Besitz der dafür erforderlichen Dokumente und Er-
laubnisse zu sein. 

(3) Das Ausreiseverbot ist aufzuheben, sobald der 
Grund seines Erlasses entfällt. 

SECHSTER ABSCHNITT. 

Verfahrensvorschriften 

§ 63 

Zuständigkeit 

(1) Für aufenthalts- und paßrechtliche Maßnahmen 
und Entscheidungen nach diesem Gesetz und nach 
ausländerrechtlichen Bestimmungen in anderen Ge-
setzen sind die Ausländerbehörden zuständig. Für die 
Einbürgerung sind die Einbürgerungsbehörden zu-
ständig. 

(2) Der Bundesminister des Innern kann durch a ll
-gemeine Verwaltungsvorschrift mit Zustimmung des 

Bundesrates die zuständige Ausländerbehörde für die 
Fälle bestimmen, in denen 

1. der Ausländer sich nicht im Bundesgebiet auf-
hält, 

2. nach landesrechtlichen Vorschriften Ausländerbe-
hörden mehrerer Länder zuständig sind oder jede 
Ausländerbehörde ihre Zuständigkeit im Hinblick 
auf die Zuständigkeit der Ausländerbehörde eines 
anderen Landes verneinen kann. 
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(3) Im Ausland sind für Paß- und Visaangelegenhei-
ten die vom Auswärtigen Amt ermächtigten Aus-
landsvertretungen zuständig. 

(4) Die mit der polizeilichen Kontrolle des grenz-
überschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden 
sind zuständig für 

1. die Zurückweisung, die Zurückschiebung, die 
Überstellung von Ausländern aus und in andere 
Staaten und, soweit es zur Vorbereitung und Siche-
rung dieser Maßnahmen erforderlich ist, die Fest-
nahme und die Beantragung von Haft, 

2. die Erteilung eines Visums und die Ausstellung 
eines Paßersatzes nach § 58 Abs. 2 sowie die Durch-
führung des § 74 Abs. 2 Satz 2, 

3. den Widerruf eines Visums im Falle der Zurück-
weisung oder Zurückschiebung, auf Ersuchen der 
Auslandsvertretung, die das Visum erteilt hat, oder 
auf Ersuchen der Ausländerbehörde, die der Ertei-
lung des Visums zugestimmt hat, sofern diese ihrer 
Zustimmung bedurfte, 

4. das Ausreiseverbot und die Maßnahmen nach § 82 
Abs. 5 an der Grenze, 

5. die Prüfung an der Grenze, ob Beförderungsunter-
nehmer und sonstige Dritte die Vorschriften dieses 
Gesetzes und die auf Grund dieses Gesetzes erlas-
senen Verordnungen und Anordnungen beachtet 
haben, sowie 

6. sonstige ausländerrechtliche Maßnahmen und Ent-
scheidungen, soweit sich deren Notwendigkeit an 
der Grenze ergibt und sie vom Bundesminister des 
Innern hierzu allgemein oder im Einzelfall ermäch-
tigt sind. 

(5) Für die erkennungsdienstlichen Maßnahmen 
nach § 41 Abs. 2 und 3 sind die Ausländerbehörden, 
die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüber-
schreitenden Verkehrs beauftragten Behörden und, 
soweit es für die Erfüllung ihrer Aufgaben nach Ab-
satz 6 erforderlich ist, die Polizeien der Länder zustän-
dig. 

(6) Für die Zurückschiebung, die Festnahme sowie 
die Durchführung des § 36 und der Abschiebung sind 
auch die Polizeien der Länder zuständig. 

§ 64 

Beteiligungserfordernisse 

(1) Eine Betretenserlaubnis (§ 9 Abs. 3) darf nur mit 
Zustimmung der für den vorgesehenen Aufenthaltsort 
zuständigen Ausländerbehörde erteilt werden. Die 
Ausländerbehörde, die den Ausländer ausgewiesen 
oder abgeschoben hat, ist in der Regel zu beteili-
gen. 

(2) Räumliche Beschränkungen, Auflagen und Be-
dingungen, Befristungen nach § 8 Abs. 2 Satz 2, An-
ordnungen nach § 37 und sonstige Maßnahmen gegen 
einen Ausländer, der nicht im Besitz einer erforderli-
chen Aufenthaltsgenehmigung ist, dürfen von einer 
anderen Ausländerbehörde nur im Einvernehmen mit 
der Ausländerbehörde geändert oder aufgehoben  

werden, die die Maßnahme angeordnet hat. Satz 1 
findet keine Anwendung, wenn sich der Ausländer 
auf Grund einer Zuweisungsentscheidung nach § 22 
des Asylverfahrensgesetzes im Bezirk der anderen 
Ausländerbehörde aufhält. 

(3) Ein Ausländer, gegen den öffentliche Klage er-
hoben oder ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren 
eingeleitet ist, darf nur im Einvernehmen mit der zu-
ständigen Staatsanwaltschaft ausgewiesen und abge-
schoben werden. 

(4) Der Bundesminister des Innern kann, um die 
Mitwirkung anderer beteiligter Behörden zu sichern, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun-
desrates bestimmen, in welchen Fällen die Erteilung 
eines Visums der Zustimmung der Ausländerbehörde 
bedarf. 

§ 65 

Beteiligung des Bundes, Weisungsbefugnis 

(1) Ein Visum kann zur Wahrung politischer Inter-
essen des Bundes mit der Maßgabe erteilt werden, 
daß die Verlängerung des Visums und die Erteilung 
einer Aufenthaltsgenehmigung oder Duldung nach 
Ablauf der Geltungsdauer des Visums sowie die Auf-
hebung und Änderung von Auflagen, Bedingungen 
und sonstigen Beschränkungen, die mit dem Visum 
verbunden sind, nur im Benehmen oder Einverneh-
men mit dem Bundesminister des Innern oder der von 
ihm bestimmten Stelle vorgenommen werden dürfen; 
die Erteilung einer Duldung bedarf keiner Beteili-
gung, wenn die Abschiebung aus rechtlichen oder tat-
sächlichen Gründen unmöglich ist. 

(2) Der Bundesminister des Innern kann Einzelwei-
sungen zur Ausführung dieses Gesetzes und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun-
gen erteilen, wenn 

1. die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
oder sonstige erhebliche Interessen der Bundesre-
publik Deutschland es erfordern, 

2. durch ausländerrechtliche Maßnahmen eines Lan-
des erhebliche Interessen eines anderen Landes 
beeinträchtigt werden, 

3. eine Ausländerbehörde einen Ausländer auswei-
sen will, der zu den bei konsularischen und diplo-
matischen Vertretungen vom Erfordernis der Auf-
enthaltsgenehmigung befreiten Personen gehört. 

(3) Die Durchführung von Einzelweisungen im Land 
Berlin bedarf der Zustimmung des Senats von Ber-
lin. 

§ 66 

Schriftform; Ausnahme von Formerfordernissen 

(1) Der Verwaltungsakt, durch den ein Paßersatz, 
ein Ausweisersatz oder eine Aufenthaltsgenehmi-
gung versagt, räumlich oder zeitlich beschränkt oder 
mit Bedingungen und Auflagen versehen wird, sowie 
die Ausweisung, die Duldung und Beschränkungen 
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der Duldung bedürfen der Schriftform. Das gleiche 
gilt für Beschränkungen des Aufenthalts nach § 3 
Abs. 5, die Anordnungen nach § 37 und den Widerruf 
von Verwaltungsakten nach diesem Gesetz. 

(2) Die Versagung und die Beschränkung eines Vi-
sums und eines Paßersatzes vor der Einreise bedürfen 
keiner Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung; die 
Versagung an der Grenze bedarf auch nicht der 
Schriftform. 

(3) Die Anordnung von Bedingungen und der in § 14 
Abs. 2 Satz 2 und § 56 Abs. 3 Satz 3 bezeichneten 
Auflage bedarf über den Hinweis auf die Rechts-
grundlage nach diesem Gesetz hinaus keiner zusätz-
lichen Begründung. Sonstige Auflagen und Beschrän-
kungen bei der Erteilung und Verlängerung der Auf-
enthaltsgenehmigung und der Duldung, deren An-
ordnung in einer öffentlich bekanntgemachten Ver-
waltungsvorschrift des Bundes oder des Landes vor-
gesehen ist, bedürfen über die Angabe der Verwal-
tungsvorschrift hinaus keiner zusätzlichen Begrün-
dung. 

§ 67 

Entscheidung über den Aufenthalt 

(1) Über den Aufenthalt von Ausländern wird auf 
der Grundlage der im Bundesgebiet bekannten Um-
stände und zugänglichen Erkenntnisse entschieden. 
Über das Vorliegen des in § 53 Abs. 2 bezeichneten 
Abschiebungshindernisses wird auf der Grundlage 
der der Bundesregierung und dem Bundeskriminal-
amt vorliegenden und zugänglichen Erkenntnisse 
entschieden. 

(2) Wird gegen einen Ausländer, der die Erteilung 
oder Verlängerung einer Aufenthaltsgenehmigung 
beantragt hat, wegen des Verdachts einer Straftat 
oder einer Ordnungswidrigkeit ermittelt, ist die Ent-
scheidung über die Aufenthaltsgenehmigung bis zum 
Abschluß des Verfahrens, im Falle der Verurteilung 
bis zum Eintritt der Rechtskraft des Urteils auszuset-
zen, es sei denn, über die Aufenthaltsgenehmigung 
kann ohne Rücksicht auf den Ausgang des Verfahrens 
entschieden werden. 

§ 68 

Handlungsfähigkeit Minderjähriger 

(1) Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlungen 
nach diesem Gesetz ist auch ein Ausländer, der das 
16. Lebensjahr vollendet hat und der nicht nach den 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches ge-
schäftsunfähig ist oder auch ungeachtet seiner Min-
derjährigkeit in der Geschäftsfähigkeit beschränkt 
wäre. 

(2) Die mangelnde Handlungsfähigkeit eines Min-
derjährigen steht seiner Zurückweisung und Zurück-
schiebung nicht entgegen. Das gleiche gilt für die 
Androhung und Durchführung der Abschiebung in 
den Herkunftsstaat, wenn sich sein gesetzlicher Ver-

treter nicht im Bundesgebiet aufhält oder dessen Auf-
enthaltsort im Bundesgebiet unbekannt ist. 

(3) Bei der Anwendung dieses Gesetzes sind die 
Vorschriften des Bürger lichen Gesetzbuches dafür 
maßgebend, ob ein Ausländer als minderjährig oder 
volljährig anzusehen ist. Die Geschäftsfähigkeit und 
die sonstige rechtliche Handlungsfähigkeit eines 
nach dem Recht seines Heimatstaates volljährigen 
Ausländers bleiben davon unberührt. 

(4) Die gesetzlichen Vertreter eines Ausländers, der 
das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, und son-
stige Personen, die an Stelle der gesetzlichen Vertre-
ter den Ausländer im Bundesgebiet betreuen, sind 
verpflichtet, für den Ausländer die erforderlichen An-
träge auf Erteilung und Verlängerung der Aufent-
haltsgenehmigung und auf Erteilung und Verlänge-
rung des Passes, des Paßersatzes und des Ausweiser-
satzes zu stellen. 

§ 69 

Beantragung der Aufenthaltsgenehmigung 

(1) Eine Aufenthaltsgenehmigung, die nach Maß-
gabe der Rechtsverordnung nach § 3 Abs. 3 Satz 2 
nach der Einreise eingeholt werden kann, ist unver-
züglich nach der Einreise oder innerhalb der in der 
Rechtsverordnung bestimmten Frist zu beantragen. 
Für ein im Bundesgebiet geborenes Kind ist der An-
trag innerhalb von sechs Monaten nach der Geburt zu 
stellen. 

(2) Beantragt ein Ausländer nach der Einreise die 
Erteilung einer Aufenthaltsgenehmigung oder die 
Verlängerung eines ohne Zustimmung der Auslän-
derbehörde erteilten Visums, gilt sein Aufenthalt nach 
Ablauf der Befreiung vom Erfordernis der Aufent-
haltsgenehmigung oder der Geltungsdauer des Vi-
sums beschränkt auf den Bezirk der Ausländerbe-
hörde als geduldet, bis die Ausländerbehörde über 
den Antrag entschieden hat. Diese Wirkung der An-
tragstellung tritt nicht ein, wenn der Ausländer 

1. unerlaubt eingereist ist, 

2. ausgewiesen oder auf Grund eines sonstigen Ver-
waltungsaktes ausreisepflichtig und noch nicht 
ausgereist ist oder 

3. nach der Ablehnung seines Antrages und vor der 
Ausreise einen neuen Antrag stellt. 

(3) Beantragt ein Ausländer, der 

1. mit einem mit Zustimmung der Ausländerbehörde 
erteilten Visum eingereist oder 

2. sich seit mehr als sechs Monaten rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufhält, 

die Erteilung oder Verlängerung einer Aufenthaltsge-
nehmigung, gilt sein Aufenthalt bis zur Entscheidung 
der Ausländerbehörde als erlaubt. In den Fällen des 
Absatzes 1 gilt der Aufenthalt des Ausländers bis zum 
Ablauf der Antragsfrist und nach Stellung des Antra-
ges bis zur Entscheidung der Ausländerbehörde als 
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erlaubt. Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 und 3 gilt entspre-
chend. 

§ 70 

Mitwirkung des Ausländers 

(1) Dem Ausländer obliegt es, seine Belange und für 
ihn günstige Umstände, soweit sie nicht offenkundig 
oder bekannt sind, unter Angabe nachprüfbarer Um-
stände unverzüglich geltend zu machen und die erfor-
derlichen Nachweise über seine persönlichen Ver-
hältnisse, sonstige erforderliche Bescheinigungen 
und Erlaubnisse sowie sonstige erforderliche Nach-
weise, die er erbringen kann, unverzüglich beizubrin-
gen. Die Ausländerbehörde kann ihm dafür eine an-
gemessene Frist setzen. Nach Ablauf der Frist geltend 
gemachte Umstände und beigebrachte Nachweise 
bleiben unberücksich tigt. Der Ausländer soll auf seine 
Obliegenheiten nach Satz 1 hingewiesen werden. Im 
Falle der Fristsetzung ist er auf die Folgen der Frist-
versäumung hinzuweisen. 

(2) Absatz 1 findet im Widerspruchsverfahren ent-
sprechende Anwendung. 

(3) Nach Abschluß des Widerspruchsverfahrens ge-
gen die Versagung der Erteilung oder Verlängerung 
einer Aufenthaltsgenehmigung, gegen einen sonsti-
gen die Ausreisepflicht begründenden Verwaltungs-
akt oder gegen die Androhung der Abschiebung kann 
der Ausländer persönliche Belange und sonstige Um-
stände, die seiner Abschiebung oder seiner Abschie-
bung in einen bestimmten Staat entgegenstehen, nur 
gerichtlich im Wege der Klage oder im Verfahren des 
vorläufigen Rechtsschutzes nach der Verwaltungsge-
richtsordnung geltend machen. 

(4) Soweit es zur Vorbereitung und Durchführung 
von Maßnahmen nach diesem Gesetz und nach aus-
länderrechtlichen Bestimmungen in anderen Geset-
zen erforderlich ist, kann das persönliche Erscheinen 
des Ausländers angeordnet werden. 

§71 

Beschränkungen der Anfechtbarkeit 

(1) Die Versagung eines Visums und eines Paßersat-
zes an der Grenze ist unanfechtbar. Der Ausländer 
wird auf die Möglichkeit einer Antragstellung bei der 
zuständigen Auslandsvertretung hingewiesen. 

(2) Gegen die Versagung der Aufenthaltsgenehmi-
gung nach den §§ 8 und 13 Abs. 2 Satz 1 können vor 
der Ausreise des Ausländers Rechtsbehelfe nur darauf 
gestützt werden, daß der Versagungsgrund nicht vor-
liegt. In den Fällen des § 8 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und § 13 
Abs. 2 Satz 1 wird vermutet, daß schon im Zeitpunkt 
der Einreise der Ausländer visumspflichtig und das 
Visum zustimmungsbedürftig war. 

(3) Gegen die Versagung einer Duldung findet kein 
Widerspruch statt. 

§ 72 

Wirkungen von Widerspruch und Klage 

(1) Widerspruch und Klage gegen Maßnahmen 
nach diesem Gesetz haben keine aufschiebende Wir-
kung, wenn 

1. der Ausländer im Zeitpunkt des Erlasses der ange-
fochtenen Entscheidung sich noch nicht länger als 
ein Jahr rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält oder 
nach § 42 Abs. 1 ausreisepflichtig ist oder 

2 der Rechtsbehelf gegen eine Ausweisung nach § 47 
oder gegen eine Bedingung, Auflage oder räumli-
che Beschränkung gerichtet ist, unter der die Auf-
enthaltsgenehmigung erteilt oder verlängert wor-
den ist. 

(2) Widerspruch und Klage lassen die Wirksamkeit 
der Ausweisung und eines sonstigen Verwaltungsak-
tes, der die Rechtmäßigkeit des Aufenthalts beendet, 
unberührt. Eine Unterbrechung der Rechtmäßigkeit 
des Aufenthalts tritt nicht ein, wenn der Verwaltungs-
akt durch eine behördliche oder unanfechtbare ge-
richtliche Entscheidung aufgehoben wird. 

§ 73 

Rückbeförderungspflicht 
der Beförderungsunternehmer 

(1) Wird ein Ausländer, der mit einem Luft-, See-
oder Landfahrzeug einreisen will, zurückgewiesen, so 
hat ihn der Beförderungsunternehmer unverzüglich 
außer Landes zu bringen. 

(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 besteht für die 
Dauer von drei Jahren hinsichtlich der Ausländer, die 
ohne erforderlichen Paß oder ohne erforderliches Vi-
sum, das sie auf Grund ihrer Staatsangehörigkeit be-
nötigen, in das Bundesgebiet befördert werden und 
die bei der Einreise nicht zurückgewiesen werden, 
weil sie sich auf politische Verfolgung oder auf die in 
§ 53 Abs. 1 oder 4 bezeichneten Umstände berufen; 
die Verpflichtung erlischt, wenn dem Ausländer eine 
Aufenthaltsgenehmigung nach diesem Gesetz erteilt 
wird. 

(3) Der Beförderungsunternehmer hat den Auslän-
der auf Verlangen der mit der polizeilichen Kontrolle 
des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten 
Behörden in den Herkunftsstaat oder in den Staat zu 
bringen, der den Paß ausgestellt hat oder aus dem er 
befördert wurde. 

§ 74 

Sonstige Pflichten der Beförderungsunternehmer 

(1) Ein Beförderungsunternehmer darf Ausländer 
auf dem Luft- oder Seeweg nur in das Bundesgebiet 
befördern, wenn sie im Besitz eines erforderlichen 
Passes und eines erforderlichen Visums sind, das sie 
auf Grund ihrer Staatsangehörigkeit benötigen. Der 
Bundesminister des Innern oder die von ihm be-
stimmte Stelle kann im Einvernehmen mit dem Bun- 
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desminister für Verkehr einem Beförderungsunter-
nehmer untersagen, Ausländer auf einem sonstigen 
Wege in das Bundesgebiet zu befördern, wenn sie 
nicht im Besitz eines erforderlichen Passes und eines 
Visums sind, das sie auf Grund ihrer Staatsangehörig-
keit benötigen. 

(2) Der Bundesminister des Innern oder die von ihm 
bestimmte Stelle kann im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Verkehr einem Beförderungsun-
ternehmer 

1. aufgeben, Ausländer nicht dem Absatz 1 Satz 1 
zuwider in das Bundesgebiet zu befördern, und 

2. für den Fall  der Zuwiderhandlung gegen diese 
Verfügung oder gegen das nach Absatz 1 Satz 2 
angeordnete Beförderungsverbot das Zwangsgeld 
nach Satz 2 androhen. 

Der Beförderungsunternehmer hat für jeden Auslän-
der, den er einer Verfügung nach Satz 1 Nr. 1 oder 
Absatz 1 Satz 2 zuwider befördert, einen Betrag von 
mindestens fünfhundert Deutsche Mark und höch-
stens fünftausend Deutsche Mark, im Falle der Beför-
derung auf dem Luft- oder Seeweg jedoch nicht unter 
zweitausend Deutsche Mark zu entrichten. 

(3) Der Bundesminister des Innern oder die von ihm 
bestimmte Stelle kann im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Verkehr einem Beförderungsun-
ternehmer aufgeben, für eine Verkehrsverbindung 
die Pässe aller Ausländer, die in das Bundesgebiet 
befördert werden sollen, einzusammeln und bei der 
Ankunft im Bundesgebiet den mit der polizeilichen 
Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauf-
tragten Behörden vorzulegen. 

(4) Die Anordnungen nach Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 
Satz 1 und Absatz 3 dürfen nur erlassen werden, wenn 
der Beförderungsunternehmer Ausländer ohne erfor-
derlichen Paß oder ohne erforderliches Visum beför-
dert hat oder wenn der begründete Verdacht besteht, 
daß solche Ausländer befördert werden sollen. Wider-
spruch und Anfechtungsklage gegen die Anordnun-
gen haben keine aufschiebende Wirkung. 

§ 75 

Erhebung personenbezogener Informationen 

(1) Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrau-
ten Behörden dürfen zum Zwecke der Ausführung 
dieses Gesetzes und ausländerrechtlicher Bestim-
mungen in anderen Gesetzen personenbezogene In-
formationen erheben, soweit dies zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nach diesem Gesetz und nach ausländer-
rechtlichen Bestimmungen in anderen Gesetzen er-
forderlich ist. 

(2) Die Informationen sind beim Be troffenen zu er-
heben. Sie dürfen auch ohne Mitwirkung des Betrof-
fenen bei anderen öffentlichen Stellen, ausländischen 
Behörden und bei natürlichen Personen und juristi-
schen Personen des p rivaten Rechts erhoben werden, 
wenn 

1. dieses Gesetz oder eine andere Rechtsvorschrift es 
vorsieht oder zwingend voraussetzt, 

2. es im Interesse des Be troffenen liegt und davon 
ausgegangen werden kann, daß dieser in Kenntnis 
des Verwendungszwecks seine Einwilligung erteilt 
hätte, 

3. die Mitwirkung des Be troffenen nicht ausreicht 
oder einen unverhältnismäßigen Aufwand erfor-
dern würde, 

4. die zu erfüllende Aufgabe ihrer Art nach eine Erhe-
bung bei anderen Personen oder Stellen erforder-
lich macht oder 

5. es zur Überprüfung der Angaben des Be troffenen 
erforderlich ist. 

(3) Werden personenbezogene Informationen beim 
Betroffenen auf Grund einer Rechtsvorschrift erho-
ben, die zur Auskunft verpflichtet, ist der Be troffene 
auf diese Rechtsvorschrift hinzuweisen. 

§ 76 

Übermittlungen an Ausländerbehörden 

(1) Öffentliche Stellen haben auf Ersuchen (§ 75 
Abs. 1) den mit der Ausführung dieses Gesetzes be-
trauten Behörden ihnen bekannt gewordene Um-
stände mitzuteilen. 

(2) Öffentliche Stellen haben unverzüglich die zu-
ständige Ausländerbehörde zu unterrichten, wenn sie 
Kenntnis erlangen von 

1. dem Aufenthalt eines Ausländers, der weder eine 
erforderliche Aufenthaltsgenehmigung noch eine 
Duldung besitzt, 

2. dem Verstoß gegen eine räumliche Beschränkung 
oder 

3. einem sonstigen Ausweisungsgrund; 

in den Fällen der Nummern 1 und 2 und sonstiger 
nach diesem Gesetz strafbarer Handlungen kann statt 
der Ausländerbehörde die zuständige Polizeibehörde 
unterrichtet werden, wenn eine der in § 63 Abs. 6 
bezeichneten Maßnahmen in Betracht kommt; die Po-
lizeibehörde unterrichtet unverzüglich die Ausländer-
behörde. 

(3) Die für die Einleitung und Durchführung eines 
Straf- und eines Bußgeldverfahrens zuständigen Stel-
len haben die zuständige Ausländerbehörde unver-
züglich über die Einleitung des Verfahrens sowie die 
Verfahrenserledigungen bei der Staatsanwaltschaft, 
bei Gericht oder bei der für die Verfolgung und Ahn-
dung der Ordnungswidrigkeit zuständigen Verwal-
tungsbehörde unter Angabe der gesetzlichen Vor-
schriften zu unterrichten. Satz 1 gilt nicht für Verfah-
ren wegen einer Ordnungswidrigkeit, die nur mit ei-
nem Bußgeld bis zu tausend Deutsche Mark geahndet 
werden kann. 

(4) Der Bundesminister des Innern bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, 
daß die 

1. Meldebehörden, 

2. Staatsangehörigkeitsbehörden, 
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3. Paß- und Personalausweisbehörden, 

4. Sozial- und Jugendämter, 

5. Justiz-, Polizei- und Ordnungsbehörden, 

6. Arbeitsämter, 

7. Finanz- und Hauptzollämter und 

8. Gewerbebehörden 

ohne Ersuchen den Ausländerbehörden personenbe-
zogene Informationen von Ausländern, Amtshandlun-
gen und sonstige Maßnahmen gegenüber Ausländern 
und sonstige Erkenntnisse über Ausländer mitzutei-
len haben, soweit diese Angaben zur Erfüllung der 
Aufgaben der Ausländerbehörden nach diesem Ge-
setz und nach ausländerrechtlichen Bestimmungen in 
anderen Gesetzen erforderlich sind. Die Rechtsver-
ordnung bestimmt Art und Umfang der Informatio-
nen, die Maßnahmen und die sonstigen Erkenntnisse, 
die zu übermitteln sind. 

(5) Eine Übermittlung personenbezogener Informa-
tionen und sonstiger Angaben nach den Absätzen 1 
bis 4 unterbleibt, soweit besondere gesetzliche Ver-
wendungsregelungen entgegenstehen. Personenbe-
zogene Informationen, die von einem Arzt oder ande-
ren in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 bis 6 und Abs. 3 des 
Strafgesetzbuches genannten Personen einer öffentli-
chen Stelle zugänglich gemacht worden sind, dürfen 
von dieser übermittelt werden, wenn der Ausländer 
die öffentliche Gesundheit gefährdet und besondere 
Schutzmaßnahmen zum Ausschluß der Gefährdung 
nicht möglich sind oder von dem Ausländer nicht ein-
gehalten werden. Personenbezogene Informationen, 
die nach § 30 der Abgabenordnung dem Steuerge-
heimnis unterliegen, dürfen übermittelt werden, 
wenn der Ausländer gegen eine Vorschrift des Steu-
errechts einschließlich des Zollrechts und des Mono-
polrechts oder des Außenwirtschaftsrechts oder ge-
gen Einfuhr-, Ausfuhr-, Durchfuhr- oder Verbrin-
gungsverbote oder -beschränkungen verstoßen hat 
und wegen dieses Verstoßes ein strafrechtliches Er-
mittlungsverfahren eingeleitet oder eine Geldbuße 
von mindestens tausend Deutsche Mark verhängt 
worden ist. In den Fällen des Satzes 3 dürfen auch die 
mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschrei-
tenden Verkehrs betrauten Behörden unterrichtet 
werden, wenn ein Ausreiseverbot nach § 62 Abs. 2 
Satz 1 erlassen werden soll. 

(6) Soweit besondere gesetzliche Verwendungsre-
gelungen einer Übermittlung durch natürliche Perso-
nen und juristische Personen des p rivaten Rechts ent-
gegenstehen, findet Absatz 5 Satz 1 bis 3 entspre-
chende Anwendung. 

(7) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der 
Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle. Erfolgt 
die Übermittlung auf Ersuchen des Empfängers, trägt 
dieser die Verantwortung. In diesem Falle darf die 
übermittelnde Stelle nur prüfen, ob das Ersuchen im 
Rahmen der Aufgaben des Empfängers liegt. 

(8) Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrau-
ten Behörden dürfen, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist, die ihnen nach den Absätzen 1 bis 6 
übermittelten personenbezogenen Informationen nur  

für Zwecke der Ausführung dieses Gesetzes und aus-
länderrechtlicher Bestimmungen in anderen Geset-
zen verwenden. 

§ 77 

Verfahren bei erkennungsdienstlichen Maßnahmen 

(1) Das Bundeskriminalamt leistet Amtshilfe bei der 
Auswertung der nach § 41 Abs. 2 und 3 gewonnenen 
Unterlagen. 

(2) Die nach § 41 Abs. 2 und 3 gewonnenen Unter-
lagen werden vom Bundeskriminalamt getrennt von 
anderen erkennungsdienstlichen Unterlagen aufbe-
wahrt. Der Bundesminister des Innern kann durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
bestimmen, welche anderen Behörden die Unterlagen 
aufbewahren dürfen. 

(3) Die Nutzung der nach § 41 Abs. 2 und 3 gewon-
nenen Unterlagen ist auch zulässig zur Feststellung 
der Identität oder der Zuordnung von Beweismitteln 
im Rahmen der Strafverfolgung und der polizeilichen 
Gefahrenabwehr. Sie dürfen, soweit und solange es 
erforderlich ist, den für diese Maßnahmen zuständi-
gen Behörden überlassen werden. 

(4) Die nach § 41 Abs. 2 und 3 gewonnenen Unter-
lagen sind von allen Behörden, die sie aufbewahren, 
zu vernichten, wenn 

1. dem Ausländer ein gültiger Paß oder Paßersatz 
ausgestellt und von der Ausländerbehörde eine 
Aufenthaltsgenehmigung erteilt worden ist oder 

2. seit der letzten Ausreise des Ausländers und seiner 
letzten versuchten unerlaubten Einreise zehn 
Jahre vergangen sind. 

Das gilt nicht, soweit und solange die Unterlagen im 
Rahmen eines Strafverfahrens oder zur Abwehr einer 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
benötigt werden. Über die Vernichtung ist eine Nie-
derschrift anzufertigen. 

§ 78 

Übermittlungen durch Ausländerbehörden 

(1) Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrau-
ten Behörden dürfen untereinander und anderen öf-
fentlichen Stellen personenbezogene Informationen 
von Ausländern übermitteln, wenn es zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben oder der Aufgaben des Empfängers 
erforderlich ist. 

(2) Ergeben sich im Einzelfall konkrete Anhalts-
punkte für 

1. eine Beschäftigung oder Tätigkeit von Ausländern 
ohne erforderliche Arbeitserlaubnis, 

2. Verstöße gegen die Mitwirkungspflicht gegenüber 
einer Dienststelle der Bundesanstalt für Arbeit 
nach § 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten Buches Sozialge-
setzbuch, 
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3. für die in § 233 b Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 4 
des Arbeitsförderungsgesetzes bezeichneten Ver-
stöße, 

unterrichten die mit der Ausführung dieses Gesetzes 
betrauten Behörden die für die Verfolgung und Ahn-
dung der Verstöße nach den Nummern 1 bis 3 zustän-
digen Behörden. 

(3) Bei der Verfolgung und Ahndung von Verstößen 
gegen dieses Gesetz arbeiten die mit der Ausführung 
dieses Gesetzes betrauten Behörden insbesondere mit 
der Bundesanstalt für Arbeit und den in § 233 b Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 4 bis 6 des Arbeitsförderungsgesetzes 
genannten Behörden zusammen. 

(4) An Behörden außerhalb des Bundesgebiets und 
an über- und zwischenstaatliche Stellen dürfen perso-
nenbezogene Informationen von Ausländern übermit-
telt werden, soweit 

1. es zur Erfüllung der Aufgaben der übermittelnden 
Behörde erforderlich ist, 

2. es in völkerrechtlichen Verträgen oder im Europäi-
schen Gemeinschaftsrecht vorgesehen ist oder 

3. der Empfänger ein berechtigtes Interesse an der 
Kenntnis der zu übermittelnden Daten hat und da-
durch schutzwürdige Belange des Betroffenen 
nicht beeinträchtigt werden. 

(5) An natürliche Personen und juristische Personen 
des privaten Rechts sowie an andere als die in den 
Absätzen 1 bis 4 bezeichneten Stellen dürfen perso-
nenbezogene Informationen von Ausländern nach 
Maßgabe des Absatzes 4 Nr. 3 oder, wenn es durch 
eine Rechtsvorschrift erlaubt ist, übermittelt werden. 

(6) § 76 Abs. 5 findet entsprechende Anwendung. 

(7) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der 
Übermittlung bestimmt sich nach § 76 Abs. 7. 

(8) Die Empfänger dürfen die nach den Absätzen 1 
bis 3, 5 und 6 übermittelten personenbezogenen Infor-
mationen nur zu dem Zweck verwenden, zu dem sie 
übermittelt worden sind. Bei der Übermittlung nach 
Absatz 4 ist der Empfänger darauf hinzuweisen, daß 
die übermittelten Daten nur zu dem Zwecke verwen-
det werden dürfen, zu dem sie ihm übermittelt wur-
den. 

(9) In den Fällen des Absatzes 4 Nr. 3 und des Absat-
zes 5 ist der Ausländer über die Übermittlung zu un-
terrichten. Dies gilt nicht, wenn damit zu rechnen ist, 
daß er von der Übermittlung auf andere Weise Kennt-
nis erlangt, oder wenn die Unterrichtung erhebliche 
öffentliche Interessen beeinträchtigen oder gefährden 
würde. 

§ 79 

Speicherung und Löschung personenbezogener 
Informationen 

(1) Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrau-
ten Behörden dürfen im Rahmen der Erfüllung ihrer 
Aufgaben personenbezogene Informationen in Da-
teien verarbeiten und nutzen. Der Bundesmininister 

des Innern kann durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates bestimmen, daß 

1. jede Ausländerbehörde eine Datei über Ausländer 
führt, die sich in ihrem Bezirk aufhalten oder auf-
gehalten haben, die bei ihr einen Antrag gestellt 
oder Einreise und Aufenthalt angezeigt haben und 
für und gegen die sie eine ausländerrechtliche 
Maßnahme oder Entscheidung getroffen hat, 

2. die Auslandsvertretungen eine Datei über die er-
teilten Visa führen und 

3. die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten 
Behörden eine sonstige zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben erforderliche Datei führen. 

Nach Satz 2 Nr. 1 und 2 dürfen nur erfaßt werden die 
Personalien einschließlich der Staatsangehörigkeit 
und der Anschrift des Ausländers, Angaben zum Paß, 
über ausländerrechtliche Maßnahmen und über die 
Erfassung im Ausländerzentralregister sowie über 
frühere Anschriften des Ausländers, die zuständige 
Ausländerbehörde und die Abgabe von Akten an eine 
andere Ausländerbehörde. 

(2) Die Unterlagen über die Ausweisung und die 
Abschiebung sind zehn Jahre nach dem Ablauf der in 
§ 8 Abs. 2 Satz 2 bezeichneten Frist zu vernichten. Sie 
sind vor diesem Zeitpunkt zu vernichten, soweit sie 
Erkenntnisse enthalten, die nach anderen gesetzli-
chen Bestimmungen nicht mehr gegen den Ausländer 
verwertet werden dürfen. 

(3) Mitteilungen nach § 76 Abs. 1, die für eine anste-
hende ausländerrechtliche Entscheidung unerheblich 
sind und auch für eine spätere ausländerrechtliche 
Entscheidung nicht erheblich werden können, sind 
unverzüglich zu vernichten. 

(4) Der Bundesminister des Innern regelt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
.die Löschung und Sperrung gespeicherter Informatio-
nen und die Vernichtung sonstiger Unterlagen. 

§ 80 

Auskunft an den Betroffenen 

(1) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu sei-
ner Person gespeicherten Informationen, auch soweit 
sie sich auf Herkunft oder Empfänger dieser Informa-
tionen beziehen, unentgeltlich Auskunft zu erteilen. 
In dem Antrag soll die Art  der personenbezogenen 
Informationen, über die Auskunft erteilt werden soll, 
näher bezeichnet werden. Sind die personenbezoge-
nen Informationen in Akten gespeichert, wird die 
Auskunft nur erteilt, soweit der Be troffene Angaben 
macht, die das Auffinden der Informationen ermögli-
chen, und der für die Erteilung der Auskunft erforder-
liche Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem von dem 
Betroffenen geltend gemachten Informationsinteresse 
steht. Die speichernde Stelle bestimmt das Verfahren, 
insbesondere die Form der Auskunftserteilung, nach 
pflichtgemäßem Ermessen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Informationen, die aus-
schließlich zum Zwecke der Datensicherung, Rech- 
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nungsprüfung oder Datenschutzkontrolle gespeichert 
sind. 

(3) Bezieht sich die Auskunftserteilung auf die Her-
kunft personenbezogener Informationen von den Ver-
fassungsschutzbehörden, dem Bundesnachrichten-
dienst, dem Militärischen Abschirmdienst und, soweit 
die Sicherheit des Bundes berührt wird, anderen Be-
hörden des Bundesministers der Verteidigung, ist sie 
nur mit Zustimmung dieser Stellen zulässig. Das gilt 
auch für die Auskunft über die Übermittlung an diese 
Behörden. 

(4) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit 

1. die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung der in 
der Zuständigkeit der speichernden Stelle liegen-
den Aufgaben gefährden würde, 

2. die Auskunft die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung oder sonstige erhebliche öffentliche Interes-
sen beeinträchtigen oder 

3. die Informationen oder die Tatsache ihrer Speiche-
rung nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen 
nach, insbesondere wegen der überwiegenden be-
rechtigten Interessen eines Dritten, geheimgehal-
ten werden müssen und deshalb das Interesse des 
Betroffenen an der Auskunftserteilung zurücktre-
ten muß. 

(5) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf 
einer Begründung nicht, soweit durch die Mitteilung 
der tatsächlichen und rechtlichen Gründe, auf die die 
Entscheidung gestützt wird, der mit der Auskunftsver-
weigerung verfolgte Zweck gefährdet würde. In die-
sem Falle ist der Betroffene darauf hinzuweisen, daß 
er sich an die für die Datenschutzkontrolle jeweils 
zuständige Stelle wenden kann. 

(6) Wird dem Betroffenen keine Auskunft erteilt, so 
ist sie auf sein Verlangen der für die Datenschutzkon-
trolle jeweils zuständigen Stelle zu erteilen, soweit 
nicht die jeweils zuständige oberste Bundes- oder 
Landesbehörde im Einzelfall feststellt, daß dadurch 
die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gefähr-
det würde. Die Mitteilung dieser Stelle an den Betrof-
fenen darf keine Rückschlüsse auf den Erkenntnis-
stand der speichernden Stelle zulassen, sofern diese 
nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmt. 

§ 81 

Kosten, Gebühren und Auslagen 

(1) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz und 
den zur Durchführung dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen werden Kosten, Gebühren und 
Auslagen erhoben. 

(2) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die gebüh-
renpflichtigen Tatbestände und die Gebührensätze. 
Das Verwaltungskostengesetz findet Anwendung. 

(3) Die in der Rechtsverordnung bestimmten Ge-
bühren dürfen folgende Höchstsätze nicht überstei-
gen: 

1. für die Erteilung einer bef risteten Aufenthaltser-
laubnis: 150 Deutsche Mark, 

2. für die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung und 
einer Aufenthaltsbefugnis: 100 Deutsche Mark, 

3. für die Erteilung einer unbef risteten Aufenthaltser-
laubnis und einer Aufenthaltsberechtigung: 250 
Deutsche Mark, 

4. für die befristete Verlängerung einer Aufenthalts-
erlaubnis, einer Aufenthaltsbewilligung und einer 
Aufenthaltsbefugnis: die Hälfte der für die Ertei-
lung bestimmten Gebühren, 

5. für die Erteilung eines Visums und einer Duldung 
und die Ausstellung eines Paßersatzes und eines 
Ausweisersatzes: 50 Deutsche Mark, 

6. für sonstige Amtshandlungen: 50 Deutsche Mark, 

7. für Amtshandlungen zugunsten Minderjähriger: 
die Hälfte der für die Amtshandlung bestimmten 
Gebühr. 

(4) Für Amtshandlungen, die im Ausland vorge-
nommen werden, können Zuschläge zu den Gebüh-
ren festgesetzt werden, um Kaufkraftunterschiede 
auszugleichen. Für die Erteilung eines Visums und 
eines Paßersatzes an der Grenze darf ein Zuschlag von 
höchstens, 25 Deutsche Mark erhoben werden. Für 
eine auf Wunsch des Antragstellers außerhalb der 
Dienstzeit vorgenommene Amtshandlung darf ein Zu-
schlag von höchstens 50 Deutsche Mark erhoben wer-
den. Gebührenzuschläge können auch für die Amts-
handlungen gegenüber einem Staatsangehörigen 
festgesetzt werden, dessen Heimatstaat von Deut-
schen für entsprechende Amtshandlungen höhere als 
die nach Absatz 2 festgesetzten Gebühren erhebt. Bei 
der Festsetzung von Gebührenzuschlägen können die 
in Absatz 3 bestimmten Höchstsätze überschritten 
werden. 

(5) Die Rechtsverordnung nach Absatz 2 kann vor-
sehen, daß für die Beantragung gebührenpflichtiger 
Amtshandlungen eine Bearbeitungsgebühr erhoben 
wird. Die Bearbeitungsgebühr darf höchstens die 
Hälfte der für die Amtshandlung zu erhebenden Ge-
bühr betragen. Die Gebühr ist auf die Gebühr für die 
Amtshandlung anzurechnen. Sie wird auch im Falle 
der Rücknahme des Antrages und der Versagung der 
beantragten Amtshandlung nicht zurückgezahlt. 

(6) Bare Auslagen, die das übliche Maß behördli-
cher Kosten übersteigen, sind zu erstatten, soweit sie 
erforderlich oder von dem Antragsteller veranlaßt 
sind. 

(7) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz dür-
fen nur die in diesem Gesetz und die in den auf Grund 
dieses Gesetzes ergangenen Rechtsverordnungen 
vorgesehenen Gebühren erhoben werden. 

§ 82 

Kostenschuldner; Sicherheitsleistung 

(1) Kosten, die durch die Abschiebung, Zurück-
schiebung oder Zurückweisung entstehen, hat der 
Ausländer zu tragen. 
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(2) Neben dem Ausländer haftet für die in Absatz 1 
Satz 1 bezeichneten Kosten, wer sich gegenüber der 
Ausländerbehörde verpflichtet hat, für die Ausreise-
kosten des Ausländers aufzukommen. 

(3) In den Fällen des § 73 Abs. 1 und 2 haftet der 
Beförderungsunternehmer neben dem Ausländer für 
die Kosten der Rückbeförderung des Ausländers und 
für die Kosten, die von der Ankunft des Ausländers an 
der Grenzübergangsstelle bis zum Abschluß der poli-
zeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Ver-
kehrs entstehen. Ein Beförderungsunternehmer, der 
schuldhaft einer Verfügung nach § 74 Abs. 1 Satz 2 
oder Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 zuwiderhandelt, haftet neben 
dem Ausländer für sonstige Kosten, die in den Fä llen 
des § 73 Abs. 1 durch die Zurückweisung und in den 
Fällen des § 73 Abs. 2 durch die Abschiebung entste-
hen. 

(4) Für die Kosten der Abschiebung oder Zurück-
schiebung haftet, wer den Ausländer als Arbeitneh-
mer beschäftigt hat, wenn diesem die Ausübung der 
Erwerbstätigkeit nach den Vorschriften dieses Geset-
zes oder des Arbeitsförderungsgesetzes nicht erlaubt 
war. In gleicher Weise haftet, wer eine nach § 90 
Abs. 2 strafbare Handlung begeht. Der Ausländer haf-
tet für die Kosten nur, soweit sie von dem anderen 
Kostenschuldner nicht beigetrieben werden können. 

(5) Von dem Kostenschuldner kann eine Sicher-
heitsleistung verlangt werden. Die Anordnung einer 
Sicherheitsleistung des Ausländers kann von der Be-
hörde, die sie erlassen hat, ohne vorherige Vollstrek-
kungsanordnung und Fristsetzung vollstreckt wer-
den, wenn andernfalls die Erhebung gefährdet wäre. 
Zur Sicherung der Ausreisekosten können Rückflug-
scheine und sonstige Fahrausweise beschlagnahmt 
werden, die im Besitz eines Ausländers sind, der zu-
rückgewiesen, zurückgeschoben, ausgewiesen oder 
abgeschoben werden soll oder dem Einreise und Auf-
enthalt nur wegen der Stellung eines Asylantrages 
gestattet wird. 

§ 83 

Umfang der Kostenhaftung; Verjährung 

(1) Die Kosten der Abschiebung, Zurückschiebung 
und Zurückweisung umfassen 

1. die Beförderungs- und sonstigen Reisekosten für 
den Ausländer innerhalb des Bundesgebiets und 
bis zum Zielort außerhalb des Bundesgebiets, 

2. die bei der Vorbereitung und Durchführung der 
Maßnahme entstehenden Verwaltungskosten ein-
schließlich der Kosten für die Abschiebungshaft 
und der Übersetzungskosten und die Ausgaben für 
die Unterbringung, Verpflegung und sonstige Ver-
sorgung des Ausländers sowie 

3. sämtliche durch eine erforderliche amtliche Beglei-
tung des Ausländers entstehenden Kosten ein-
schließlich der Personalkosten. 

(2) Die Kosten, für die der Beförderungsunterneh-
mer nach § 82 Abs. 3 Satz 1 haftet, umfassen 

1. die in Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Kosten, 

2. die bis zum Abschluß der polizeilichen Kontrolle 
des grenzüberschreitenden Verkehrs entstehen-
den Verwaltungskosten und Ausgaben für die Un-
terbringung, Verpflegung und sonstige Versor-
gung des Ausländers und 

3. die in Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Kosten, soweit 
der Beförderungsunternehmer nicht selbst die er-
forderliche Begleitung des Ausländers über-
nimmt. 

(3) Die Verjährung des Anspruchs auf Zahlung von 
Gebühren und Auslagen sowie von Kosten wird auch 
unterbrochen, solange sich der Kostenschuldner nicht 
im Bundesgebiet aufhält oder sein Aufenthalt im Bun-
desgebiet deshalb nicht festgestellt werden kann, 
weil er einer gesetzlichen Meldepflicht oder Anzeige-
pflicht nicht nachgekommen ist. 

§ 84 

Haftung für Lebensunterhalt 

(1) Wer sich der Ausländerbehörde oder einer Aus-
landsvertretung gegenüber verpflichtet hat, die Ko-
sten für den Lebensunterhalt eines Ausländers zu tra-
gen, hat sämtliche öffentlichen Mittel zu erstatten, die 
für den Lebensunterhalt des Ausländers einschließ-
lich der Versorgung mit Wohnraum und der Versor-
gung im Krankheitsfalle und bei Pflegebedürftigkeit 
aufgewendet werden, auch soweit die Aufwendun-
gen auf einem gesetzlichen Anspruch des Ausländers 
beruhen. Aufwendungen, die auf einer Beitragslei-
stung beruhen, sind nicht zu erstatten. 

(2) Die Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 1 bedarf 
der Schriftform. Sie ist nach Maßgabe des Verwal-
tungs-Vollstreckungsgesetzes vollstreckbar. Der Er-
stattungsanspruch steht der öffentlichen Stelle zu, die 
die öffentlichen Mittel aufgewendet hat. 

(3) Die Auslandsvertretung unterrichtet unverzüg-
lich die Ausländerbehörde über eine Verpflichtung 
nach Absatz 1 Satz 1. 

(4) Die Ausländerbehörde unterrichtet auf Ersuchen 
oder, wenn sie Kenntnis von der Aufwendung nach 
Absatz 1 zu erstattender öffentlicher Mittel erlangt, 
ohne Ersuchen unverzüglich die öffentliche Stelle, der 
der Erstattungsanspruch zusteht, über die Verpflich-
tung nach Absatz 1 Satz 1 und erteilt ihr alle für die 
Geltendmachung und Durchsetzung des Erstattungs-
anspruches erforderlichen Auskünfte. Der Empfänger 
darf die Informationen nur zum Zwecke der Erstat-
tung der für den Ausländer aufgewendeten öffentli-
chen Mittel sowie der Versagung weiterer Leistungen 
verwenden. 
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SIEBENTER ABSCHNITT 

Erleichterte Einbürgerung 

§ 85 

Erleichterte Einbürgerung 

(1) Ein Ausländer, der nach Vollendung seines 16. 
und vor Vollendung seines 21. Lebensjahres die Ein-
bürgerung beantragt, wird in der Regel eingebürgert, 
wenn er 

1. seine bisherige Staatsangehörigkeit aufgibt oder 
verliert, 

2. seit acht Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Bundesgebiet hat, 

3. sechs Jahre im Bundesgebiet eine Schule, davon 
mindestens vier Jahre eine allgemeinbildende 
Schule besucht hat, 

4. außer solchen Straftaten, die nur mit Erziehungs-
maßregeln oder Zuchtmitteln nach dem Jugendge-
richtsgesetz geahndet wurden, keine Straftaten be-
gangen hat 

und wenn 

5. sein Lebensunterhalt gesichert ist. 

(2) Soweit der Ausländer seinen Lebensunterhalt 
nicht aus eigener Erwerbstätigkeit, eigenem Vermö-
gen oder sonstigen eigenen Mitteln bestreiten kann, 
reichen aus 

1. Unterhaltsleistungen von Familienangehörigen, 

2. ein Anspruch auf Unterhalt aus öffentlichen Mit-
teln einschließlich eines Anspruchs auf Sozialhilfe, 
wenn der Ausländer sich noch in der Ausbildung 
befindet oder wenn er aus einem nicht von ihm zu 
vertretenden Grunde außerstande ist, die erforder-
lichen Mittel für seinen Unterhalt selbst aufzubrin-
gen, und 

3. ein Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslo-
senhilfe. 

§ 86 

Einbürgerung unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit 

(1) Von der Voraussetzung des § 85 Abs. 1 Nr. 1 wird 
abgesehen, wenn der Ausländer aus objektiven Grün-
den seine bisherige Staatsangehörigkeit nicht oder 
nur unter besonders schwierigen Bedingungen aufge-
ben kann oder die Entlassung aus der bisherigen 
Staatsangehörigkeit willkürhaft versagt ist. Das ist an-
zunehmen, wenn 

1. das Recht des Heimatstaates das Ausscheiden aus 
der bisherigen Staatsangehörigkeit nicht vorsieht, 

2. der Heimatstaat die Entlassung regelmäßig ver-
weigert und der Ausländer der Einbürgerungsbe-
hörde einen Entlassungsantrag zur amtlichen Wei-
terleitung an seinen Heimatstaat übergeben hat, 

3. der Heimatstaat die Entlassung aus der bisherigen 
Staatsangehörigkeit willkürhaft versagt oder über 
den vollständigen und formgerechten Entlassungs-
antrag nicht in angemessener Zeit entschieden hat 
und eine Entscheidung nicht mehr zu erwarten 
ist, 

4. bei Angehörigen bestimmter Personengruppen, 
insbesondere politischen Flüchtlingen, die Forde-
rung nach Entlassung aus der bisherigen Staatsan-
gehörigkeit eine unzumutbare Härte bedeuten 
würde. 

(2) Erfordert die Entlassung aus der bisherigen 
Staatsangehörigkeit die Volljährigkeit des Auslän-
ders, erhält dieser, wenn er nach dem Recht seines 
Heimatstaates noch minderjährig ist, eine Einbürge-
rungszusicherung. 

§ 87 

Entscheidung bei Straffälligkeit 

(1) Im Falle der Verhängung von Jugendstrafe bis 
zu einem Jahr, die zur Bewährung ausgesetzt ist, er-
hält der Ausländer eine Einbürgerungszusicherung 
für den Fall, daß die S trafe nach Ablauf der Bewäh-
rungszeit erlassen wird. 

(2) Wird gegen einen Ausländer, der die Einbürge-
rung beantragt hat, wegen des Verdachts einer Straf-
tat ermittelt, ist die Entscheidung über die Einbürge-
rung bis zum Abschluß des Verfahrens, im Falle der 
Verurteilung bis zum Eintritt der Rechtskraft des Ur-
teils auszusetzen. Das gleiche gilt, wenn die Verhän-
gung der Jugendstrafe nach § 27 des Jugendgerichts-
gesetzes ausgesetzt ist. 

(3) Ist der Ausländer zu einer Kriminalstrafe nach 
dem für Erwachsene geltenden Strafrecht verurteilt 
worden, wird nach den allgemeinen Vorschriften im 
Einzelfall entschieden, ob die Straftat außer Be tracht 
bleiben kann. 

§ 88 

Einbürgerungsgebühr 

Die Gebühr für die Einbürgerung nach den §§ 85 bis 
87 beträgt 100 Deutsche Mark. 

§ 89 

Geltung der allgemeinen Vorschriften 

Soweit die Voraussetzungen für eine Einbürgerung 
nach den §§ 85 bis 87 nicht vorliegen, wird nach den 
allgemeinen Vorschriften über die Einbürgerung ei-
nes Ausländers entschieden. 
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ACHTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 90 

Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. entgegen § 3 Abs. 1 Satz 1 sich ohne Aufenthalts-
genehmigung im Bundesgebiet aufhält und keine 
Duldung nach § 55 Abs. 1 besitzt, 

2. entgegen § 4 Abs. 1 in Verbindung mit § 39 Abs. 1 
sich ohne Paß und ohne Ausweisersatz im Bundes-
gebiet aufhält, 

3. einer vollziehbaren Auflage nach § 14 Abs. 2 Satz 2 
oder § 56 Abs. 3 Satz 3, jeweils auch in Verbindung 
mit § 44 Abs. 4, oder einer vollziehbaren Anord-
nung nach § 62 Abs. 2 zuwiderhandelt, 

4. wiederholt einer vollziehbaren Anordnung nach 
§ 37 zuwiderhandelt, 

5. entgegen § 41 Abs. 4 eine erkennungsdienstliche 
Maßnahme nicht duldet, 

6. entgegen § 58 Abs. 1 in das Bundesgebiet ein-
reist, 

7. unrichtige oder unvollständige Angaben macht 
oder benutzt, um für sich oder einen anderen eine 
Aufenthaltsgenehmigung oder Duldung zu be-
schaffen, oder eine so beschaffte Urkunde wissent-
lich zur Täuschung im Rechtsverkehr gebraucht 
oder 

8. im Bundesgebiet einer überwiegend aus Auslän-
dern bestehenden Vereinigung oder Gruppe ange-
hört, deren Bestehen, Zielsetzung oder Tätigkeit 
vor den Behörden geheimgehalten wird, um ihr 
Verbot abzuwenden. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer einen Ausländer zu einer 
der in Absatz 1 Nr. 1 oder 6 bezeichneten Handlungen 
verleitet oder ihn dabei unterstützt und 

1. dafür einen Vermögensvorteil erhält oder sich ver-
sprechen läßt oder 

2. dabei wiederholt oder zugunsten von mehr als fünf 
Ausländern handelt. 

(3) In den Fällen des Absatzes 2 ist der Versuch 
strafbar. 

(4) Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach 
Absatz 1 Nr. 7 bezieht, können eingezogen werden. 

(5) Artikel 31 Abs. 1 des Abkommens über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge bleibt unberührt.  

§ 91 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer in den Fällen des § 
90 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 fahrlässig handelt. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. entgegen § 40 Abs. 1 eine do rt  genannte Urkunde 
nicht vorlegt, aushändigt oder überläßt oder 

2. entgegen § 59 Abs. 1 sich der polizeilichen Kon-
trolle des grenzüberschreitenden Verkehrs ent-
zieht. 

(3) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. einer vollziehbaren Auflage nach § 3 Abs. 5, § 14 
Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 oder § 56 Abs. 3 Satz 2, jeweils 
auch in Verbindung mit § 44 Abs. 4, zuwiderhan-
delt, 

2. einer vollziehbaren Anordnung nach 

a) § 37 oder 

b) § 74 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 oder Abs. 3 

zuwiderhandelt, 

3. einer Rechtsverordnung nach § 38 zuwiderhandelt, 
soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Bußgeldvorschrift verweist, 

4. einer Vorschrift des § 40 Abs. 2 Nr. 4 bis 6 über 
ausweisrechtliche Pflichten zuwiderhandelt, 

5. entgegen § 59 Abs. 1 außerhalb einer zugelassenen 
Grenzübergangsstelle oder außerhalb der festge-
setzten Verkehrsstunden einreist oder ausreist 
oder einen gültigen Paß oder Paßersatz nicht mit-
führt oder 

6. entgegen § 68 Abs. 4 einen der do rt  genannten 
Anträge nicht stellt. 

(4) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 und des Absat-
zes 3 Nr. 5 kann der Versuch der Ordnungswidrigkeit 
geahndet werden. 

(5) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen der 
Absätze 1 und 2 Nr. 1 und des Absatzes 3 Nr. 2 Buch-
stabe a, Nr. 5 mit einer Geldbuße bis zu 5 000 Deutsche 
Mark, in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 mit einer 
Geldbuße bis zu 10 000 Deutsche Mark, in den Fällen 
des Absatzes 3 Nr. 1, 3, 4 und 6 mit einer Geldbuße bis 
zu 1 000 Deutsche Mark und in den Fällen des Absat-
zes 3 Nr. 2 Buchstabe b mit einer Geldbuße bis zu 
20 000 Deutsche Mark geahndet werden. 

(6) Artikel 31 Abs. 1 des Abkommens über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge bleibt unberührt. 
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NEUNTER ABSCHNITT 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 92 

Fortgeltung bisheriger Aufenthaltsrechte 

(1) Eine vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes er-
teilte Aufenthaltsberechtigung gilt fort als 

1. unbefristete Aufenthaltserlaubnis-EG, wenn dem 
Ausländer Freizügigkeit nach dem Aufenthaltsge-
setz/EWG gewährt wird, 

2. Aufenthaltsberechtigung nach diesem Gesetz, 
wenn sie einem sonstigen Ausländer erteilt worden 
ist. 

(2) Eine vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes er-
teilte unbefristete Aufenthaltserlaubnis gilt fort als 

1. unbefristete Aufenthaltserlaubnis-EG, wenn die in 
Absatz 1 Nr. 1 bezeichneten Voraussetzungen vor-
liegen, 

2. unbefristete Aufenthaltserlaubnis nach diesem Ge-
setz, wenn sie einem sonstigen Ausländer erteilt 
worden ist. 

(3) Eine vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes er-
teilte befristete Aufenthaltserlaubnis gilt fo rt  als 

1. Aufenthaltserlaubnis-EG, wenn die in Absatz 1 
Nr. 1 bezeichneten Voraussetzungen vorliegen, 

2. Aufenthaltsbewilligung, wenn sie einem Auslän-
der für einen seiner Natur nach nur vorübergehen-
den Aufenthalt erfordernden Zweck oder als Fami-
lienangehörigen eines solchen Ausländers erteilt 
worden ist, 

3. Aufenthaltsbefugnis, wenn sie dem Ausländer aus 
humanitären oder politischen Gründen oder wegen 
eines Abschiebungshindernisses oder als Familien-
angehörigen eines solchen Ausländers oder eines 
Ausländers erteilt worden ist, der eine Aufenthalts-
gestattung nach dem Asylverfahrensgesetz oder 
eine Duldung besitzt, 

4. befristete Aufenthaltserlaubnis nach diesem Ge-
setz, wenn sie einem sonstigen Ausländer erteilt 
worden ist. 

(4) Eine vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes er-
teilte Aufenthaltserlaubnis in der Form des Sichtver-
merks gilt als Visum nach diesem Gesetz fort . 

§ 93 

Fortgeltung sonstiger ausländerrechtlicher 
Maßnahmen 

(1) Die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes getrof-
fenen sonstigen ausländerrechtlichen Maßnahmen, 
insbesondere zeitliche und räumliche Beschränkun-
gen, Bedingungen und Auflagen, Verbote und Be-
schränkungen der politischen Betätigung sowie Aus-
weisungen, Abschiebungsandrohungen und Abschie-
bungen einschließlich ihrer Rechtsfolgen und der Be-

fristung ihrer Wirkungen sowie Duldungen und son-
stige begünstigende Maßnahmen bleiben wirksam. 

(2) Auflagen zur Aufenthaltsberechtigung sind auf 
Antrag aufzuheben. Die Aufhebung ist gebühren-
frei. 

§ 94 

Erhaltung der Rechtsstellung jugendlicher 
Ausländer 

(1) Ausländer, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes das 16. Lebensjahr noch nicht vollen-
det haben und sich rechtmäßig im Bundesgebiet auf-
halten, erhalten nach Maßgabe der Vorschriften die-
ses Gesetzes auf Antrag eine Aufenthaltsgenehmi-
gung. Die Aufenthaltsgenehmigung kann abwei-
chend von § 7 Abs. 2 und § 8 Abs. 1 und auch dann 
erteilt werden, wenn eine Erteilungsvoraussetzung 
nach diesem Gesetz nicht vorliegt. 

(2) Der Antrag auf Erteilung der Aufenthaltsgeneh-
migung ist innerhalb eines Jahres nach dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes zu stellen. Bis zum Ablauf der 
Antragsfrist und nach Stellung des Antrages bis zur 
Entscheidung der Ausländerbehörde gilt die Befrei-
ung vom Erfordernis der Aufenthaltserlaubnis, die vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bestanden hat, fo rt , 
es sei denn, der Ausländer ist auf Grund eines Ver-
waltungsaktes ausreisepflichtig geworden. 

(3) Soweit für den Erwerb oder die Ausübung eines 
Rechts oder für eine Vergünstigung die Dauer des 
Besitzes einer Aufenthaltsgenehmigung maßgebend 
ist, sind für Ausländer, die vor Vollendung ihres 16. 
Lebensjahres eingereist sind, der rechtmäßige Auf-
enthalt vor Inkrafttreten dieses Gesetzes und der 
rechtmäßige Aufenthalt nach Absatz 2 Satz 2 als Zei-
ten des Besitzes einer Aufenthaltsgenehmigung anzu-
rechnen. Das gleiche gilt für Ausländer, die nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes wegen ihres Alters nach 
Maßgabe einer Rechtsverordnung oder einer anderen 
Rechtsvorschrift vom Erfordernis der Aufenthaltsge-
nehmigung befreit sind. 

§ 95 

Unterbrechungen der Rechtmäßigkeit 
des Aufenthalts 

Bei Maßnahmen und Entscheidungen nach diesem 
Gesetz und nach ausländerrechtlichen Vorschriften in 
anderen Gesetzen bleiben Unterbrechungen der 
Rechtmäßigkeit des Aufenthalts von weniger als ei-
nem Jahr außer Betracht, wenn sie darauf beruhen, 
daß der Ausländer nicht rechtzeitig die erstmalige 
Erteilung der Aufenthaltsgenehmigung beantragt 
hat, bevor er mit Vollendung seines 16. Lebensjahres 
aufenthaltsgenehmigungspflichtig geworden ist. Das 
gleiche gilt für Unterbrechungen der Rechtmäßigkeit 
des Aufenthalts von weniger als einem Jahr vor In-
krafttreten dieses Gesetzes, wenn sie darauf beruhen, 
daß der Ausländer nicht im Besitz eines gültigen Pas-
ses war. 
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§ 96 

Übergangsregelung für Inhaber 
einer Aufenthaltserlaubnis 

(1) Auf Ausländer, die im Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes im Besitz einer Arbeitserlaubnis 
und einer befristeten Aufenthaltserlaubnis sind, findet 
§ 7 Abs. 2 Nr. 1 und 2 mit der Maßgabe Anwendung, 
daß die Aufenthaltserlaubnis auch ungeachtet eines 
ergänzenden Bezuges von Sozialhilfe bef ristet verlän-
gert werden kann, solange dem Ausländer ein An-
spruch auf Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe 
zusteht. 

(2) Dem Ehegatten eines Ausländers, dessen vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilte Aufent-
haltserlaubnis als Aufenthaltserlaubnis nach diesem 
Gesetz fortgilt, wird abweichend von § 18 Abs. 1 Nr. 3 
nach Maßgabe der §§ 17 und 18 Abs. 5 eine Aufent-
haltserlaubnis erteilt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden entsprechende An-
wendung, wenn der Ausländer vor Inkrafttreten die-
ses Gesetzes die Verlängerung der Aufenthaltser-
laubnis beantragt hat und diese nach dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes als Aufenthaltserlaubnis verlän-
gert wird. 

§ 97 

Ausnahmeregelung für Wehrdienstleistende 

(1) Einem Ausländer, der rechtmäßig seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet hatte und 
der sich im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Geset-
zes wegen Erfüllung der gesetzlichen Wehrpflicht in 
seinem Heimatstaat nicht im Bundesgebiet aufhält, 
wird unbeschadet des § 16 und abweichend von § 10 
in der Regel eine Aufenthaltserlaubnis zur Rückkehr 
ins Bundesgebiet erteilt, wenn 

1. ihm ein Arbeitsplatz zur Verfügung steht oder 

2. er zu seinem Ehegatten, seinem minderjährigen 
ledigen Kind, seinen Eltern oder einem Elternteil, 
die rechtmäßig ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Bundesgebiet haben, zurückkehren will . 

(2) Die Aufenthaltserlaubnis wird nur erteilt, wenn 
der Ausländer den Antrag innerhalb von drei Mona-
ten nach der Entlassung aus dem Wehrdienst stellt 
und wenn seine Aufenthaltsgenehmigung ausschließ-
lich wegen Ablaufs der Geltungsdauer oder wegen 
der Dauer des Aufenthalts außerhalb des Bundesge-
biets erlischt oder erloschen ist. 

§ 98 

Übergangsregelung für ehemalige Asylbewerber 

(1) Einem Ausländer, 

1. dessen Asylverfahren unanfechtbar ohne Aner-
kennung als Asylberechtigter abgeschlossen ist, 

2. der auf Grund einer Verwaltungsvorschrift des 
Landes oder einer Entscheidung im Einzelfall aus 

rechtlichen oder humanitären Gründen wegen der 
Verhältnisse in seinem Herkunftsland nicht abge-
schoben worden ist oder 

3. dessen Aufenthalt wegen eines sonstigen von ihm 
nicht zu vertretenden Ausreise- und Abschie-
bungshindernisses nicht beendet werden kann, 

kann eine Aufenthaltsbefugnis erteilt werden, wenn 
er sich im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Geset-
zes seit mindestens acht Jahren auf Grund einer Auf-
enthaltsgestattung nach dem Asylverfahrensgesetz 
oder geduldet im Bundesgebiet aufhält; Aufenthalts-
zeiten vor Stellung des Asylantrages bleiben außer 
Betracht. § 30 Abs. 5 findet keine Anwendung. 

(2) Dem Ehegatten und den ledigen Kindern eines 
Ausländers, dem nach Absatz 1 eine Aufenthaltsbe-
fugnis erteilt wird, wird in der Regel eine Aufenthalts-
befugnis erteilt, wenn sie sich im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Gesetzes auf Grund einer Aufent-
haltsgestattung nach dem Asylverfahrensgesetz oder 
geduldet im Bundesgebiet aufhalten. 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung 
auf Ausländer, die ausgewiesen sind oder die wegen 
einer vorsätzlichen Straftat rechtskräftig zu Freiheits-
strafe von mehr als sechs Monaten oder zu einer Geld-
strafe von mehr als 180 Tagessätzen verurteilt worden 
sind. 

(4) Eine Anordnung der obersten Landesbehörde 
nach § 32 zur Ausführung der Absätze 1 und 2 bedarf 
nicht des Einvernehmens mit dem Bundesminister des 
Innern. 

§ 99 

Übergangsregelung für Verordnungen 
und Gebühren 

(1) In der Verordnung zur Durchführung des Aus-
ländergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. Juni 1976 (BGBl. I S. 1717), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 3. Mai 1989 (BGBl. I S. 881), 
tritt an die Stelle des Wortes „Aufenthaltserlaubnis" 
jeweils das Wort „Aufenthaltsgenehmigung". 

(2) Die Gebührenordnung zum Ausländergesetz 
vom 20. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2840) wird mit 
Ausnahme von § 2 Abs. 2 und §§ 3 und 4 aufgehoben. 
Bis zum Erlaß einer Gebührenordnung auf Grund des 
§ 81 Abs. 2 werden für die in § 81 Abs. 3 Nr. 1 bis 5 
bezeichneten Amtshandlungen Gebühren in Höhe 
der Hälfte, für Amtshandlungen zugunsten Minder-
jähriger in Höhe eines Viertels der dort genannten 
Höchstbeträge erhoben. 

§ 100 

Einschränkung von Grundrechten 

(1) Die Grundrechte der körperlichen Unversehrt-
heit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes) und 
der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes) werden nach Maßgabe dieses Geset-
zes eingeschränkt. 
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(2) Das Verfahren bei Freiheitsentziehungen richtet 
sich nach dem Gesetz über das gerichtliche Verfahren 
bei Freiheitsentziehungen in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 316-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 581). 

§ 101 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Der Bundesminister des Innern erläßt mit Zustim-
mung des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvor-
schriften zu diesem Gesetz und den auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen. 

§ 102 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber lin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 2 

Änderung des Aufenthaltsgesetzes/EWG 

Das Aufenthaltsgesetz/EWG in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. Januar 1980 (BGBl. I S. 116), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. September 
1981 (BGBl. I S. 949), wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 1 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die Ausländer, denen nach diesem Gesetz 
Freizügigkeit gewährt wird, erhalten nach Maß-
gabe der §§ 3 bis 7 a die Aufenthaltserlaubnis für 
Angehörige eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Gemeinschaften (Aufenthaltserlaubnis

-

EG)." 

2. Im § 2 wird im Absatz 1 der Satz 2 gestrichen und 
folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die in § 1 genannten Personen, die Staats-
angehörige eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft sind, bedürfen für 
die Einreise keines Visums." 

3. In den Überschriften zu den §§ 3 bis 7 werden 
jeweils die Worte „Aufenthaltserlaubnis für" ge-
strichen. 

4. In den §§ 3 bis 7, 11 und 12 sowie in der Über-
schrift zu § 11 wird jeweils das Wo rt  „Aufenthalts-
erlaubnis " durch das Wort  „Aufenthaltserlaubnis

-EG" ersetzt. 

5. Dem § 7 wird folgender Absatz 10 angefügt: 

„(10) Die Aufenthaltserlaubnis-EG kann nicht 
nachträglich zeitlich beschränkt und ihre Verlän-
gerung kann nicht versagt werden, weil die in 
Absatz 1 bezeichnete Voraussetzung einer ange

-

messenen Wohnung entfallen ist. Das gilt nicht, 
wenn diese Voraussetzung innerhalb von sechs 
Monaten nach der Erteilung der Aufenthaltser-
laubnis-EG entfallen und den Umständen nach 
anzunehmen ist, daß die Voraussetzung nur kurz-
fristig zur Erlangung der Aufenthaltserlaubnis-
EG erfüllt werden sollte." 

6. Nach § 7 wird der folgende § 7 a eingefügt: 

„§ 7a 

Unbefristete Aufenthaltserlaubnis-EG 

(1) Die Aufenthaltserlaubnis-EG der in § 1 
Abs. 1 genannten Personen wird unbef ristet ver-
längert, wenn die für ihre Erteilung erforderlichen 
Voraussetzungen weiter vorliegen und wenn der 
Ausländer 

1. sich seit mindestens fünf Jahren ständig im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes aufhält, 

2. sich auf einfache A rt  in deutscher Sprache 
mündlich verständigen kann, 

3. über ausreichenden Wohnraum verfügt und 

4. in eigenständig und ohne Inanspruchnahme 
öffentlicher Mittel gesicherten wi rtschaftlichen 
Verhältnissen lebt. 

(2) Die Aufenthaltserlaubnis-EG des Ehegatten 
eines Ausländers, der eine unbefristete Aufent-
haltserlaubnis-EG besitzt, wird nach Maßgabe 
des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 unbef ristet verlängert, 
wenn die für ihre Erteilung erforderlichen Voraus-
setzungen weiter vorliegen und wenn 

1. die häusliche Gemeinschaft der Ehegatten fo rt
-besteht und 

2. der Unterhalt ohne Inanspruchnahme öffentli-
cher Mittel eigenständig oder durch Mittel des 
anderen Ehegatten gesichert ist. 

(3) Absatz 1 findet entsprechende Anwendung 
auf die Aufenthaltserlaubnis-EG der nach § 6 a 
Abs. 2 bis 5 verbleibeberechtigten Personen und 
der nach § 7 Abs. 2 und 3 verbleibeberechtigten 
Familienangehörigen. 

(4) Die unbefristete Aufenthaltserlaubnis-EG ist 
räumlich unbeschränkt. Sie ist nur nach Maßgabe 
des § 27 Abs. 1 des Ausländergesetzes beschränk-
bar."  

7. In den §§ 8 und 9 sowie in der Überschrift zu § 8 
wird jeweils das Wort  „Aufenthaltserlaubnis" 
durch das Wort „Aufenthaltsgenehmigung" er-
setzt. 

8. Im § 8 Abs. 2 wird der Satz 2 wie folgt gefaßt: 

„Das gleiche gilt für Familienangehörige (§ 1 
Abs. 2) der in Satz 1 genannten Personen, wenn 
sie Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sind." 

9. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 werden „§ 7 des Ausländergeset-
zes" durch „§ 3 Abs. 5, § 12 Abs. 1 Satz 2 und 
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§ 14 des Ausländergesetzes" ersetzt und der 
folgende Satz 2 angefügt: 

„Ausländer, die eine unbefristete Aufenthalts-
erlaubnis-EG besitzen, dürfen nur aus schwer-
wiegenden Gründen der öffentlichen Sicher-
heit oder Ordnung ausgewiesen werden."  

b) Absatz 8 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 66 Abs. 1 des Ausländergesetzes bleibt un-
berührt. " 

c) Im Absatz 9 wird „§ 21 Abs. 3 Satz 2 des Aus-
ländergesetzes" durch „§ 72 Abs. 1 des Aus-
ländergesetzes " ersetzt. 

10. § 12 a Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. sich im Geltungsbereich dieses Gesetzes auf-
hält, ohne den erforderlichen Paß oder Paßer-
satz (§ 10) oder eine erforderliche Aufent-
haltsgenehmigung oder Duldung (§ 55 des 
Ausländergesetzes) zu besitzen, oder" 

11. Im § 13 wird das Wort „Aufenthaltserlaubnis" 
durch die Worte „Aufenthaltserlaubnis-EG oder 
eines Visums" ersetzt. 

12. § 15 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 15 

Geltung des Ausländergesetzes 

Soweit dieses Gesetz keine abweichenden Vor-
schriften enthält, finden das Ausländergesetz und 
die auf Grund des Ausländergesetzes erlassenen 
Verordnungen in der jeweils geltenden Fassung 
Anwendung. " 

13. Im § 15 b werden das Wort  „nur" vor dem Wort 
„Anwendung" gestrichen und der folgende Satz 2 
angefügt: 

„Soweit Freizügigkeit noch nicht gewährt wird, 
findet dieses Gesetz mit der Maßgabe Anwen-
dung, daß über die Erteilung, die Verlängerung 
und die Geltungsdauer der Aufenthaltserlaubnis-
EG nach Ermessen entschieden wird." 

Artikel 3 

Änderung des Asylverfahrensgesetzes 

Das Asylverfahrensgesetz vom 16. Juli 1982 (BGBl. I 
S. 946), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2362), wird wie 
folgt geändert: 

1. Im § 1 a werden nach dem Wo rt  „Entscheidung" 
die Worte „über die Anerkennung als Asylbe-
rechtigter" eingefügt. 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ein Asylantrag liegt vor, wenn sich dem 
schriftlich, mündlich oder auf andere Weise 
geäußerten Willen des Ausländers entnehmen 
läßt, daß er im Geltungsbereich dieses Geset-
zes Schutz vor politischer Verfolgung sucht 

oder daß er aus den in § 51 Abs. 1 des Auslän-
dergesetzes bezeichneten Gründen Schutz vor 
Abschiebung oder einer sonstigen Überstel-
lung in einen Staat begehrt , in dem ihm die in 
§ 51 Abs. 1 des Ausländergesetzes bezeichne-
ten Gefahren drohen. Mit jedem Asylantrag 
wird sowohl die Feststellung, daß die Voraus-
setzungen des § 51 Abs. 1 des Ausländergeset-
zes vorliegen, als auch, wenn der Ausländer 
dies nicht ausdrücklich ablehnt, die Anerken-
nung als Asylberechtigter beantragt." 

b) Dem Absatz 2 wird der folgende Satz 2 ange-
fügt: 

„Das gilt nicht, wenn die Überstellung des 
Ausländers in diesen Staat oder in einen ande-
ren Staat, in dem er vor politischer Verfolgung 
sicher ist, nicht möglich ist." 

3. Im § 7 a Abs. 2 werden nach dem Wo rt  „Angehö-
rigen" die Worte „hinsichtlich der Anerkennung 
als Asylberechtigter nur" eingefügt. 

4. Nach § 8 wird der folgende § 8 a eingefügt: 

„§ 8a 

Anhörung über sonstige 
Abschiebungshindernisse 

(1) Bei der Anhörung nach § 8 Abs. 2 obliegt es 
dem Ausländer, auch alle sonstigen Tatsachen 
und Umstände anzugeben, die einer Abschie-
bung oder einer Abschiebung in einen bestimm-
ten Staat entgegenstehen. Ein späteres Vorbrin-
gen kann unberücksichtigt bleiben. Der Auslän-
der ist darauf hinzuweisen. 

(2) Unberührt  bleibt das Recht des Ausländers, 
sich nach der Anhörung im Wege der Klage oder 
im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes 
nach der Verwaltungsgerichtsordnung auf Tatsa-
chen und Umstände zu berufen, die nach Absatz 1 
unberücksichtigt geblieben sind." 

5. In § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1 Satz 1, § 20 Abs. 4 und 
§ 22 Abs. 6 Satz 2 werden jeweils die Worte „Auf-
enthaltserlaubnis oder Aufenthaltsberechtigung" 
durch das Wort „Aufenthaltsgenehmigung" er-
setzt. 

6. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 6 werden folgende Sätze 3 und 4 
angefügt: 

„In der Entscheidung ist ausdrücklich festzu-
stellen, ob die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 
des Ausländergesetzes vorliegen und ob der 
Antragsteller als Asylberechtigter anerkannt 
wird; von letzterer Feststellung ist abzusehen, 
wenn der Antrag auf die Feststellung der Vor-
aussetzungen des § 51 Abs. 1 des Ausländer-
gesetzes beschränkt war. Jede der beiden 
Feststellungen ist selbständig anfechtbar." 

b) Dem Absatz 7 werden folgende Sätze 2 und 3 
angefügt: 

„Der Asylantrag ist abgelehnt, wenn der An

-

tragsteller nicht als Asylberechtigter aner

-

kannt wird. Sofern der Antrag auf die Feststel- 
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lung der Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 des 
Ausländergesetzes beschränkt war, ist der 
Asylantrag abgelehnt, wenn festgestellt wird, 
daß die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 des 
Ausländergesetzes nicht vorliegen." 

7. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 werden die Worte „Die Anerken-
nung erlischt, " durch die Worte „Die Anerken-
nung als Asylberechtigter und die Feststel-
lung, daß die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 
des Ausländergesetzes vorliegen, erlöschen," 
ersetzt. 

b) Im Absatz 2 werden die Worte „Ist die Aner-
kennung erloschen," durch die Worte „In den 
Fällen des Absatzes 1" ersetzt. 

8. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Die 
Anerkennung ist zu widerrufen," durch die 
Worte „Die Anerkennung als Asylberechtigter 
und die Feststellung, daß die Voraussetzungen 
des § 51 Abs. 1 des Ausländergesetzes vorlie-
gen, sind zu widerrufen, " ersetzt. 

b) Dem Absatz 2 wird der folgende Satz 2 ange-
fügt: 

„Satz 1 findet auf die Feststellung, daß die Vor-
aussetzungen des § 51 Abs. 1 des Ausländer-
gesetzes vorliegen, entsprechende Anwen-
dung. " 

9. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Den in Satz 1 bezeichneten Ausländern und 
den Ausländern, deren Aufenthaltsgestattung 
nach § 20 Abs. 3 Nr. 1 erloschen ist, wird zur 
Durchführung des Asylverfahrens eine Dul-
dung erteilt, solange ihre Abschiebung aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen un-
möglich ist; § 20 Abs. 1, 2, 3 Nr. 2 bis 4, 6 und 7, 
Abs. 4 bis 6 und die §§ 23 bis 28 gelten sinn-
gemäß. " 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Eine von der Ausländerbehörde aus anderen 
Gründen erteilte Aufenthaltsgenehmigung 
und die Vorschriften in anderen Gesetzen über 
die Erteilung einer Aufenthaltsgenehmigung 
bleiben unberührt." 

c) Im Absatz 5 werden die Worte „Eine Aufent-
haltserlaubnis in der Form des Sichtvermerks" 
durch die Worte „Ein Visum" ersetzt. 

10. § 21 wird aufgehoben. 

11. In § 23 Abs. 2 und § 25 Abs. 4 wird jeweils der 
folgende Satz 2 angefügt: 

„Das gleiche gilt, wenn das Bundesamt oder ein 
Gericht festgestellt hat, daß die Voraussetzungen 
des § 51 Abs. 1 des Ausländergesetzes vorliegen, 
und wenn die Abschiebung des Ausländers aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen unmög-
lich ist. " 

12. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird der folgende Satz 3 ange-
fügt: 

„Von der Androhung der Abschiebung ist ab-
zusehen, wenn das Bundesamt festgestellt hat, 
daß die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 des 
Ausländergesetzes vorliegen, und wenn die 
Abschiebung des Ausländers aus rechtlichen 
oder tatsächlichen Gründen unmöglich ist." 

b) Absatz 7 wird wie folgt gefaßt: 

„(7) Ist der Ausländer nach Absatz 1, § 10 
Abs. 1 oder § 11 Abs. 1 zur Ausreise verpflich-
tet, wird er zur Ausreise aufgefordert und wird 
die Abschiebung angedroht und durchgeführt, 
auch wenn er einen Antrag auf Erteilung einer 
Aufenthaltsgenehmigung gestellt hat und über 
diesen Antrag noch nicht unanfechtbar ent-
schieden ist. " 

13. Im § 30 Satz 1 werden die Worte „gegen die Ent-
scheidung des Bundesamtes" durch die Worte 
„gegen eine oder gegen beide Feststellungen des 
Bundesamtes (§ 12 Abs. 6 Satz 3)" ersetzt. 

14. Im § 36 Abs. 1 werden nach dem Wort „Asylbe-
rechtigter" folgende Worte eingefügt: „oder die 
Feststellung, daß die Voraussetzungen des § 51 
Abs. 1 des Ausländergesetzes vorliegen,". 

15. Nach § 43 wird der folgende § 43 a eingefügt: 

„§ 43a 

Übergangsvorschrift für Folgeanträge 

Ein nach dem Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Neuregelung des Ausländerrechts gestellter Asyl-
antrag ist kein Folgeantrag nach § 14 Abs. 1, wenn 
der frühere Asylantrag vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Neuregelung des Ausländerrechts 
gestellt und 

1. aus den Gründen des § 1 a oder des § 2 Abs. 1 
abgelehnt oder 

2. von dem Ausländer zurückgenommen 

worden ist, es sei denn, es ist unanfechtbar fest-
gestellt worden, daß die Voraussetzungen des 
§ 14 Abs. 1 Satz 1 des Ausländergesetzes vom 
28. April 1965 (BGBl. I S. 353), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I 
S. 2362), oder des Artikels 1 § 51 Abs. 1 des Geset-
zes zur Neuregelung des Ausländerrechts nicht 
vorliegen. " 

Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über die Rechtsstellung 
heimatloser Ausländer im Bundesgebiet 

Das Gesetz über die Rechtsstellung heimatloser 
Ausländer im Bundesgebiet in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 243-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 13. Juni 1980 (BGBl. I 
S. 677), wird wie folgt geändert: 
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1. § 1 Abs. 2 wird gestrichen; Absatz 3 wird Absatz 2 
und wie folgt gefaßt: 

„(2) Wer seine Staatsangehörigkeit von einem 
heimatlosen Ausländer ableitet und im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Gesetzes zur. Neuregelung 
des Ausländerrechts rechtmäßig seinen gewöhnli-
chen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Geset-
zes hatte, steht einem heimatlosen Ausländer im 
Sinne dieses Gesetzes gleich." 

2. Dem § 12 werden folgende Sätze 2 und 3 ange-
fügt: 

„Sie bedürfen keiner Aufenthaltsgenehmigung. 
Ausländischen Familienangehörigen heimatloser 
Ausländer wird nach den für ausländische Fami-
lienangehörige Deutscher geltenden Vorschriften 
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt." 

3. § 21 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 21 

(1) Ein heimatloser Ausländer wird auf Antrag in 
der Regel eingebürgert, wenn er 

1. seine bisherige Staatsangehörigkeit aufgibt 
oder verliert, 

2. seit sieben Jahren rechtmäßig seinen gewöhnli-
chen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes hat und 

3. keine Straftaten begangen hat; außer Be tracht 
bleiben Straftaten, die mit Geldstrafe oder mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr, deren Voll-
streckung zur Bewährung ausgesetzt wurde, ge-
ahndet wurden. 

Von Satz 1 Nr. 1 wird abgesehen, wenn die Forde-
rung nach Entlassung aus der bisherigen Staatsan-
gehörigkeit eine unzumutbare Härte bedeuten 
würde. Für die Einbürgerung wird eine Gebühr in 
Höhe von 100 Deutsche Mark erhoben. 

(2) Im übrigen gelten für heimatlose Ausländer 
die allgemeinen Vorschriften über die Einbürge-
rung. Bei der Prüfung der Einbürgerungsanträge 
soll das besondere Schicksal der heimatlosen Aus-
länder berücksichtigt werden. Bei der Festsetzung 
der Gebühr für die Einbürgerung soll auf die wirt-
schaftliche Lage des Antragstellers Rücksicht ge-
nommen werden. " 

4. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Heimatlose Ausländer dürfen nur nach 
Maßgabe des § 48 Abs. 1 und 2 des Ausländer-
gesetzes aus schwerwiegenden Gründen der öf-
fentlichen Sicherheit oder Ordnung ausgewie-
sen werden. Sie dürfen nur abgeschoben wer-
den, wenn sie unanfechtbar ausreisepflichtig 
sind. " 

b) Dem Absatz 3 wird der folgende Satz 2 ange-
fügt: 

„§ 51 Abs. 3 des Ausländergesetzes findet ent-
sprechende Anwendung. " 

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes über Maßnahmen 
für im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen 

aufgenommene Flüchtlinge 

Das Gesetz über Maßnahmen für im Rahmen huma-
nitärer Hilfsaktionen aufgenommene Flüchtlinge vom 
22. Juli 1980 (BGBl. I S. 1057) wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 wird „§ 22 des Ausländergesetzes 
vom 28. April 1965 (BGBl. I S. 353)" durch „§ 33 
Abs. 1 des Ausländergesetzes" ersetzt. 

b) Im Absatz 2 werden nach dem Wo rt  „Lebensjah-
res" die Worte „und vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Neuregelung des Ausländer-
rechts" eingefügt. 

c) Der folgende Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Dem Ausländer wird eine unbefristete 
Aufenthaltserlaubnis erteilt." 

2. Nach § 2 wird der folgende § 2 a eingefügt: 

„§ 2a 
Erlöschen der Rechtsstellung 

(1) Die Rechtsstellung nach § 1 erlischt, wenn der 
Ausländer 

1. sich freiwillig oder durch Annahme oder Er-
neuerung eines Nationalpasses erneut dem 
Schutz des Staates, dessen Staatsangehörigkeit 
er besitzt, unterstellt oder 

2. nach Verlust seiner Staatsangehörigkeit diese 
freiwillig wiedererlangt hat oder 

3. auf Antrag eine neue Staatsangehörigkeit er-
worben hat und den Schutz des Staates, dessen 
Staatsangehörigkeit er erworben hat, genießt. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 hat der Auslän-
der unverzüglich die amtliche Bescheinigung sei-
ner Rechtsstellung und den Reiseausweis bei der 
Ausländerbehörde abzugeben." 

Artikel 6 

Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 6. Oktober 1989 (BGBl. I S. 1822), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 wird nach dem zweiten Satz der 
folgende Satz eingefügt: 

„Ausländern, die ihren Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt im Ausland haben und im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes eine Beschäf-
tigung ausüben wollen, darf die Arbeitserlaub-
nis nur erteilt werden, sofern die Dauer der Be-
schäftigung drei Monate nicht übersteigt." 
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b) Im Absatz 1 a werden 

aa) im Satz 1 die Worte „Antrag auf Anerken-
nung als Asylberechtigte" durch das Wort 

 „Asylantrag" und 

bb) im Satz 2 die Worte „von vornherein" durch 
die Worte „auf Grund einer Anordnung 
nach § 32 oder § 54 Satz 2 des Ausländerge-
setzes" ersetzt sowie 

cc) der folgende Satz 3 angefügt: 

„Die Wartezeiten nach Satz 1 und 2 enden 
vorzeitig, wenn dem Asylbewerber nach 
der Stellung des Antrags eine Aufenthalts-
genehmigung oder wenn ihm nach der un-
anfechtbaren Ablehnung des Antrags nach 
§ 55 Abs. 2 des Ausländergesetzes eine Dul-
dung erteilt wird."  

c) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Er kann durch Rechtsverordnung 

1. für einzelne Berufs- und Personengruppen 
Ausnahmen von Absatz 1 Satz 1 bis 3 zulas-
sen, 

2. die in Absatz 1 a und 1 b bestimmten Warte-
zeiten verkürzen und bestimmen, daß vor 
Ablauf der Wartezeiten Erlaubnisse für Be-
schäftigungen von jeweils längstens drei Mo-
naten jährlich erteilt werden dürfen; die Re-
gelungen können auf einzelne Berufs- oder 
Personengruppen beschränkt werden." 

d) Der folgende Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Die Erlaubnis wird unabhängig von Lage 
und Entwicklung des Arbeitsmarktes und ohne 
Beschränkung auf bestimmte Bet riebe, Berufs-
gruppen, Wirtschaftszweige für den Geltungs-
bereich dieses Gesetzes unbef ristet erteilt (be-
sondere Arbeitserlaubnis), wenn der Arbeitneh-
mer in den letzten acht Jahren vor Beginn der 
Geltungsdauer der Erlaubnis insgesamt fünf 
Jahre eine unselbständige Tätigkeit rechtmäßig 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgeübt 
hat. Auf die Beschäftigungszeit nach Satz 1 wer-
den nicht angerechnet Zeiten, 

1. in denen der Arbeitnehmer im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes zur Erfüllung eines 
Werkvertrages beschäftigt wird, der zwi-
schen seinem ausländischen Arbeitgeber 
und einem im Geltungsbereich dieses Geset-
zes ansässigen Unternehmen abgeschlossen 
worden ist, 

2. in denen der Arbeitnehmer auf Grund der 
Arbeitserlaubnisverordnung oder auf Grund 
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung 
vom Erfordernis der Erlaubnis befreit war, 

3. einer Beschäftigung, die vor dem Zeitpunkt 
liegen, in dem der Arbeitnehmer aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes unter Auf-
gabe seines gewöhnlichen Aufenthalts aus-
gereist war, 

4. einer Beschäftigung, durch die der Arbeit-
nehmer auf eine Tätigkeit im Ausland vorbe-
reitet wird, und 

5. einer beitragsfreien Beschäftigung im Sinne 
des § 169a. " 

2. Im § 233b Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Satz 1 wird 
jeweils „§ 20 des Ausländergesetzes" durch „§ 63 
des Ausländergesetzes" ersetzt. 

Artikel 7 

Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 

§ 120 des Bundessozialhilfegesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Januar 1987 (BGBl. I 
S. 401, 494), das zuletzt durch Artikel 42 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Im Absatz 2 werden in der Nummer 1 die Worte 
„Aufenthaltserlaubnis oder Aufenthaltsberechti-
gung" durch das Wort „Aufenthaltsgenehmigung" 
und in der Nummer 2 „§ 14 Abs. 1 Satz 1 des Aus-
ländergesetzes" durch „§ 51 Abs. 1 des Ausländer-
gesetzes" ersetzt. 

2. Der folgende Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Ausländern darf in den Teilen des Geltungs-
bereichs dieses Gesetzes, in denen sie sich einer 
ausländerrechtlichen räumlichen Beschränkung 
zuwider aufhalten, der für den tatsächlichen Auf-
enthaltsort zuständige Träger der Sozialhilfe nur 
die nach den Umständen unabweisbar gebotene 
Hilfe leisten. Das gleiche gilt für Ausländer, die 
eine räumlich nicht beschränkte Aufenthaltsbefug-
nis besitzen, wenn sie sich außerhalb des Landes 
aufhalten, in dem die Aufenthaltsbefugnis erteilt 
worden ist. " 

Artikel 8 

Änderung des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch 

§ 71 Abs. 2 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
(Artikel I des Gesetzes vom 18. August 1980, BGBl. I 
S. 1469, 2218), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Eine Offenbarung personenbezogener Daten 
eines Ausländers ist zulässig, soweit sie erforderlich 
ist für die Erfüllung der in § 76 Abs. 2 und 4 Nr. 4 und 6 
des Ausländergesetzes bezeichneten Mitteilungs-
pflichten und für die Ausübung der in § 76 Abs. 5 Satz 
2 des Ausländergesetzes bezeichneten Übermitt-
lungsbefugnis. Für die Offenbarung von personenbe-
zogenen Daten auf Ersuchen der mit der Ausführung 
des Ausländergesetzes betrauten Behörden nach § 76 
Abs. 1 des Ausländergesetzes gilt § 68 mit der Maß-
gabe, daß auch die Gewährung von Leistungen mit-
geteilt werden kann." 
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Artikel 9 

Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

§ 1 Abs. 3 des Bundeskindergeldgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 21. Januar 1986 
(BGBl. I S. 222), das zuletzt durch Gesetz vom 30. Juni 
1989 (BGBl. I S. 1294) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefaßt: 

„(3) Ausländer, die sich ohne Aufenthaltsgenehmi-
gung im Geltungsbereich dieses Gesetzes aufhalten, 
haben einen Anspruch nach diesem Gesetz nur, wenn 
sie nach §§ 51, 53 oder 54 des Ausländergesetzes auf 
unbestimmte Zeit nicht abgeschoben werden können, 
frühestens jedoch für die Zeit nach einem gestatteten 
oder geduldeten ununterbrochenen Aufenthalt von 
einem Jahr. " 

Artikel 10 

Änderung des Bundeserziehungsgeldgesetzes 

§ 1 Abs. 1 Satz 2 des Bundeserziehungsgeldgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. August 
1989 (BGBl. I S. 1550) wird wie folgt gefaßt: 

„Für den Anspruch eines Ausländers ist Vorausset-
zung, daß er im Besitz einer Aufenthaltsberechtigung, 
Aufenthaltserlaubnis oder Aufenthaltsbefugnis ist." 

Artikel 11 

Änderung des Gesetzes zu Artikel 10 
Grundgesetz 

(1) Das Gesetz zu Artikel 10 Grundgesetz vom 
13. August 1968 (BGBl. I S. 949), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 8. Juni 1989 (BGBl. I 
S. 1026), wird wie folgt geändert: 

Im Artikel l § 2 Abs. 2 Nr. 7 wird „§ 47 Abs. 1 Nr. 7 des 
Ausländergesetzes" durch „§ 90 Abs. 1 Nr. 8 des Aus-
ländergesetzes" ersetzt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin. 

Artikel 12 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Im § 100a Nr. 1 Buchstabe c) der Strafprozeßord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. 
April 1987 (BGBl. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Juni 1989 (BGBl. I 
S. 1082) geändert worden ist, wird „§ 47 Abs. 1 Nr. 7 
des Ausländergesetzes" durch „§ 90 Abs. 1 Nr. 8 des 
Ausländergesetzes" ersetzt. 

Artikel 13 

Änderung des Gesetzes zur Bekämpfung 
der Schwarzarbeit 

Im § 2 a Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes zur Bekämpfung 
der Schwarzarbeit in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 29. Januar 1982 (BGBl. I S. 109), das durch 
Artikel 14 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988 
(BGBl. I S. 2330) geändert worden ist, wird „§ 20 des 
Ausländergesetzes" durch „§ 63 des Ausländergeset-
zes" ersetzt. 

Artikel 14 

Änderung des Gesetzes über das gerichtliche 
Verfahren bei Freiheitsentziehungen 

Im § 8 Abs. 2 des Gesetzes über das gerichtliche 
Verfahren bei Freiheitsentziehungen in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 316-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt 
durch Gesetz vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 581) geän-
dert worden ist, wird „§ 16 des Ausländergesetzes" 
durch „§ 57 des Ausländergesetzes" ersetzt. 

Artikel 15 

Bekanntmachung des Aufenthaltsgesetzes/EWG 
und des Asylverfahrensgesetzes 

Der Bundesminister des Innern kann den Wortlaut 
des Aufenthaltsgesetzes/EWG und des Asylverfah-
rensgesetzes in den vom Inkrafttreten dieses Gesetzes 
an geltenden Fassungen im Bundesgesetzblatt be-
kanntmachen. 

Artikel 16 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Berlin. 

Artikel 17 

Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 § 3 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satz 2, § 4 
Abs. 2, § 9 Abs. 4, § 10 Abs. 2 und 3, §§ 38, 39 Abs. 3, 
§ 64 Abs. 4, § 76 Abs. 4, § 77 Abs. 2 Satz 2, § 79 Abs. 1 
Satz 2 und 3, Abs. 4 und § 81 Abs. 2 bis 5 sowie Arti-
kel 6 Nr. 1 Buchstabe c) treten am Tage nach der Ver-
kündung in Kraft. 

(2) Im übrigen tritt dieses Gesetz am ersten Tage des 
auf die Verkündung folgenden vierten Kalendermo-
nats in Kraft. Gleichzeitig tritt das Ausländergesetz 
vom 28. April 1965 (BGBl. I S. 353), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I 
S. 2362), außer Kraft. 
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A. Allgemeiner Teil 

I. Neuregelung des allgemeinen 
Ausländerrechts 

1. Notwendigkeit der Neuregelung 

Das Ausländergesetz vom 28. Ap ril 1965 verzichtet 
weitgehend auf eine inhaltliche Ausgestaltung des 
Ausländerrechts. Hinsichtlich der Erteilung, Verlän-
gerung, Verfestigung und Beschränkung des Aufent-
haltsrechts wird in nur vier Bestimmungen die Ver-
waltung im wesentlichen lediglich ermächtigt, nach 
Ermessen diese Maßnahmen zu treffen. Deren mate-
rielle Voraussetzungen hingegen finden sich erst in 
den Verwaltungsvorschriften des Bundes und der 
Länder. Wichtige Regelungen wie etwa die über den . 

Familiennachzug sind nicht einmal in der allgemei-
nen Verwaltungsvorschrift des Bundes enthalten. 

Nicht zuletzt an dieser bewußten Beschränkung und 
lakonischen Knappheit des Ausländergesetzes hat 
sich schon bald nach seinem Inkrafttreten am 1. Ok-
tober 1965 eine bis heute andauernde Diskussion in 
der Öffentlichkeit entzündet. Zwar kann deshalb 
nicht dem geltenden Ausländergesetz unterstellt wer-
den, es behandle Ausländer lediglich als Objekt einer 
übermächtigen Verwaltung. Dagegen zeugt allein 
schon die Attraktivität der Bundesrepublik Deutsch-
land, die sich in der großen Zahl der hier lebenden 
und der weltweit an Einreise interessierten Ausländer 
ausdrückt. 

Allerdings hat sich die weitere Rechtsentwicklung in 
der Bundesrepublik Deutschland von dem noch dem 
Ausländergesetz von 1965 zugrundeliegenden Prin-
zip der gesetzgeberischen Beschränkung gelöst. Dem 
Verfassungsgebot an den Gesetzgeber, wich tige und 
weittragende Regelungen grundsätzlich selbst zu 
treffen und nicht der Gestaltungsfreiheit der Verwal-
tung oder Rechtsprechung zu überlassen (BVerfGE 
Bd. 49, S. 89 ff., 126f.), kann sich das Ausländerrecht 
nicht länger verschließen. Die Notwendigkeit, durch 
genauere und datailliertere gesetzliche Vorgaben die 
Ermessensspielräume der Verwaltung im Interesse 
sowohl der Rechts- und Erwartenssicherheit der Aus-
länder als auch einer einheitlichen Entscheidungsfin-
dung einzugrenzen, kann heute — soweit nicht die 
Notwendigkeit eines Ausländergesetzes überhaupt in 
Abrede gestellt wird — als unbest ritten gelten. 

Dem Gesichtspunkt einer dauerhaften Gewährlei-
stung der Rechtssicherheit kommt gegenwärtig in-
folge der langanhaltenden kritischen Diskussion über 
die Grundlinien und Inhalte der Ausländerpolitik be-
sonderes Gewicht zu. In den letzten Jahren wurde in 
der Öffentlichkeit eine Fülle unterschiedlichster Lö-
sungen zur politischen Forde rung erhoben. Dadurch 
ist eine gewisse Unsicherheit hinsichtlich des Fortbe-
standes des derzeit geltenden Ausländerrechts ent-
standen. So ist die erforderliche Bundeseinheitlichkeit 
bei der Ausführung des Ausländergesetzes nicht un-
beeinträchtigt geblieben. In dieser Situa tion erscheint 

es unabweisbar, im Wege der Gesetzgebung die not-
wendige Klärung herbeizuführen. 

2. Gegenstand des Entwurfs 

Gegenstand des Entwurfs der Neufassung des Aus-
ländergesetzes (Artikel 1) ist das allgemeine Auslän-
derrecht, d. h. der Regelungsbereich des Ausländer-
gesetzes von 1965 mit Ausnahme der asylrechtlichen 
Bestimmungen. Nicht dem allgemeinen Ausländer-
recht unterfallen die schon derzeit sondergesetzlichen 
Regelungen für privilegierte Ausländergruppen. Es 
sind dies insbesondere die nach Europäischem Ge-
meinschaftsrecht Freizügigkeit genießenden Auslän-
der, die heimatlosen Ausländer, die im Rahmen hu-
manitärer Hilfsaktionen aufgenommenen ausländi-
schen Flüchtlinge sowie die asylsuchenden Auslän-
der. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Regelung des Aus-
länderrechts ergibt sich aus Artikel 74 Nr. 4 des 
Grundgesetzes. 

II. Ausländerpolitische Grundlagen des 
Ausländerrechts 

Dem Ausländerrecht der Bundesrepublik Deutsch-
land sind drei Aufgaben gestellt: die aufenthaltsrecht-
liche Sicherung der Integra tion der Ausländer, die auf 
Dauer im Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 
leben und hier verbleiben wollen, die Förderung der 
grenzüberschreitenden internationalen Zusammenar-
beit sowie die Begrenzung der Zuwanderung weiterer 
Ausländer aus Nicht-EG-Staaten. 

1. Sicherung der Integration 

Ein erheblicher Teil der vornehmlich in den beiden 
letzten Jahrzehnten legal zugewanderten Ausländer 
will  auf Dauer im Bundesgebiet bleiben und wollte 
auch von einer durch Fördermaßnahmen erleichterten 
Möglichkeit der freiwilligen Rückkehr in die Heimat 
keinen Gebrauch machen. Hinsichtlich dieses Perso-
nenkreises ist die Integra tion in die wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Lebensverhältnisse der Bun-
desrepublik Deutschland ein vorrangiges gesamtpoli-
tisches Ziel. Sie trägt dem beachtlichen Beitrag dieses 
Personenkreises zum wirtschaft lichen Ausbau unse-
rer Gesellschaftsordnung angemessen Rechnung. Sie 
ist die notwendige Voraussetzung dafür, daß allge-
mein ein Ausländern gegenüber aufgeschlossenes, 
womöglich wohlwollendes, zumindest aber tolerantes 
Meinungsklima in der einheimischen Bevölkerung 
gewahrt bleibt, daß mithin der dauernde Aufenthalt 
einer großen Zahl von Ausländern nicht zu gesell-
schaftlichen Spannungen und Konflikten führt. 

Die Integration läßt sich freilich nicht allein mit auf

-

enthaltsrechtlichen Mitteln erreichen. Sie setzt so- 
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wohl auf seiten der Bundesrepublik Deutschland als 
auch auf seiten der Ausländer die erforderliche Inte-
grationsfähigkeit und Integrationsbereitschaft voraus. 
Die Bundesrepublik Deutschland muß dazu den Aus-
ländern die Teilhabe an ihrem wi rtschaftlichen, sozia-
len und kulturellen Leben ermöglichen und im Rah-
men ihrer ethisch-moralischen, rechtlichen und kultu-
rellen Wertvorstellungen Ausländern einen Freiraum 
für die Bewahrung der eigenen kulturellen Identität 
lassen. Den Ausländern obliegt es, sich in die rechtli-
che, soziale und wirtschaftliche Ordnung der Bundes-
republik Deutschland einzufügen, die hiesigen kultu-
rellen und politischen Wertvorstellungen zu respek-
tieren und sich nicht gegen ihre deutsche Umwelt, in 
die sie freiwillig als Ausländer gekommen sind, zu 
verschließen. Auch darf der Wille zur Bewahrung der 
überkommenen kulturellen Identität nicht als Vor-
wand für eine selbstisolierende, rein nega tive Ab-
wehrhaltung gegen deutsche kulturelle Einflüsse die-
nen. 

Das Aufenthaltsrecht wi ll  und kann, indem es dadurch 
den Ausländern hinsichtlich ihres weiteren Aufent-
halts im Bundesgebiet die für ihre Lebensplanung er-
forderliche Rechtssicherheit verschafft, die notwen-
dige Integrationsbereitschaft der Ausländer fördern. 

2. Förderung grenzüberschreitender Beziehungen 

Die Bundesrepublik Deutschland ist in hohem Maße 
auf eine intensive interna tionale Zusammenarbeit an-
gewiesen. Über die Bereiche von Politik, Wirtschaft 
und Welthandel hinaus gewinnen grenzüberschrei-
tende Kontakte und Beziehungen zunehmend an Be-
deutung. Ein weiterer wesentlicher Aspekt ergibt sich 
aus der geographischen Lage der Bundesrepublik 
Deutschland in der Mitte Europas. Dadurch ist sie für 
den internationalen Verkehr ein wich tiges Ziel- und 
Transitland. Diesem Umstand hat das Ausländerrecht 
Rechnung zu tragen und einen möglichst reibungslo-
sen Ablauf des grenzüberschreitenden Verkehrs zu 
gewährleisten. 

Für die Bundesrepublik Deutschland entspricht eine 
weltoffene und liberale Ausländerpolitik deshalb den 
vorgegebenen sachlichen Notwendigkeiten. Das Aus-
länderrecht kann nicht die Verhinderung des Aufent-
halts  von Ausländern bezwecken. Es soll vielmehr den 
internationalen Austausch und Handel erleichtern 
und fördern, indem es eine weitgehende Liberalisie-
rung der Einreise und des vorübergehenden Aufent-
halts  von Ausländern ermöglicht. Dazu gehört aber 
auch das Ziel, auf der Grundlage der Gegenseitigkeit 
Deutschen eine möglichst günstige Behandlung im 
Ausland zu sichern. Im Aufenthaltsrecht für Auslän-
der spiegeln sich somit die politischen, wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Beziehungen der Bun-
desrepublik Deutschland zu anderen Staaten wider. 

3. Zuwanderungsbegrenzung 

Die gesetzliche Regelung des allgemeinen Auslän

-

derrechts geht von der weiterhin grundsätzlichen Ent

-

scheidung aus, daß die Bundesrepublik Deutschland 

nicht unbegrenzt allen zuwanderungswilligen Aus-
ländern einen dauernden Aufenthalt ermöglichen 
kann. Eine wesentliche Aufgabe ist es deshalb, die 
Begrenzung eines auf Dauer angelegten Zuzugs wei-
terer Ausländer aus Nicht-EG-Staaten zu gewährlei-
sten. Weltoffenheit und Liberalität der Ausländerpoli-
tik bedeuten nicht den Verzicht auf Zuzugsbeschrän-
kungen, sondern setzen diese notwendig voraus. Eine 
weitgehende Liberalisierung des grenzüberschreiten-
den Verkehrs und des Aufenthalts von Ausländern ist 
nur möglich, wenn nicht jeder bef ristete Aufenthalt 
die Erlangung eines Daueraufenthalts rechtlich oder 
faktisch bewirken kann. Desgleichen kann die Inte-
gration der angeworbenen ausländischen Arbeitneh-
mer und ihrer im Bundesgebiet lebenden Familienan-
gehörigen nur geleistet werden, wenn sich die Inte-
grationsproblematik nicht durch neue Zuwanderun-
gen auf unabsehbare Zeit verstetigt. Mit der Integra-
tionszusage an die angeworbenen ausländischen Ar-
beitnehmer hat sich die Bundesrepublik Deutschland 
eine erhebliche Pflicht auferlegt. Diese Zusage läßt 
sich nur rechtfertigen und einlösen, wenn und weil es 
sich hierbei historisch um einen in dieser Größenord-
nung einmaligen, d. h. endlichen Vorgang handelt. 

Auch ist die Integra tionskraft der Bundesrepublik 
Deutschland nicht unerschöpflich. Eine auch noch in 
Zukunft und auf Dauer sich ständig erneuernde Inte-
grationslast würde diese überfordern. Für die Bundes-
republik Deutschland bestehen ohnehin umfangrei-
che andenweite Aufnahmeverpflichtungen, die der 
Regelung des allgemeinen Ausländerrechts vorgege-
ben sind und deren faktische Erfüllbarkeit nicht durch 
die Zuwanderung weiterer Ausländer aus Nicht-EG

-

Staaten beeinträchtigt werden darf. 

An erster Stelle zu nennen ist die Verpflichtung zur 
Aufnahme von Deutschen. Die Erfüllung dieser ver-
fassungsrechtlichen und historischen Pflicht, die 
schon wegen der quantitativen Größenordnung auch 
künftig noch erhebliche Anstrengungen fordern wird, 
hat Vorrang vor der Überlegung, Ausländern einen 
Zuzug in das Bundesgebiet zu ermöglichen. 

Ebenfalls verfassungsrechtlich, politisch-moralisch 
und historisch verankert ist die Pflicht, politisch ver-
folgten Ausländern Zuflucht zu gewähren. 

Vorrang vor dem allgemeinen Ausländerrecht haben 
schließlich von Rechts wegen und europapolitisch 
auch die Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland als Mitglied der Europäischen Gemein-
schaft. Die Freizügigkeit innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft ist für diese von grundlegender Bedeu-
tung. Ihre Verwirklichung setzt voraus, daß die fakti-
schen Aufnahmemöglichkeiten der Mitgliedstaaten 
nicht schon durch die Zuwanderung von Drittauslän-
dern weitgehend ausgeschöpft werden. 

III. Verfassungsrechtliche und völkerrechtliche 
Grundlagen des Ausländerrechts 

Ausländer sind hinsichtlich der Einreise und des Auf-
enthalts im Bundesgebiet Deutschen weder nach dem 
Grundgesetz noch nach Völkerrecht gleichgestellt. 
Für Ausländer wird ein Recht auf Einreise und Auf- 
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enthalt — von wenigen Ausnahmen abgesehen — erst 
durch die ausländergesetzliche Regelung geschaffen. 
Das Ausländerrecht ist daher insoweit keine Verbots-
materie, die konstitutiv die Voraussetzungen nor-
miert, unter denen sich Ausländer nicht im Bundesge-
biet aufhalten dürfen. Es normiert vielmehr umge-
kehrt die Voraussetzungen — und damit freilich zu-
gleich die Grenzen — des rechtmäßigen Aufenthalts 
von Ausländern im Bundesgebiet. Das Ausländer-
recht hat deshalb zunächst gewährenden Charakter. 
Soweit es jedoch aufenthaltsbeschränkende und 
-beendende sowie zum Schutz öffentlicher Interessen 
auch sonstige Maßnahmen gegen Ausländer vorsieht, 
die sich im Bundesgebiet aufhalten, hat es auch Ein-
griffscharakter. 

1. Grundrechtliche Bindungen 

Artikel 11 GG beschränkt das Grundrecht der Freizü-
gigkeit im Bundesgebiet auf Deutsche. Ausländern 
wird nur bei politischer Verfolgung nach Artikel 16 
Abs. 2 Satz 2 GG ein grundrechtlich geschützter Auf-
enthalt gewährt. Das Grundgesetz stellt damit Aus-
länder aufenthaltsrechtlich ausdrücklich Deutschen 
nicht gleich. Ausländer können auch nicht unter Beru-
fung auf Artikel 3 GG oder andere menschenrechtli-
che Gewährleistungen von Rechts wegen Einreise ins 
und Aufenthalt im Bundesgebiet beanspruchen. 
Außer in den Fällen der politischen Verfolgung läßt 
sich für Ausländer dem grundgesetzlich gebotenen 
Menschenrechtsschutz im allgemeinen kein mate riel-
les Zugangs- oder Zufluchtsrecht ins Bundesgebiet 
zur Verwirklichung ihrer Menschenrechte entneh-
men. 

Auch Artikel 6 GG verschafft Ausländern keinen 
grundrechtlichen Anspruch auf Aufenthaltsgewäh-
rung (BVerfG, Beschluß vom 12. Mai 1987 — 2 BvR 
1226/83 u. a. — BVerfGE Bd. 76, S. 1 ff.). Wer selbst 
keinen grundrechtlich gesicherten Aufenthalt im 
Bundesgebiet hat, kann weder einen solchen seinen 
Familienangehörigen vermitteln noch aus Artikel 6 
GG einen grundrechtlich geschützten Anspruch her-
leiten, sich zusammen mit seinen Familienangehöri-
gen im Bundesgebiet aufhalten zu dürfen. 

Aufenthaltsrechtlich kann deshalb zwischen auslän-
dischen Familienangehörigen von Deutschen und 
Asylrecht genießenden Ausländern einerseits und de-
nen sonstiger Ausländer andererseits differenzie rt 

 werden. Deutsche und Asylrecht genießende Auslän-
der haben ein Grundrecht auf Aufenthalt und damit 
grundsätzlich auch das Recht, ihre Menschenrechte 
im Bundesgebiet zu verwirklichen. Sie können des-
halb grundsätzlich nicht darauf verwiesen werden, 
die Familieneinheit mit ihren ausländischen Familien-
angehörigen außerhalb des Bundesgebiets herzustel-
len. Der grundrechtliche Anknüpfungspunkt für das 
Recht auf Familiennachzug ist insoweit schon Arti-
kel 11 und 16 Abs. 2 Satz 2 GG. Erst Artikel 6 GG 
enthält jedoch den Maßstab für die inhaltliche Ausge-
staltung ihm vorgegebener Aufenthaltsgewährungen. 
Ihm ist zu entnehmen, in welchem Umfang und in 
bezug auf welche Familienangehörigen das Interesse 
der Deutschen und der Asylrecht genießenden Aus

-

länder auf Herstellung der Familieneinheit im Bun-
desgebiet als schutzwürdig anzuerkennen ist. 

Freilich hat Artikel 6 GG als „wertentscheidende 
Grundsatznorm" (BVerfG, a.a.O.) Bedeutung auch für 
die inhaltliche Ausgestaltung des Aufenthalts anderer 
Ausländer. Auch für sie ergibt sich aus dieser Vor-
schrift, daß während des rechtmäßigen Aufenthalts im 
Bundesgebiet der Wunsch nach Herstellung und 
Wahrung der Familieneinheit als schutzwürdiges In-
teresse zu berücksichtigen ist. Artikel 6 GG verlangt 
deshalb für die Ausgestaltung des Aufenthaltsrechts 
von Ausländern eine Interessenabwägung. Für den 
Fall, daß Ausländern der Aufenthalt erlaubt wird, sind 
entweder generell schon auf der legisla tiven Ebene 
oder erst im Einzelfall auf der administrativen die f a-
miliären Bindungen zu Familienangehörigen, die 
rechtmäßig im Bundesgebiet ansässig sind, abzuwä-
gen gegen die einer Aufenthaltsgewährung wider-
streitenden öffentlichen Interessen. 

Das Grundrecht auf freie Entfaltung der Persönlich-
keit (Artikel 2 Abs. 1 GG) ist im wesentlichen nur für 
die Ausgestaltung des Aufenthaltsrechts von Aus-
ländern und nicht schon für die materielle Entschei-
dung von Bedeutung, ob und wie lange Ausländern 
der Aufenthalt erlaubt wird. Aus dieser Vorschrift 
folgt zwar, daß bei der Entscheidung über die Aufent-
haltsgewährung nach rechtsstaatlichen Grundsätzen 
zu verfahren ist und daß der gewährte rechtmäßige 
Aufenthalt nicht grundlos vorzeitig beendet werden 
darf. Aber aus dem jedermann gewährten Grundrecht 
auf freie Entfaltung seiner Persönlichkeit folgt für 
Ausländer nicht die Befugnis zur Einreise und zum 
Aufenthalt im Bundesgebiet (BVerfG, a.a.O.). An-
dernfalls würde diese Bestimmung als eine in Anbe-
tracht der Zahl der Weltbevölkerung schon faktisch 
uneinlösbare Grundrechtsgewährung gedeutet, die 
deshalb ohnehin nur Bestand haben könnte, wenn 
und soweit sie von vornherein auf Grund ihrer weit-
reichenden Einschränkungsmöglichkeit durch ein ge-
nerelles Verbot mit Erlaubnisvorbehalt im Ergebnis 
wieder zurückgenommen würde. 

Ebensowenig können Ausländer sich insoweit auf Ar-
tikel 2 Abs. 1 GG im Sinne einer Berechtigung beru-
fen, daß ihnen der Aufenthalt im Bundesgebiet nur auf 
Grund einer Abwägung ihrer persönlichen Belange 
mit entgegenstehenden öffentlichen Interessen ver-
wehrt werden dürfte. Die Möglichkeit, Ausländern 
den Aufenthalt im Bundesgebiet zu versagen, besteht 
nicht nur, wo dies zum Schutz der Interessen der Bun-
desrepublik Deutschland zwingend geboten ist. So-
lange ihnen noch kein Aufenthaltsrecht gewährt 
wurde und soweit sie keine sonstigen rechtlich ge-
schützten Bindungen zum Bundesgebiet haben, kann 
ihnen vielmehr die Einreise ins Bundesgebiet schon 
deshalb verwehrt werden, weil sie nicht deutsche 
Staatsangehörige sind. 

2. Bindungen aus staatlicher Personal- und 
Gebietshoheit 

Das ist eine Konsequenz nicht erst aus der Beschrän

-

kung des Grundrechts der Freizügigkeit auf Deut

-

sche, sondern schon unmittelbar aus dem Wesen des 
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Staates. Weil der Staat, seine Einrichtungen und seine 
Rechtsordnung den eigenen Staatsangehörigen zuge-
hören, ist das Staatsvolk neben Staatsgebiet und auto-
nomer Staatsgewalt konstituierendes Element des 
Staates. Seine Souveränität unter Einschluß insbeson-
dere der Gebietshoheit ist Ausdruck des Selbstbestim-
mungsrechts des Staatsvolkes. Das originäre Recht 
zum Aufenthalt im Staatsgebiet ist deshalb ein we-
sentliches Merkmal der besonderen Rechtsstellung, 
die den eigenen Staatsangehörigen vorbehalten ist. 

Dementsprechend sind im Aufenthaltsrecht für Aus-
länder diejenigen Regelungen zusammengefaßt, de-
nen sich der Staat bei der Ausübung seiner Gebiets-
hoheit selbst unterwirft. Eine Rechtsverpflichtung zur 
Berücksichtigung persönlicher Belange von Auslän-
dern außerhalb des Bundesgebiets und ohne Bindun-
gen zum Bundesgebiet kann diesen rechtlichen Rege-
lungen nicht vorgegeben sein. Auch darf nicht außer 
Betracht bleiben, daß die Verpflichtung eines jeden 
Staates, wenngleich nicht ausschließlich, so doch pri-
mär auf das eigene Staatswohl und das Wohl der eige-
nen Bevölkerung gerichtet ist. 

3. Völkerrechtliche Bindungen 

Auch nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
ist es zulässig, aufenthaltsrechtlich fremde und eigene 
Staatsangehörige unterschiedlich zu behandeln. Es 
entspricht der internationalen Rechtsüberzeugung 
und -praxis, fremden Staatsangehörigen grundsätz-
lich keinen Anspruch auf Einreise und Aufenthalt im 
eigenen Hoheitsgebiet zu gewähren. Allerdings ha-
ben sich im Völkerrecht Grundsätze für die Behand-
lung fremder Staatsangehöriger herausgebildet, de-
nen bei der gesetzlichen Regelung des Ausländer-
rechts Rechnung zu tragen ist. 

Nach dem Grundsatz der Gebietshoheit unterliegen 
Staatsangehörige, solange sie sich in einem fremden 
Staatsgebiet aufhalten, der Hoheitsgewalt dieses 
Staates. Diese Hoheitsgewalt gilt nicht unbeschränkt; 
sie ist durch das Völkerrecht begrenzt. Vorschriften, 
die die Rechtsstellung der Ausländer regeln, müssen 
sich im Rahmen des völkerrechtlichen Mindeststan-
dards für die Behandlung der Ausländer halten. Hier-
nach ist insbesondere eine willkürliche Behandlung 
nicht gestattet. Durch den Aufenthalt eines Staatsan-
gehörigen in einem fremden Staatsgebiet wird das 
staatsbürgerliche Rechte- und Pflichtenverhältnis, das 
den fremden Staatsangehörigen auch im Ausland mit 
seinem Heimatstaat verbindet, nicht aufgelöst. Der 
Aufenthaltsstaat kann daher zwar kraft seiner Ge-
bietshoheit einem fremden Staatsangehörigen auch 
gegen den Willen seines Heimatstaates Rechte ein-
räumen, ihm etwa Asyl gewähren, aber er kann ihm 
keine Verpflichtungen auferlegen, die die Personal-
hoheit des Heimatstaates verletzen. Andererseits 
kann auch der Heimatstaat seinen Staatsangehörigen, 
die sich in einem fremden Staatsgebiet aufhalten, 
keine Anordnungen geben, die mit den Gesetzen und 
Vorschriften des Aufenthaltsstaates nicht vereinbar 
sind. 

Für die Regelung des Ausländerrechts ist ferner das 
Völkervertragsrecht von Bedeutung, soweit es Vor

-

schriften über die Behandlung fremder Staatsangehö-
riger enthält. Allerdings gewährleistet bereits das 
Grundgesetz einen umfassenden Menschenrechts-
schutz. Das Völkervertragsrecht geht darüber nicht 
hinaus. Wichtiger sind insofern die bilateralen und 
multilateralen Abkommen, die Modalitäten der Ein-
reise und des Aufenthalts von Ausländern regeln. Die 
ausländergesetzliche Regelung muß sicherstellen, 
daß derartige völkerrechtliche Verpflichtungen un-
eingeschränkt eingehalten werden können. 

Den weitestgehenden Bindungen im Bereich des Auf-
enthaltsrechts für Ausländer unterliegt die Bundesre-
publik Deutschland als Mitglied der Europäischen 
Gemeinschaft. Die Vorschriften des Europäischen Ge-
meinschaftsrechts über die Freizügigkeit haben, so-
weit sie unmittelbar gelten, Vorrang vor den inner-
staatlichen Regelungen und, soweit sie nicht unmittel-
bar gelten, sind sie verbindliche Vorgaben für die 
innerstaatliche Rechtssetzung. Der Bedeutung des 
Europäischen Freizügigkeitsrechts entsprechend ist 
diese Materie freilich insgesamt im Aufenthaltsge-
setz/EWG sondergesetzlich geregelt. Der Entwurf läßt 
den Vorrang dieser Regelung vor dem allgemeinen 
Ausländerrecht unberührt. 

IV. Inhalt des Entwurfs 

1. Ermessensbeschränkungen 

Das Ausländergesetz von 1965 kennt außer den bei-
den zwingenden Versagungsgründen in § 2 Abs. 1 
Satz 2 und § 15 Abs. 1 Satz 1 sowie dem Verbot der 
Abschiebung politisch Verfolgter in den Verfolger-
staat keine ermessensausschließenden Vorschriften. 
Im übrigen ist nach Ermessen zu entscheiden, das nur 
bei der Ausweisung und Abschiebung durch mate-
rielle Eingriffsvoraussetzungen eingeschränkt ist. 

Demgegenüber sind nach dem Entwurf Ermessens-
spielräume, soweit es möglich und vertretbar ist, ent-
weder ganz ausgeschlossen oder durch materielle 
Vorgaben eingeschränkt. Vor allem im Bereich der 
Aufenthaltsverfestigung sowie beim Ehegatten- und 
Kindernachzug werden Ermessensentscheidungen 
durch Rechtsansprüche ersetzt. In diesen Fällen darf 
die begünstigende Maßnahme nur versagt werden, 
wenn entweder ein Ausweisungsgrund oder ein ge-
setzlicher Versagungsgrund vorliegt. Andererseits 
sind aber auch die Vorschriften über die Aufenthalts-
beendigung wesentlich strikter gefaßt. 

2. Aufenthaltsgenehmigungspflicht (§ 3) 

Der Entwurf hält in Übereinstimmung mit der interna-
tionalen Rechtsüberzeugung wie -praxis und dem gel-
tenden Recht daran fest, daß Ausländer für den Auf-
enthalt im Bundesgebiet grundsätzlich einer Geneh-
migung bedürfen. Im Interesse einer Liberalisie rung 
des grenzüberschreitenden Verkehrs übernimmt der 
Entwurf gleichfalls die weitreichenden geltenden 
Ausnahmemöglichkeiten. Insbesondere gewährlei-
sten die entsprechenden Verordnungsermächtigun-
gen, daß wie bisher für kurzfristige Aufenthalte weit- 
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gehend von der Aufenthaltsgenehmigungspflicht ab-
gesehen werden kann. 

Der Entwurf vereinfacht jedoch das derzeit kompli-
zierte System von Aufenthaltsgenehmigungspflicht 
und verschiedenen Befreiungen. Künftig ist grund-
sätzlich jeder Ausländer, der aufenthaltsgenehmi-
gungspflichtig ist, auch visumspflichtig, d. h. er hat die 
Aufenthaltsgenehmigung vor der Einreise in der Form 
des Sichtvermerks einzuholen. 

Abweichend vom derzeit noch geltenden Recht und in 
Übereinstimmung mit einem anhängigen Gesetzent-
wurf zur Änderung des Ausländergesetzes (BT

-

Drucksache 11/4732) verzichtet der Entwurf auf eine 
Altersgrenze bei der Aufenthaltsgenehmigungs-
pflicht. Ausländer unter 16 Jahren werden aufent-
haltsgenehmigungsrechtlich den Ausländern gleich-
gestellt, die das 16. Lebensjahr vollendet haben. Da-
mit wird dem Umstand Rechnung getragen, daß ei-
nerseits die Einreise jugendlicher Ausländer zwecks 
Erlangung eines Daueraufenthalts keine singuläre Er-
scheinung mehr ist, daß aber andererseits auch ju-
gendlichen Ausländern der Aufenthalt im Bundesge-
biet nicht unbeschränkt und voraussetzungslos er-
laubt ist und erlaubt werden kann. Es ist deshalb not-
wendig, das Erfordernis der Aufenthaltsgenehmigung 
auf diesen Personenkreis auszudehnen. 

3. Paß- und Ausweispflicht (§§ 4, 39f.) 

Der Entwurf unterscheidet schärfer als das geltende 
Recht die Paßpflicht, d. h. die Pflicht des Ausländers, 
einen gültigen Nationalpaß oder ein anerkanntes Paß-
ersatzpapier zu besitzen, von der Ausweispflicht, d. h. 
der Pflicht, sich — grundsätzlich mit dem Paß — über 
seine Person auszuweisen. Von beiden zu unterschei-
den ist die Paßmitführungspflicht, der Ausländer in 
gleicher Weise wie Deutsche nur für den Grenzüber-
tritt unterliegen. 

Der Besitz eines gültigen Nationalpasses gehört zu 
den Grundvoraussetzungen des rechtmäßigen Auf-
enthalts von Ausländern. Der Paß ist ein interna tional 
eingeführtes Reisepapier. Er ermöglicht nicht nur die 
Feststellung der Identität und der Staatsangehörig-
keit, sondern bescheinigt insbesondere die Rückkehr-
berechtigung in einen anderen Staat. Deshalb kann 
bei Ausländern, die sich im Bundesgebiet aufhalten 
wollen, im allgemeinen nicht von dem Erfordernis ei-
nes Passes abgesehen werden. 

Abweichend vom geltenden Recht ist nach dem Ent-
wurf ein gültiger Paß allerdings nicht mehr notwen-
dige Voraussetzung für die Erteilung und den Bestand 
der Aufenthaltsgenehmigung. Der Wegfall des gülti-
gen Passes ist nur noch Widerrufs- und nicht mehr 
Erlöschensgrund für die Aufenthaltsgenehmigung. 
Diese Änderung ist vor allem im Interesse der Auslän-
der geboten. Nach geltendem Recht führt jede noch so 
kurzfristige Paßlosigkeit zwangsläufig zum Verlust 
des Aufenthaltsrechts und damit zur Unterbrechung 
der Rechtmäßigkeit des Aufenthalts. Besonders ha rt 

 sind davon aufenthaltsberechtigte Ausländer betrof-
fen, weil die Erteilung der Aufenthaltsberechtigung 
nach derzeitiger Rechtslage einen ununterbrochen 

rechtmäßigen Aufenthalt von mindestens fünf Jahren 
voraussetzt. Selbst wenn der Ausländer die Paßlosig-
keit nicht zu vertreten hat, ist daher gegenwärtig die 
umgehende Wiedererteilung der Aufenthaltsberech-
tigung nicht möglich. 

Die zwingende Verknüpfung von Paßpflicht, Aus-
weispflicht und rechtmäßigem Aufenthalt im gelten-
den Recht hat darüber hinaus die Folge, daß Auslän-
dern, die keinen Paß besitzen, regelmäßig deutsche 
Paßersatzpapiere ausgestellt werden müssen, um ih-
nen den rechtmäßigen Aufenthalt im Bundesgebiet zu 
ermöglichen. Dies ist völkerrechtlich nicht unbedenk-
lich. Der Ausländer unterliegt, auch wenn er sich im 
Bundesgebiet aufhält, der Paßhoheit seines Staates. 
Diese beschränkt zwar nicht das Recht der Bundesre-
publik Deutschland, einem Ausländer unabhängig 
davon Aufenthalt zu gewähren, ob sein Heimatstaat 
ihm einen Paß ausstellen wi ll, wohl aber die Befugnis, 
den Ausländer mit einem deutschen Paßersatzpapier 
auszustatten. Der Entwurf trägt dem Rechnung, in-
dem er Ausländern ermöglicht, ihrer Ausweispflicht 
statt mit einem Paß mit einer Bescheinigung über die 
Aufenthaltsgenehmigung zu genügen, die für diesen 
Zweck mit den Angaben zur Person zu versehen ist. 

Allerdings kann nicht völlig darauf verzichtet werden, 
Ausländern notfalls einen deutschen Paßersatz auszu-
stellen. Der Entwurf enthält deshalb die Ermächti-
gung, daß im Verordnungswege ein Paßersatz für 
Ausländer eingeführt werden kann. Abweichend vom 
geltenden Recht wird dieser jedoch nicht mehr als 
Fremdenpaß, sondern als Reisedokument bezeichnet. 
Dieser Begriff ist im internationalen Sprachgebrauch 
verbreiteter und deshalb zu bevorzugen. 

4. Differenzierung der Aufenthaltstitel (§ 5) 

Dem Ausländergesetz von 1965 liegt das Regelungs-
prinzip zugrunde, im wesentlichen einheitliche, für 
alle Ausländer gleichermaßen geltende Vorschriften 
zu schaffen. Dieses Prinzip ist in der ausländerrechtli-
chen Praxis mittlerweile in vielfältiger Hinsicht durch-
brochen. Bei wesentlichen aufenthaltsrechtlichen Re-
gelungen — etwa bei der Aufenthaltsverfestigung 
und dem Familiennachzug — hat es sich als sachlich 
notwendig erwiesen, für verschiedene Ausländer-
gruppen je besondere Bestimmungen zu treffen. 
Dementsprechend geht auch der Entwurf vom Prinzip 
differenzierender gruppenspezifischer Regelungen 
aus. Die grundlegenden Differenzierungskriterien 
sind der Grund und Zweck des Aufenthalts sowie er-
gänzend der Verfestigungsgrad. 

Das gesetzestechnische Mittel für die Durchführung 
des Prinzips gruppenspezifischer Regelungen ist die 
Differenzierung der Aufenthaltstitel. Die einzelnen 
Ausländergruppen, für die jeweils besondere Rege-
lungen gelten, werden durch einen je eigenen Aufent-
haltstitel gekennzeichnet. Die materielle Funktion 
dieser Differenzierung ist die Erhöhung der Rechts- 
und Erwartenssicherheit für Ausländer. Es wird ihnen 
deutlich gemacht, welche Vorschriften auf sie Anwen-
dung finden, und insbesondere, ob für sie die Erlan-
gung eines Daueraufenthalts im Bundesgebiet mög-
lich oder ausgeschlossen ist. Dieser Zugewinn an 
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Klarheit erfordert und rechtfertigt zugleich eine ge-
wisse Detaillierung der Normierung. 

Unter dem Oberbegriff Aufenthaltsgenehmigung faßt 
der Entwurf vier verschiedene Aufenthaltstitel zusam-
men: 

(1) Die Aufenthaltserlaubnis (§ 15) ist der allgemeine, 
nicht an bestimmte Aufenthaltszwecke gebundene 
Aufenthaltstitel. Sie gewährt ein selbständiges Auf-
enthaltsrecht und eröffnet die Möglichkeit eines spä-
teren Daueraufenthalts. Deshalb kann sie sowohl be-
fristet als auch unbef ristet verlängert werden. Die 
Aufenthaltserlaubnis wird aber auch ausländischen 
Familienangehörigen eines Deutschen oder eines 
Ausländers, der eine Aufenthaltserlaubnis oder eine 
Aufenthaltsberechtigung besitzt, erteilt zum Zwecke 
der Herstellung und Wahrung der häuslichen Ge-
meinschaft mit dem Deutschen bzw. dem Ausländer 
(§§ 17 ff.). Sie gewährt in diesen Fällen ein zunächst 
nur zweckgebundenes und unselbständiges, von dem 
Aufenthaltsrecht des Deutschen bzw. des Ausländers 
abhängiges Aufenthaltsrecht. Allerdings ist diese Ab-
hängigkeit und Zweckbindung des Aufenthaltsrechts 
der Familienangehörigen grundsätzlich zeitlich be-
schränkt. 

(2) Die Aufenthaltsberechtigung (§ 27) ist wie im gel-
tenden Recht die stärkste Aufenthaltsverfestigung, 
die für Ausländer vorgesehen ist. Sie gewährt ein 
selbständiges, unbeschränktes Aufenthaltsrecht und 
denselben weitgehenden Schutz vor Ausweisung, 
den Asylberechtigte auf Grund ihres grundrechtlich 
geschützten Aufenthalts genießen. 

(3) Die Aufenthaltsbewilligung (§ 28) ist ein zweckge-
bundener und befristeter Aufenthaltstitel, der die Er-
langung eines späteren Daueraufenthalts ausschließt. 
Sie ist für Ausländer vorgesehen, denen der Aufent-
halt nur für einen bestimmten, seiner Natur nach nur 
einen zeitlich begrenzten Aufenthalt erfordernden 
Zweck — wie etwa eine Ausbildung oder eine Be-
suchsreise — gewährt und für die von vornherein ein 
späterer Daueraufenthalt ausgeschlossen werden soll. 
Sie wird auch den Familienangehörigen dieser Aus-
länder erteilt, denen der Aufenthalt zur Herstellung 
und Wahrung der Familieneinheit erlaubt wird (§ 29). 
Dieses Aufenthaltsrecht der Familienangehörigen ist 
streng akzessorisch. Es ist in seinem Bestand davon 
abhängig, daß der Aufenthaltszweck fortbesteht und 
der Ausländer, zu dem der Nachzug erlaubt wurde, im 
Besitz einer Aufenthaltsbewilligung ist. 

(4) Die Aufenthaltsbefugnis (§ 30) ist für Ausländer 
vorgesehen, denen aus völkerrechtlichen, humanitä-
ren oder politischen Gründen Aufenthalt gewährt 
wird. Für diesen Personenkreis ist die Möglichkeit 
einer Aufenthaltsverfestigung vorgesehen. Sie wird 
auch den Familienangehörigen erteilt, denen der Fa-
miliennachzug erlaubt wird (§ 31). 

Dem internationalen Sprachgebrauch folgend, be-
zeichnet der Entwurf die vor der Einreise im Ausland 
einzuholende Aufenthaltsgenehmigung in der Form 
des Sichtvermerks als Visum. 

5. Erteilung, Verlängerung und Erlöschen der 
Aufenthaltsgenehmigung (§§ 6 ff., 44) 

Wie im geltenden Recht soll auch künftig eine Aufent-
haltsgenehmigung grundsätzlich nur erteilt und nur 
verlängert werden dürfen, wenn durch den Aufent-
halt des Ausländers Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland weder beeinträchtigt werden noch — 
wie es derzeit in Nummer 4 der allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zu dem § 2 AuslG 1965 heißt (Num-
mer 4 zu § 2 AuslVwV) — gefährdet erscheinen. Aller-
dings hat sich die Regelung des Ausländergesetzes 
von 1965 nicht bewährt, im Falle der Beeinträchtigung 
von Interessen der Bundesrepublik Deutschland die 
Erteilung und Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis 
unter Ausschluß jeden Ermessens zu verbieten. 

Der Entwurf verzichtet deshalb auf dieses allgemeine 
Verbot, ohne jedoch den Grundsatz aufzugeben. Die-
ser ist als Regel-Versagungsgrund normiert und durch 
ergänzende Regel-Versagungsgründe und zwin-
gende konkrete Versagungsgründe präzisiert. 

Gesetzlich verankert wird ferner der seit 1973 gel-
tende Anwerbestopp, und zwar sowohl im Aufent-
haltsrecht (§ 10) als auch im Arbeitserlaubnisrecht 
(Artikel 6 Nr. 1). Da dieser wie in der Vergangenheit 
auch künftig nicht ausnahmslos gelten kann, wird der 
Bundesminister des Innern ermächtigt, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Voraussetzungen und Begrenzungen für Aufenthalts-
genehmigungen zur Ausübung einer unselbständi-
gen Erwerbstätigkeit zu regeln. Die Verordnungser-
mächtigung bezieht sich auf beide wesentlichen Ele-
mente des Anwerbestopps, nämlich die Beschrän-
kung sowohl des Zugangs als auch der Dauer des 
Arbeitsaufenthalts einschließlich des Ausschlusses ei-
ner Aufenthaltsverfestigung. 

Die Verlängerung der Aufenthaltsgenehmigung er-
folgt grundsätzlich nach den für ihre Erteilung gelten-
den Vorschriften. Im übrigen sind für die einzelnen 
Arten der Aufenthaltsgenehmigung jeweils eigen-
ständig die erforderlichen besonderen Verlänge-
rungsvoraussetzungen festgelegt. 

Anders als das geltende Recht macht der Entwurf im 
Interesse der Rechtssicherheit das Erlöschen und Un-
wirksamwerden der Aufenthaltsgenehmigung grund-
sätzlich von einem vorherigen Verwaltungsakt ab-
hängig. Die einzige Ausnahme bildet die Ausreise des 
Ausländers entweder aus einem seiner Natur nach 
nicht vorübergehenden Grund oder für mehr als sechs 
Monate, falls die Ausländerbehörde nicht eine län-
gere Frist für die Wiederkehr bestimmt hat. 

6. Familiennachzug (§§ 17 ff., 29, 31) 

Der Entwurf erleichtert den Familiennachzug durch 
die Gewährung von Rechtsansprüchen und durch den 
Verzicht auf eine allgemeine Wartefrist und eine Ehe-
bestandszeit und regelt ihn im übrigen in weitgehen-
der Übereinstimmung mit dem geltenden Recht. Als 
allgemeine Familiennachzugsvoraussetzungen wer-
den weiterhin gefordert das Vorhandensein ausrei- 
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chenden Wohnraums und der gesicherte Lebensun-
terhalt. 

Einen Rechtsanspruch auf Nachzug erhalten insbe-
sondere die Ehegatten von Ausländern 

— der ersten Genera tion, die eine Aufenthaltsberech-
tigung besitzen oder 

— die eine Aufenthaltserlaubnis besitzen, wenn die 
Ehe bei Einreise des Ausländers bestand und de-
klariert war, und 

— der 2. und folgenden Generationen, wenn der Aus-
länder eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis oder 
eine Aufenthaltsberechtigung besitzt, acht Jahre 
im Bundesgebiet gelebt hat und volljährig ist. 

Auch soweit kein Rechtsanspruch besteht, kann bei 
Vorliegen der allgemeinen Voraussetzungen ein Ehe-
gattennachzug zu Ausländern mit Aufenthaltserlaub-
nis oder Aufenthaltsbewilligung im Ermessenswege 
zugelassen werden. Der gegenwärtig geltende grund-
sätzliche Ausschluß des Ehegattennachzuges zu 
Werkvertragsarbeitnehmern und zu Auszubildenden 
wird nicht gesetzlich festgeschrieben. Für die Fami-
lienangehörigen der Ausländer, denen aus humanitä-
ren Gründen Aufenthalt gewährt wird, gelten nicht 
die allgemeinen Nachzugsregelungen, sondern die 
Vorschriften über die Erteilung der Aufenthaltsbefug-
nis. 

Der Kindernachzug setzt auch künftig g rundsätzlich 
voraus, daß sich beide Elternteile rechtmäßig im Bun-
desgebiet aufhalten. Ledige Kinder unter 16 Jahren 
erhalten einen Rechtsanspruch auf Nachzug. In be-
sonderen Fällen kann auch der Nachzug älterer ledi-
ger Kinder unter 18 Jahren zugelassen werden. 

Der Nachzug sonstiger Familienangehöriger wird wie 
im geltenden Recht auf Härtefälle beschränkt. 

Dem Zweck des privilegierten Zugangs entsprechend 
ist auch eine zum Zwecke des Familiennachzuges er-
teilte Aufenthaltserlaubnis zunächst vom Fortbestand 
der familiären häuslichen Gemeinschaft abhängig. 
Diese Abhängigkeit besteht jedoch — im Gegensatz 
zum Aufenthaltsrecht der Familienangehörigen von 
Ausländern mit Aufenthaltsbewilligung — nicht auf 
Dauer. Ehegatten erhalten bei Aufhebung der eheli-
chen Lebensgemeinschaft nach vier Jahren, in Härte-
fällen nach drei Jahren und bei Verwitwung ohne 
Rücksicht auf die Dauer der ehelichen Lebensgemein-
schaft im Bundesgebiet ein eigenständiges Aufent-
haltsrecht. Im Bundesgebiet geborene oder nachgezo-
gene Kinder erhalten einen Rechtsanspruch auf ein 
unbefristetes, eigenständiges Aufenthaltsrecht und 
darüber hinaus einen Regelanspruch auf Einbürge-
rung ab Vollendung ihres 16. Lebensjahres und nach 
einem rechtmäßigen Aufenthalt von acht Jahren. Im 
übrigen wird bei Kindern mit Eintritt der Volljährig-
keit schon die bef ristete Aufenthaltserlaubnis zu ei-
nem eigenständigen Aufenthaltsrecht. 

Gesetzlich geregelt wird ferner der Familiennachzug 
zu Deutschen. Ehegatten und Kinder Deutscher sowie 
Elternteile minderjähriger Deutscher erhalten einen 
Rechtsanspruch auf Nachzug, wenn der Deutsche sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet hat. 
Eine Privilegierung von ausländischen Familienange

-

hörigen Deutscher gegenüber den Familienangehöri-
gen von Ausländern ist sachlich zu rechtfertigen, so-
weit es im Hinblick auf das Recht des Deutschen not-
wendig ist, um im Bundesgebiet die häusliche Ge-
meinschaft herzustellen und zu wahren. Hinsichtlich 
der Erlangung eines eigenständigen Aufenthalts-
rechts wird deshalb von begünstigenden Sondervor-
schriften zugunsten der Familienangehörigen Deut-
scher abgesehen. 

7. Aufenthaltsverfestigung (§§ 24 ff., 27) 

Der Entwurf unterscheidet wie das geltende Recht mit 
der unbefristeten Aufenthaltserlaubnis und der Auf-
enthaltsberechtigung zwei Stufen der Aufenthaltsver-
festigung. Als erste Stufe bedeutet die unbefristete 
Aufenthaltserlaubnis die 'rechtliche Absicherung des 
Daueraufenthalts. Sie kann nicht mehr nachträglich 
befristet werden, wenn und weil die Erteilungsvoraus-
setzungen entfallen sind. Ausländer, die seit fünf Jah-
ren eine Aufenthaltserlaubnis besitzen, haben einen 
Rechtsanspruch auf deren unbefristete Verlängerung, 
wenn sie die für ihren Verbleib und ihre dauerhafte 
Eingliederung in das wirtschaft liche und soziale Le-
ben unerläßlichen, im einzelnen gesetzlich festgeleg-
ten Mindestvoraussetzungen erfüllen. Ein wegen Ar-
beitslosigkeit nicht eigenständig gesicherter Lebens-
unterhalt steht der unbef risteten Verlängerung nicht 
entgegen. Allerdings wird in diesen Fä llen der Aus-
länder noch nicht endgültig vom Risiko einer Lang-
zeitarbeitslosigkeit entlastet. Denn die Aufenthaltser-
laubnis kann in diesen Fällen nach pflichtgemäßem 
Ermessen nachträglich zeitlich beschränkt werden, 
wenn der Lebensunterhalt des Ausländers nicht in-
nerhalb von drei Jahren wieder aus eigener Erwerbs-
tätigkeit gesichert ist. 

Nachgezogene Ehegatten von Ausländern mit Auf-
enthaltserlaubnis oder Aufenthaltsberechtigung er-
halten unter denselben Voraussetzungen ebenfa lls 
nach fünf Jahren rechtmäßigen Aufenthalts einen 
Rechtsanspruch auf die unbefristete Aufenthaltser-
laubnis. 

Ausländischen Kindern, die sich bei Vollendung ihres 
16. Lebensjahres bereits seit acht Jahren im Bundes-
gebiet aufhalten, wird die unbefristete Aufenthaltser-
laubnis ohne weitere Voraussetzungen erteilt. Später 
nachgezogene Kinder erhalten ebenfa lls nach acht 
Jahren Aufenthalt unter erleichterten Voraussetzun-
gen einen Rechtsanspruch auf die unbefristete Auf-
enthaltserlaubnis. 

Eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis kann auch den 
Ausländern erteilt werden, die seit acht Jahren eine 
Aufenthaltsbefugnis besitzen. Die Dauer eines der Er-
teilung der Aufenthaltsbefugnis vorangegangenen 
Asylverfahrens wird auf diese acht Jahre angerech-
net. 

Ausgeschlossen hingegen ist eine Aufenthaltsverfe-
stigung für Ausländer mit einer Aufenthaltsbewilli-
gung.  

Die Aufenthaltsberechtigung gewährt als zweite 
Stufe der Aufenthaltsverfestigung ein unbeschränk

-

tes Aufenthaltsrecht mit einem verstärkten Schutz vor 
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Ausweisung. Sie ist nicht nur wie im geltenden Recht 
bedingungsfeindlich, sondern darf auch nicht mehr 
mit Auflagen versehen werden. Damit kann Aufent-
haltsberechtigten künftig z. B. die Aufnahme einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit ausländerrechtlich 
nicht mehr verboten werden. Aufenthaltsberechtigte 
dürfen auch nur noch aus schwerwiegenden Gründen 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ausgewie-
sen werden. Sie unterliegen nicht der Ist-Ausweisung 
und ausschließlich bei Vorliegen der gesetzlichen Ist

-

Ausweisungsgründe der Regel-Ausweisung. Wegen 
wirtschaftlicher Unterstützungsbedürftigkeit ist die 
Ausweisung ausgeschlossen. 

Ausländer, die seit acht Jahren eine Aufenthaltser-
laubnis oder seit drei Jahren eine unbefristete Aufent-
haltserlaubnis besitzen, erhalten einen Rechtsan-
spruch unter im einzelnen gesetzlich festgelegten 
Voraussetzungen. Diese begründen die den besonde-
ren Aufenthaltsstatus rechtfertigende Annahme, daß 
die Ausländer sich dauerhaft in die rechtliche, wirt-
schaftliche und soziale Ordnung der Bundesrepublik 
Deutschland eingefügt haben. Nachgezogene Fami-
lienangehörige erhalten den Rechtsanspruch auf die 
Aufenthaltsberechtigung unter denselben Vorausset-
zungen wie andere Ausländer. 

Der Entwurf sieht kein Niederlassungsrecht vor. Ein 
solches in der ausländerpolitischen Diskussion als Al-
ternative zur Einbürgerung erörtertes Recht, das Aus-
länder im Rahmen des verfassungsrechtlich Mögli-
chen Deutschen völlig gleichstellte, würde sich nicht 
integrationsfördernd auswirken. Es wäre die rechtli-
che Basis einer desintegrativen Minderheitenbildung, 
weil es die Verknüpfung von Daueraufenthalt und 
Integration auflöste. Demgegenüber hält der Entwurf 
daran fest, daß Ausländern ein gesicherter Dauerauf-
enthalt nur gewährt wird, soweit sie die ethisch-mora-
lischen, rechtlichen, kulturellen und sozialen We rt

-vorstellungen der Bundesrepublik Deutschland re-
spektieren. Ausländer können nicht über Generatio-
nen hinweg eine außerhalb der staatlichen Gemein-
schaft stehende gleichberech tigte, aber nicht gleich-
verpflichtete Gruppe bilden. Ein Niederlassungsrecht 
als Alternative zur Einbürgerung ist deshalb abzuleh-
nen. 

8. Erleichterung der Einbürgerung (§§ 85 ff.) 

Von den auf Grund der Anwerbevereinbarungen auf-
genommenen Arbeitnehmern und ihren Familienan-
gehörigen dürfte die übergroße Mehrzahl auf Dauer 
hier bleiben wollen. Gut 60 % von ihnen halten sich 
bereits zehn Jahre und länger im Bundesgebiet auf. 
Da am Ende eines gelungenen Integra tionsprozesses 
die Einbürgerung stehen sollte, besteht an ihrer mög-
lichst baldigen und vollständigen Integra tion ein öf-
fentliches Interesse. Erst die Einbürgerung macht den 
Ausländer zum Staatsbürger; erst durch sie wird er 
vom Mitbürger im gesellschaftlichen Sinne zum Mit-
bürger im staatsrechtlichen Sinne unter Einschluß der 
Teilhabe an allen staatsbürgerlichen Rechten, darun-
ter dem Wahlrecht. 

Bisher ist indessen das Interesse am Erwerb der deut

-

schen Staatsangehörigkeit wenig ausgeprägt und 

weist eine eher nega tive Tendenz auf. Obwohl immer 
mehr Ausländer die Einbürgerungsvoraussetzungen 
erfüllen, ist die Zahl der Einbürgerungen seit zehn 
Jahren konstant geblieben. Die Ursachen dafür wer-
den unterschiedlich interpre tiert . 

Die Bundesregierung hält es daher für notwendig, an 
die Ausländer, die sich schon lange im Bundesgebiet 
aufhalten und auch auf Dauer hier bleiben wollen, zu 
appelieren, sich um die deutsche Staatsangehörigkeit 
zu bewerben. Sie möchte diesen Appell unterstützen 
durch Einbürgerungserleichterungen. Da die Ange-
hörigen der 1. Ausländergeneration generell noch 
stärker mit ihrem Herkunftsland verwurzelt sind und 
bei ihnen im allgemeinen auch die Rückkehrbereit-
schaft noch am stärksten ausgeprägt ist, erscheint es 
sinnvoll, die im Entwurf vorgesehenen gesetzlichen 
Erleichterungen auf diejenigen Ausländer zu konzen-
trieren, die hier geboren und aufgewachsen sind. Da-
her soll die Einbürgerung dieser Ausländer der 2. und 
folgenden Generationen im Rahmen der Neuregelung 
des Ausländerrechts durch eine Erleichterung der 
Einbürgerung gefördert werden. Es gilt, den jungen 
Ausländern deutlich zu machen, daß die Bundesrepu-
blik Deutschland an ihre dauernde Niederlassung im 
Bundesgebiet die Erwartung knüpft, auch alle Rechte 
und Pflichten eines Staatsbürgers zu übernehmen. 
Dies kann sich freilich nicht nur in einer formalen Ein-
gliederung erschöpfen, sondern setzt eine freiwillige 
und dauernde Hinwendung zu unserem Staat vor-
aus. 

Festzuhalten ist an der Voraussetzung, daß der Aus-
länder die Einbürgerung beantragt. Der Antrag 
drückt seine Bereitschaft aus, sich voll in den deut-
schen Staatsverband zu integ rieren. Eine etwa auto-
matische gesetzliche Verleihung der deutschen 
Staatsangehörigkeit, also ohne Rücksichtnahme auf 
den wirklichen Willen des betreffenden Ausländers 
oder seiner gesetzlichen Vertreter, würde dieser Ziel-
setzung nicht entsprechen. 

Auch eine generelle Hinnahme von Mehrstaatigkeit 
würde dem Ziel einer Hinführung zu einer Loyalität zu 
unserem Staat nicht dienen. Das deutsche Einbürge-
rungsrecht ist vom Grundsatz der Vermeidung von 
Mehrstaatigkeit geprägt. Mehrfache Staatsangehö-
rigkeit wird immer noch innerstaatlich und inte rnatio-
nal als eine Erscheinung betrachtet, die sowohl im 
Interesse des Staates wie im Interesse der Bürger 
möglichst vermieden oder besei tigt werden sollte (vgl. 
BVerfG Bd. 37, S. 217 ff., 254). Die Vermeidung von 
Mehrstaatigkeit — jedenfalls bei der Einbürgerung — 
ist auch ein international beachteter Grundsatz, wel-
cher in dem Europarats-Übereinkommen über die 
Verringerung der Mehrstaatigkeit vom 6. Mai 1963 
seinen Ausdruck findet. In dem ernsthaften und nach-
haltigen Bemühen um Entlassung aus der bisherigen 
Staatsangehörigkeit ist ein entscheidendes Kriterium 
für eine Zuordnung des Ausländers zur Bundesrepu-
blik Deutschland zu sehen. 

Die Forderung nach ernsthaften Bemühungen um 
Entlassung aus der bisherigen Staatsangehörigkeit 
mag im Einzelfall einmal ein psychologisches Hemm-
nis unter vielen sein, dessen Überwindung indessen 
erwartet werden kann. Sie ist auch im Regelfall nicht 
unzumutbar. 
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Der Fortbestand der bisherigen Staatsangehörigkeit 
soll aber einer Einbürgerung dann nicht entgegenste-
hen, wenn das Ausscheiden aus der bisherigen Staats-
angehörigkeit nicht möglich ist oder der Heimatstaat 
die Entlassung verweigert. Dies soll auch gelten, 
wenn die Verweigerung auf Willkür beruht. 

Die Bedenken gegen eine grundsätzliche Hinnahme 
der Mehrstaatigkeit erstrecken sich im wesentlichen 
auch auf das Modell der sogenannten gestuften 
Staatsangehörigkeit, nach dem auf Grund völker-
rechtlicher Vereinbarungen mit den Herkunftsstaaten 
durch innerstaatliches Gesetz sichergestellt werden 
soll, daß der Dopppelstaater seine staatsbürgerlichen 
Rechte und Pflichten nur im Land seines jewei ligen 
dauernden Aufenthaltes wahrnehmen kann (Neben-
einander von „aktiver" und „ruhender" Staatsange-
hörigkeit). Abgesehen davon, daß ein solches Verfah-
ren nicht integrationsfördernd ist, fehlt es an der Be-
reitschaft der wichtigsten Herkunftsstaaten zum Ab-
schluß solcher Abkommen. 

Unter den gesetzlich normierten Voraussetzungen 
wird dem Ausländer ein Regelanspruch auf Einbürge-
rung zuerkannt. Zu den Voraussetzungen gehören: 

— Der Antrag muß nach Vollendung des 16., aber vor 
Vollendung des 21. Lebensjahres gestellt sein, also 
bevor in der Regel der endgültige Lebensmittel-
punkt gewählt wird. 

— Das Erfordernis des Mindestaufenthaltes wird von 
allgemein zehn auf hier acht Jahre verkürzt. 

— Vorausgesetzt wird, daß eine Schule im Bundesge-
biet sechs Jahre besucht worden ist, davon minde-
stens vier Jahre eine allgemeinbildende Schule; 
die Rechtfertigung dafür ist, daß Ausländer, die 
hier zumindest einen wesentlichen Teil ihrer 
Schulausbildung erfahren haben, sich rascher und 
intensiver integrieren werden. 

— Ein generelles Absehen von einer strafrechtlichen 
„Bescholtenheit" erscheint nicht gerechtfertigt, 
doch sollen typische Jugendverfehlungen nicht 
zum Ausschluß der erleichterten Einbürgerung 
führen. Bei Verhängung von Jugendstrafe bis zu 
einem Jahr, die zur Bewährung ausgesetzt ist, er-
hält der Ausländer eine Einbürgerungszusiche-
rung für den Fall, daß die Strafe nach Ablauf der 
Bewährungszeit erlassen wird. 

— Die wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine 
Einbürgerung von jungen Ausländern, die sich 
noch in der Ausbildung befinden, sollen schon 
dann als erfüllt gelten, wenn ein Anspruch auf 
Unterhalt aus öffentlichen Mitteln einschließlich 
der Sozialhilfe besteht. 

9. Aufenthaltsgewährung aus humanitären und 
politischen Gründen (§§ 30 ff.) 

Im derzeit geltenden Ausländerrecht gibt es keine 
spezielle Regelung über die aufenthaltsrechtliche Be-
handlung von Ausländern, denen vorübergehend 
oder auf unbestimmte Zeit aus humanitären oder poli-
tischen Gründen außerhalb der Asylberechtigung 
oder wegen eines Abschiebungshindernisses Aufent

-

halt gewährt wird. In der Praxis erhalten die nach § 22 
AuslG 1965 übernommenen Ausländer von der Auf-
enthaltsnahme an eine Aufenthaltserlaubnis, die an-
deren Ausländer in der Regel zunächst eine Duldung 
und erst nach einem längeren Aufenthalt eine Aufent-
haltserlaubnis. Dadurch hat die Duldung zunehmend 
eine doppelte Funktion erlangt. Einerseits ist sie ihrer 
eigentlichen Zweckbestimmung entsprechend ledig-
lich die vorübergehende Aussetzung der zwangswei-
sen Durchsetzung der Ausreisepflicht, andererseits ist 
sie ein subsidiärer Aufenthaltstitel für Fälle faktischer 
Aufenthaltsgewährungen. 

Insoweit ist allerdings die Duldung nicht das sachge-
rechte Instrument, weil sie die Rechtswidrigkeit des 
Aufenthalts und die Ausreisepflicht voraussetzt. Des-
halb sieht der Entwurf vor, daß die Ausländer, denen 
aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen 
Gründen Aufenthalt gewährt wird, mit der Aufent-
haltsbefugnis einen auch formell legalen Aufenthalts-
status  erhalten. Die Duldung vor dieser Legalisierung 
des Aufenthalts ist auf die Fälle beschränkt, in denen 
der Ausländer zur Ausreise verpflichtet ist, die Durch-
setzung der Ausreisepflicht aber an bestehenden Ab-
schiebungshindernissen scheitert. 

10. Abschiebungshindernisse und Duldung 
(§§ 51 ff., 55f.) 

Ein quantitativ bedeutsames Zuwanderungsproblem 
sind die Asylbewerber, die keine Aussicht auf Aner-
kennung haben, und sonstige Zuwanderer, die wegen 
der Verhältnisse in ihren Heimatstaaten einen Aufent-
halt im Bundesgebiet anstreben. Um dieses Problem 
zu lösen, sieht der Entwurf, wie dargelegt, einerseits 
in den Regelungen über die Aufenthaltsbefugnis vor, 
daß in angemessenen Fällen ein auch formell recht-
mäßiger Aufenthaltsstatus gewährt wird, andererseits 
aber Regelungen vor, die gewährleisten sollen, 

— daß die Verwaltungsverfahren nicht beliebig ver-
zögert und verlängert werden können, 

— daß die Ausreisepflicht konsequent durchgesetzt 
werden kann und 

— daß die vor allem in diesem Bereich unverzichtbare 
Bundeseinheitlichkeit gewahrt wird. 

Der Verfahrensbeschleunigung dient die Harmonisie-
rung des bisher in § 14 AuslG 1965 geregelten aus-
länderrechtlichen Verbots, politisch Verfolgte in den 
Verfolgerstaat zu überstellen, mit dem Asylverfah-
rensrecht. Jede Berufung auf politische Verfolgung ist 
künftig als Asylantrag nach den Vorschriften des 
Asylverfahrensgesetzes zu behandeln. Sonstige Ab-
schiebungshindernisse soll der Asylbewerber unver-
züglich gegenüber der Ausländerbehörde geltend 
machen. Diese kann ihm dafür eine angemessene 
Frist setzen, nach deren Ablauf ein weiteres Vorbrin-
gen nur noch im Rechtsbehelfsverfahren berücksich-
tigt werden muß. 

Schon das geltende Recht ordnet zur konsequenten 
Durchsetzung der Ausreisepflicht die Abschiebung 
als zwingende Rechtsfolge der Nichterfüllung der 
Ausreisepflicht an. Aber diese Regelung ist unvoll- 
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kommen, weil die Abschiebung jederzeit und ohne 
einschränkende Voraussetzungen im Wege der Dul-
dung ausgesetzt und weil zudem die Ausreisepflicht 
jederzeit durch Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
aufgehoben werden kann. Das gilt selbst für be-
standskräftig ausgewiesene Ausländer, weil nach der 
Rechtsprechung das an die Ausweisung geknüpfte 
Verbot, eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, schon 
vor der Ausreise des Ausländers durch Bef ristung be-
seitigt werden kann. 

Diese unbefriedigende und Unsicherheit schaffende 
Rechtslage soll durch den Entwurf geändert werden. 
Die Durchsetzung der Ausreisepflicht wird den Aus-
länderbehörden als gesetzliche Pflicht aufgegeben. 
Die Möglichkeit einer Duldung wird nur unter be-
stimmten Voraussetzungen zugelassen und, sobald 
die Zulässigkeit der Abschiebung rechtskräftig fest-
steht, nur noch bei rechtlicher oder tatsächlicher Un-
möglichkeit. Die sog. materiellen Abschiebungshin-
dernisse, nämlich die im Ausland drohende individu-
ell-konkrete Gefahr der Folter, der Todesstrafe und 
einer sonstigen Gefahr für Leib, Leben und Freiheit, 
werden nunmehr gesetzlich geregelt. 

Zur Wahrung der Bundeseinheitlichkeit sieht der Ent-
wurf vor, daß Aufenthaltsbefugnisse und Duldungen 
grundsätzlich nur auf Grund der besonderen Um-
stände des Einzelfalles erteilt werden dürfen. Die je-
doch auch künftig unverzichtbare Möglichkeit einer 
gruppenmäßigen Begünstigung von Ausländern wird 
an das Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern gebunden, weil jede generelle Anordnung die-
ser Art erhebliche Auswirkungen auf die anderen 
Länder und den Bund hat. 

11. Politische Betätigung (§ 37) 

Die Gewährung eines Rechts auf politische Betäti-
gung ist nicht Gegenstand des Aufenthaltsrechts und 
damit auch nicht des Entwurfes. Dieses Recht beruht 
auf den auch Ausländern zustehenden Grundrechten, 
insbesondere Artikel 5 Abs. 1 GG, und anderen ge-
setzlichen Vorschriften. Gegenstand des Aufenthalts-
rechts ist lediglich die aus der Aufgabe, die öffentli-
chen Interessen zu wahren, folgende Möglichkeit, er-
forderlichenfalls die politische Betätigung zu untersa-
gen oder zu beschränken. Insofern gilt für die politi-
sche Betätigung im Ergebnis dasselbe wie für das Ver-
hältnis von Aufenthaltsrecht und dem Recht auf Aus-
übung einer Erwerbstätigkeit. 

Die ausländerrechtliche Beschränkungsmöglichkeit 
der politischen Betätigung von Ausländern ist mit die-
sen Maßgaben unverzichtbar. Sie entspricht zudem 
der internationalen Rechtsüberzeugung. 

Die Europäische Konvention zum Schutz der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten bestimmt in Arti-
kel 1 .6 sogar ausdrücklich, die Verbürgungen der Mei-
nungsäußerungs-, der Versammlungs- und Vereini-
gungsfreiheit in den Artikeln 10 und 11 sowie das Dis-
kriminierungsverbot des Artikels 14 dürften nicht so 
ausgelegt werden, daß es den Konventionsstaaten 
verboten ist, die politische Betätigung von Ausländern 
Beschränkungen zu unterwerfen. 

Insofern Ausländern die Möglichkeit der politischen 
Betätigung eingeräumt ist, kann und muß von ihnen 
erwartet werden, daß sie die Interessen ihres Gastlan-
des nicht beeinträchtigen. Denn gerade ihre politische 
Betätigung kann für das Gastland erhebliche rechtli-
che und politische Probleme aufwerfen. Richtet sie 
sich gegen andere Staaten oder fremde Regierungen, 
so können hierdurch die auswärtigen Beziehungen 
des Gastlandes empfindlich belastet werden. Die Dul-
dung einer in andere Staaten hineinwirkenden politi-
schen Betätigung kann in extremen Fällen sogar eine 
völkerrechtliche Verantwortlichkeit des Gastlandes 
begründen. Dementsprechend sieht der Entwurf die 
Möglichkeit der Beschränkung und des Verbots der 
politischen Betätigung vor, wenn sie die außenpoliti-
schen Interessen der Bundesrepublik Deutschland be-
einträchtigen kann. 

Eine extremistische politische Betätigung von Aus-
ländern kann aber auch den inneren Frieden ernsthaft 
gefährden. Schon im Hinblick auf die große Zahl der 
im Bundesgebiet lebenden Ausländer ist es nicht hin-
nehmbar, daß politische Spannungen und Streitigkei-
ten, die in anderen Ländern ihren Ursprung haben, in 
der Bundesrepublik Deutschland ausgetragen wer-
den. Der Entwurf präzisiert und erleichtert deshalb 
die Möglichkeiten für eine Beschränkung und ein 
Verbot einer die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
gefährdenden politischen Betätigung von Auslän-
dern. 

Diese Möglichkeiten beschneiden zwar Rechte der im 
Bundesgebiet lebenden Ausländer, sie dienen aber 
auch deren Schutz. Die Aktivitäten extremistischer 
Ausländergruppierungen sind vorwiegend gegen die 
im Bundesgebiet lebenden Ausländer gerichtet. Sie 
sind den politischen Pressionen ausgesetzt. Vornehm-
lich ihre Entscheidungsfreiheit, ob und wie sie sich 
politisch betätigen wollen, ist bedroht. Die Versuche 
kleiner extremistischer Minderheiten, die im Bundes-
gebiet lebenden Ausländer in sich bekämpfende Aus-
ländergruppen zu spalten, wecken zudem Vorurteile 
in der deutschen Bevölkerung gegen Ausländer ins-
gesamt. Deshalb ist es unerläßlich, eine politische Be-
tätigung von solchen Ausländern unterbinden zu kön-
nen, wenn sie sich nicht an die in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden demokratischen und rechtli-
chen Regeln halten. 

12. Ausweisung (§§ 45 ff.)  

Die Ausweisung wird verschiedentlich als integra-
tionsfeindlich und den Aufenthaltsstatus der Auslän-
der verunsichernd kritisiert. Das Recht der Auswei-
sung ist indessen nicht nur ein unverzichtbares Mittel 
zum Schutz der Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland, sondern dient zugleich der rechtlichen 
Absicherung des Ausländern gewährten Aufenthalts, 
indem es ihnen Klarheit über die möglichen Gründe 
der Aufenthaltsbeendigung gibt. Dadurch wird es 
Ausländern möglich, ihren Aufenthalt im Bundesge-
biet so zu gestalten, daß sie keinen Anlaß für eine 
Aufenthaltsbeendigung bieten. 

Schon deshalb ist das Ausweisungsrecht nicht inte

-

grationsfeindlich, sondern eine — zumutbare — 
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Grundlage der Integration. Wer sich innerhalb der 
Grenzen der Ausweisungsgründe hält, ist vor einer 
Ausweisung geschützt. Wer diese Grenzen jedoch 
überschreitet, wirft selbst die Frage auf, ob die Bun-
desrepublik Deutschland seinen weiteren Aufenthalt 
dulden kann und will. Überdies sind die Auswei-
sungsgründe so ausgestaltet, daß wie in der Vergan-
genheit auch künftig ohnehin nur ein geringer Teil 
der Ausländer vom Ausweisungsrecht betroffen ist. 
Die überwältigende Mehrheit der im Bundesgebiet 
lebenden Ausländer, die hier rechtschaffen ihrer Ar-
beit, ihrem Studium und ihren sonstigen Geschäften 
nachgehen, wird vom Ausweisungsrecht überhaupt 
nicht berührt. Der Entwurf stellt sicher, daß sich daran 
nichts ändern wird. 

Auch im Recht der Ausweisung verfolgt der Entwurf 
das Prinzip der Differenzierung. Schon im Gesetz wer-
den die Ausweisungsgründe gewichtet und mit ent-
sprechend abgestuften Rechtsfolgen verknüpft. Im 
einzelnen unterscheidet der Entwurf drei Stufen: 

— Kann-Ausweisung: Bei Vorliegen des Auswei-
sungsgrundes wird unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalles nach pflichtgemäßem 
Ermessen über die Ausweisung entschieden. 

— Regel-Ausweisung: Bei Vorliegen des Auswei-
sungsgrundes wird der Ausländer ausgewiesen, es 
sei denn, es liegen besondere entlastende Um-
stände vor. 

— Ist-Ausweisung: Bei Vorliegen des Ausweisungs-
grundes ist der Ausländer auszuweisen. 

In sachlicher Übereinstimmung mit § 10 Abs. 1 Nr. 11 
AuslG 1965 normiert der Entwurf als Grundtatbestand 
der Kann-Ausweisung die Beeinträchtigung und die 
Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
oder sonstiger erheblicher Interessen der Bundesre-
publik Deutschland. Der Grundtatbestand wird in § 46 
um Regelbeispiele ergänzt. Dabei ist auf die bisheri-
gen Ausweisungsgründe der Bettelei, des Umherzie-
hens als Landstreicher oder Landfahrer und der Ge-
fährdung der öffentlichen Sittlichkeit verzichtet wor-
den. Die derzeit in § 10 Abs. 1 Nr. 2 bis 7 AuslG 1965 
aufgeführten Ausweisungsgründe sind zusammenge-
faßt in dem Ausweisungsgrund des Verstoßes gegen 
Rechtsvorschriften sowie gerichtliche oder behördli-
che Entscheidungen bzw. Verfügungen. Ausgenom-
men sind vereinzelte und geringfügige Verstöße. 

Als Ausweisungsgrund ausdrücklich genannt wird 
auch der Verbrauch von Heroin, Cocain und ver-
gleichbar gefährlichen Betäubungsmitteln, sofern der 
Ausländer zu einer erforderlichen seiner Rehabi lita-
tion dienenden Behandlung nicht bereit ist oder sich 
ihr entzieht. Der in die Abhängigkeit führende Kon-
sum dieser Drogen ist äußerst gefährlich. Drogenkon-
sumenten sind in aller Regel darauf angewiesen, sich 
die erforderlichen beträcht lichen Geldmittel durch 
Straftaten zu beschaffen. Vor allem aber sind Drogen-
konsumenten poten tielle Kleindealer, die oftmals in 
ihrem Freundes- und Bekanntenkreis neue Abneh-
mer suchen, indem sie andere, insbesondere Jugend-
liche zum erstmaligen Dorgengenuß verleiten. Allein 
die Tatsache, daß viele Drogenabhängige ihrerseits 
auf diese Weise in die Drogensucht geraten sind, min-
dert nicht die Gefährlichkeit und rechtfertigt deshalb 

nicht, generell auf diesen Ausweisungsgrund zu ver-
zichten. 

Die Regel-Ausweisung wegen besonderer Gefähr-
lichkeit sieht der Entwurf zunächst für Ausländer vor, 
die wegen vorsätzlicher Straftaten rechtskräftig zu ei-
ner Freiheitsstrafe ohne Bewährung verurteilt worden 
sind. Grundsätzlich unterscheidet sich die strafrechtli-
che Bewertung eines Verhaltens zwar von der verwal-
tungsrechtlichen Beurteilung, ob eine Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung vorliegt. Die 
Strafe ist eine ahndende Sanktion, und Gegenstand 
der Bewertung ist zunächst ein in der Vergangenheit 
liegender, abgeschlossener Vorgang. Die verwal-
tungsrechtliche Maßnahme hingegen dient der Vor-
beugung, die eine Prognose erfordert. Lediglich der 
Anknüpfungspunkt und Anlaß der Prognose liegt in 
der Vergangenheit. Allerdings sind die Strafzumes-
sungsregeln im Rahmen der Strafrechtsreform geän-
dert worden. Der general- und der spezialpräventive 
Zweck der Strafe ist mittlerweile gesetzlich aner-
kannt, so daß auch der Strafzumessung heute eine 
Prognose über die Gefährlichkeit des Täters und die 
Notwendigkeit der Generalprävention zugrunde 
liegt. Deshalb läßt sich eine strafgerichtliche Verurtei-
lung zu Freiheitsstrafe ohne Bewährung als hinrei-
chender Gradmesser auch des im Rahmen des Ver-
waltungsrechts bestehenden Bedürfnisses vorbeu-
gender Schutzmaßnahmen verwerten. 

Ebenfalls mit der Regel-Ausweisung verknüpft der 
Entwurf Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz. 
Wegen der hohen Gefährlichkeit, die von dem illega-
len Umgang mit Drogen ausgeht, enthält bereits der-
zeit die allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 10 
AuslG 1965 einen entsprechenden Regel-Auswei-
sungsgrund. 

Die Ist-Ausweisung ist auf Fälle schwerer Kriminalität 
beschränkt. Da es für die Ausweisung auf den konkre-
ten Einzelfall ankommt, knüpft der Entwurf nicht an 
der — auf einer abstrakten Betrachtungsweise beru-
henden — strafrechtlichen Unterscheidung von Ver-
gehen und Verbrechen an. Maßgebend ist vielmehr 
das bei der rechtskräftigen Verurteilung verhängte 
Strafmaß. Die Ist-Ausweisung setzt voraus entweder 
die Verhängung einer Freiheitsstrafe von mindestens 
fünf Jahren bei nur einer Verurteilung oder mehrere 
Verurteilungen zu Freiheitsstrafen von zusammen 
mindestens acht Jahren. Eine geringere Gesamtdauer 
genügt, wenn bei der letzten Verurteilung Siche-
rungsverwahrung angeordnet worden ist. 

Entsprechend dem Prinzip der gruppenspezifischen 
Regelung haben die Ausweisungsgründe nicht allen 
Ausländern gegenüber dasselbe Gewicht. Im § 48 
nennt der Entwurf mehrere Ausländergruppen, die 
einen erhöhten Ausweisungsschutz genießen. Dazu 
gehören insbesondere die Aufenthalts- und die Asyl-
berechtigten und deren Ehegatten, wenn sie eine un-
befristete Aufenthaltserlaubnis besitzen, die ausländi-
schen Familienangehörigen Deutscher und minder-
jährige Ausländer. 

Im geltenden Ausländerrecht ist der erhöhte Auswei-
sungsschutz für einzelne Gruppen dieser Ausländer 
unterschiedlich ausgestaltet. Es handelt sich dabei je-
doch um tatbestandliche Abgrenzungen, die sich in 
der Praxis nur schwer auseinanderhalten lassen. Des- 
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halb sieht der Entwurf grundsätzlich einen einheitli-
chen erhöhten Ausweisungsschutz vor. Dieser ist wie 
folgt ausgestaltet: 

Die Ausweisung ist nur aus schwerwiegenden Grün-
den der öffentlichen Sicherheit und Ordnung zulässig. 
Die Ist-Ausweisung ist zur Regel-Ausweisung und 
diese zur Kann-Ausweisung herabgestuft. Im übrigen 
haben die Tatbestände der Ist- und Regel-Auswei-
sung lediglich die Bedeutung, daß bei ihrem Vorlie-
gen regelmäßig ein schwerwiegender Grund der öf-
fentlichen Sicherheit und Ordnung angenommen 
werden kann. 

Für minderjährige Ausländer, deren Eltern sich recht-
mäßig im Bundesgebiet aufhalten, ist die Ausweisung 
generell auf Serientäter und Fälle schwerer Krimina-
lität beschränkt. 

13. Abschiebung (§§ 49f.) 

Die Abschiebung soll wie nach geltendem Recht auch 
künftig nur vorgenommen werden, wenn die freiwil-
lige Ausreise des Ausländers nicht gesichert oder aus 
Gründen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
eine Überwachung der Ausreise erforderlich er-
scheint. Hinsichtlich einiger in der ausländerrechtli-
chen Praxis häufiger Fälle wird gesetzlich klargestellt, 
daß die Voraussetzungen einer Abschiebung vorlie-
gen. 

14. Grenzübertritt (§§ 58 ff.) 

In einem besonderen Abschnitt faßt der Entwurf die 
Vorschriften über den Grenzübertritt bei der Ein- und 
Ausreise von Ausländern zusammen. Die Ausführung 
dieser Vorschriften obliegt im wesentlichen den mit 
der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreiten-
den Verkehrs beauftragten Behörden. 

V. Kosten 

Der Gesetzentwurf wird bei Bund, Ländern und Ge-
meinden Mehrkosten verursachen. Ihre Höhe ist der-
zeit nicht bezifferbar. Den Mehrkosten stehen gegen-
über erhöhte Einnahmen aus Gebühren und verrin-
gerte Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung 
durch verkürzte Aufenthaltsdauer ausreisepflichtiger 
Ausländer (Einsparung insbesondere bei der Sozial-
hilfe). Auch die Höhe der Mehreinnahmen sowie der 
Einsparungen ist gegenwärtig nicht bezifferbar. 

Auch im Hinblick auf die Erhöhung der Gebühren 
bleiben die den Ausländern im Bundesgebiet dafür 
entstehenden Aufwendungen insgesamt, insbeson-
dere bezogen auf die Gesamtaufenthaltsdauer und 
das gesamte verfügbare Einkommen, so gering, daß 
dieses Gesetz keine Auswirkungen auf Einzelpreise 
und auf das Preisniveau hat. 

VI. Stellungnahme der kommunalen 
Spitzenverbände 

Die kommunalen Spitzenverbände haben — unter 
dem Vorbehalt, daß eine förmliche Beschlußfassung 

ihrer Gremien nicht möglich war — dem Gesetzent-
wurf grundsätzlich zugestimmt. Die politischen Ziele 
einer rechtlichen Rahmensetzung sowohl für die Inte-
gration der bereits in der Bundesrepublik Deutsch-
land rechtmäßig lebenden Ausländer als auch der Be-
grenzung des weiteren Zuzugs seien insgesamt in ein 
ausgewogenes Verhältnis gebracht worden. Die kom-
munalen Spitzenverbände würden es deshalb begrü-
ßen, wenn auf der Grundlage dieses Entwurfes noch 
in dieser Legislaturperiode das Ausländerrecht neu 
geregelt würde. 

Kritisiert wird vor allem, daß der Entwurf statt eindeu-
tiger Gesetzesbefehle noch zu viele Regel-/Aus-
nahme- und Härteklauseln enthalte. Das führe nicht 
nur zu unnötiger Rechtsunsicherheit und vermeidba-
rem Verwaltungsaufwand, sondern verlagere die Ver-
antwortung zu stark auf die Ausländerbehörden. 
Diese gerieten dadurch in einen u.U. schwer zu be-
wältigenden Zwiespalt zwischen gesetzlicher Grund-
tendenz und gesellschaftspolitischen Zwängen. 

Auf die politische Grundentscheidung, daß die Bun-
desrepublik Deutschland kein Einwanderungsland 
sei, fehle im Entwurf jeder Hinweis. Teilweise werde 
sogar das Gegenteil normiert. Insbesondere die Ver-
ordnungsermächtigung für Ausnahmen vom Anwer-
bestopp und die Regelungen über die Aufenthaltsbe-
fugnis seien Einwanderungstatbestände. 

Die Aufenthaltsbefugnis als besonderer Titel sei abzu-
lehnen. Vorzuziehen sei die Erteilung einer jederzeit 
widerruflichen Duldung, die nach Ablauf von drei 
Jahren in eine befristete Aufenthaltserlaubnis umge-
wandelt werden könne. 

Angesichts der vorgesehenen weitgehenden Zulas-
sung des Ehegattennachzugs sollte zumindest an dem 
bisherigen Erfordernis einer einjährigen Ehebe-
standszeit als notwendigem Zuwanderungskorrektiv 
festgehalten werden. 

Bei der Ausweisung sollten die Fälle einer Gefähr-
dung der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu ei-
nem Ist-Ausweisungstatbestand zusammengefaßt 
werden, der für Härtefälle bef ristete Ausnahmen zu-
lasse. 

Im übrigen empfehle es sich zur Gewährleistung einer 
bundeseinheitlichen Praxis, jegliche generelle Län-
derregelung über Aussetzungen von Abschiebungen 
an die Zustimmung des Bundesministers des Innern 
zu binden. 

Im vorliegenden Entwurf ist eine Reihe weiterer Anre-
gungen der kommunalen Spitzenverbände berück-
sichtigt worden. Soweit der Entwurf entgegen den 
Empfehlungen von strikteren Gesetzesbefehlen ab-
sieht, ist das notwendig, um auch im Einzelfall ange-
messene und vertretbare Entscheidungen zu ermögli-
chen. An der Aufenthaltsbefugnis wird festgehalten, 
um einerseits den Ausländern, denen aus humanitä-
ren Gründen der Aufenthalt ermöglicht wird, einen 
legalen Aufenthaltsstatus einzuräumen und um ande-
rerseits die Duldung stärker auf ihre eigentliche Funk-
tion einer nur vorübergehenden Aussetzung der Ab-
schiebung zurückzuführen. 
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VII. Stellungnahmen der Verbände und 
Kirchen 

Der Bundesminister des Innern hat am 20. Oktober 
1989 eine Anhörung der Verbände zu dem Referen-
tenentwurf des Gesetzes zur Neuregelung des Aus-
länderrechts durchgeführt. 

Hierzu waren eingeladen: 

— Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände (BDA) 

— Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB) 

— Deutsche Angestelltengewerkschaft (DAG) 

— Bevollmächtigter des Rates der Evangelischen Kir-
che Deutschlands am Sitz der Bundesrepublik 
Deutschland (EKD) 

— Kommissariat der Deutschen Bischöfe (Katholi-
sches Büro) 

— Zentralrat der Juden 

— Arbeiterwohlfahrt (AWO) 

— Diakonisches Werk der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (Diakonisches Werk) 

— Deutscher Caritasverband (Ca ritas) 

— Internationaler Sozialdienst (ISD) 

— Der Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten 
Nationen, Amt des Vertreters in der Bundesrepu-
blik Deutschland (UNHCR). 

BDA, DGB, DAG, EKD/Diakonisches Werk, Katholi-
sches Büro, AWO, Caritas, ISD und UNHCR, das 
Deutsche Rote Kreuz (DRK) und die Interessenge-
meinschaft der mit Ausländern verheirateten Frauen 
e. V. (IAF) haben schriftliche Stellungnahmen abge-
geben. 

Durchgehend wurde die Absicht der Bundesregie-
rung begrüßt, baldmöglichst eine Neuregelung des 
Ausländerrechts in die Wege zu leiten. 

Kritisiert wurde allgemein der durch die Terminlage 
vorgegebene Zeitdruck. Der DGB sprach sich dafür 
aus, ggfs. das Gesetz in der nächsten Legislaturpe-
riode verabschieden zu lassen. 

Anerkannt wurde eine Reihe von beabsichtigten Neu-
regelungen, wie etwa 

— die Einschränkung von Ermessensspielräumen für 
die Verwaltung bei gleichzeitiger Schaffung von 
Rechtsansprüchen (z. B. Aufenthaltsverfestigung, 
Familiennachzug), 

— die Gestattung des Kindernachzugs über das 6. Le-
bensjahr hinaus (so ausdrücklich der DGB), 

— die Abschaffung der Wartefristen beim Ehegatten-
nachzug, 

— die Einräumung einer Wiederkehroption für in die 
Heimat zurückgekehrte Jugendliche und 

— die Erleichterung der Einbürgerung. 

Positiv wurden weiterhin bewe rtet: 

— die Differenzierung der Aufenthaltstitel nach Auf-
enthaltszwecken (BDA), 

— die Einführung einer Regelung, wonach das Feh-
len eines gültigen Passes nicht mehr zum automa-
tischen Verlust der aufenthaltsrechtlichen Stellung 
führt (DGB), 

— die Tendenz, den aufenthaltsrechtlichen Status für 
de facto-Flüchtlinge zu verbessern. 

EKD/Diakonisches Werk, Katholisches Büro und Ca ri
-tas zeigten sich enttäuscht, daß der Entwurf an der 

Grundposition festhalte, die weitere Zuwanderung 
von Ausländern aus Nicht-EG-Staaten zu begrenzen. 
Aufnahmefähigkeit und Integra tionskraft unserer Ge-
sellschaft würden bei weitem zu gering veranschlagt. 
Die an den Entwurf gestellten Erwartungen seien des-
halb insgesamt nicht erfüllt. Der Entwurf lasse die not-
wendige Anpassung an die europäische Entwicklung 
vermissen und sei noch zu sehr am Nationalstaatsge-
danken orientiert. 

Der DGB bewe rtete das grundsätzliche Festhalten am 
Anwerbestopp aus dem Jahre 1973 ausdrücklich posi-
tiv. 

Der Entwurf fand des weiteren in einer Reihe von Ein-
zelpunkten Kritik. EKD/Diakonisches Werk kritisier-
ten 

— die Kompliziertheit des Entwurfs (so auch Cari-
tas), 

— die Einführung von Gefährdungs- und Verdachts-
tatbeständen, die schwerwiegende Eingriffe ge-
genüber Ausländern ermöglichten, und 

— die Festschreibung eines „absoluten Vorrangs des 
Staatsinteresses" bei der Regelung des Zugangs 
zum Bundesgebiet. 

Im vorliegenden Entwurf ist eine Reihe von kritischen 
Anmerkungen und Anregungen der Verbände aufge-
griffen worden. Andere Kritikpunkte an einzelnen Re-
gelungen konnten nicht berücksichtigt werden. Dabei 
handelt es sich im wesentlichen um folgende 
Punkte: 

— Ausdehnung der Aufenthaltsgenehmigungspflicht 
auf Ausländer unter 16 Jahren (DGB, EKD/Diako-
nisches Werk und Caritas). 

Diese Maßnahme ist jedoch geboten, und sie ist 
auch vertretbar, weil der Entwurf die aufenthalts-
rechtliche Stellung der minderjährigen Ausländer 
durch garantierte Zugangs- und Aufenthaltsrechte 
und einen besonderen Ausweisungsschutz si-
chert. 

— Aufenthaltsgenehmigung zur Arbeitsaufnahme 
nach Maßgabe einer Rechtsverordnung (§ 10) 

Hierdurch werde — unter Umgehung des Parla-
ments — eine sektorale Aushöhlung des Anwerbe-
stopps eingeleitet (DGB) und zugleich ermöglicht, 
ausländische Arbeitnehmer dem Rotationsprinzip 
zu unterwerfen und ausländische Saisonarbeit-
nehmer zu beschäftigen (EKD/Diakonisches Werk, 
Katholisches Büro, Caritas, DGB, DAG und 
AWO). 
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Demgegenüber ist darauf hinzuweisen, daß mit 
der Verordnungsermächtigung die bisher zwi-
schen Bund und Ländern abgestimmten Regelun-
gen über die (zeitweise) Beschäftigung ausländi-
scher Arbeitnehmer im Rahmen eines Ausnahme-
katalogs auf eine gesetzliche Basis gestellt werden. 

— Ein Recht auf Wiederkehr (§ 16) sollte nicht nur 
jungen Ausländern, sondern generell ausländi-
schen Arbeitnehmern und ihren Familien für die 
Dauer von etwa zwei Jahren nach ihrer Ausreise in 
die Heimat eingeräumt werden (DGB, Ca ritas). 

— Beim Familiennachzug wurden allgemein die — 
für ein gedeihliches Familienleben notwendi-
gen — Erfordernisse einer ausreichenden Woh-
nung und der Sicherung des Lebensunterhalts kri-
tisch gesehen. 

— Zum Ehegattennachzug (§ 18) wurde ein Rechts-
anspruch auch für die Ausländer mit Aufenthalts-
erlaubnis gefordert, die bei der Einreise noch nicht 
verheiratet sind (DGB, Ca ritas). Katholisches Büro 
und EKD/Diakonisches Werk hielten es für frag-
lich, ob ein Ehegattennachzug bei gültigen Mehr-
ehen ausgeschlossen werden könnte. 

— Ein eigenständiges Aufenthaltsrecht der Ehegat-
ten (§ 19) sollte generell schon nach drei Jahren 
eingeräumt werden (DGB). 

— Für den Kindernachzug (§ 20) sollte das Nachzugs

-

alter generell auf 18 Jahre angehoben (DGB und 
Caritas) und der Nachzug generell zu nur einem 
Elternteil zugelassen werden (DGB, Katholisches 
Büro und Caritas). 

— Verfestigung des Aufenthalts (§§ 24 ff.) 

Die Voraussetzungen für die Erteilung der unbefri-
steten Aufenthaltserlaubnis und der Aufenthalts-
berechtigung, insbesondere das Erfordernis aus-
reichenden Wohnraums, sollten entfallen (DGB, 
DAG, EKD/Diakonisches Werk und Ca ritas), die 
Aufenthaltsberechtigung bereits nach fünf Jahren 
erteilt werden (Ca ritas). 

Diese Anregungen wurden nicht aufgegriffen, 
weil sie dem Ziel der Integration nicht dienen. Auf 
ein Mindestmaß an Einfügung in die hiesigen 
rechtlichen, sozialen und wirtschaft lichen Verhält-
nisse kann im Interesse eines spannungsfreien Zu-
sammenlebens von Deutschen und Ausländern 
nicht verzichtet werden. 

— Negativ bewertet wurde auch die Möglichkeit, die 
Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis bei Be-
zug von Arbeitslosenhilfe oder Sozialhilfe zu ver-
sagen (DGB, Caritas). 

— Die Ausweisungsgründe für die Kann-Ausweisung 
(§ 46) wurden als zu weitgehend kritisiert (DGB, 
EKD/Diakonisches Werk, Katholisches Büro, Ca ri

-tas). 

In der engeren Fassung des vorliegenden Entwur-
fes sind sie jedoch unverzichtbar. Die Ermessens-
regelung in § 45 Abs. 2 gewährleistet, daß sie im 
Einzelfall nicht zu unangemessenen und unver-
tretbaren Ergebnissen führen. 

— Gefordert wurde auch ein g rundsätzlicher Aus-
schluß der Ausweisung für Ausländer, die sich 

zehn Jahre rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten 
oder mit einem Deutschen verheiratet sind, sowie 
für die minderjährigen und die im Bundesgebiet 
geborenen oder aufgewachsenen Ausländer. 

Auf die ohnehin erheblich eingeschränkten Aus-
weisungsmöglichkeiten nach § 48 kann jedoch 
nicht verzichtet werden. 

— Zur erleichterten Einbürgerung (§§ 85 ff.)  wurde 
gefordert, generell Mehrstaatigkeit hinzunehmen 
(EKD/Diakonisches Werk, Ca ritas), ggf. das Insti-
tut einer „ruhenden Staatsangehörigkeit" zu 
schaffen (DGB) und eine Erleichterung der Einbür-
gerung auch für Angehörige der 2. Genera tion, die 
bereits älter sind als 21 Jahre, vorzusehen (DGB 
und Caritas). 

Mit dem Schutz von Flüchtlingen setzten sich beson-
ders die Stellungnahmen des UNHCR, des ISD und 
der AWO eingehend auseinander. Der UNHCR trat 
insbesondere dafür ein, 

— die Genfer Flüchtlingskonvention wieder als ei-
genständige Anspruchsgrundlage im Asylverfah

-

ren zu berücksichtigen, 

— einem nach § 33 des Entwurfs übernommenen 
Ausländer einen Status zu gewähren, der über 
eine bloße Aufenthaltsbefugnis hinausgeht, 

— auch Ehegatten und minderjährigen Kindern von 
Asylberechtigten, den de facto-Flüchtlingen mit 
Aufenthaltsbefugnis oder Duldung sowie über-
nommenen Ausländern den Status nach der Gen-
fer Flüchtlingskonvention zu geben und 

— in Einbürgerungsverfahren für Asylberechtigte 
darauf zu verzichten, daß diese sich zur Vermei-
dung von Mehrstaatigkeit mit der diplomatischen 
Vertretung des Verfolgerlandes in Verbindung 
setzen müssen. 

B. Besonderer Teil 

I. Erläuterungen zu den Vorschriften des 
Artikels 1 

Erster Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 

Zu § 1 

Absatz 1 gibt eine Umschreibung des wesentlichen 
Gesetzesinhalts. Ausländerrecht ist Aufenthaltsrecht 
und nicht die Summe der Rechtsvorschriften, denen 
Ausländer im Unterschied zu Deutschen unterworfen 
sind. Es regelt die Voraussetzungen und Beschrän-
kungen des Aufenthalts von Ausländern in der Bun-
desrepublik Deutschland einschließlich des Landes 
Berlin, der mit der Einreise beginnt und der Ausreise 
endet. Die Vorschrift besagt auch, daß der ausländer-
gesetzlichen Regelung ein Recht von Ausländern zur 
Einreise und zum Aufenthalt nicht vorgegeben ist, daß 
ihnen vielmehr die rechtliche Möglichkeit dazu erst 
durch die ausländergesetzliche Regelung eröffnet 
wird. 
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Absatz 2 entspricht Artikel 116 Abs. 1 GG. Wie im 
geltenden Ausländerrecht wird auf eine Unterschei-
dung zwischen fremden Staatsangehörigen und Staa-
tenlosen verzichtet. Auch letztere sind staatsrechtlich 
Ausländer. 

Zu §2 

Absatz 1 übernimmt die derzeit in § 49 Abs. 1 Nr. 1 bis 
3 AuslG 1965 enthaltene Regelung. Schon nach allge-
meinem Völkerrecht ist die Freistellung der Exterrito-
rialen und der Konsuln von ausländerrechtlichen Vor-
schriften geboten. Nummer 2 ist enger gefaßt als ge-
genwärtig § 49 Abs. 1 Nr. 3 AuslG 1965. Die derzeit in 
§ 49 Abs. 2 AuslG 1965 enthaltene Regelung soll im 
Verordnungswege beibehalten bleiben. 

Absatz 2 trägt der Tatsache Rechnung, daß das EG

-

Recht für einzelne Gruppen den EG-Staatsangehöri-
gen (Arbeitnehmer, Selbständige etc.) weitergehende 
Rechtsansprüche geschaffen hat als das nationale 
Ausländerrecht. Die bestehenden Regelungen sind im 
Aufenthaltsgesetz/EWG in das deutsche Recht umge-
setzt worden. Durch die ausdrückliche Erwähnung 
des Europäischen Gemeinschaftsrechts ist die Vor-
schrift auch für künftige Entwicklungen offen, die sich 
etwa durch die Verabschiedung von Richtlinien über 
das Aufenthaltsrecht von Nichterwerbstätigen sowie 
durch die Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs ergeben können. 

Zu §3 

Absatz 1: In Übereinstimmung mit dem geltenden 
Recht und der internationalen Rechtsüberzeugung 
und -praxis wird der Aufenthalt von Ausländern im 
Bundesgebiet unter Erlaubnisvorbehalt gestellt. Der 
Entwurf begreift ebenfa lls in Übereinstimmung mit 
dem geltenden Recht Einreise und Aufenthalt als Ein-
heit. Die Einreise unterliegt als Akt der Aufenthalts-
begründung grundsätzlich denselben Voraussetzun-
gen wie der Aufenthalt. 

Abweichend von der gegenwärtig noch geltenden 
Rechtslage sind Ausländer unter 16 Jahren nicht mehr 
vom Erfordernis der Aufenthaltsgenehmigung befreit. 
Die materiellen Bedingungen für den erlaubten Auf-
enthalt von Ausländern unter 16 Jahren werden da-
durch jedoch nicht geändert. Die Aufenthaltsgeneh-
migungspflicht ist lediglich ein forme lles Instrument 
zur Zuwanderungskontrolle, das die materielle Frage, 
ob einem Ausländer der Aufenthalt im Bundesgebiet 
gewährt werden so ll, nicht präjudiziert. So ist etwa 
schon derzeit ausländischen Kindern die Zuwande-
rung grundsätzlich nur unter den in den Verwaltungs-
vorschriften der Länder geregelten Voraussetzungen 
für den Familiennachzug erlaubt. Gleichwohl ist je-
doch gegenwärtig infolge der Befreiung die erforder-
liche Kontrolle, ob diese Voraussetzungen auch vor-
liegen, nicht hinreichend gesichert. 

Der internationale Reiseverkehr würde unnö tig er-
schwert, wenn das Erfordernis der Aufenthaltsgeneh-
migung ausnahmslos gelten würde. Deshalb ist in 
Satz 2 wie derzeit schon in § 2 Abs. 3 AuslG 1965 

vorgesehen, daß Ausländer durch Rechtsverordnung 
davon befreit werden können. Die Verordnungser-
mächtigung ist jedoch nicht auf die Zwecke der Er-
leichterung grenzüberschreitender Reisen und des 
vorübergehenden Aufenthalts von Ausländern be-
schränkt. Sie eröffnet auch die Möglichkeit, den Auf-
enthalt von Ausländern weitergehend zu liberalisie-
ren. Vorgesehen ist insbesondere, im Verordnungs-
wege zu regeln, daß die Ausländer unter 16 Jahren 
aus den EG-Staaten sowie aus den vier ehemaligen 
Anwerbeländern Jugoslawien, Marokko, Türkei und 
Tunesien weiterhin vom Erfordernis der Aufenthalts-
genehmigung befreit bleiben. 

Absatz 2: In Übereinstimmung mit der gegenwärtigen 
Rechtslage sollen die auf deutschen Schiffen beschäf-
tigten ausländischen Seeleute der Aufenthaltsgeneh-
migungspflicht unterworfen bleiben. Da sie keinen 
gewöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet begrün-
den, soll für sie die Erteilung einer Aufenthaltsbewil-
ligung vorgesehen werden, die ihnen während des 
Aufenthalts in deutschen Häfen Landgänge erlaubt. 

Absatz 3 vereinfacht das derzeit komplizierte System 
von Aufenthaltsgenehmigungs- und Visumspflicht ei-
nerseits und den Befreiungen von diesen Pflichten 
andererseits. Aufenthaltsgenehmigungs- und Vi-
sumspflicht sind künftig grundsätzlich kongruent. 

Abweichend von der bisherigen Terminologie, aber in 
Übereinstimmung mit dem interna tional üblichen 
Sprachgebrauch wird die Aufenthaltsgenehmigung in 
der Form des Sichtvermerks als Visum bezeichnet. 

Obwohl von der gegenwärtig in § 5 Abs. 2 AuslG 1965 
enthaltenen Verordnungsermächtigung, die Aufent-
haltserlaubnis vor der Einreise bei der Ausländerbe-
hörde einzuholen, bislang kein Gebrauch gemacht 
wurde, soll diese Möglichkeit erhalten bleiben. Sie ist 
sachgerecht für die Fälle, in denen Ausländer ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt weder im Bundesgebiet 
noch im Zuständigkeitsbereich einer mit konsulari-
schen Befugnissen ausgestatteten Auslandsvertre-
tung der Bundesrepublik Deutschland haben. 

Absatz 4: Im Gegensatz zu dem geltenden § 2 Abs. 2 
Nr. 3 AuslG 1965 sieht der Entwurf nicht mehr vor, daß 
Ausländer durch nicht ratifizierungsbedürftige zwi-
schenstaatliche Vereinbarungen vom Erfordernis der 
Aufenthaltsgenehmigung befreit werden können. Es 
erscheint angemessener, Abweichungen von einem 
Gesetz ihrerseits nur auf gesetzlichem oder im Rah-
men einer Verordnungsermächtigung im Verord-
nungswege anzuordnen. Andererseits aber kann aus 
außenpolitischen Gründen nicht darauf verzichtet 
werden, in nicht ratifizierungsbedürftigen zwischen-
staatlichen Vereinbarungen vorgesehene Befreiun-
gen in Kraft setzen zu können, bevor das innerstaatli-
che Verfahren zum Erlaß der erforderlichen Verord-
nung durchgeführt ist. Deshalb sieht Absatz 4 eine 
entsprechende Anordnungsbefugnis des Bundesmini-
sters des Innern vor. In den Verwaltungsvorschriften 
soll geregelt werden, daß die Anordnung der Veröf-
fentlichung im Bundesanzeiger bedarf. Die Anord-
nung ist aufzuheben, soweit der Bundesrat der ent-
sprechenden Verordnung nicht zustimmt. 

Absatz 5: Für den in aller Regel nur kurzfristigen und 
generell ermöglichten Aufenthalt von Ausländern, die 
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vom Erfordernis der Aufenthaltsgenehmigung befreit 
sind, kann nicht auf den Vorbehalt verzichtet werden, 
daß die Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
gewahrt bleiben. Damit die im Einzelfall zu diesem 
Zweck erforderlichen aufenthaltsbeschränkenden 
Maßnahmen getroffen werden können, übernimmt 
Absatz 5 die Regelung des § 7 Abs. 5 Satz 1 AuslG 
1965. 

Zu § 4 

Absatz 1: Die Paßpflicht ist an dieser Stelle und nicht 
erst zusammen mit der Ausweispflicht im Dritten Ab-
schnitt des Entwurfs geregelt, um deutlich zu machen, 
daß sie zu den grundlegenden Voraussetzungen des 
rechtmäßigen Aufenthalts von Ausländern gehört. Die 
Paßpflicht hat eine doppelte Rechtsnatur. Für die Auf-
enthaltsgewährung ist sie keine Rechtspflicht des 
Ausländers, sondern eine objektive, wenn auch nicht 
zwingende Voraussetzung. Im Falle der Aufenthalts-
gewährung besteht sie jedoch als echte Rechtspflicht 
fort . Auf Grund der Paßpflicht ist der Ausländer gehal-
ten, sich rechtzeitig vor Ablauf der Gültigkeitsdauer 
seines Passes um eine Verlängerung oder die Ausstel-
lung eines neuen Passes zu bemühen (§ 40 Abs. 2 Nr. 1 
und 2). Die gegenwärtig in § 3 Abs. 1 Satz 2 AuslG 
1965 enthaltene Ausnahmemöglichkeit regelt der 
Entwurf im § 9 im Zusammenhang mit der Erteilung 
der Aufenthaltsgenehmigung. 

Absatz 2 übernimmt die Regelung des § 3 Abs. 2 
AuslG 1965. Zur Erleichterung insbesondere des 
grenzüberschreitenden Verkehrs soll die Möglichkeit 
erhalten bleiben, daß Ausländer mit anderen Papieren 
ihrer Paßpflicht genügen können oder von dieser ganz 
befreit werden. Ein anerkannter Paßersatz steht ei-
nem Paß im Sinne der Vorschriften des Entwurfs 
gleich. 

Zweiter Abschnitt: Erteilung und Verlängerung 
der Aufenthaltsgenehmigung 

1. Aufenthaltsgenehmigung 

Zu §§ 5 bis 14 

In den §§ 5 bis 14 sind die gemeinsamen Vorschriften 
für alle Arten der Aufenthaltsgenehmigung zusam-
mengefaßt. Nur wenn und soweit es in den speziellen 
Vorschriften für die einzelnen Arten der Aufenthalts-
genehmigung ausdrücklich bestimmt ist, finden diese 
allgemeinen Vorschriften keine Anwendung. 

Zu §5 

Die Aufenthaltsgenehmigung ist der zusammenfas-
sende Oberbegriff für die vier Aufenthaltstitel, die der 
Entwurf unterscheidet und die in dieser Vorschrift 
enumerativ aufgeführt sind. Sie ist selbst kein Aufent-
haltstitel und kann nicht als solche, sondern immer 
nur als einer der genannten Titel erteilt werden. Wel-
cher Aufenthaltstitel einem Ausländer erteilt werden 

soll, ist deshalb notwendig bei der erstmaligen Ertei-
lung zu entscheiden, und zwar entweder durch die 
Auslandsvertretung, wenn die Aufenthaltsgenehmi-
gung dem Regelfall entsprechend vor der Einreise in 
der Form des Sichtvermerks eingeholt wird, oder erst 
durch die Ausländerbehörde, wenn sie ausnahms-
weise erst nach der Einreise erstmals erteilt wird. 

Nicht erwähnt sind die Aufenthaltserlaubnis-EG, die 
Aufenthaltsgestattung nach dem Asylverfahrensge-
setz und die Duldung. Die Aufenthaltserlaubnis-EG 
ist eine Aufenthaltsgenehmigung im Sinne des Aus-
ländergesetzes, aber sie wird grundsätzlich nur den 
nach Europäischem Gemeinschaftsrecht Freizügig-
keit genießenden Ausländern erteilt und ist deshalb 
sondergesetzlich im Aufenthaltsgesetz/EWG gere-
gelt. Die Aufenthaltsgestattung hingegen bescheinigt 
zwar auch einen legalen Aufenthalt, ist aber keine 
Aufenthaltsgenehmigung, sondern ein Kraft Gesetzes 
bestehender legaler Aufenthaltsstatus. Die Duldung 
schließlich ist kein Aufenthaltstitel, sie gewährt kei-
nen rechtmäßigen Aufenthalt. Sie hemmt lediglich die 
Vollziehbarkeit einer bestehenden Ausreisepflicht. 

Zu § 6 

Die Vorschrift regelt die Erteilung der Aufenthaltsge-
nehmigung auf Grund eines gesetzlichen Anspru-
ches. Sie ist an den Anfang der Erteilungsvorschriften 
gestellt, um zu verdeutlichen, daß nach dem Entwurf 
das Ermessen nicht mehr das durchgängige Entschei-
dungsprinzip bei der Erteilung der Aufenthaltsgeneh-
migung ist. 

Absatz 1: Satz 1 sieht auch für die Erteilung einer Auf-
enthaltsgenehmigung auf Grund eines Anspruches 
das Antragserfordernis vor. 

Satz 2 regelt die Versagung. Vorrang vor den gesetz-
lichen Ansprüchen auf eine unbefristete Aufenthalts-
erlaubnis nach § 24 und eine Aufenthaltsberechti-
gung nach § 27 hat ein in der Verordnung nach § 10 
Abs. 2 vorgesehener Ausschluß der Aufenthaltsverfe-
stigung. Dieser Ausschluß betrifft nur Arbeitsaufent-
halte. Weder der Familiennachzug noch die Aufent-
haltsverfestigung der Familienangehörigen kann 
nach § 10 Abs. 2 ausgeschlossen oder beschränkt wer-
den. 

Vorrang haben ferner die in § 8 geregelten besonde-
ren Versagungsgründe. Diese schließen jedoch einen 
Anspruch nicht endgültig und auf Dauer aus. 

Die in § 8 Abs. 1 Nr. 1 und 2 geregelten Verstöße 
gegen die Visumspflicht werden gegenstandslos, so-
bald der Ausländer freiwillig ausgereist ist und das 
ordnungsgemäße Sichtvermerksverfahren betreibt. 
Von den in § 8 Abs. 1 geregelten Versagungsgründen 
kann zudem nach § 9 abgesehen werden. Wird von 
diesen Ausnahmemöglichkeiten Gebrauch gemacht, 
ist auch die Sperre für die Rechtsansprüche besei tigt. 
Das in § 8 Abs. 2 normierte Verbot, eine Aufenthalts-
genehmigung zu erteilen, ist in der Regel zu befri-
sten. 
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Absatz 2 stellt klar, daß während der Verbüßung einer 
Strafhaft keine aufenthaltsrechtlichen Ansprüche 
oder Anwartschaften erworben werden können. 

Zu §7 

Absatz 1 enthält die erforderliche Ermessens-Ermäch-
tigung zur Erteilung von Aufenthaltsgenehmigungen. 
Der zweite Halbsatz stellt ausdrücklich klar, daß für 
die Ermessensentscheidungen über die Aufenthalts-
genehmigung weiterhin der spezifische weite aus-
länderrechtliche Ermessensbegriff gilt. Danach muß 
Ausländern nicht schon deshalb Aufenthalt gewährt 
werden, weil öffentliche Interessen dem nicht entge-
genstehen. Die Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland beschränken nicht, sondern sie rechtfer-
tigen die Aufenthaltsgewährung, so daß ein Aufent-
halt, der nicht im Interesse der Bundesrepublik 
Deutschland liegt, versagt werden kann, auch wenn 
die Anwesenheit des einzelnen Ausländers öffentli-
che Interessen nicht beeinträchtigt. Eine solche Fest-
stellung führt nicht zu einer Ermessensreduktion auf 
Null und damit nicht zu einem Anspruch auf Erteilung 
der Aufenthaltsgenehmigung. 

Soweit nach dem Entwurf über den Aufenthalt von 
Ausländern nach Ermessen entschieden wird, ist nicht 
nur im Rahmen des Absatzes 2 Nr. 3, sondern auch bei 
der Ermessensabwägung die ausländerpolitische 
Grundentscheidung zu berücksichtigen, daß die Zu-
wanderung weiterer Ausländer aus Nicht-EG-Staa-
ten, soweit sie sich auf Dauer im Bundesgebiet nieder-
lassen wollen, zu begrenzen ist (s. dazu oben A II Nr. 3 
und die Begründung zu § 10 Abs. 1). 

Absatz 2 nennt drei Regel-Versagungsgründe, d. h. 
bei deren Vorliegen wird die Aufenthaltsgenehmi-
gung versagt, soweit nicht besondere Gründe eine 
Ausnahme rechtfertigen. 

Nummer 1: Nach bisherigem Recht (§ 2 Abs. 1 Satz 2 
i. V. m. § 10 Abs. 1 AuslG 1965) ist das Vorliegen von 
Ausweisungsgründen an sich ein zwingender Versa-
gungsgrund. Diese starre Regelung hat sich jedoch 
nicht bewährt  und wird in der ausländerrechtlichen 
Praxis auch nicht konsequent befolgt. 

Das Vorliegen eines Ausweisungsgrundes indiziert im 
allgemeinen die Gefährdung oder Beeinträchtigung 
eines erheblichen öffentlichen Interesses. Deshalb be-
darf die Aufenthaltsgewährung bei Vorliegen eines 
Ausweisungsgrundes einer besonderen Rechtferti-
gung. 

Nummer 2 enthält den wesentlichen Grundsatz, daß 
Ausländern der Aufenthalt nur gewährt werden soll, 
soweit ihr Lebensunterhalt eigenständig, d. h. ohne 
Inanspruchnahme öffentlicher Mittel gesichert ist. 
Außer Betracht bleiben dabei jedoch die öffentlichen 
Mittel, die auf einer Beitragsleistung beruhen oder die 
gerade zu dem Zweck gewährt werden, dem Auslän-
der einen Aufenthalt im Bundesgebiet zu ermögli-
chen. Partiell hat Nummer 2 freilich nur ergänzende 
Funktion, weil bei ungesichertem Lebensunterhalt im 
allgemeinen der Ausweisungsgrund der Sozialhilfe-
bedürftigkeit vorliegen wird. 

Nummer 3 übernimmt die derzeit in § 2 Abs. 1 Satz 2 
AuslG 1965 als zwingenden Versagungsgrund gere-
gelte Generalklausel, auf die als Grundsatz nicht ver-
zichtet werden kann. Entsprechend der geltenden 
Rechtslage braucht nicht festzustehen, ob der Aufent-
halt des Ausländers tatsächlich Interessen der Bun-
desrepublik Deutschland beeinträchtigen wird. Viel-
mehr reicht für eine Versagung des Aufenthalts 
grundsätzlich schon die Gefährdung. Das wird derzeit 
in Nummer 4 zu § 2 AuslVwV klargestellt. 

Der Entwurf ersetzt durchgängig den Beg riff „Be-
lange der Bundesrepublik Deutschland" durch „Inter-
essen der Bundesrepublik Deutschland". Diese termi-
nologische Änderung bezweckt keine inhaltliche Än-
derung. Sie soll vielmehr nur verdeutlichen, daß es bei 
den Belangen der Bundesrepublik Deutschland um 
die Wahrung der öffentlichen Interessen geht. Interes-
sen der Bundesrepublik Deutschland sind nur die öf-
fentlichen Interessen. 

Zu den öffentlichen Interessen gehört, wie bereits 
durch die Rechtsprechung zur Negativschranke des 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 AuslG 1965 geklärt ist, auch die aus-
länderpolitische Grundentscheidung, die Zuwande-
rung weiterer Ausländer aus Nicht-EG-Staaten zu be-
grenzen (s. dazu oben A II Nr. 3 und die Begründung 
zu § 10 Abs. 1). Eine Zuwanderung mit dem Ziel eines 
dauernden Aufenthalts kommt danach nur in Be-
tracht, wenn ein anderes öffentliches Interesse oder 
sonstige besondere Umstände eine Ausnahme von 
dem Grundsatz rechtfertigen. 

Absatz 3: Um zu gewährleisten, daß ein nur vorüber-
gehender Aufenthalt auch tatsächlich auf die erlaubte 
Dauer beschränkt bleibt, muß im Falle nicht freiwilli-
ger Ausreise die Abschiebung möglich sein. Aller-
dings kann nicht erwartet werden, daß die zuständige 
Behörde diese Voraussetzung stets umfassend prüft 
und in jedem Einzelfall ausdrücklich bejaht. Eine sol-
che Prüfung muß vielmehr den Umständen nach ver-
anlaßt sein. Diese Umstände können allgemeiner Na-
tur sein, etwa die Verhältnisse in einem anderen Staat, 
oder sich auf den konkreten Einzelfall beschränken. 

Absatz 3 soll insbesondere nicht ausschließen, daß 
Visa auch Ausländern aus Staaten erteilt werden kön-
nen, in die wegen der dortigen Verhältnisse im allge-
meinen nicht abgeschoben werden kann oder so ll . 
Soweit den Umständen nach anzunehmen ist, daß sich 
die Frage einer etwaigen Abschiebung von vornher-
ein nicht stellt, weil der Ausländer freiwillig wieder 
ausreisen wird, kann ohne Rücksicht auf etwaige ge-
nerelle Abschiebungshindernisse ohne weiteres ein 
Visum erteilt werden. In der Verwaltungsvorschrift 
soll dies im einzelnen und in einer für die Auslands-
vertretungen handhabbaren Weise genauer geregelt 
werden. 

Absatz 4: Die Vorschrift entspricht § 5 Abs. 3 AuslG 
1965. Entsprechend dem internationalen Sprachge-
brauch wird der Durchreisesichtvermerk als Transit-
Visum bezeichnet. Auf Grund ihrer geographischen 
Lage ist die Bundesrepublik Deutschland notwendig 
für viele Ausländer ein Transitland. Im Interesse des 
internationalen Verkehrs ist es deshalb geboten, Aus-
ländern die Durchreise unter erleichterten Vorausset-
zungen zu erlauben. Seiner Rechtsnatur nach ist das 
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Transit-Visum eine Aufenthaltsbewilligung i. S. d. 
§ 28 Abs. 1. 

Zu § 8 

Absatz 1 regelt vier grundsätzlich zwingende Versa-
gungsgründe, die auch gesetzlichen Ansprüchen 
nach dem Entwurf — nicht aber nach anderen Geset-
zen, z. B. § 29 AsylVfG — vorgehen und die Erteilung 
der Aufenthaltsgenehmigung ausschließen. 

Nummer 1 und 2 soll die Einhaltung der Visumsbe-
stimmungen gewährleisten. Diese bezwecken ge-
rade, daß über den Aufenthalt entschieden wird, be-
vor der Ausländer eingereist ist. Dementsprechend ist 
die Nichteinhaltung der Visumspflicht als zwingender 
Versagungsgrund ausgestaltet. 

Nummer 3 und 4 regelt Fälle, in denen im allgemeinen 
feststeht, daß keine Rückführungsmöglichkeit in ei-
nen anderen Staat besteht. 

Absatz 2 übernimmt das derzeit in § 15 Abs. 1 AuslG 
1965 geregelte Verbot, einem ausgewiesenen oder 
abgeschobenen Ausländer eine Aufenthaltsgenehmi-
gung zu erteilen, und ergänzt dieses um das an den 
Ausländer gerichtete Verbot, in das Bundesgebiet zu-
rückzukommen. Dieses doppelte Verbot entspricht 
dem Zweck der Ausweisung und Abschiebung, den 
Ausländer nach der Aufenthaltsbeendigung weiter-
hin vom Bundesgebiet fernzuhalten. 

Das Verbot soll künftig nicht wie im geltenden Recht 
(§ 15 Abs. 1 Satz 2 AuslG 1965) nur nach Ermessen, 
sondern in der Regel befristet werden. Die Bef ristung 
darf allerdings grundsätzlich nicht dazu führen, daß 
eine bestandskräftige Ausweisungsverfügung im Er-
gebnis aufgehoben wird, indem der Ausländer schon 
vor seiner Ausreise eine neue Aufenthaltsgenehmi-
gung erhält. Zudem erscheint es sachgerecht, bei der 
Entscheidung über die Bef ristung auch das Verhalten 
des Ausländers nach der Ausweisung zu würdigen, 
insbesondere ob er freiwillig ausgereist ist oder ob es 
einer Abschiebung bedurfte. Deshalb sieht der Ent-
wurf vor, daß die Frist grundsätzlich frühestens ein 
Jahr nach der Ausreise des Ausländers endet und daß 
über die Befristung erst nach der Ausreise entschie-
den wird. 

Zu § 9 

Absatz 1 Nr. 1: In den Fällen, in denen der Ausländer 
nicht schon auf Grund seiner Staatsangehörigkeit, 
sondern nur wegen des Zwecks oder der beabsichtig-
ten Dauer des Aufenthalts visumspflichtig ist, kann 
die zwingende Versagung der Aufenthaltsgenehmi-
gung zu unbilligen Härten führen, wenn die Voraus-
setzungen eines Anspruches auf die Erteilung offen-
bar vorliegen. Unter diesen Umständen kann es auch 
im Hinblick auf den Zweck der Visumsbestimmun-
gen, vor der Einreise über den Aufenthalt zu entschei-
den, gerechtfertigt sein, die Aufenthaltsgenehmigung 
trotz des Verstoßes gegen die Visumsbestimmungen 
zu erteilen. Nummer 2 beruht auf denselben Erwä-
gungen. 

Nummer 3: Nach der Einreise des Ausländers sind für 
ausländerrechtliche Entscheidungen die Ausländer-
behörden der Länder zuständig. Dies gilt auch für die 
Ausnahmen von den Versagungsgründen des § 8 
Abs. 1 Nr. 3 und 4. Die Vorschrift löst vor allem für die 
Verlängerung der Aufenthaltsgenehmigung die zwin-
gende Verknüpfung der Aufenthaltsgenehmigung 
mit der Erfüllung der Paßpflicht auf. Zudem ergänzt 
sie die Regelung des § 30 Abs. 3 und 4, wonach bei der 
Erteilung der Aufenthaltsbefugnis auch von § 8 Abs. 1 
abgesehen werden kann. In diesen Fällen soll dann 
später auch eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis 
und eine Aufenthaltsberechtigung erteilt werden 
können. Für die Verlängerung der Aufenthaltsbefug-
nis ergibt sich die Möglichkeit, von § 8 Abs. 1 abzu-
sehen, bereits aus § 13 Abs. 1. 

Absatz 2 übernimmt zunächst die gegenwärtig in § 3 
Abs. 1 Satz 2 AuslG 1965 enthaltene Befugnis des 
Bundesministers des Innern, Ausnahmen vom Paß

-

zwang in Einzelfällen zuzulassen. Da für Ausländer, 
die nicht im Besitz eines Passes oder anerkannten 
Paßersatzes sind, Befreiungen von der Aufenthaltsge-
nehmigungspflicht nicht in Betracht kommen, regelt 
der Entwurf die Ausnahmemöglichkeit bezogen auf 
den Versagungsgrund des fehlenden Passes. Zugleich 
wird die Ausnahmemöglichkeit auf den Versagungs-
grund des § 8 Abs. 1 Nr. 4 ausgedehnt. Entsprechend 
der bisherigen ausländerrechtlichen Praxis wird die 
Ausnahmebefugnis des Bundesministers des Innern 
jedoch auf den Grenzübertritt und einen anschließen-
den Aufenthalt bis zu sechs Monaten beschränkt. 

Absatz 3: Die Betretenserlaubnis ist derzeit in § 15 
Abs. 2 AuslG 1965 geregelt. Der Entwurf übernimmt 
diese Vorschrift im wesentlichen unverändert. Die ge-
genwärtige Regelung, daß Reiseweg und Aufenthalts-
ort vorzuschreiben sind, soll jedoch in die allgemeine 
Verwaltungsvorschrift übernommen werden. 

Als weitere Ausnahme wird nach § 30 Abs. 4 die Ertei-
lung einer Aufenthaltsbefugnis für die Fälle zugelas-
sen, in denen eine Abschiebung seit mindestens zwei 
Jahren nicht möglich ist. 

Absatz 4: Die Verordnungsermächtigung ermöglicht 
es, die Vergünstigungen, die Drittausländern für ei-
nen Aufenthalt von bis zu drei Monaten durch das 
Zusatzübereinkommen zum Schengener Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reich und den Benelux-Staaten gewährt werden sol-
len, rasch in das deutsche Recht umzusetzen. Ebenso 
werden derartige Vergünstigungen aus einer zukünf-
tigen Vereinbarung zwischen allen zwölf EG-Mit-
gliedstaaten zügig in das na tionale Recht umgesetzt 
werden können. 

Zu § 10 

Absatz 1 schreibt den ausländerpolitischen Grund-
satz, die Zuwanderung weiterer Ausländer aus Nicht

-

EG-Staaten zu begrenzen, für Arbeitsaufenthalte ge-
setzlich fest. Es ist dies die ausländerrechtliche Rege-
lung des seit 1973 geltenden Anwerbestopps, die 
durch eine entsprechende arbeitserlaubnisrechtliche 
Regelung in Artikel 6 Nr. 1 a ergänzt wird. Die Vor- 
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schrift gilt für jede unselbständige Erwerbstätigkeit 
im Bundesgebiet. Wie im geltenden Recht ist nicht 
Voraussetzung, daß auch Arbeitserlaubnispflicht be-
steht. Ebensowenig kommt es darauf an, ob der Ar-
beitgeber seinen Sitz innerhalb oder außerhalb des 
Bundesgebiets hat. 

Absatz 2: Der zwischen Bund und Ländern abge-
stimmte Ausnahmekatalog vom Anwerbestopp soll 
künftig als Verordnung des Bundesministers des In-
nern mit Zustimmung des Bundesrates erlassen wer-
den. Die Verordnungsermächtigung schließt beide 
wesentlichen Elemente des Anwerbestopps ein, ein-
mal die Beschränkung des Zugangs, die nach Berufs-, 
Beschäftigungs- und Personengruppen differenzie rt 

 werden kann, und zum anderen die Beschränkung 
und den Ausschluß einer Aufenthaltsverfestigung. Da 
der Entwurf insoweit lediglich die derzeit geltende 
Regelung gesetzlich festschreibt, bedeutet sie auch 
keine Festlegung auf das sog. Rotationsprinzip und 
keine Abkehr von der bisherigen Ausländerpolitik. 

Abweichend vom derzeit geltenden Ausnahmekata-
log ermöglicht § 10 keine Beschränkung des Famili-
ennachzuges. § 10 betrifft auch nicht die Aufenthalts-
befugnis. 

Absatz 3: Der Entscheidung über eine Zuwanderung 
ausländischer Arbeitnehmer kommt so erhebliches 
Gewicht zu, daß dem Bundestag die Möglichkeit vor-
behalten bleiben so ll, die Aufhebung einer Verord-
nung nach Absatz 2 zu verlangen. 

Zu § 11 

Absatz 1: Die Vorschrift schließt grundsätzlich aus, 
Asylbewerbern zu einem anderen Zweck als der 
Durchführung des Asylverfahrens Aufenthalt zu ge-
währen. Ausgenommen sind die Fälle, in denen ein 
gesetzlicher Anspruch auf Erteilung einer erstmaligen 
Aufenthaltsgenehmigung besteht. Nach dem Entwurf 
sind das nur Familiennachzugsfälle. Die eng be-
grenzte Ausnahmebefugnis der obersten Landesbe-
hörde soll verdeutlichen, daß es g rundsätzlich keine 
legale Möglichkeit gibt, im Wege eines unbegründe-
ten Asylbegehrens einen längerfristigen Aufenthalt 
im Bundesgebiet zu erlangen. Deshalb muß die Aus-
reisepflicht grundsätzlich die zwingende Rechtsfolge 
der Ablehnung des Asylantrages sein, die nicht schon 
vor Abschluß des Asylverfahrens nach Ermessen 
durch Erteilung einer Aufenthaltsgenehmigung aus-
geschlossen werden kann. 

Absatz 2 stellt klar, daß ein Asylantrag keine aufent-
haltsrechtlichen Nachteile für Ausländer zur Folge 
hat, die sich ohnehin erlaubt im Bundesgebiet aufhal-
ten. 

Zu § 12 

Absatz 1: Die Vorschrift entspricht § 7 Abs. 1, 4 AuslG 
1965. In Übereinstimmung mit der bisherigen aus-
länderrechtlichen Praxis verdeutlicht der Entwurf, 
daß die Erteilung der Aufenthaltsgenehmigung für 

das ganze Bundesgebiet die Regel und eine räumliche 
Beschränkung die Ausnahme bildet. 

Absatz 2: Die Aufenthaltsgenehmigung wird bei der 
erstmaligen Erteilung grundsätzlich bef ristet. Etwas 
anderes gilt lediglich für die als zeitlich unbeschränk-
bares Daueraufenthaltsrecht ausgestaltete Aufent-
haltsberechtigung. 

Satz 2 engt die generelle Möglichkeit der nachträgli-
chen zeitlichen Beschränkung gegenüber der gegen-
wärtig geltenden Regelung des § 7 Abs. 4 AuslG 1965 
auf die befristeten Aufenthaltsgenehmigungen ein. 
Die unbefristete Aufenthaltserlaubnis kann künftig 
nur noch im Falle des § 24 Abs. 2 Satz 2, die Aufent-
haltsberechtigung wie schon im geltenden Recht 
überhaupt nicht nachträglich bef ristet werden. Im üb-
rigen entspricht die Vorschrift einem allgemeinen 
Rechtsgedanken, der nach § 3 Abs. 4 Satz 1, § 7 Abs. 9 
AufenthG/EWG z. B. auch im Aufenthaltsrecht der 
Freizügigkeit genießenden Ausländer aus EG-Staa-
ten gilt. Insofern hat die Vorschrift nur deklaratorische 
Bedeutung. 

Zu § 13 

Absatz 1: Die Gewährung eines bef risteten Aufent-
halts gibt Ausländern keinen Anspruch auf Verlänge-
rung der Aufenthaltsgenehmigung. Der Sinn der Be-
fristung ist u. a., das Entstehen eines schutzwürdigen 
Vertrauens hinsichtlich eines über die Frist hinausge-
henden Aufenthalts auszuschließen. Über die Verlän-
gerung der Aufenthaltsgenehmigung ist deshalb nach 
den für die Erteilung geltenden Grundsätzen zu ent-
scheiden. Bei der Verlängerung ändert sich die Sach-
lage nur insofern, als entsprechend der Dauer des bis-
herigen Aufenthalts die persönlichen Belange des 
Ausländers stärker zu berücksichtigen sind. 

Absatz 2: Die ausländerrechtliche Praxis ist häufig mit 
dem Fall  konfrontiert, daß Ausländer nur mit einem 
Touristenvisum einreisen, um sodann einen längerfri-
stigen Aufenthalt anzustreben. Diesen Mißbräuchen 
soll künftig wirksamer begegnet werden. Um die Ein-
haltung der Visumsbestimmungen zu gewährleisten, 
ist deshalb für die Verlängerung von Visa eine dem § 8 
Abs. 1 Nr. 2 entsprechende Vorschrift erforderlich. 
Während § 8 Abs. 1 Nr. 2 den Fall betrifft, daß der 
Ausländer mit einer ohne Zustimmung der Ausländer-
behörde erteilten Aufenthaltsgenehmigung in der 
Form des Sichtvermerks einreist und nach der Ein-
reise eine andere Aufenthaltsgenehmigung (z. B. statt 
einer Aufenthaltsbewilligung eine Aufenthaltserlaub-
nis) beantragt, geht es bei der vorliegenden Vorschrift 
nur um die Verlängerung der bereits von der Aus-
landsvertretung erteilten Aufenthaltsgenehmigung. 

Die Verweisung auf § 9 Abs. 1 Nr. 2 stellt klar, daß 
auch in diesem Fall bei offensichtlichem Vorliegen der 
Voraussetzungen eines gesetzlichen Anspruches 
Ausnahmen möglich sind und die Aufenthaltsgeneh-
migung über sechs Monate hinaus verlängert werden 
kann. 
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Zu § 14 

Absatz 1: Gegenüber dem geltenden Recht, § 7 Abs. 3 
und 4 AuslG 1965, begrenzt die Vorschrift die Mög

-

lichkeit, Aufenthaltsgenehmigungen mit Bedingun

-

gen zu versehen, auf den Zeitpunkt der Erteilung und 
der Verlängerung der Aufenthaltsgenehmigung. Satz 
2 regelt eine für die Praxis wich tige Bedingung. 

Ihrer Funktion nach ist die Bedingung kein Mittel zur 
Beschränkung des Aufenthalts von Ausländern, son-
dern umgekehrt eine Erweiterung der Möglichkeit, 
Aufenthalt zu gewähren. Im Falle der Bedingung liegt 
regelmäßig eine vorzeitige Selbstbindung der ent-
scheidenden Behörde vor. Sie trifft die für den Auslän-
der positive Entscheidung bereits zu einem Zeitpunkt, 
in dem noch nicht alle für einen Aufenthalt unter Wah-
rung der Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
erforderlichen Voraussetzungen gegeben sind. 

Absatz 2: Mit Hilfe von Auflagen soll gewährleistet 
werden, daß durch den Aufenthalt des Ausländers 
öffentliche Interessen nicht beeinträchtigt werden. 
Auflagen wirken formal zwar als Beschränkung des 
Aufenthaltsrechts. Materiell hingegen erweitern auch 
sie die Möglichkeit der Aufenthaltsgewährung. Ohne 
dieses Mittel müßte der Aufenthalt versagt werden. 

Der Ausschluß der Erwerbstätigkeit ist die in der aus-
länderrechtlichen Praxis wich tigste und weitaus häu-
figste Auflage. Deshalb erscheint es angemessen, sie 
im Gesetz selbst zu nennen. Nach Satz 3 ist für die 
Dauer des rechtmäßigen Aufenthalts eine aufenthalts- 
und arbeitserlaubnisrechtlich eröffnete Arbeitsmög-
lichkeit nicht mehr entziehbar. Das gleiche gilt nach 
Satz 4 für eine erlaubte selbständige Erwerbstätig-
keit. 

Absatz 3: In den Fällen, in denen sich der Ausländer 
bereits vor der Erteilung der Aufenthaltsgenehmi-
gung im Bundesgebiet aufhält, sei es nach § 69 Abs. 2 
kraft Gesetzes geduldet, sei es nach § 69 Abs. 3 kraft 
Gesetzes erlaubt, müssen dieselben Auflagen ange-
ordnet werden können, mit denen die Aufenthaltsge-
nehmigung verbunden werden kann. Die Rechtsstel-
lung des Ausländers kann vor Erteilung der erforder-
lichen Aufenthaltsgenehmigung keine bessere und 
stärkere sein. 

2. Aufenthaltserlaubnis und 
Aufenthaltsberechtigung 

Zu § 15 

Die Aufenthaltserlaubnis ist wie im derzeit geltenden 
Recht ein allgemeiner Aufenthaltstitel, der grundsätz-
lich nicht an einen bestimmten Aufenthaltszweck ge-
bunden ist und die Möglichkeit eines späteren Dau-
eraufenthalts eröffnet. Zweckgebunden ist die Auf-
enthaltserlaubnis nur in den Fällen, in denen sie ei-
nem Familienangehörigen zur Herstellung der häusli-
chen Gemeinschaft mit einem Deutschen oder einem 
Ausländer erteilt wird. 

Zu § 16 

Absatz 1 regelt die Wiederkehroption für junge Aus

-

länder, die mit oder ohne Eltern in ihr Herkunftsland 
zurückgekehrt sind. Die Vorschrift gewährt denjeni-
gen Ausländern einen Rechtsanspruch auf Erteilung 
der Aufenthaltserlaubnis, die vor ihrer Rückkehr be-
reits die zeitlichen Voraussetzungen für den Rechts-
anspruch auf unbefristete Verlängerung erfüllt haben. 
Insoweit handelt es sich nicht um neue und zusätzli-
che Zuwanderer, sondern ausnahmslos um Personen, 
die bereits die rechtlich gesicherte Aussicht auf einen 
Daueraufenthalt hatten. Die im Absatz 1 genannten 
Voraussetzungen entsprechen im wesentlichen der 
gegenwärtig geltenden Praxis. Es wird jedoch nicht 
verlangt, daß der Ausländer im Zeitpunkt seiner 
Rückkehr in seinen Herkunftsstaat noch minderjährig 
war. 

Absatz 2: Die in Absatz 1 Nr. 1 geforderte Dauer des 
Aufenthalts und des Schulbesuchs im Bundesgebiet 
soll gewährleisten, daß der Ausländer bereits hinrei-
chend in die hiesigen Lebensverhältnisse integ riert 

 war, so daß im Falle der Wiederkehr nicht mit nen-
nenswerten Integrationsschwierigkeiten zu rechnen 
ist. Die gleiche Erwartung kann begründet sein, wenn 
der Ausländer zwar nicht die zeitlichen Voraussetzun-
gen erfüllt, aber gleichwohl im Bundesgebiet einen 
anerkannten, d. h. mindestens den Hauptschulab-
schluß erreicht hat. Deshalb läßt Satz 1 für diesen Fa ll 

 eine Ausnahme zu. 

Klare zeitliche Grenzen wie die in Absatz 1 Nr. 3 
betimmten haben den Nachteil, daß sie in der Lebens-
wirklichkeit nicht immer zu angemessenen Ergebnis-
sen führen. Dem trägt Satz 2 Rechnung. Maßgebend 
für die Annahme eines Härtefalls ist eine Gesamtbe-
trachtung, inwieweit der konkrete Einzelfall von dem 
in Absatz 1 als Maßstab vorgegebenen Regelfall ab-
weicht. Dabei kommt es sowohl auf das Verhältnis von 
Voraufenthaltsdauer zu der nach Dauer und Lebens-
alter bemessenen Wiederkehrfrist als auch darauf an, 
ob und inwieweit mehrere der in Absatz 1 Nr. 3 ge-
nannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind. 

Absatz 3: Der in Nummer 1 geregelte, der gegenwär

-

tig geltenden Praxis entsprechende Versagungsgrund 
ist nur vorübergehender Natur. Nummer 2 trägt der 
Notwendigkeit Rechnung, daß bei Vorliegen eines 
Ausweisungsgrundes stets eine Einzelfallprüfung 
veranlaßt ist. Nummer 3 soll ausschließen, daß auch 
Ausländer einen unbedingten Anspruch erwerben, 
die ausgewiesen wurden oder die im Hinblick auf den 
besonders hohen Ausweisungsschutz für Minderjäh-
rige nicht ausgewiesen werden konnten. 

Absatz 4: Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis zur 
Wiederkehr ist grundsätzlich eine Entscheidung auf 
Dauer. Der Ausländer rückt wieder in die Rechtsstel-
lung ein, die er verloren hatte. Der Wegfall des gesi-
cherten Lebensunterhalts soll deshalb unschäd lich 
sein, als ob der Ausländer das Bundesgebiet nicht ver-
lassen hätte. 

Absatz 5 begünstigt die Ausländer, die im Bundesge

-

biet Rentenansprüche erworben haben. Sie sollen sich 
frei entscheiden können, wo sie die Zeit ihres Ruhe- 



Drucksache 11/6321 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Standes verbringen wollen, und eine einmal getrof-
fene Entscheidung auch wieder revidieren können. 

Zu § 17 

Absatz 1: Auch die Aufenthaltserlaubnis ist ein zu-
nächst zweckgebundener, akzessorischer Aufent-
haltstitel, wenn sie ausländischen Familienangehöri-
gen von Deutschen (§ 23) oder von Ausländern mit 
Aufenthaltserlaubnis oder Aufenthaltsberechtigung 
erteilt wird. Deshalb heißt es in Absatz 1 ausdrücklich, 
daß sie nur für die Herstellung und Wahrung der 
häuslichen familiären Gemeinschaft erteilt und ver-
längert werden kann. Diese Zweckbindung ist aller-
dings limitiert. In den §§ 19 und 21 ist bestimmt, unter 
welchen Voraussetzungen sie endet. 

In den §§ 17 bis 23 sind die ausländerrechtlichen Kon-
sequenzen normiert, die zugunsten ausländischer Fa-
milienangehöriger von Deutschen und von Auslän-
dern mit Aufenthaltserlaubnis oder Aufenthaltsbe-
rechtigung aus dem grundrechtlich gebotenen Schutz 
von Ehe und Familie zu ziehen sind. Der ausdrückli-
che Hinweis auf Artikel 6 GG hat aber auch eine 
begrenzende Funktion. Familienangehörige aus einer 
Mehrehe von Deutschen oder Ausländern sollen nicht 
nachzugsberechtigt sein. 

Entsprechende Fälle sind in der ausländerrechtlichen 
Praxis bereits aufgetreten. Nach Internationalem Pri-
vatrecht ist es möglich, daß auch eine Mehrehe eines 
Ausländers oder eines Deutschen, der sie vor seiner 
Einbürgerung als Ausländer geschlossen hat, als gül-
tig anerkannt wird. Ausländischen Familienangehöri-
gen wird jedoch ein privilegiertes Zugangsrecht zum 
Bundesgebiet nur im Hinblick auf die grundrechtliche 
Gewährleistung des besonderen Schutzes von Ehe 
und Familie in Artikel 6 GG gewährt. Maßgebend 
dafür aber ist die Institution von Ehe und Familie, wie 
sie sich im abendländischen Rechts- und Kulturkreis 
herausgebildet hat. Das Prinzip der Einehe gehört zu 
den grundlegenden kulturellen Wertvorstellungen in 
der Bundesrepublik Deutschland und damit zu den 
der ausländergesetzlichen Regelung vorgegebenen 
Wertsetzungen. 

Absatz 2: In der Vorschrift sind die allgemeinen Vor-
aussetzungen zusammengefaßt, unter denen eine 
Aufenthaltserlaubnis für den in Absatz 1 bezeichne-
ten Zweck erteilt werden darf. Die Voraussetzungen 
gelten für alle Familienangehörigen, insbesondere 
auch soweit den Ehegatten und Kindern Rechtsan-
sprüche eingeräumt sind. Inhaltlich übernimmt die 
Vorschrift die schon derzeit geltenden allgemeinen 
Familiennachzugsvoraussetzungen, allerdings unter 
Verzicht auf eine generelle Wartefrist. 

Nummer 1: Notwendige Basis für die Herstellung und 
Wahrung der häuslichen Gemeinschaft ist der recht-
mäßige Aufenthalt des Ausländers im Bundesgebiet, 
d. h. der Ausländer muß im Besitz einer Aufenthalts-
genehmigung sein. Die Erteilung der Aufenthaltser-
laubnis dient in den Familiennachzugsfällen den fa-
miliären Belangen des Familienangehörigen selbst, 
vor allem aber dem Interesse des im Bundesgebiet 
lebenden Ausländers an der Herstellung und Wah-

rung der Familieneinheit. Endet sein Aufenthalt, so 
entfällt dieses Interesse. Ist sein Aufenthalt illegal, so 
entbehrt dieses Interesse der Schutzwürdigkeit. 

Nach dem Entwurf ist für die Familienangehörigen 
grundsätzlich derselbe Aufenthaltsstatus und -titel 
vorgesehen, den der bereits im Bundesgebiet lebende 
Ausländer besitzt. Nur soweit dieser bereits einen ver-
festigten Status hat, beginnen die Familienangehöri-
gen — grundsätzlich in gleicher Weise wie er — mit 
dem diesem Status entsprechenden noch nicht verfe-
stigten Aufenthaltstitel. Deshalb ist für die Familien-
angehörigen von Ausländern, die eine bef ristete oder 
eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis oder eine Auf-
enthaltsberechtigung besitzen, gleichermaßen zu-
nächst die Erteilung einer befristeten Aufenthaltser-
laubnis vorgesehen. 

Nummer 2: Die Aufnahme von Ausländern im Bun-
desgebiet läßt sich nur verantworten, soweit die Mög-
lichkeit besteht, daß die Ausländer hier in gleichen 
sozialen Verhältnissen leben können wie Deutsche. 
Entscheidende Bedeutung kommt den Wohnverhält-
nissen zu. Deshalb hat schon der IMK-Beschluß vom 
3./4. Juni 1965 für den Familiennachzug zu ausländi-
schen Arbeitnehmern bestimmt, daß diese über 
Wohnraum verfügen müssen, der den normalen An-
forderungen vergleichbarer deutscher Arbeitnehmer 
an angemessenen Wohnraum entspricht. Der Entwurf 
verwendet statt des für Wertungen unter den ver-
schiedensten Gesichtspunkten offeneren Begriffs 
„angemessen" den freilich auch unbes timmten 
Rechtsbegriff „ausreichend", um zu verdeutlichen, 
daß an das Wohnraumerfordernis kein prohibitiver 
Maßstab angelegt werden kann. 

Nummer 3: Die eigenständige Sicherung der wirt-
schaftlichen Existenzgrundlage ist unverzichtbare 
Voraussetzung für den Aufenthalt von Ausländern. 
Das gilt auch gegenüber ausländischen Familienan-
gehörigen von Ausländern. 

Absatz 3: Den Asylberechtigten steht das in Artikel 16 
Abs. 2 Satz 2 GG als Grundrecht gewährte Recht zu, 
sich im Bundesgebiet aufzuhalten. Diesem besonde-
ren Status ist es angemessen, daß ein Familiennach-
zug auch zugelassen werden kann, wenn der Lebens-
unterhalt der Familie noch nicht eigenständig gesi-
chert ist. 

Absatz 4: Um den unbestimmten Rechtsbegriff ausrei-
chenden Wohnraums näher einzugrenzen, legt die 
Vorschrift eine Ober- und Untergrenze und damit ei-
nen Spielraum für das fest, was in der Verwaltungs-
praxis allenfalls gefordert werden darf bzw. minde-
stens zu fordern ist. Stets ausreichend ist Wohnraum, 
der dem Sozialwohnungsstandard entspricht. Eine 
bessere, insbesondere eine größere Wohnung darf 
nicht gefordert werden. Nicht mehr ausreichend ist 
andererseits Wohnraum, der den in den auch für 
Deutsche geltenden Wohnungsaufsichtsgesetzen der 
Länder festgelegten Anforderungen nicht genügt. 

Absatz 5: Das Vorliegen eines Ausweisungsgrundes 
ist auch in den Familiennachzugsfällen kein von vorn-
herein unerheblicher Umstand. Er ist jedoch im Hin-
blick auf das Schutzgebot des Artikels 6 GG nach dem 
Entwurf nicht wie in § 7 Abs. 2 Nr. 1 ein Regel-Versa- 
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gungsgrund, sondern nur ein Kann-Versagungs-
grund. 

Durch den Zuzug darf die Sicherung des Lebensun-
terhalts für die bisher von Unterhaltsleistungen des 
Ausländers abhängenden Familienangehörigen nicht 
in Frage gestellt werden. Dies gilt vor allem dann, 
wenn es sich um den Ehegattennachzug eines zwei-
ten oder dritten Ehegatten handelt und der bisherige 
Ehegatte und die Kinder ggf. gerade deshalb nicht 
mehr mit Unterhalt oder genügendem Unterhalt rech-
nen können, weil der Ausländer diesen nunmehr in 
erster Linie dem jetzigen Ehegatten und ggf. neu hin-
zutretenden Kindern zukommen läßt. 

Zu § 18 

Absatz 1 regelt den Rechtsanspruch auf Ehegatten-
nachzug. Voraussetzung dieses Anspruches ist das 
Vorliegen der in § 17 bezeichneten Voraussetzun-
gen. 

Nummer 1: Ehegatten Aufenthaltsberechtiger erhal-
ten im Hinblick auf die besondere Qualität dieses Auf-
enthaltsrechts einen vom Zeitpunkt der Eheschlie-
ßung unabhängigen Rechtsanspruch. Voraussetzung 
ist allerdings, daß der Aufenthaltsberechtigte zu den 
Ausländern der ersten Genera tion gehört. Das sind 
nach dem Entwurf alle Ausländer, die im Zeitpunkt 
ihrer Ersteinreise bereits volljährig sind. 

Nummer 2: Der Rechtsanspruch zugunsten der Ehe-
gatten von Asylberechtigten entspricht deren beson-
derem Aufenthaltsstatus. 

Nummer 3: Der Rechtsanspruch ist unter den genann-
ten Voraussetzungen gerechtfertigt, weil schon die 
Entscheidung über die Einreise des Ausländers im 
Hinblick auf die mögliche Einreise auch des Ehegat-
ten getroffen werden kann. Die Ehegatten der Auslän-
der, die sich bereits bei Inkrafttreten des Gesetzes 
rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten und im Besitz 
einer Aufenthaltserlaubnis sind, erhalten nach § 96 
Abs. 2 einen Nachzugsanspruch ohne die einschrän-
kende Voraussetzung der Nummer 3. 

Nummer 4 betrifft den Ehegattennachzug zu Aus-
ländern der zweiten und der folgenden Genera tionen. 
Dieser wird durch den Verzicht auf die Ehebestands-
zeit erleichtert. 

Absatz 2: In Übereinstimmung mit dem geltenden 
Recht soll auch künftig nach Ermessen ein Ehegatten-
nachzug zu Ausländern der ersten Genera tion mit 
Aufenthaltserlaubnis zugelassen werden, auch wenn 
die Ehe erst nach der Einreise des Ausländers ge-
schlossen wird. 

Absatz 3: Satz 1 begünstigt insbesondere die sog. Bil-
dungsinländer, d. h. die Ausländer der 2. und folgen-
den Generationen, die im Bundesgebiet aufgewach-
sen sind und hier ihre schulischen Bildungsabschlüsse 
erworben haben. Die mit besseren beruflichen Quali-
fizierungen verbundenen längeren Ausbildungszei-
ten sollen nicht notwendig dazu führen, daß der Ehe-
gattennachzug unverhältnismäßig lange ausgeschlos-
sen bleibt. Satz 2 trägt der besonderen Situa tion Rech-
nung, die im Falle der Schwangerschaft und der Ge-

burt eines Kindes eintritt. Das Interesse an der Fami-
lienzusammenführung erhält in diesen Fällen ein sol-
ches Gewicht, daß es gerechtfertigt ist, Ausnahmen 
von den allgemeinen Nachzugsvoraussetzungen zu-
zulassen. 

Absatz 4: Schon aus § 13 Abs. 1 ergibt sich ein Rechts-
anspruch auf die bef ristete Verlängerung, solange der 
in § 17 Abs. 1 bezeichnete Zweck und die in § 17 
Abs. 2 genannten Erteilungsvoraussetzungen fortbe-
stehen. Weil dem Gesichtspunkt der Wahrung der fa-
miliären Gemeinschaft, nachdem diese erlaubt im 
Bundesgebiet hergestellt ist, ein besonderes Gewicht 
zukommt, ermöglicht Absatz 4 die Verlängerung, 
auch wenn die Erfordernisse einer ausreichenden 
Wohnung und eines gesicherten Lebensunterhalts 
nicht mehr erfüllt sind. 

Absatz 5: Die Vorschrift soll verhindern, daß Auslän-
der die zeitliche Begrenzung ihres Aufenthalts da-
durch umgehen können, daß der Ehegatte nach Auf-
hebung der ehelichen Lebensgemeinschaft im Bun-
desgebiet bleiben darf und der Ausländer dann sei-
nerseits im Wege des Ehegattennachzuges wieder-
kehrt. Wäre die Ehe ununterbrochen intakt geblieben, 
hätte die eheliche Lebensgemeinschaft ebenfalls nur 
außerhalb des Bundesgebiets fortgesetzt werden kön-
nen. Zwischenzeitlich gestörte Ehen können grund-
sätzlich nicht zu ausländerrechtlichen Vorteilen füh-
ren. 

Zu § 19 

Absatz 1 gibt den nachgezogenen Ehegatten einen 
vorzeitigen Rechtsanspruch auf ein eigenständiges 
Aufenthaltsrecht im Falle des Scheiterns der Ehe. Die 
Verselbständigung des Aufenthaltsrechts erfordert im 
allgemeinen, daß die häusliche Gemeinschaft der 
Ehegatten mindestens vier Jahre im Bundesgebiet be-
standen hat. In Härtefällen genügen drei Jahre. Dabei 
ist vor allem bei den aus fremden Rechts- und Kultur-
kreisen kommenden Ehegatten auch zu berücksichti-
gen, ob ihnen im Falle der Rückkehr erhebliche 
Nachteile wegen des Scheiterns der Ehe drohen. 

Für den Fall  der Verwitwung sieht der Entwurf keine 
Mindestdauer der häuslichen Gemeinschaft im Bun-
desgebiet vor. 

Absatz 2: Satz 1 regelt den Rechtsanspruch auf erst-
malige Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis trotz 
Sozialhilfebedürftigkeit nach Eintritt der im Absatz 1 
geregelten Voraussetzungen für die Verselbständi-
gung des Aufenthaltsrechts. Diese Vorschrift trägt der 
besonderen Lage der nachgezogenen Ehegatten bei 
Scheitern der Ehe Rechnung. Solange die Ehe intakt 
ist, besteht für sie keine Notwendigkeit zu einer ei-
genständigen Sicherung des Lebensunterhalts. Im 
Zeitpunkt des Scheiterns der Ehe wird es ihnen des-
halb nicht selten unmöglich sein, das Erfordernis des 
gesicherten Lebensunterhalts für eine weitere Aufent-
haltsgewährung zu erfüllen. Die Vorschrift räumt ih-
nen deshalb die Möglichkeit ein, sich im ersten Jahr 
nach dem Scheitern der Ehe eine eigene wirtschaftli-
che Existenz zu schaffen, ohne daß ihr Aufenthalts-
recht wegen Sozialhilfebedürftigkeit gefährdet ist. 
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Aus dem Wegfall der Akzessorietät und dem Erstar-
ken der Aufenthaltserlaubnis des Ehegatten zu einem 
eigenständigen Aufenthaltsrecht folgt, daß für die 
Verlängerung nicht mehr die §§ 17 und 18 anwendbar 
sind. Über weitere bef ristete Verlängerungen ist des-
halb gem. § 7 nach Ermessen zu entscheiden. Soweit 
der Verlängerung der Ausweisungsgrund der Sozial-
hilfebedürftigkeit entgegensteht, bleibt danach die 
Verlängerung möglich, wenn besondere Umstände 
des einzelnen Falles dies rechtfertigen. Satz 3 stellt 
klar, daß der Bezug von Arbeitslosenhilfe nicht zu 
einer Anwendung des § 7 Abs. 2 Nr. 2 führt, wenn der 
Ehegatte im Hinblick auf die Unterhaltsleistungen des 
Ausländers nicht darauf angewiesen ist. 

Absatz 3: Für die Verselbständigung des Aufenthalts-
rechts gilt dasselbe wie für den Nachzug der Ehegat-
ten, daß das Vorliegen eines Ausweisungsgrundes ein 
hinreichender Anlaß für eine Einzelfallentscheidung 
ist. Für die erste Verlängerung um ein Jahr bleibt 
jedoch der Ausweisungsgrund der Sozialhilfebedürf-
tigkeit außer Be tracht. 

Absatz 4 stellt klar, daß die Aufenthaltserlaubnis des 
Ehegatten mit der unbef risteten Verlängerung stets 
zu einem eigenständigen, von dem in § 17 Abs. 1 
bezeichneten Zweck unabhängigen Aufenthaltsrecht 
erstarkt. Dasselbe gilt, ohne daß es insoweit einer aus-
drücklichen gesetzlichen Klarstellung bedarf, im Falle 
der Erteilung einer Aufenthaltsberechtigung. 

Zu § 20 

Absatz 1 normiert den Rechtsanspruch für die minder-
jährigen ledigen Kinder von Asylberechtigten auf Er-
teilung der Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der 
Herstellung der Familieneinheit mit dem Asylberech-
tigten im Bundesgebiet. Der Anspruch besteht nur, 
wenn die Voraussetzungen des § 17 Abs. 2 vorlie-
gen. 

Absatz 2: Das Familiennachzugsrecht soll Ausländern 
ermöglichen, im Bundesgebiet die Familieneinheit 
herzustellen. Ob und in welchem Umfang sie von die-
ser Möglichkeit Gebrauch machen wollen, obliegt 
grundsätzlich ihrer eigenen Entscheidung. E s . kann 
insbesondere der Verantwortung der ausländischen 
Eltern überlassen bleiben, ob sie alle oder einzelne 
Kinder im Ausland zurück- und durch Dritte betreuen 
und erziehen lassen. Etwaige nachteilige Auswirkun-
gen einer solchen Entscheidung dürften kaum zu Be-
lastungen der Bundesrepublik Deutschland führen, so 
daß kein Anlaß besteht, die Entscheidungsfreiheit der 
Eltern insoweit einzuschränken. 

Etwas anderes gilt jedoch für die Entscheidung, daß 
trotz bestehender Ehe zwischen den Eltern die Perso-
nensorge nur von einem im Bundesgebiet allein le-
benden Elternteil ausgeübt werden soll. Durch den 
Nachzug ins Bundesgebiet wird das Kind aus seiner 
gewohnten Umgebung gelöst und in eine ihm völlig 
fremde Umgebung versetzt. Diese erhebliche Umstel-
lung würde zusätzlich erschwert, wenn das Kind von 
dem Elternteil ge trennt würde, der es bisher be treut 
hat. Hinzu kommen die besonderen Schwierigkeiten 
eines allein erziehenden Elternteils, der nicht nur das 

Kind betreuen, sondern auch für den Lebensunterhalt 
sorgen muß. Die möglichen nachteiligen Auswirkun-
gen auf die weitere Entwicklung des Kindes und seine 
Einordnung in die hiesigen Lebensverhältnisse sowie 
dadurch nicht zuletzt auch für die Bundesrepublik 
Deutschland rechtfertigen es, in Absatz 2 Satz 1 den 
Kindernachzug zu nur einem im Bundesgebiet leben-
den Elternteil grundsätzlich auszuschließen. Eine ge-
nerelle Ausnahme von diesem Grundsatz ist jedoch 
geboten, wenn der andere Elternteil gestorben ist. 

Der Rechtsanspruch auf Nachzug wird ferner auf die 
Kinder unter 16 Jahren begrenzt. Diese Altersgrenze 
entspricht dem geltenden Recht. Abgesehen von den 
integrationspolitischen Bedenken gegen einen Nach-
zug älterer Kinder verliert bei diesem Personenkreis 
der Gesichtspunkt, die Familieneinheit und die per-
sönliche Betreuung der Kinder zu gewährleisten, zu-
nehmend an Gewicht. Die in diesem Alter stärker in 
den Vordergrund tretende Absicht, den Kindern die 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit im Bundesgebiet zu 
ermöglichen, rechtfertigt keinen zwingenden Nach-
zugsanspruch. 

Absatz 3: Von dem Erfordernis des Nachzuges nur zu 
beiden Elternteilen soll generell abgesehen werden 
können, wenn die Eltern geschieden sind oder nicht 
miteinander verheiratet waren und sind. Ebensowe-
nig kann an dem Erfordernis uneingeschränkt festge-
halten werden bei Kindern, die im Bundesgebiet ge-
boren werden, sowie bei denjenigen Kindern, die sich 
bereits mehrere Jahre rechtmäßig im Bundesgebiet 
aufhalten. Im Bundesgebiet geborene Kinder, deren 
Eltern zwar miteinander verheiratet sind, aber ge-
trennt leben, sollen generell den nichtehelichen Kin-
dern gleichgestellt werden. Desgleichen ist es sachge-
recht, den Aufenthalt nachgezogener Kinder nicht auf 
Dauer davon abhängig zu machen, daß beide Eltern 
im Bundesgebiet bleiben. Aus § 13 Abs. 1 folgt die 
Anwendbarkeit der Vorschriften auf die Verlänge-
rung, und zwar auch für den Fall , daß erstmals bei 
einer Verlängerung eine Ausnahme von Absatz 2 er-
forderlich wird. 

Absatz 4 läßt im Wege der Ermessensentscheidung 
den Nachzug älterer minderjähriger und lediger Kin-
der sowie über die Regelung des Absatzes 3 hinaus 
auch den Nachzug zu nur einem Elternteil zu, soweit 
es vertretbar oder geboten erscheint, von den Voraus-
setzungen des Absatzes 2 zur Vermeidung von Härten 
oder mangels integrationspolitischer Bedenken abzu-
sehen. 

Absatz 5: Die für einen Ehegattennachzug zu den 
Ausländern der 2. und folgenden Generationen vor-
gesehene Erleichterung in § 18 Abs. 3 Satz 1 muß auch 
den aus diesen Ehen hervorgegangenen Kindern zu-
gute kommen können. Dies ermöglicht Absatz 5. 

Absatz 6: Ebenso wie bei den nachgezogenen Ehegat-
ten ist es auch bei den Kindern im Interesse der Fami-
lieneinheit geboten, die Möglichkeit zu eröffnen, daß 
die Aufenthaltserlaubnis auch bei Wegfall der in § 17 
Abs. 2 Nr. 2 und 3 bezeichneten Voraussetzungen ver-
längert werden kann. 

Der Rechtsanspruch auf Verlängerung der Aufent-
haltserlaubnis bei Fortbestand der Erteilungsvoraus-
setzungen folgt aus § 13 Abs. 1. 
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Zu § 21 

Absatz 1 stellt klar, daß die Aufenthaltserlaubnis eines 
Kindes auch bei Nichtvorliegen der Verlängerungs-
voraussetzungen zu verlängern ist, wenn die in § 16 
geregelten Wiederkehrvoraussetzungen erfüllt sind. 
Insoweit gewährt § 16 nicht nur ein Recht auf Wieder-
kehr, sondern auch ein Bleiberecht. 

Absatz 2 faßt die Fälle zusammen, in denen die Auf-
enthaltserlaubnis der Kinder zu einem eigenständi-
gen Aufenthaltsrecht erstarkt. 

Absatz 3: Für die Verlängerung der eigenständigen 
Aufenthaltserlaubnis sind nicht mehr die §§ 17 und 20 
maßgebend, sondern § 7, d. h. bis die Voraussetzun-
gen für die unbefristete Verlängerung nach § 26 vor-
liegen, wird über die Verlängerung jeweils nach Er-
messen entschieden. Unberüh rt  bleibt der Rechtsan-
spruch auf Verlängerung nach Maßgabe des § 16. 

Zu 22 

Schon nach der gegenwärtigen Rechtslage ist der Fa-
miliennachzug grundsätzlich auf Ehegatten und min-
derjährige ledige Kinder beschränkt. Im Hinblick auf 
die hohe Zahl der im Bundesgebiet lebenden Auslän-
der ist es unumgänglich, an dieser Beschränkung fest-
zuhalten. Deshalb sieht der Entwurf vor, daß anderen 
Familienangehörigen als Ehegatten und minderjähri-
gen ledigen Kindern eine Aufenthaltserlaubnis nur in 
Härtefällen erteilt werden kann. 

Aus Gründen praktischer Zweckmäßigkeit erübrigt es 
sich, für die sonstigen Familienangehörigen weitere 
besondere Bestimmungen zu treffen. Aufenthalts-
rechtlich werden deshalb sonstige Familienangehö-
rige, die volljährig sind, Ehegatten gleichgestellt und 
sonstige minderjährige Familienangehörige wie die 
nachgezogenen Kinder behandelt. 

Zu § 23 

Absatz 1 und 2: Absatz 1 erweitert den Anwendungs-
bereich des § 17 Abs. 1 auf die ausländischen Famili-
enangehörigen Deutscher. Die Rechtsnatur der Auf-
enthaltserlaubnis wird dadurch nicht verändert. Sie 
bleibt ein zunächst an den Zweck der Herstellung und 
Wahrung der häuslichen Gemeinschaft gebundenes 
Aufenthaltsrecht. Im Hinblick darauf, daß das Aufent-
haltsrecht des Deutschen weder unwirksam werden 
noch erlöschen kann, ist die Aufenthaltserlaubnis in 
ihrem Bestand statt vom Aufenthaltsrecht vom ge-
wöhnlichen Aufenthalt des Deutschen im Bundesge-
biet abhängig. 

Die Regelung berücksichtigt, daß Deutschen das 
Grundrecht auf Freizügigkeit im Bundesgebiet zu-
steht. Deshalb wird ausländischen Ehegatten und 
minderjährigen ledigen Kindern von Deutschen sowie 
ausländischen Elternteilen minderjähriger lediger 
Deutscher ohne weitere Voraussetzung ein Anspruch 
auf Erteilung und Verlängerung der Aufenthaltser-
laubnis für den in § 17 Abs. 1 bezeichneten Zweck 
eingeräumt. 

Absatz 3 und 4: Auch den ausländischen Familienan

-

gehörigen Deutscher kann der Rechtsanspruch nicht 
ohne Rücksicht auf das Vorliegen etwaiger Auswei-
sungsgründe oder ungeachtet für die Allgemeinheit 
entstehender finanzieller Belastungen eingeräumt 
werden. Deshalb findet § 17 Abs. 5 entsprechende 
Anwendung. Aus der Verweisung auf § 22 folgt, daß 
anderen als den in Absatz 1 genannten Familienange-
hörigen von Deutschen ebenfalls nur in Härtefällen 
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden kann. Dies 
entspricht der gegenwärtigen ausländerrechtlichen 
Praxis. Im übrigen stellen die Vorschriften die auslän-
dischen Familienangehörigen Deutscher denen der 
im Bundesgebiet lebenden Ausländer aufenthalts-
rechtlich gleich. 

Eine Privilegierung ausländischer Familienangehöri-
ger Deutscher läßt sich sachlich nur begründen im 
Hinblick auf das durch Artikel 11 GG rechtlich zusätz-
lich und stärker geschützte Interesse des Deutschen, 
im Bundesgebiet die familiäre Gemeinschaft herzu-
stellen und zu wahren. Die Einräumung eines von die-
sem Interesse des Deutschen unabhängigen eigen-
ständigen und verfestigten Aufenthaltsrechts findet 
ihre Rechtfertigung nicht mehr in der besonderen 
Rechtsstellung des Deutschen, sondern allein in dem 
Interesse des ausländischen Familienangehörigen an 
Rechts- und Erwartenssicherheit hinsichtlich seines 
weiteren Aufenthalts. Dieses Interesse ist kein ande-
res und von Rechts wegen kein stärker geschütztes als 
das gleiche Interesse der ausländischen Familienan-
gehörigen von Ausländern. Daraus folgt der Grund-
satz der Gleichbehandlung, wie er im Entwurf durch-
geführt wird. 

Zu § 24 

Absatz 1: Die Vorschrift gewährt einen Rechtsan

-

spruch auf die unbefristete Verlängerung der Aufent-
haltserlaubnis in Übereinstimmung mit der gegen-
wärtig für ausländische Arbeitnehmer geltenden Ver-
festigungsregelung nach Nummer 4 Abs. 1 zu § 7 
AuslVwV. Die Erfüllbarkeit des Erfordernisses der be-
sonderen Arbeitserlaubnis sichert der Entwurf zusätz-
lich, indem er in Artikel 6 den bisher in § 2 Abs. 1 Nr. 1 
i.V.m. Abs. 4 AEVO geregelten Anspruch in das Ar-
beitsförderungsgesetz übernimmt. Da § 24 nicht nur 
Arbeitnehmer, sondern auch Ausländer in freien Be-
rufen begünstigt, wird in Nummer 3 ergänzend der 
Besitz sonstiger für eine dauernde Ausübung der Er-
werbstätigkeit erforderlichen Erlaubnisse verlangt. 
Dabei kommt es entscheidend darauf an, ob die ent-
sprechenden — z. B. für Ärzte geltenden — berufs-
rechtlichen Regelungen Ausländern in gleicher Weise 
eine unbefristete Berufsausübung ermöglichen wie 
das Arbeitserlaubnisrecht. 

Die in Nummer 6 geregelte Voraussetzung, daß kein 
Ausweisungsgrund vorliegt, ergibt sich derzeit aus 
Nummer 7 zu § 7 AuslVwV i.V.m. Nummer 4 zu § 2 
AuslVwV. 

Absatz 2: Uneinheitlich ist gegenwärtig die auslän-
derrechtliche Praxis hinsichtlich der unbef risteten 
Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis bei ungesi-
chertem Lebensunterhalt. Einerseits schließt das gel- 
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tende Ausländerrecht diese Möglichkeit nicht aus, an-
dererseits läßt sich aus Nummer 7 zu § 7 AuslVwV 
herleiten, daß jedenfalls ein Regelanspruch nach 
Nummer 4 zu § 7 AuslVwV nicht besteht. Der Entwurf 
sieht für diese Frage eine differenzie rte Lösung vor. 

Erwerbstätige, aber arbeitslose Ausländer erhalten ei-
nen Rechtsanspruch auf die unbefristete Aufenthalts-
erlaubnis, solange der Ausweisungsgrund der Sozial-
hilfebedürftigkeit nicht vorliegt, auch wenn im übri-
gen der Lebensunterhalt nicht eigenständig gesichert 
ist. Gefordert wird lediglich, daß der Anspruch auf 
Arbeitslosenhilfe noch für mindestens sechs Monate 
gegeben ist. Bei ergänzendem Sozialhilfebezug be-
steht der Anspruch nicht. Andere nicht erwerbstätige 
Ausländer erhalten den Anspruch nur unter der Vor-
aussetzung des eigenständig gesicherten Lebensun-
terhalts. 

Allerdings wird auch bei den arbeitslosen Ausländern 
das Risiko der Langzeitarbeitslosigkeit noch nicht 
endgültig auf die hiesige Allgemeinheit verlagert. 
Vielmehr kann die unbefristete Aufenthaltserlaubnis 
nachträglich zeitlich beschränkt werden, wenn der 
Ausländer nicht innerhalb eines Zeitraumes von drei 
Jahren nachweist, daß sein Lebensunterhalt auf 
Grund einer Erwerbstätigkeit wieder eigenständig 
gesichert ist. Die zeitliche Beschränkung ist freilich 
keine zwingende Rechtsfolge, sondern darf nur nach 
pflichtgemäßem Ermessen angeordnet werden. 

Auch bei arbeitslosen Ausländern findet Satz 2 keine 
Anwendung, wenn sie zwar Arbeitslosenunterstüt-
zung beziehen, ihr Unterhalt aber aus eigenem Ver-
mögen oder sonstigen eigenen Mitteln gesichert ist. 

Zu 25 

Absatz 1: Bei Ehegatten, die in häuslicher Gemein-
schaft zusammenleben, kann nicht verlangt werden, 
daß die auf eine Erwerbstätigkeit und den eigenstän-
dig gesicherten Lebensunterhalt bezogenen Verfesti-
gungsvoraussetzungen von jedem Ehegatten selb-
ständig je für sich erfüllt werden. Es genügt, wenn 
einer die Voraussetzungen für beide erfüllt. Für die 
Anwendung der Vorschrift kommt es insbesondere 
auch nicht darauf an, welcher der beiden Ehegatten 
dies ist, ob derjenige, der zuerst ins Bundesgebiet 
gekommen ist und dem die Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 15 erteilt wurde, oder ob es der nachgezogene Ehe-
gatte ist, der die Aufenthaltserlaubnis nach §§ 17, 18 
erhalten hat. 

Absatz 2 regelt die Aufenthaltsverfestigung für den 
nachgezogenen Ehegatten nach der Aufhebung der 
ehelichen Lebensgemeinschaft für den Fa ll, daß der 
Ehegatte seinen Unterhalt noch aus Unterhaltslei-
stungen des anderen bestreitet. Soweit dies nicht der 
Fall  ist, wird die Aufenthaltserlaubnis nach Maßgabe 
des § 24 unbefristet verlängert. Der Unterhalt ist durch 
Unterhaltsleistungen des Ausländers nur gesichert, 
wenn dieser zum Unterhalt verpflichtet ist. Dies be-
darf keiner ausdrücklichen Klarstellung im Gesetz, 
soll aber in die Verwaltungsvorschriften aufgenom-
men werden. 

Absatz 3: Satz 1 begünstigt die ausländischen Ehegat-
ten Deutscher, solange die eheliche Lebensgemein-
schaft mit dem Deutschen besteht. Nach Aufhebung 
der ehelichen Lebensgemeinschaft gelten für diese 
Ausländer dieselben Regeln wie für die ausländischen 
Ehegatten von Ausländern mit unbefristeter Aufent-
haltserlaubnis oder Aufenthaltsberechtigung. 

Zu 26 

Absatz 1: Bei ausländischen Kindern, die mit 16 Jah

-

ren bereits seit acht Jahren im Bundesgebiet leben, 
kann generell davon ausgegangen werden, daß sie 
sich dauerhaft in die rechtliche, wi rtschaftliche und 
soziale Ordnung der Bundesrepublik Deutschland 
einfügen. Der Entwurf forde rt  den achtjährigen Besitz 
der Aufenthaltserlaubnis. Darauf sind nach § 94 Abs. 3 
anzurechnen die Zeiten eines erlaubnisfreien recht-
mäßigen Aufenthalts und nach § 35 Abs. 2 Satz 2 die 
Zeiten, in denen der minderjährige Ausländer eine 
Aufenthaltsbefugnis besessen hat. 

Satz 2 gibt auch den volljährigen Kindern, die seit acht 
Jahren eine Aufenthaltserlaubnis besitzen, unabhän-
gig vom Einreisealter einen Rechtsanspruch auf Auf-
enthaltsverfestigung, allerdings unter zwei zusätzli-
chen Integrationsvoraussetzungen: Der Ausländer 
muß über ausreichende Deutschkenntnisse verfügen, 
und seine berufliche Eingliederung muß gesichert 
sein oder auf Grund einer begonnenen Ausbildung 
gesichert erscheinen. 

Absatz 2 regelt die Fälle, in denen nach dem Willen 
der Eltern die Familieneinheit mit den Kindern noch 
nicht endgültig im Bundesgebiet hergestellt, die Kin-
der nicht im Bundesgebiet aufwachsen und in die hie-
sigen Lebensverhältnisse integriert  werden sollten. Es 
wäre sachlich nicht gerechtfertigt, die Jahre einer 
schulischen Erziehung im Ausland verbunden mit 
bloßen Ferienaufenthalten im Bundesgebiet auf die 
für eine Aufenthaltsverfestigung erforderliche Auf-
enthaltsdauer von acht Jahren anzurechnen. Im Ein-
zelfall können Ausnahmen gerechtfertigt sein, etwa 
wenn das Kind im Ausland eine deutschsprachige 
Schule besucht. 

Absatz 3 regelt die Voraussetzungen, unter denen die 
unbefristete Verlängerung im Wege einer Ermessens-
entscheidung versagt werden darf. 

Nummer 1 privilegiert die nachgezogenen Kinder ge-
genüber allen anderen Ausländern, indem grundsätz-
lich nur ein auf ihrem persönlichen Verhalten beru-
hender Ausweisungsgrund die Versagung der Auf-
enthaltsverfestigung rechtfertigt. 

Nummer 2: Auch bei den im Bundesgebiet aufge-
wachsenen ausländischen Jugendlichen ist die Bege-
hung vorsätzlicher Straftaten ein hinreichender und 
gebotener Anlaß, im Einzelfall zu prüfen, ob eine Auf-
enthaltsverfestigung gerechtfertigt ist. 

Nummer 3: Die Sozialhilfebedürftigkeit eines auslän-
dischen Jugendlichen, der sich weder in einer schuli-
schen noch einer beruflichen Ausbildung befindet, ist 
geeignet, Zweifel an der Annahme zu begründen, daß 
die berufliche Eingliederung gelingen wird. Diese 
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Zweifel können es im Einzelfall erforderlich machen, 
von einer Aufenthaltsverfestigung zunächst abzuse-
hen. 

Hinweis: Die Vorschrift geht davon aus, daß bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes auch das neue Jugendhil-
ferecht (SGB VIII) verabschiedet und in Kraft getreten 
ist. Sollte dies nicht der Fall sein, sind in Nummer 3 die 
Worte „oder Jugendhilfe nach dem Achten Buch So-
zialgesetzbuch" zu streichen. 

Satz 2 stellt klar, daß die Versagung der Aufenthalts-
verfestigung nicht eine weitere Aufenthaltsgewäh-
rung ausschließt. Sobald der Versagungsgrund entfal-
len ist, darf die Aufenthaltserlaubnis nicht mehr nur 
befristet werden, sondern muß unbef ristet verlängert 
werden. 

Satz 3 gewährleistet, daß Jugendverfehlungen und 
vereinzelte leichtere Straftaten, die lediglich mit Ju-
gend- oder Freiheitsstrafe mit Bewährung geahndet 
wurden, nicht zu einer Aufenthaltsbeendigung füh-
ren. 

Zu 27 

Absatz 1: Die Aufenthaltsberechtigung bleibt wie im 
geltenden Recht der Aufenthaltstitel, der den Aufent-
halt eines Ausländers im Bundesgebiet am stärksten 
verfestigt und sichert. Gegenüber dem geltenden 
Recht ist die Rechtsstellung der Aufenthaltsberechtig-
ten zusätzlich verstärkt. Die Aufenthaltsberechtigung 
kann künftig auch nicht mehr mit Auflagen versehen 
werden, und sie gewährt denselben Schutz vor Aus-
weisung, den Asylberechtigte genießen. In Überein-
stimmung mit dem geltenden Recht bleiben gegen-
über Aufenthaltsberechtigten Maßnahmen im Rah-
men der Beschränkung und des Verbots der politi-
schen Betätigung möglich. Unberührt bleibt ferner 
das allgemeine Polizeirecht. Zum Schutz der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung erforderliche Maßnah-
men sind gegenüber Aufenthaltsberechtigten unter 
denselben Voraussetzungen nach den polizeirechtli-
chen Vorschriften zulässig wie gegenüber Deut-
schen. 

Absatz 2 gewährt einen Rechtsanspruch auf die Ertei-
lung der Aufenthaltsberechtigung in weitgehender 
Übereinstimmung mit der bisher nur für ausländische 
Arbeitnehmer und ihre Familienangehörigen gelten-
den Verfestigungsregelung nach Nummer 4 a zu § 8 
AuslVwV. Allerdings verzichtet der Entwurf auf die 
Verwendung des unbes timmten Rechtsbegriffs der 
Einfügung in das wirtschaftliche und soziale Leben in 
der Bundesrepublik Deutschland. Dieses Erfordernis 
wird vielmehr durch die in Nummern 2 bis 4 und in 
§ 24 Abs. 1 bezeichneten Voraussetzungen konkreti-
siert. 

Nummer 3 entspricht terminologisch dem Rentenre-
formgesetz und dem Altersteilzeitgesetz, um eine mit 
diesen Rechtsbereichen übereinstimmende Ausle-
gung zu gewährleisten. 

Schon in der gegenwärtigen ausländerrechtlichen 
Praxis schließen geringfügige Straftaten nicht not-
wendig die Erteilung der Aufenthaltsberechtigung 

aus. Im Interesse der Rechtssicherheit trifft Nummer 4 
insoweit eine am Strafmaß anknüpfende und damit 
eindeutige Regelung. 

Abweichend vom bisher geltenden Recht werden 
nicht mehr ausreichende Kenntnisse der deutschen 
Sprache gefordert. Es genügt, wenn der Ausländer 
sich auf einfache Art  in deutscher Sprache mündlich 
verständigen kann. 

Absatz 3 beruht auf denselben Erwägungen wie die 
entsprechende Vorschrift des § 25 Abs. 1. Soweit der 
Ehegatte Deutscher ist, ist die Verweisung auf § 24 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 gegenstandslos. Dies bedarf keiner 
ausdrücklichen Klarstellung im Gesetz. 

Absatz 4 trifft bezogen auf Absatz 2 Nr. 4 eine den § 6 
Abs. 2 ergänzende Regelung. 

3. Aufenthaltsbewilligung 

Zu § 28 

Absatz 1: Die beiden wesentlichen Merkmale der Auf

-

enthaltsbewilligung, die diese von den anderen Auf

-

enthaltstiteln unterscheiden, sind die st rikte Bindung 
an einen bestimmten Aufenthaltszweck und der Aus

-
schluß der unbefristeten Verlängerung. 

Auch im geltenden Ausländerrecht besteht der 
Grundsatz, daß ein für einen zeitlich von vornherein 
begrenzten Aufenthaltszweck gewährter Aufenthalt 
nur im Rahmen dieser Zweckbindung verlängert wer-
den kann. Dieser Grundsatz ist in der Vergangenheit 
jedoch vielfach durchbrochen und auch den betroffe-
nen Ausländern nicht immer deutlich geworden. 
Nicht zuletzt deshalb begegnet die Durchsetzung der 
Zweckbindung in der gegenwärtigen ausländerrecht-
lichen Praxis Schwierigkeiten. Diese sollen durch die 
erforderlichen gesetzlichen Vorgaben und die Forma-
lisierung der Zweckbindung in einem besonderen 
Aufenthaltstitel besei tigt werden. 

Auch im Falle einer beabsichtigten Arbeitsaufnahme 
kann die Aufenthaltsbewilligung nur erteilt werden, 
wenn die Arbeit ihrer Natur nach zeitlich begrenzt ist 
wie etwa bei Werkvertragsarbeitnehmern oder bei ei-
ner reinen Saisonarbeit. Soweit der Aufenthaltszweck 
von vornherein in der Aufnahme einer unselbständi-
gen Erwerbstätigkeit besteht, darf die Aufenthaltsbe-
willigung nur nach Maßgabe der Rechtsverordnung 
nach § 10 Abs. 2 erteilt werden. Diese Beschränkung 
gilt jedoch nicht für eine vorübergehende Erwerbstä-
tigkeit im Rahmen eines anderen Aufenthaltszwecks, 
also z. B. für ein Praktikum, das von Auszubildenden 
gefordert wird, oder für das im Rahmen der Arztaus-
bildung vorgesehene praktische Jahr. 

Absatz 2 zieht für die Verlängerung der Aufenthalts

-

bewilligung die Konsequenz aus der Zweckbindung. 
Die vorgeschriebene Bef ristung soll die regelmäßige 
Prüfung gewährleisten, ob der Aufenthaltszweck fo rt

-besteht oder von dem Ausländer mittlerweile erreicht 
oder aufgegeben worden ist. Die Gesamtdauer des 
Aufenthalts wird durch den Aufenthaltszweck be-
stimmt. Sie steht weder im Ermessen der Behörde 
noch im Belieben des Ausländers, sondern ist auf den 
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für die Zweckerreichung angemessenen Zeitraum be-
grenzt. 

Absatz 3 soll einerseits gewährleisten, daß die zeitli-
che Begrenzung des Aufenthalts nicht durch Ände-
rung des Aufenthaltszwecks unterlaufen werden 
kann. Andererseits muß die Erteilung einer Aufent-
haltserlaubnis außer in den Fällen eines — etwa durch 
Eheschließung erworbenen — gesetzlichen Anspru-
ches auch möglich bleiben, wenn es im öffentlichen 
Interesse liegt. 

Der Satz 1 läßt die Möglichkeit unberüh rt, ausländi-
schen Studenten nach Abschluß des Studiums eine 
zeitlich begrenzte Tätigkeit zu erlauben, soweit das 
als sinnvolle Ergänzung der theoretischen Ausbildung 
erforderlich ist. In diesen Fällen liegt keine Änderung 
des Aufenthaltszwecks vor. 

Bei Ausländern, die sich noch nicht länger als ein Jahr 
im Bundesgebiet aufhalten, kann im allgemeinen da-
von ausgegangen werden, daß sie eine Aufenthalts-
verlängerung nicht schon anstreben, weil sie endgül-
tig ihre Rückkehrabsicht aufgegeben haben. Deshalb 
erscheint es sowohl unbedenklich als auch sachge-
recht, sie von der Anwendung der Sätze 2 und 3 aus-
zunehmen. 

Absatz 4: Schon in der gegenwärtigen ausländer-
rechtlichen Praxis werden Jahres- und Mehrjahres -
visa erteilt. Absatz 4 gibt dieser Praxis eine ausdrück-
liche gesetzliche Grundlage. Begrenzt wird die mög-
liche Geltungsdauer der Visa durch das Erfordernis 
eines gültigen Passes. Der Satz 2 eröffnet ausländi-
schen Rentnern eine Alternative zu der nach § 16 
Abs. 5 möglichen Wiederkehr. 

Zu 29 

Die Vorschrift regelt den Familiennachzug zu Aus-
ländern mit zeitlich von vornherein begrenztem Auf-
enthalt. 

Absatz 1 entspricht dem § 17 Abs. 1 und 2. 

Absatz 2 regelt den Ehegattennachzug und 

Absatz 3 den Kindernachzug. 

Absatz 4: Die Verweisung auf § 17 Abs. 5 ergänzt 
Absatz 1 Nr. 1, um einen Familiennachzug zu Lasten 
der Sozialhilfe auszuschließen. Auch bei Ausländern 
mit zeitlich begrenztem Aufenthalt kann nicht defini-
tiv ausgeschlossen werden, daß die Aufnahme eines 
sonstigen Familienangehörigen notwendig sein kann. 
Deshalb wird auch auf § 22 verwiesen. 

Absatz 5: Ebenso wie für den Ausländer mit Aufent-
haltsbewilligung selbst ist für seine Familienangehö-
rigen die Erlangung eines Daueraufenthaltsrechts von 
vornherein ausgeschlossen. Deshalb ist ihre Aufent-
haltsbewilligung s treng akzessorisch. Soweit im Ein-
zelfall dem Ausländer trotz Sozialhilfebedürftigkeit 
der weitere Aufenthalt erlaubt wird, soll dies nach 
Satz 2 auch zugunsten der Familienangehörigen mög-
lich sein. 

4. Aufenthaltsbefugnis 

Zu 30 

Die Aufenthaltsbefugnis ist wie die Aufenthaltsbewil-
ligung ein zweckgebundener Aufenthaltstitel. Im Un-
terschied zu dieser ist jedoch ungewiß, ob und ggf. 
wann der Aufenthaltszweck entfällt. Deshalb ist sie 
eine mögliche Vorstufe für einen Daueraufenthalt. 

§ 30 gewährt Ausländern keinen Rechtsanspruch auf 
Entscheidung über eine Aufenthaltsgewährung aus 
humanitären oder politischen Gründen. Diese Ent-
scheidung ist vielmehr grundsätzlich dem Bereich au-
tonomer Ausübung staatlicher Souveränität zuzu-
rechnen. Wie jede staatliche Tätigkeit ist diese zwar 
auch an das Rechtsstaatsprinzip gebunden. Aber es 
besteht keine Verpflichtung von Verfassungs wegen, 
die staatliche Entscheidungsfreiheit durch Schaffung 
gesetzlicher individualrechtlicher Rechtspositionen, 
d. h. durch die Schaffung eines Rechts i. S. d. Artikel 
19 Abs. 4 GG, einzuschränken. Die Vorschrift hat des-
halb für Ausländer keine rechtsbegründende Funk-
tion, sondern für die mit der Ausführung des Gesetzes 
betrauten Behörden die klarstellende und ermächti-
gende Bedeutung, daß auch aus rein humanitären 
Gründen Aufenthalt gewährt werden darf. Das 
schließt nicht aus, daß es — wie auch sonst — Ansprü-
che auf fehlerfreie Ermessensausübung geben kann. 

Es liegt schon in der Natur dieser aus besonderen 
Gründen erfolgenden Aufenthaltsgewährung und be-
darf deshalb keiner ausdrücklichen Klarstellung, daß 
bei der Erteilung und Verlängerung der Aufenthalts-
befugnis von den in § 7 Abs. 2 geregelten Versagungs-
gründen abgesehen werden kann, soweit der beson-
dere humanitäre oder politische Grund auch das 
rechtfertigt. 

Absatz 1 regelt zum einen, daß in den Fä llen der Auf-
enthaltsgewährung nur aus völkerrechtlichen, huma-
nitären oder politischen Gründen eine Aufenthaltsbe-
fugnis zu erteilen ist. Diese ist grundsätzlich subsidiär. 
Es bedarf keines Rückgriffs auf humanitäre Erwägun-
gen, soweit dem Ausländer schon nach den anderen 
Vorschriften ohne weiteres eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt werden kann. Zum anderen gibt Absatz 1 den 
mit der Ausführung des Gesetzes be trauten Behörden 
die Befugnis, auch aus den dort  genannten Gründen 
Aufenthalt zu gewähren. 

Absatz 1 betrifft nur die Fälle, in denen sich der Aus-
länder im Zeitpunkt der Entscheidung über die Auf-
enthaltsgewährung noch nicht im Bundesgebiet auf-
hält. Die Aufenthaltsbefugnis wird hier im normalen 
Sichtvermerksverfahren mit Zustimmung der Aus-
länderbehörde von der Auslandsvertretung als Visum 
erteilt. 

Absatz 1 hat für diese Fälle im Rahmen des Entwurfs 
die Funktion einer allgemeinen Härteklausel. Ertei-
lungsvoraussetzung sind dringende humanitäre 
Gründe. Die Anwendbarkeit der Vorschrift soll auf 
Einzel- und Ausnahmefälle beschränkt werden und 
eine Umgehung der Regelungen des § 10 über den 
Anwerbestopp verhindern. Absatz 1 wie auch § 30 
insgesamt lassen die grundsätzliche ausländerpoliti-
sche Entscheidung unberührt, daß die. Zuwanderung 
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weiterer Ausländer aus Nicht-EG-Staaten begrenzt 
werden soll (s. dazu oben A II Nr. 3 und die Begrün-
dung zu § 10 Abs. 1). 

Absatz 2 hat im Rahmen des Entwurfs ebenfa lls die 
Funktion einer allgemeinen Härteklausel, und zwar 
für die Fälle, in denen einerseits die Verlängerung der 
Aufenthaltsgenehmigung, die der Ausländer besitzt, 
nach den allgemeinen Vorschriften — etwa nach § 28 
Abs. 2 — ausgeschlossen ist, in denen jedoch eine 
jedenfalls sofortige Aufenthaltsbeendigung humani-
tär unvertretbar erscheint. 

Nicht zuletzt auf Grund der Differenzierung der Auf-
enthaltstitel kann sich künftig jeder Ausländer von 
vornherein darauf einstellen, ob und unter welchen 
Voraussetzungen eine Aufenthaltsverfestigung mög-
lich oder ausgeschlossen ist. Die Dauer eines zeitlich 
von vornherein begrenzten Aufenthalts ist deshalb 
grundsätzlich kein dringender humanitärer, eine wei-
tere Aufenthaltsgewährung rechtfertigender Grund. 
Dies wird im zweiten Halbsatz ausdrücklich klarge-
stellt. 

Absatz 3 betrifft die Fälle, in denen eine Aufenthalts-
beendigung aus rechtlichen oder tatsächlichen, von 
dem Ausländer nicht zu vertretenden Gründen un-
möglich ist. Es ist weder sachgerecht noch entspricht 
es der gegenwärtigen Rechtspraxis, dem Personen-
kreis auf Dauer nur eine Duldung zu geben. Deshalb 
sieht die Bestimmung vor, daß der Aufenthalt legali-
siert werden darf. Voraussetzung ist allerdings die 
fortbestehende Unmög lichkeit der Aufenthaltsbeen-
digung. 

Absatz 4 betrifft die Fälle, in denen die Abschiebung 
entweder aus Gründen unmöglich ist, die der Auslän-
der zu vertreten hat, oder in denen sie über einen län-
geren Zeitraum hinweg versucht werden muß, weil 
der Ausländer ausgewiesen wurde. Deshalb kommt 
eine Legalisierung des Aufenthalts nicht vor Ablauf 
von zwei Jahren seit Unanfechtbarkeit der Ausrei-
sepflicht in Be tracht. Sie scheidet ebenfa lls aus, so-
lange der Ausländer zumutbare Anforderungen zur 
Beseitigung des Abschiebungshindernisses nicht er-
füllt. Denn so lange ist ungewiß, ob die Abschiebung 
wirklich unmöglich ist. 

Absatz 5: Das Grundrecht auf Asyl soll politisch Ver-
folgten Schutz durch Aufenthaltsgewährung garan-
tieren. Dieses Grundrecht kann auf Dauer nur unein-
geschränkt gewährleistet bleiben, wenn auch in der 
ausländerrechtlichen Praxis grundsätzlich ausge-
schlossen wird, daß Ausländer durch unbegründete 
Asylbegehren und durch exzessives Ausnutzen a ller 
Verfahrensmöglichkeiten erreichen können, auf 
Dauer im Bundesgebiet zu bleiben. Um eine konse-
quente Durchsetzung der Ausreisepflicht zu errei-
chen, muß die Abschiebung versucht werden können, 
bevor die Möglichkeit besteht, sie durch Legalisie-
rung des Aufenthalts abzuwenden. 

Zu § 31 

Weder für die aus humanitären Gründen aufgenom-
menen Ausländer selbst noch für ihre Familienange-
hörigen können die allgemeinen Familiennachzugs-

regeln gelten. Die Möglichkeiten der Bundesrepublik 
Deutschland zur humanitären Aufnahme würden un-
vertretbar festgelegt und eingeschränkt, wenn von 
vornherein eine Rechtspflicht auch zur Gewährung 
von Familiennachzug begründet würde. Nicht fami-
liäre Bindungen allein, sondern alle eine humanitäre 
Dringlichkeit begründenden Umstände sind für die 
Entscheidung maßgebend, ob und wann welchen 
Ausländern Aufenthalt aus humanitären Gründen ge-
währt werden so ll . 

§ 31 sieht deshalb vor, daß den Familienangehörigen 
von Ausländern, die eine Aufenthaltsbefugnis besit-
zen, nur nach Maßgabe des § 30 eine Aufenthaltsbe-
fugnis erteilt werden darf. Soweit die Familienange-
hörigen jedoch selbst einen Asylantrag gestellt haben, 
kann ihnen die Aufenthaltsbefugnis abweichend von 
§ 30 Abs. 5 schon erteilt werden, bevor sie unanfecht-
bar ausreisepflichtig sind. 

Die Regelung des § 31 ist nur anwendbar, solange der 
Ausländer die Aufenthaltsbefugnis besitzt. Sobald 
ihm eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis erteilt 
wurde, finden die §§ 17 ff. Anwendung. 

Nach dem Entwurf ist ausgeschlossen ein Familien-
nachzug zu Ausländern, die nur eine Aufenthaltsge-
stattung nach dem Asylverfahrensgesetz oder nur 
eine Duldung besitzen. 

Zu § 32 

Die §§ 30 und 31 be treffen Einzelfallentscheidungen, 
denen wegen ihres singulären Charakters grundsätz-
lich keine Präzedenzwirkung zukommen kann und 
soll. Es kann jedoch nicht auf die Möglichkeit verzich-
tet werden, auch generell bestimmte Ausländergrup-
pen durch Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis zu 
schützen. Allerdings hat eine solche Entscheidung ei-
nes Landes erhebliche Auswirkungen auf die anderen 
Länder und auch auf den Bund. Wegen ihrer grund-
sätzlichen und weittragenden Bedeutung gewinnt bei 
einer solchen Entscheidung der Gesichtspunkt der 
Wahrung der erforderlichen Bundeseinheitlichkeit 
besonderes Gewicht. Dementsprechend sieht § 32 für 
diesen Fall das Erfordernis des Einvernehmens mit 
dem Bundesminister des Innern vor. 

Zu § 33 

Die Vorschrift entspricht dem § 22 AuslG 1965. Sie 
regelt ausschließlich die Übernahme von Ausländern 
zwecks Aufenthaltsgewährung. Nicht unter diese 
Vorschrift fällt die Rückübernahme von Ausländern, 
z. B. aufgrund eines bilateralen Rückübernahmeab-
kommens, die illegal von der Bundesrepublik 
Deutschland aus in einen anderen Staat eingereist 
sind. 

§ 33 gibt dem Bund nur eine grundsätzlich subsidiäre 
Ausnahmebefugnis, die insbesondere nicht die Mög-
lichkeit ausschließt, Ausländern nach § 30 Abs. 1 im 
normalen Visumsverfahren mit Zustimmung der Aus-
länderbehörde ein Visum zu erteilen, wenn ihnen aus 
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humanitären Gründen Aufenthalt gewährt werden 
soll. 

Dem übernommenen Ausländer ist eine Aufenthalts-
befugnis zu erteilen. Über die Verlängerung haben 
die Ausländerbehörden in eigener Zuständigkeit zu 
entscheiden. 

Auch künftig kann der Ausländer selbst ebensowenig 
wie nach dem derzeit geltenden Recht die Übernahme 
beantragen. Die Vorschrift eröffnet weder einen be-
sonderen Verfahrensweg zur Erlangung einer Ein-
reise- und Aufenthaltsgenehmigung, noch begründet 
sie einen Rechtsanspruch, daß im Rahmen des Ver-
waltungsverfahrens auf Erteilung einer Aufenthalts-
genehmigung die Möglichkeit einer Übernahme aus 
den in der Vorschrift genannten Gründen geprüft 
wird. Es handelt sich ausschließlich um eine Kompe-
tenz- und Ermächtigungsnorm zugunsten des Bundes, 
mit der keine individualrechtliche Rechtsposition zu-
gunsten des einzelnen Ausländers geschaffen wird. 

Eine Übernahme kommt nicht mehr in Betracht, wenn 
der Ausländer bereits eingereist ist. Obwohl zu § 22 
AuslG 1965 vereinzelt eine abweichende Meinung 
vertreten worden ist, sieht der Entwurf von einer ent-
sprechenden ausdrücklichen Klarstellung ab. Aus 
dem Begriff Übernahme folgt hinreichend deutlich, 
daß der Ausländer sich im Zeitpunkt der Übernah-
meerklärung noch außerhalb des Bundesgebietes auf-
halten muß. 

Zu § 34 

Absatz 1: Die Befristung der Aufenthaltsbefugnis für 
jeweils längstens zwei Jahre soll die zunächst fortdau-
ernde Zweckbindung des Aufenthalts gewährlei-
sten. 

Absatz 2 stellt nochmals ausdrücklich klar, daß der in 
§ 13 Abs. 1 normierte Grundsatz auch für die Aufent-
haltsbefugnis gilt. Die Erteilung und die Verlänge-
rung der Aufenthaltsbefugnis sind keine Vorweg-
nahme der Entscheidung über einen Verbleib auf 
Dauer. 

Zu § 35 

Absatz 1: Soziale und humanitäre Gesichtspunkte 
sprechen dafür, denjenigen Ausländern die Möglich-
keit zur Erlangung eines rechtlich gesicherten Dau-
eraufenthalts zu eröffnen, deren Aufenthaltsbeendi-
gung seit Jahren aus humanitären, rechtlichen oder 
tatsächlichen Gründen nicht möglich ist. Allerdings 
wäre es sachlich nicht gerechtfertigt, für die Aufent-
haltsverfestigung dieses Personenkreises geringere 
Integrationsanforderungen zu stellen als bei anderen 
Ausländern. Es ist im Gegenteil sachgerecht, diesen 
Ausländern gegenüber daran festzuhalten, daß die 
Aufenthaltsverfestigung lediglich die in der Lebens-
wirklichkeit bereits tatsächlich vollzogene Integra tion 
auch ausländerrechtlich nachvollzieht. Deshalb setzt 
bereits die unbefristete Aufenthaltserlaubnis, über die 
nach Ermessen entschieden wird, gesicherten Le-
bensunterhalt voraus. Drei Jahre später besteht dann 

der Rechtsanspruch auf Aufenthaltsberechtigung 
nach § 27, die ihrerseits nicht nur den erhöhten Aus-
weisungsschutz, sondern auch den Rechtsanspruch 
auf Ehegattennachzug gewährt. 

Absatz 2: An der rechtlich gesicherten Aufenthalts-
verfestigung des Ausländers sollen auch die Familien

-

angehörigen teilhaben, die sich rechtmäßig im Bun-
desgebiet aufhalten. Sie werden so gestellt, als ob 
ihnen von vornherein eine Aufenthaltserlaubnis statt 
der Aufenthaltsbefugnis erteilt worden wäre. 

Dritter Abschnitt: Aufenthalts- und 
paßrechtliche Vorschriften 

Zu § 36 

Die in Satz 1 geregelte Verlassenspflicht ergibt sich 
schon unmittelbar aus der räumlichen Beschränkung. 
Diese kann entweder auf Gesetz oder auf behördli-
cher Anordnung beruhen. Tatbestandsvoraussetzung 
der Verlassenspflicht und damit auch der nach Satz 2 
und 3 möglichen Eingriffe ist, daß der Ausländer ohne 
Erlaubnis der Ausländerbehörde das Gebiet verläßt, 
das in der räumlichen Beschränkung bezeichnet ist. 
Die Möglichkeit einer solchen Ausnahmeerlaubnis 
muß nicht im Gesetz selbst geregelt werden. Es ge-
nügt, wie vorgesehen ist, eine Regelung in der allge-
meinen Verwaltungsvorschrift. 

Derzeit regelt das Ausländergesetz in § 12 Abs. 2 
lediglich die Verlassenspflicht, nicht aber ihre Durch-
setzung. Diese Lücke zu schließen ist erforderlich, 
weil die illegale, einer räumlichen Beschränkung zu-
widerlaufende Binnenwanderung von Ausländern, 
insbesondere vor und nach nega tivem Abschluß eines 
Asylverfahrens, nicht mehr auf Einzelfälle beschränkt 
ist. Satz 2 sieht die sofortige, ggf. auch zwangsweise 
Durchsetzung der Verlassenspflicht vor,  die in der 
Regel erforderlich sein dürfte. Einer vorherigen An-
drohung bedarf es nicht, wenn nicht im Einzelfall ein 
besonderer Umstand vorliegt, der es rechtfertigt, die 
Beseitigung des von dem Ausländer herbeigeführten 
rechtswidrigen Zustands zu verzögern. Um die Durch-
setzung der Verlassenspflicht zu sichern, kann der 
Ausländer nach Satz 3 auch in Haft genommen wer-
den. 

Zu§ 37 

Das Ausländerrecht regelt lediglich die Voraussetzun-
gen und Grenzen der legalen Möglichkeiten für Aus-
länder, in das Bundesgebiet einzureisen und sich 
darin aufzuhalten. Ausländerrecht ist Aufenthalts-
recht. Was Ausländer im übrigen im Bundesgebiet tun 
und lassen dürfen, ergibt sich nicht mehr aus der aus-
ländergesetzlichen Regelung, sondern aus den Rege-
lungen der jeweiligen Sachbereiche, also etwa dem 
Sozial- und dem Arbeitserlaubnis- oder auch aus dem 
Hochschulzugangsrecht. 

Die Funktion des Ausländerrechts sowohl gegenüber 
der auch Ausländern zustehenden allgemeinen 
Handlungsfreiheit wie auch gegenüber den Rechten, 
die Ausländer in anderen Rechtsgebieten gewährt 
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werden, ist einerseits eine ergänzende und anderer-
seits eine limitierende. Die notwendige tatsächliche 
Voraussetzung jeder Wahrnehmung von Rechten im 
Bundesgebiet wird erst durch das Ausländerrecht als 
rechtliche Möglichkeit begründet. Diese Funktion des 
Ausländerrechts ist eine völlig eigenständige. Grund-
sätzlich kann kein Ausländer ein Aufenthaltsrecht mit 
der rechtlichen Begründung beanspruchen, daß ihm 
im Falle seines Aufenthalts andere Rechte zufallen 
würden. Ihm werden vielmehr nur Rechte gewährt, 
wenn und soweit ihm der Aufenthalt erlaubt wird. 
Schon bei der Aufenthaltsbegründung gewinnt damit 
das Ausländerrecht auch seine Limitationsfunktion. 
Der Aufenthalt kann versagt werden, damit be-
stimmte Rechte — z. B. die Inanspruchnahme von So-
zialhilfe — nicht wahrgenommen werden können. 
Durch aufenthaltsbeschränkende Maßnahmen kön-
nen die Handlungsmöglichkeiten von Ausländern 
eingeschränkt werden, soweit es zur Wahrung öffent-
licher Interessen geboten ist. Auf Grund dieser zwei-
ten Funktion des Ausländerrechts, die es neben einer 
rechtsgewährenden Funktion hat, Ausländern Ein-
reise und Aufenthalt zu ermöglichen, hat es auch ei-
nen allgemeinen polizeirechtlichen Charakter. 

Dies ist die Funktion des Ausländerrechts auch ge-
genüber dem aus anderen Rechtsvorschriften sich er-
gebenden Recht auf politische Betätigung von Aus-
ländern. Insoweit regelt der Entwurf nicht das Recht 
auf politische Betätigung selbst, sondern nur seine 
aufenthaltsrechtlichen Grenzen. 

Absatz 1: Die Vorschrift soll gewährleisten, daß eine 
Beeinträchtigung erheblicher Interessen der Bundes-
republik Deutschland durch die politische Betätigung 
von Ausländern ausgeschlossen werden kann. Die 
Maßnahmen der Beschränkung und des Verbots kön-
nen deshalb nicht erst die Folge einer eingetretenen 
Beeinträchtigung sein. Der Präventionszweck erfor-
dert, schon an die Gefahr der Interessenbeeinträchti-
gung anzuknüpfen. 

In Nummer 1 heißt es dementsprechend ausdrücklich 
„beeinträchtigt oder gefährdet". Die Regelung eröff-
net insoweit keine gegenüber § 6 Abs. 2 AuslG 1965 
erweiterte Eingriffsmöglichkeit. Die Voraussetzung, 
daß die Maßnahme zur Abwehr von Störungen erfor-
derlich ist, besteht auch nach Nummer 1. Wie § 6 
Abs. 2 AuslG 1965 hat auch § 37 polizeirechtlichen 
Charakter, so daß die Maßnahme zur Prävention be-
reits vor Eintritt der Beeinträchtigung im Gefähr-
dungsstadium ergriffen werden kann. Als Eingriffs-
maßnahme unterliegt sie, ohne daß es einer Hervor-
hebung im Gesetz bedarf, dem Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit. 

Durch die politische Betätigung von Ausländern kann 
in besonderem Maße das f riedliche Zusammenleben 
von Deutschen und Ausländern und vor allem von 
Ausländern untereinander gefährdet werden. Des-
halb ist diese Gefahr in Nummer 1 ausdrücklich ge-
nannt. Nummer 2 schützt den äußerst sensiblen Be-
reich der außenpolitischen Beziehungen der Bundes-
republik Deutschland. Dieser Bereich muß umfassend 
der Gefahr störender Einwirkungen durch Ausländer 
entzogen werden können. Nummer 3 legt fest, daß 

eine gegen die Rechtsordnung verstoßende, insbeson-
dere mit Gewaltanwendung verbundene politische 
Betätigung stets die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung gefährdet. 

Absatz 2 faßt in den Nrn. 1 bis 5 die politischen Betä-
tigungen zusammen, die wegen ihrer Formen, ihrer 
Mittel oder ihrer Inhalte schon kraft Gesetzes verbo-
ten sind. Damit wird bereits im Gesetz selbst festge-
legt, daß die politische Betätigung die Gefahr einer 
Beeinträchtigung erheblicher Interessen der Bundes-
republik Deutschland begründet. Ob sie beschränkt 
oder verboten werden soll, ist nur noch eine im Ein-
zelfall zu beantwortende Frage der praktischen 
Zweckmäßigkeit. 

Zu 38 

Derzeit bestimmt § 21 Abs. 1 Satz 1 AuslG 1965, daß 
Ausländer, die mit einer Aufenthaltserlaubnis einrei-
sen, unverzüglich nach der Einreise der Ausländerbe-
hörde den Aufenthalt anzuzeigen haben. In der aus-
länderrechtlichen Praxis wird diese Vorschrift freilich 
weithin nicht befolgt. Sie entspricht in ihrer Unbe-
dingtheit und Einschränkungslosigkeit auch nicht den 
Bedürfnissen praktischer Zweckmäßigkeit. Bei Kurz-
aufenthalten visumspflichtiger Ausländer an Wo-
chenenden ist ihre Befolgung schon aus tatsächlichen 
Gründen ausgeschlossen. Der Entwurf verzichtet des-
halb auf eine gesetzliche Festschreibung dieser An-
zeigepflicht. Wie gegenwärtig schon in § 2 Abs. 4 
AuslG 1965 für Ausländer, die keiner Aufenthaltser-
laubnis bedürfen, bleibt die Einführung einer Anzei-
gepflicht sowohl für Ausländer, die mit einer Aufent-
haltsgenehmigung einreisen, als auch für Ausländer, 
die vom Erfordernis der Aufenthaltsgenehmigung be-
freit sind, lediglich einer Verordnung vorbehalten. 

Zu § 39 

Absatz 1: Die Ausweispflicht soll nur die Identitäts-
feststellung während des Aufenthalts im Bundesge-
biet ermöglichen. Dafür ist ein Paß oder Paßersatz 
nicht zwingend erforderlich. Deshalb ist die Erfüllung 
der Paßpflicht nach dem Entwurf nicht mehr notwen-
dige Voraussetzung für die Erfüllung auch der Aus-
weispflicht. Zugleich entfällt damit die Notwendig-
keit, Ausländern, die keinen Paß besitzen und denen 
gleichwohl der — ggf. weitere — Aufenthalt im Bun-
desgebiet erlaubt werden soll, einen deutschen Paß 
auszustellen. Nach dem Vorbild der §§ 27, 20 Abs. 4 
AsylVfG soll künftig auch für andere Ausländer eine 
Bescheinigung über die Aufenthaltsgenehmigung 
oder die Duldung als Ausweisersatz dienen können. 

Absatz 2: Der Ausweisersatz ist allerdings kein Paßer-
satz. Er ermöglicht grundsätzlich nicht den Grenz-
übertritt und Reisen ins Ausland. Zur Vermeidung von 
Härten sieht Absatz 2 deshalb vor, daß im Einzelfall 
auf dem Ausweisersatz die Berechtigung zur Rück-
kehr ins Bundesgebiet bescheinigt werden kann. Da-
durch werden dem Ausländer Auslandsreisen ermög-
licht, soweit die Zielstaaten in gleicher Weise wie die 
Bundesrepublik Deutschland bereit sind, von der Er- 
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füllung der Paßpflicht abzusehen. Eine Bescheinigung 
der Rückkehrberechtigung auf der Duldung scheidet 
freilich von vornherein aus, weil der Ausländer gerade 
nicht zur Rückkehr berechtigt, sondern ausreise-
pflichtig ist, weshalb die Duldung mit der Ausreise 
erlischt (§ 56 Abs. 4). 

Absatz 3: In der gegenwärtigen ausländerrechtlichen 
Praxis hat die Erteilung deutscher Fremdenpässe an 
Ausländer ein nicht unbedenk liches Ausmaß ange-
nommen. Zu den Souveränitätsrechten jedes Staates 
gehört die Paßhoheit, die von anderen Staaten zu re-
spektieren ist, auch wenn sie fremden Staatsangehö-
rigen den Aufenthalt in ihrem Hoheitsgebiet erlau-
ben. Die Ausstellung von Pässen für fremde Staatsan-
gehörige muß deshalb die durch besondere Gründe 
gerechtfertigte Ausnahme sein. Dem Grundsatz trägt 
der Entwurf in doppelter Hinsicht Rechnung. Durch 
die Auflösung der zwingenden Verknüpfung von Auf-
enthaltsrecht und Erfüllung der Paßpflicht entfällt die 
selbstgeschaffene innerstaatliche Notwendigkeit, je-
dem Ausländer ohne Paß einen deutschen Paßersatz 
auszustellen, wenn ihm der weitere Aufenthalt er-
möglicht werden soll. Zugleich entfällt damit die Not-
wendigkeit, die Erteilung von Fremdenpässen als 
Mittel zur Erhaltung eines gesetzlich zwingenden Er-
fordernisses im Gesetz selbst zu regeln. Zum anderen 
beschränkt Absatz 3 die Verordnungsermächtigung 
zur Ausstellung eines Paßersatzes auf Ausländer, die 
einen Paß nicht in zumutbarer Weise erlangen kön-
nen. 

Nur terminologische Bedeutung hat die Ersetzung des 
Begriffs Fremdenpaß durch den Beg riff Reisedoku-
ment. Dieser Begriff ist international gebräuchlicher. 
Er ermöglicht zudem eine klarere Unterscheidung 
vom Nationalpaß. 

Zu § 40 

Absatz 1: Die Vorschrift regelt die — gegenwärtig 
noch zusammen mit der Paßpflicht in § 3 Abs. 1 Satz 1 
AuslG 1965 normierte — Ausweispflicht. Um in der 
gegenwärtigen Praxis aufgetretene Zweifel zu besei-
tigen, ist ausdrücklich festgelegt, daß zur Erfüllung 
der Ausweispflicht die Vorlage und die Aushändi-
gung des Passes verlangt werden können. 

Die Aufenthaltsgenehmigung einschließlich ihrer Be-
schränkungen wird regelmäßig im Paß des Auslän-
ders vermerkt. Schon deshalb muß der Ausländer ver-
pflichtet sein, seinen Paß der Ausländerbehörde auch 
zu anderen Zwecken als nur zur Identitätsfeststellung 
auszuhändigen. Insbesondere zur Vorbereitung einer 
etwaigen Abschiebung kann die Einbehaltung des 
Passes erforderlich sein, um notwendige Durch- und 
Einreiseerlaubnisse anderer Staaten einzuholen. 

Absatz 2: Die in dieser Vorschrift geregelten Pflichten 
sind Sekundärpflichten, die aus der Paßpflicht folgen. 
Ausländer unterliegen insoweit keinen weitergehen-
den Pflichten, als sie für Deutsche in den Personalaus-
weisgesetzen der Länder geregelt sind. 

Zu 41 

Absatz 1 regelt die Pflicht der Behörden, die Identität 
und die Staatsangehörigkeit eines Ausländers im 
Zweifelsfalle festzustellen, soweit es zur Ausführung 
des Gesetzes erforderlich ist. Hinsichtlich der Identi-
tätsfeststellung entspricht die Vorschrift dem § 6 
Abs. 3 Satz 2 PaBG. Die Feststellung der Staatsange-
hörigkeit kann insbesondere notwendig sein, wenn 
der Ausländer sich darauf beruft, Deutscher zu sein. 

Absatz 2: Erkennungsdienstliche Maßnahmen sind 
nicht zur Feststellung der Staatsangehörigkeit, son-
dern nur zur Feststellung der Identität zulässig. Im 
übrigen entspricht die Vorschrift dem § 6 Abs. 3 Satz 4 
PaßG. Die erforderlichen datenschutzrechtlichen Re-
gelungen sind im § 77 enthalten. 

Absatz 3: Die Erfahrungen in der Praxis zeigen, daß 
insbesondere bei Ausländern, die mit einem gefälsch-
ten oder verfälschten Paß einreisen, oft die Gefahr 
wiederholter unerlaubter Einreisen besteht. Es ist des-
halb notwendig, bei Vorliegen entsprechender An-
haltspunkte erkennungsdienstliche Maßnahmen 
auch zuzulassen, um eine spätere Feststellung zu er-
möglichen, daß der Ausländer schon einmal unter an-
derem Namen in das Bundesgebiet eingereist ist oder 
einreisen wollte. 

Absatz 4 ist die notwendige verwaltungsrechtliche 
Bezugsnorm für den Straftatbestand des § 90 Abs. 1 
Nr. 5. 

Vierter Abschnitt: Beendigung des Aufenthalts 

1. Begründung der Ausreisepflicht 

Zu 42 

Absatz 1: Die Vorschrift entspricht der gegenwärtig in 
§ 12 Abs. 1 AuslG 1965 getroffenen Regelung. Nicht 
mehr ausdrücklich genannt sind die Fälle des Weg-
falls der Befreiung von der Aufenthaltsgenehmi-
gungspflicht und der Ausweisung. Denn auch in die-
sen beiden Fällen besteht die Ausreisepflicht, weil der 
Ausländer eine erforderliche Aufenthaltsgenehmi-
gung nicht besitzt. 

Absatz 2: Die Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht ist 
Voraussetzung sowohl für die Abschiebung als auch 
für die Zurückschiebung. Sie ist zudem Anknüpfungs-
punkt für die Ausreisefrist. Es ist deshalb geboten, im 
Gesetz selbst klarzustellen, unter welchen Vorausset-
zungen die Ausreisepflicht vollziehbar wird. 

Absatz 3 stellt klar, wann die vollziehbare Ausreise-
pflicht zu befolgen ist. Durch eine Ausreisefrist wird 
das Erfordernis der Unverzüglichkeit der Ausreise 
entweder konkretisiert oder ersetzt. Die Ausreise-
pflicht wird dahin modifiziert, daß der Ausländer sich 
bis zum Ablauf der Frist noch im Bundesgebiet aufhal-
ten darf, selbst wenn er nicht mehr im Besitz der erfor-
derlichen Aufenthaltsgenehmigung ist. 

Der Zweck der Ausreisefrist ist darauf beschränkt, 
dem Ausländer zu ermöglichen, seine Angelegenhei

-

ten zu ordnen und durch freiwillige Ausreise eine 
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Abschiebung zu vermeiden. Die Anordnung der Aus-
reisefrist darf jedoch nicht als Mittel eingesetzt wer-
den, um dem Ausländer unter Umgehung der gesetz-
lichen Voraussetzungen für die Erteilung einer Auf-
enthaltsgenehmigung oder Duldung einen weiteren 
Aufenthalt im Bundesgebiet zu ermöglichen. Deshalb 
legen die Sätze 2 und 3 die Höchstdauer der Ausrei-
sefrist verbindlich fest. 

Absatz 4 zieht die Konsequenzen aus dem Abbau der 
Kontrollen an den Binnengrenzen der EG und dem 
Zusammenwachsen der Hoheitsgebiete der EG-Staa-
ten zu einem einheitlichen Gemeinschaftsgebiet. Die 
einzelnen EG-Staaten können sich künftig nicht mehr 
darauf beschränken, einen ausreisepflichtigen Aus-
länder nur aus ihrem eigenen Hoheitsgebiet zu wei-
sen, sie haben vielmehr dafür zu sorgen, daß er das 
Gemeinschaftsgebiet verläßt, soweit ihm nicht in ei-
nem anderen Mitgliedstaat Einreise und Aufenthalt 
ausdrücklich erlaubt sind. 

Absatz 5: Die Ausreisepflicht kann erforderlichenfalls 
nur dann zwangsweise durchgesetzt werden, wenn 
der Ausländerbehörde der Aufenthaltsort des Aus-
länders bekannt ist. Deshalb regelt die Vorschrift die 
entsprechenden Anzeigepflichten des Ausländers. 

Absatz 6 zieht die Konsequenz aus Erfahrungen der 
bisherigen ausländerrechtlichen Praxis. Es kommt 
vor, daß Ausländer versuchen, durch Vernichtung ih-
res Passes ihre Ausreise oder Abschiebung zu verei-
teln. Dem kann durch eine amtliche Verwahrung des 
Passes begegnet werden. Für Asylbewerber besteht 
eine Paßhinterlegungspflicht bereits derzeit nach § 26 
AsylVfG. 

Zu § 43 

Absatz 1: Die in Nummer 1 und 2 sowie für die Asyl-
berechtigten in Nummer 4 geregelten Widerrufs-
gründe sind im geltenden Recht (§ 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
und 2, Satz 2 AuslG 1965) Erlöschensgründe sowohl 
für die Aufenthaltserlaubnis als auch für die Aufent-
haltsberechtigung. Die ausländerrechtliche Praxis 
zeigt, daß diese Regelung mitunter zu Ergebnissen 
führt, die sachlich nicht gerechtfertigt sind. Insbeson-
dere bei Ausländern, die sich seit vielen Jahren recht-
mäßig im Bundesgebiet aufhalten und hier ihren wirt-
schaftlichen Lebensmittelpunkt gefunden haben, 
sollte der Bestand des Aufenthaltsrechts möglichst 
nicht an Voraussetzungen geknüpft werden, auf die 
der Ausländer im Einzelfall keinen Einfluß hat. Des-
halb ersetzt Absatz 1 die Erlöschensautomatik durch 
die Widerrufsmöglichkeit, die eine Würdigung der 
Umstände des Einzelfalles erlaubt. 

Nummer 3 entspricht im wesentlichen der gegenwär-
tig in § 5 Abs. 4 AuslG 1965 enthaltenen Regelung. 
Nummer 4 dehnt die für Asylberechtigte geltende 
Regelung auf andere ausländische Flüchtlinge, insbe-
sondere die Kontingentflüchtlinge aus. 

Absatz 2: Die Erfüllung der Paßpflicht kann nicht in 
die Disposition des Ausländers gestellt werden. Sie 
bleibt daher ein gesetzliches Erfordernis für den 
rechtmäßigen Aufenthalt. Ausnahmen sind nur ge-
rechtfertigt, wenn es dem Ausländer entweder un-

möglich oder unzumutbar ist, den erforderlichen Paß 
zu bekommen. 

Absatz 3: Es wäre sachlich nicht gerechtfertigt, den 
Familienangehörigen von Asylberechtigten ein un-
entziehbares Aufenthaltsrecht einzuräumen, obwohl 
das Aufenthaltsrecht der Asylberechtigten selbst un-
ter dem Vorbehalt der §§ 15, 16 AsylVfG i. V. m. § 43 
Abs. 1 Nr. 4 steht. Andererseits wäre es auch nicht 
sachgerecht, die Aufenthaltsgenehmigung der Fami-
lienangehörigen automatisch mit der Aufenthaltsge-
nehmigung des vormals Asylberechtigten erlöschen 
zu lassen. Der Entwurf wählt deshalb einen Mittelweg 
und sieht lediglich die Möglichkeit vor, die Aufent-
haltsgenehmigung der Familienangehörigen des vor-
mals politisch Verfolgten zu widerrufen. Damit ist ge-
währleistet, daß über den weiteren Verbleib der Fami-
lienangehörigen nur unter Berücksichtigung ihrer 
schutzwürdigen Belange entschieden wird. 

Zu § 44 

Absatz 1: Der in Nummer 1 bezeichnete Erlöschens-
grund ist gegenwärtig in § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 AuslG 
1965 geregelt. 

Der in Nummer 2 geregelte Erlöschensgrund ent-
spricht § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AuslG 1965. Seine Bei-
behaltung ist für die Fälle wich tig, in denen bei der 
Ausreise bereits feststeht, daß der Ausländer das Bun-
desgebiet endgültig verläßt. In diesen Fällen kann die 
Aufenthaltsgenehmigung bei der Ausreise ungültig 
gestempelt werden, um den Rechtsschein eines beste-
henden Aufenthaltsrechts zu zerstören. 

Hinsichtlich der Frage, ob ein Ausländer eine Aufent-
haltsgenehmigung besitzt oder nicht, muß Rechtsklar-
heit bestehen. Das Erlöschen der Aufenthaltsgeneh-
migung kann deshalb nicht allein durch unbes timmte 
Rechtsbegriffe angeordnet werden. Aus diesem 
Grund ergänzt Nummer 3 den Erlöschensgrund der 
Nummer 2. Wenn sich ein Ausländer länger als sechs 
Monate außerhalb des Bundesgebietes aufhält, steht 
grundsätzlich unwiderleglich fest, daß er aus einem 
seiner Natur nach nicht vorübergehenden Grunde 
ausgereist und daß seine Aufenthaltsgenehmigung 
damit erloschen ist. Um jedoch unbeabsichtigte Här-
ten zu vermeiden, wird den Ausländern die Möglich-
keit eröffnet, daß die Ausländerbehörde eine längere 
für den Bestand der Aufenthaltsgenehmigung un-
schädliche Frist bestimmen kann. Diese Fristsetzung 
hat die Funktion, den gesetzlichen Erlöschenszeit-
punkt hinauszuschieben. Die Aufenthaltsgenehmi-
gung erlischt erst und nur, wenn der Ausländer über 
den festgelegten Zeitraum hinaus außerhalb des Bun-
desgebietes bleibt. 

Für die Visapraxis ist die Möglichkeit unverzichtbar, 
längerfristig gültige Visa für mehrere Einreisen und 
kurzfristige Aufenthalte zu erteilen. Deshalb ist es 
notwendig, Visa von der Regelung in Nummer 3 aus-
zunehmen. 

Absatz 2: In den in dieser Vorschrift genannten Fällen 
ist es generell sachgerecht, dem Ausländer eine län-
gere Frist für einen Auslandsaufenthalt ohne Verlust 
seiner Aufenthaltsgenehmigung einzuräumen. Des- 
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halb soll in diesen Fällen nur ausnahmsweise von die-
ser Möglichkeit abgesehen werden. 

Absatz 3: Satz 1 übernimmt die derzeit in § 9 Abs. 2 
AuslG 1965 getroffene Regelung. In der gegenwärti-
gen ausländerrechtlichen Praxis sind Zweifel aufge-
treten, welche Rechtswirkungen die nachträgliche 
Befristung des erlaubsnisfreien Aufenthalts entfaltet. 
Satz 2 soll diese Zweifel ausräumen und damit klar-
stellen, daß der Ausländer mit Ablauf der Frist nach 
§ 42 Abs. 1 ausreisepflichtig wird. 

Absatz 4: Der Verlust der Aufenthaltsgenehmigung 
kann nicht das Erlöschen der Beschränkungen zur 
Folge haben, denen der Ausländer unterliegt. Denn es 
wäre sachwidrig und unvertretbar, wenn der rechts-
widrige Aufenthalt dem Ausländer eine faktisch gün-
stigere Stellung verschaffte als zuvor der rechtmäßige 
Aufenthalt. Der Entwurf regelt deshalb die Auflagen, 
räumlichen und sonstigen Beschränkungen nicht als 
inhaltliche Ausgestaltung des jeweils gewährten Auf-
enthaltsrechts, sondern als selbständige Anordnun-
gen, die in ihrem Bestand nicht vom Aufenthaltsrecht 
abhängig sind. Deshalb erlöschen sie, soweit sie nicht 
vorher aufgehoben sind, erst mit der Ausreise. 

Allerdings muß der Ausländer defini tiv ausgereist 
sein, damit er sich nicht schon durch kurzfristige, 
möglicherweise sogar illegale Aufenthalte in anderen 
Staaten der Beschränkungen entledigen kann. Des-
halb erlöschen sie nur, wenn der Ausländer seine Aus-
reisepflicht auch tatsächlich erfüllt hat. 

Zu § 45 

Absatz 1: Ausländern wird der Aufenthalt im Bundes-
gebiet erlaubt, soweit dadurch die Interessen der Bun-
desrepublik Deutschland nicht beeinträchtigt wer-
den. Aus diesem Grundsatz folgt die Möglichkeit, ei-
nen einmal gewährten rechtmäßigen Aufenthalt vor-
zeitig zu beenden, wenn die weitere Anwesenheit des 
Ausländers erhebliche Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland gefährden würde. Im Hinblick darauf, 
daß die Entziehung des Aufenthaltsrechts den Aus-
länder im Einzelfall empfindlich treffen kann, ist die 
Ausweisung in Übereinstimmung mit dem geltenden 
Recht nicht als zwingende Rechtsfolge jeder Interes-
sengefährdung angeordnet. Vielmehr ist auch künftig 
über die Ausweisung grundsätzlich nach pflichtgemä-
ßem Ermessen zu entscheiden, so daß den Umständen 
des Einzelfalles hinreichend Rechnung getragen wer-
den kann. Darüber hinaus setzt die Ausweisung die 
Gefährdung erheblicher Interessen der Bundesrepu-
blik Deutschland voraus. Absatz 1 selbst nennt als 
erhebliches Interesse nur die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung. Weitere Regelbeispiele nennt § 46. 
Eine abschließende enumerative Aufzählung ist je-
doch nicht möglich, da die Interessen der Bundesre-
publik Deutschland einerseits zu vielgestaltig und an-
dererseits variabel sind. Im Rahmen der jeweiligen 
wirtschaftlichen, sozialen und politischen Entwick-
lung sind die Interessen der Bundesrepublik Deutsch-
land einem Wandel unterworfen, der sich einer ge-
setzlichen Fixierung entzieht. Wie schon im derzeit 
geltenden Recht der § 10 Abs. 1 Nr. 11 AuslG 1965 

muß der allgemeine Ausweisungstatbestand notwen-
dig generalklauselartigen Charakter haben. 

Absatz 2: Die vorzeitige Aufenthaltsbeendigung be-
rührt die persönlichen Belange des Ausländers im a ll

-gemeinen härter als andere aufenthaltsrechtliche Ent-
scheidungen. Die Vorschrift weist deshalb ausdrück-
lich auf die Notwendigkeit hin, bei der Ermessensent-
scheidung über die Ausweisung die persönlichen, ins-
besondere die familiären Belange des Ausländers und 
seiner Familienangehörigen zu berücksichtigen. 
Nummer 3 klärt die in der gegenwärtigen ausländer-
rechtlichen Praxis aufgetretene Streitfrage, inwieweit 
mögliche Abschiebungshindernisse bereits bei der Er-
messensentscheidung über die Ausweisung zu be-
rücksichtigen sind. 

Absatz 3: Das Vorliegen eines Ausweisungsgrundes 
erfordert grundsätzlich eine Einzelfallprüfung, ob 
eine Ausweisung gerechtfertigt ist oder sogar geboten 
erscheint oder ob von ihr abgesehen werden kann. 
Wie in der gegenwärtigen ausländerrechtlichen Pra-
xis ist aber auch künftig, insbesondere bei Aufent-
haltsgewährungen aus humanitären oder politischen 
Gründen, die Möglichkeit unverzichtbar, generell an-
zuordnen, daß bei Ausländern oder bestimmten Aus-
ländergruppen einzelne Ausweisungsgründe nicht 
oder nur unter einschränkenden Voraussetzungen zu 
einer Ausweisung führen sollen. Andererseits ist die 
Wahrung der Bundeseinheitlichkeit gerade im Aus-
weisungsrecht ebenfalls unverzichtbar. Es ist nicht 
hinnehmbar, daß ein bestimmtes Verhalten in einigen 
Ländern zu einer Ausweisung führt, in anderen Län-
dern aber generell nicht. Deshalb sieht Absatz 3 für 
derartige Anordnungen das Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern vor. 

Zu § 46 

Im geltenden Recht zählt § 10 Abs. 1 AuslG 1965 unter 
Nummer 1 bis 11 verschiedene selbständige Auswei-
sungsgründe auf. Die — sachlich dem § 45 Abs. 1 des 
Entwurfs entsprechende — Nummer 11 hat eine dop-
pelte Funktion, einmal als selbständiger Auswei-
sungsgrund, zum anderen aber auch als Auffangtat-
bestand für diejenigen Fälle, in denen nicht alle Vor-
aussetzungen der in Nummer 1 bis 10 umschriebenen 
Ausweisungsgründe vorliegen. Der Entwurf hält an 
dieser rechtlichen Konstruktion, die sich erst in der 
ausländerrechtlichen Praxis herausgebildet hat, nicht 
länger fest. Ausweisungsgrund ist allein § 45 Abs. 1, 
während § 46 Nummer 1 bis 6 nur Beispiele nennt, in 
denen der Ausweisungsgrund des § 45 Abs. 1 vorliegt. 
Diese Beispiele entsprechen im wesentlichen den der-
zeit in § 10 Abs. 1 Nr. 1 bis 10 AuslG 1965 geregelten 
Ausweisungsgründen. Nicht aufgenommen sind je-
doch die Ausweisungsgründe der Bettelei, des Um-
herziehens als Landstreicher oder Landfahrer sowie 
der Gefährdung der öffentlichen Sittlichkeit. Die ge-
genwärtig in § 10 Abs. 1 Nr. 2 bis 7 AuslG 1965 
genannten Fälle sind in Nummer 2 zu dem umfassen-
den Tatbestand des Verstoßes gegen Rechtsvorschrif-
ten sowie gerichtliche und behördliche Entscheidun-
gen bzw. Verfügungen zusammengefaßt. Von vorn-
herein ausgenommen sind jedoch vereinzelte und ge-
ringfügige Verstöße, d. h. es liegt insoweit schon kein 
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Ausweisungsgrund vor. Das ist vor allem auch für die 
Fälle von wesentlicher Bedeutung, in denen das 
Nichtvorliegen eines Ausweisungsgrundes Ertei-
lungsvoraussetzung für die Aufenthaltsverfestigung 
ist. 

Die in Nummer 3 und 4 genannten Fälle des Drogen-
konsums und der längerfristigen Obdachlosigkeit 
sind neu in den Katalog aufgenommen. Nummer 3 
stellt klar, daß der Konsum der sog. harten Drogen in 
Verbindung mit einer mangelnden Bereitschaft, sich 
einer erforderlichen Behandlung zur Überwindung 
der Drogenabhängigkeit zu unterziehen, wegen sei-
ner hohen Sozialschädlichkeit und Gefährlichkeit 
grundsätzlich nicht tole riert werden kann. Die länger-
fristige Obdachlosigkeit ist ein, wenn auch weitge-
hend außerhalb des Sozialhilferechts geregelter, Spe-
zialfall der Sozialhilfebedürftigkeit und des Verstoßes 
gegen die öffentliche Ordnung. 

Auch künftig bleibt nach Nummer 5 die Sozialhilfebe-
dürftigkeit ein Ausweisungsgrund. Auch hinsichtlich 
der Entwicklung der Freizügigkeit in der europäi-
schen Gemeinschaft ist anerkannt, daß ein Aufent-
haltsrecht über den bisherigen Rahmen hinaus nur 
gewährt werden sollte, wenn die dadurch Begünstig-
ten nicht der Sozialhilfe im Aufnahmeland zur Last 
fallen. Dabei sind alle Hilfearten einzubeziehen. Die 
Regelung kann nicht auf die Hilfe zum Lebensunter-
halt und auf Hilfen in besonderen Lebenslagen, wenn 
sie den Lebensunterhalt nach § 27 Abs. 3 BSHG mit-
umfassen, beschränkt werden. Sie muß vielmehr die 
in der Regel auch außerhalb von Einrichtungen be-
sonders kostenschweren Hilfen in besonderen Le-
benslagen ohne Einschränkung miteinbeziehen. Die 
Sozialhilfebedürftigkeit bet rifft den Ausländer selbst 
und alle Familienangehörigen, denen gegenüber er 
unterhaltsverpflichtet ist, auch wenn die Unterhalts-
leistungen im Einzelfall mangels Leistungsfähigkeit 
ausbleiben. Den unterhaltsberechtigten Angehörigen 
sind solche Personen gleichzustellen, deren Aufent-
haltsgenehmigung auf der Unterhaltsgewährleistung 
durch den Ausländer beruht. Die Ergänzung der Aus-
weisungsgründe um die in Nummer 6 genannten Ju-
gendhilfeleistungen ist keine Erweiterung der bishe-
rigen Ausweisungsmöglichkeiten, sondern eine Folge 
der gegenwärtig anstehenden Neuregelung des Ju-
gendhilferechts. Danach entfällt die — bisher als Aus-
weisungsgrund in § 10 Abs. 1 Nr. 3 AuslG 1965 be-
rücksichtigte — Fürsorgeerziehung und werden bis-
herige Sozialhilfe- künftig Jugendhilfeleistungen 
sein. 

Hinweis: Die Nummer 6 ist zu streichen, fa lls bis zur 
Verabschiedung des Gesetzes das neue Jugendhilfe-
recht (SGB VIII) noch nicht verabschiedet ist. 

Zu 47 

Absatz 1: Die Vorschrift sieht für Fälle besonders 
schwerer Kriminalität als zwingende Rechtsfolge die 
Aufenthaltsbeendigung vor. Lediglich die in § 48 be-
zeichneten Ausländer sind davon ausgenommen. 
Maßstab für das die Ist-Ausweisung rechtfertigende 
Gewicht der kriminellen Betätigung ist die verhängte 

Freiheitsstrafe. Diese steht endgültig erst mit der 
Rechtskraft des strafgerichtlichen Urteils fest. 

Absatz 2: In Nummer 1 ist für Fälle erheblicher Krimi-
nalität die Regel-Ausweisung angeordnet. Auch bei 
dieser liegt die Rechtsfolge der Ausweisung nicht von 
vornherein im Ermessen der entscheidenden Be-
hörde. Grundsätzlich soll diese bei Vorliegen des Aus-
weisungstatbestandes die Ausweisung verfügen. Sie 
kann davon aber absehen, wenn im Einzelfall beson-
dere Umstände gegeben sind, die den Ausländer ent-
lasten oder auf Grund derer die Ausweisung als unan-
gemessene Härte erscheint. 

Im Interesse einer umfassenden und wirksamen Be-
kämpfung der Drogenkriminalität ist in Nummer 2 für 
Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz die Re-
gel-Ausweisung vorgesehen. Die Vorschrift ent-
spricht ihrem sachlichen Inhalt nach der gegenwärtig 
in Nummer 9 a zu § 10 AuslVwV enthaltenen Rege-
lung. 

Zu 48 

Absatz 1: In Satz 1 sind die Ausländergruppen zusam-
mengefaßt, die einen erhöhten Ausweisungsschutz 
genießen. Die in Nm. 1, 4 und 5 bezeichneten Auslän-
der sind bereits nach geltendem Recht privilegiert, 
und zwar nach § 11 Abs. 1 und 2 AuslG 1965 und 
Nummer 1 a zu § 10 AuslVwV. 

Nummer 2 stellt die Ausländer der 2. und folgenden 
Genera tionen den Aufenthaltsberechtigten gleich, so-
bald ihr Aufenthaltsrecht verfestigt ist. Solange sie 
minderjährig sind, genießen sie nach Absatz 3 einen 
zusätzlich verstärkten Ausweisungsschutz. Die Be-
günstigung der in Nummer 3 und 4 genannten Aus-
länder bezweckt in erster Linie den Schutz der recht-
mäßig auf Dauer im Bundesgebiet hergestellten Fami-
lieneinheit. 

Das geltende Recht kennt einen dreifach gestuften 
Ausweisungsschutz. Die Ausweisung von Ehegatten 
Deutscher und personensorgeberechtigten Elterntei-
len minderjähriger Deutscher kommt nach Num-
mer 1 a zu § 10 AuslVwV nur dann in Betracht, wenn 
die in § 10 Abs. 1 AuslG 1965 genannten Gründe im 
Einzelfall schwer wiegen. Aufenthaltsberechtigte sind 
derzeit nach § 11 Abs. 1 AuslG 1965 stärker geschützt. 
Sie können nur aus den in § 10 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
AuslG 1965 genannten Gründen oder, wenn die übri-
gen in § 10 Abs. 1 AuslG 1965 aufgeführten Gründe 
besonders schwer wiegen, ausgewiesen werden. Den 
stärksten Ausweisungsschutz genießen derzeit nach 
§ 11 Abs. 2 AuslG 1965 Asylberechtigte, heimatlose 
Ausländer und ausländische Flüchtlinge. Sie können 
nur aus schwerwiegenden Gründen der öffentlichen 
Sicherheit oder Ordnung ausgewiesen werden. Der 
Entwurf verzichtet auf diese Abstufungen und gibt 
allen privilegierten Ausländern gleichermaßen den 
Ausweisungsschutz, der bisher für Asylberechtigte in 
§ 11 Abs. 2 AuslG 1965 vorgesehen ist. Satz 2 präzi-
siert den Begriff des schwerwiegenden Grundes der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung. 

Absatz 2: Der besonderen aufenthaltsrechtlichen Stel

-

lung der in Absatz 1 bezeichneten Ausländer ent- 
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spricht es, bei diesem Personenkreis generell von ei-
ner Ist-Ausweisung abzusehen, und die Fälle des § 47 
Abs. 1 zu Regel- und die des § 47 Abs. 2 zu Kann-
Ausweisungsgründen herabzustufen. 

Absatz 3 trägt der besonderen Schutzbedürftigkeit 
Minderjähriger sowie der Eltern-Kind-Beziehung 
Rechnung. Deshalb wird die Ausweisung auf Fälle 
erheblicher Kriminalität beschränkt. Der Beg riff der 
serienmäßigen Begehung ist nicht im strafrechtstech-
nischen Sinne zu verstehen. 

Absatz 4: Die Vorschrift tritt an die Stelle der gegen-
wärtig geltenden Regelung des § 11 Abs. 3 AuslG 
1965. Asylbewerber sind gegenüber anderen Aus-
ländern nur für den Fall  schutzwürdiger, daß sie tat-
sächlich politisch verfolgt werden. Deshalb genügt es 
zunächst, sie vor einer zwangsweisen Aufenthalts-
beendigung vor Abschluß des Asylverfahrens zu 
schützen. Dieses Ziel wird bereits erreicht, wenn die 
nach den allgemeinen Vorschriften zulässige Auswei-
sung mit der aufschiebenden Bedingung der Nichtan-
erkennung als Asylberechtiger versehen wird. Dieser 
Bedingung bedarf es freilich — in Übereinstimmung 
mit der gegenwärtig geltenden Rechtslage (§ 11 
Abs. 3 AuslG 1965) — nicht in Fällen, in denen auch 
ein Asylberechtigter ausgewiesen werden darf oder in 
denen der Asylantrag unbeachtlich oder als offen-
sichtlich unbegründet abgelehnt worden ist. 

2. Durchsetzung der Ausreisepflicht 

Zu § 49 

Absatz 1: Die Vorschrift übernimmt die gegenwärtige 
Bestimmung des § 13 Abs. 1 AuslG 1965. Über die 
Abschiebung ist auch künftig nicht nach Ermessen zu 
entscheiden. Sie ist vielmehr für den Fall, daß ihre 
Voraussetzungen gegeben sind, zwingend vorge-
schrieben. 

Absatz 2: Die Bestimmung entspricht materiell der 
gegenwärtigen Rechtslage. Lediglich zur Erleichte-
rung der ausländerbehördlichen Praxis wird bereits 
im Gesetz selbst klargestellt, daß in den genannten 
Fällen eine Abschiebung geboten ist. 

Zu 50 

Absatz 1: Satz 1 übernimmt die derzeit in § 13 Abs. 2 
Satz 1 und 2 AuslG 1965 enthaltene Regelung. Satz 2 
soll die in der ausländerrechtlichen Praxis aufgetrete-
nen Zweifel besei tigen, ob und in welchen Fä llen der 
Aufnahmestaat in der Androhung zu bezeichnen ist. 
Satz 3 entspricht dem § 13 Abs. 2 Satz 3 AuslG 1965. Es 
erscheint jedoch sachgerecht, die Androhung nicht 
nur mit der Ausweisung, sondern mit jedem Verwal-
tungsakt zu verbinden, auf Grund dessen der Auslän-
der auszureisen hat. 

Absatz 2: Satz 1 schließt die Fristsetzung nicht aus, 
sondern erklärt sie lediglich für die Fälle für verzicht-
bar, in denen eine unkontrollierte Ausreise ohnehin 
nicht in Betracht kommt. Auch in den Fällen des § 49 
Abs. 2 Satz 1 soll nicht auf die Androhung verzichtet 

werden, um dem Ausländer nicht die Möglichkeit zu 
nehmen, etwaige Abschiebungshindernisse geltend 
zu machen. In der Verwaltungsvorschrift soll geregelt 
werden, daß die Abschiebung rechtzeitig vorher an-
zukündigen ist, damit der Ausländer seine Angele-
genheiten ordnen lassen kann. Die derzeit in § 13 
Abs. 2 Satz 3 AuslG 1965 enthaltene Regelung, daß 
von Androhung und Fristsetzung nur bei Vorliegen 
besonderer Gründe abgesehen werden kann, wurde 
nicht übernommen. Diese Einschränkung ergibt sich 
bereits aus der Sollens-Vorschrift des Absatzes 1 
Satz 1. 

Zu 51 

Absatz 1: Satz 1 übernimmt wörtlich die derzeit in § 14 
Abs. 1 Satz 1 AuslG 1965 enthaltene Regelung. 

Absatz 2: Im geltenden Recht bereitet die Anwendung 
des § 14 AuslG 1965 keine Schwierigkeiten, wenn auf 
Grund des formellen Status des Ausländers feststeht, 
daß er den Abschiebungsschutz wegen politischer 
Verfolgung genießt. Problematisch sind jedoch die 
Fälle, in denen sich die Frage der politischen Verfol

-

gung erstmals im Rahmen der Aufenthaltsbeendi

-

gung stellt. Nach bisherigem Recht hat die Ausländer

-

behörde in diesen Fällen in eigener Verantwortung 
die materielle Frage zu entscheiden, ob dem Auslän

- der in dem Aufnahmestaat politische Verfolgung 
droht. Dieser Rechtszustand ist unbef riedigend, weil 
er neben dem Asylverfahren einen weiteren Verfah

-

rensweg zur Feststellung politischer Verfolgung eröff

-

net, der anders ausgestaltet ist. Einerseits werden da

-

durch die Ausländerbehörden überfordert und ande

-

rerseits ist die rechtliche Gleichbehandlung der Aus

-

länder, die im Bundesgebiet Schutz vor politischer 
Verfolgung suchen, nicht mehr gewährleistet. Die 
Frage der politischen Verfolgung soll deshalb künftig 
ausschließlich im Asylverfahren entschieden wer

-

den. 

Dementsprechend formalisiert Absatz 2 den Abschie-
bungsschutz für politisch Verfolgte. Die Ausländerbe-
hörde hat bei der Anwendung des § 51 nicht mehr die 
materielle Frage zu prüfen, ob der Ausländer politisch 
Verfolgter ist, sondern allein die formelle Frage nach 
dem Status des Ausländers zu klären. 

Absatz 3 übernimmt die Ausnahmeregelung des § 14 
Abs. 1 Satz 2 AuslG 1965, allerdings in Angleichung 
an Artikel 33 Abs. 2 der Genfer Konvention über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge. Die Abschiebung in 
den Verfolgerstaat ist danach bei jeder besonders 
schweren Straftat zulässig. Sie setzt also nicht notwen-
dig voraus, daß der verwirklichte Straftatbestand der 
deutschen abstrakten Strafrechtskategorie des Ver-
brechens zuzuordnen ist. Die strafrechtstechnische 
Abgrenzung von Vergehen und Verbrechen beruht 
auf einer rein abstrakten Betrachtungsweise. Im kon-
kreten Einzelfall kann die Verwirklichung eines Ver-
gehenstatbestandes einen höheren Unrechts- und 
Schuldgehalt aufweisen als manches Verbrechen. Für 
die Frage, ob die von einem Straftäter ausgehende 
Gefahr es rechtfertigt, ihn trotz einer dort drohenden 
politischen Verfolgung in den Verfolgerstaat zu über-
stellen, kann es jedoch nicht auf eine abstrakte, son- 
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dern nur auf die konkrete Betrachtungsweise des Ein-
zelfalles ankommen. 

Absatz 4 übernimmt die derzeit in § 14 Abs. 2 AuslG 
1965 enthaltene Regelung. 

Zu § 52 

Die Vorschrift gewährleistet, daß kein Asylbewerber 
in einen möglichen Verfolgerstaat abgeschoben wird, 
bevor geklärt ist, daß die Gefahr einer politischen Ver-
folgung dort nicht besteht. 

Zu § 53 

Absatz 1 übernimmt das in Artikel 3 der VN-Konven-
tion gegen Folter und andere grausame, unmenschli-
che oder erniedrigende Behandlung oder Strafe vom 
10. Dezember 1984 geregelte und von der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts bereits als gel-
tendes, aus Artikel 1 GG abzuleitendes Recht aner-
kannte Verbot der Abschiebung bei bestehender Fol-
tergefahr. Sobald die VN-Konvention von der Bundes-
republik Deutschland ratifiziert ist, dient die Vor-
schrift auch der Erfüllung der damit übernommenen 
völkerrechtlichen Verpflichtung. Insoweit ist die Kon-
vention, insbesondere der die Folter definierende Ar-
tikel 1, dann auch Grundlage für die Auslegung dieser 
Vorschrift. 

Das Abschiebungshindernis setzt eine individuell-
konkrete Gefahr voraus. Eine generelle Gefahr ge-
nügt nicht. Dem Ausländer, um dessen Rückführung 
es geht, muß zunächst der Zugriff des anderen Staates 
drohen und im Falle dieses Zugriffs die in der Vor-
schrift bezeichnete inkriminie rte Behandlung. 

Satz 2 stellt klar, daß das Vorliegen des Abschie-
bungshindernisses positiv festgestellt werden muß. 
Deshalb genügt nicht eine nur nega tive Feststellung, 
daß das Bestehen der in Satz 1 genannten Gefahr 
nicht oder nicht mit hinreichender Sicherheit ausge-
schlossen werden kann. Denn § 53 Abs. 1 bezweckt in 
Übereinstimmung mit Artikel 3 der VN-Konvention 
gegen Folter ausschließlich einen notwendigen Indi-
vidualschutz. Er läßt sich nicht in ein generelles Ab-
schiebungsverbot in bestimmte Staaten umdeuten. 

Absatz 2: Das Ausländerrecht kann keine Abschie-
bung anordnen, die den Ausländer dem sicheren Tod 
oder auf Gedeih und Verderb einer erheblichen To-
desgefahr überantwortet. Andererseits ist es auch 
nicht hinnehmbar, daß Ausländer sich durch die Be-
gehung schwerer Straftaten oder durch eine entspre-
chende Selbstbezichtigung schon im Hinblick darauf 
einen unentziehbaren Aufenthalt verschaffen kön-
nen, daß in ihrem Herkunftsland die Todesstrafe noch 
nicht abgeschafft ist. 

Voraussetzung für die Beachtlichkeit einer Gefahr der 
Todesstsrafe ist deshalb die posi tive Feststellung, daß 
ein anderer Staat den Ausländer wegen einer Straftat 
sucht. 

Das zwingende Abschiebungshindernis des Absat-
zes 2 setzt weiterhin voraus, daß im Falle der Strafver-

folgung die erhebliche Gefahr der Todesstrafe fest-
steht. Insoweit kommt es auf eine Beurteilung von 
Strafrecht und -praxis des anderen Staates an. 

Grundlage der erforderlichen Feststellungen sind die 
der Bundesregierung und dem Bundeskriminalamt 
vorliegenden und zugänglichen Erkenntnisse (§ 67 
Abs. 1 Satz 2). 

Absatz 3 sichert den Vorrang der Auslieferung vor der 
Abschiebung. Satz 1 übernimmt die derzeit in Num-
mer 21 Satz 1 zu § 13 AuslVwV enthaltene Regelung. 
Satz 2 präzisiert die gegenwärtige Vorschrift in Num-
mer 21 Satz 3 zu § 13 AuslVwV. 

Absatz 4: Auch nach der Europäischen Menschen-
rechtskonvention, insbesondere nach Artikel 3 EMRK, 
kann im Einzelfall unter besonderen Voraussetzun-
gen eine Abschiebung unzulässig sein. Absatz 4 stellt 
deshalb klar, daß diese völkerrechtliche Verpflich-
tung zu beachten ist. 

Absatz 5: Zu den Zielen und Zwecken des Ausländer-
rechts kann es nicht gehören, Ausländern nur deshalb 
Aufenthalt zu gewähren, um sie einer gesetzmäßigen 
Strafverfolgung und Bestrafung durch einen anderen 
Staat, insbesondere den Heimatstaat, zu entziehen. 
Dem steht schon die gebotene Achtung vor der Perso-
nalhoheit und der Rechtsordnung anderer Staaten 
entgegen. Aber auch zum Schutz der eigenen Interes-
sen kann die Bundesrepublik Deutschland kein Zu-
fluchtsstaat für Kriminelle sein. Durch Absatz 5 wird 
deshalb der Schutz nicht politisch verfolgter Auslän-
der vor Strafverfolgung und Bestrafung in einem an-
deren Staat auf die in den Absätzen 1 bis 4 geregelten 
Fälle beschränkt. 

Absatz 6: Das Abschiebungshindernis setzt eine aus 
den besonderen Umständen des Einzelfalles sich er-
gebende erhebliche individuell-konkrete Gefahr vor-
aus. Allgemeine Gefahren reichen nicht aus. Der Ver-
zicht auf eine Abschiebung wegen einer allgemeinen 
Gefahr (z. B. Krieg, Bürgerkrieg, Naturkatastrophen) 
ist keine bloße Einzelfallentscheidung, sondern eine 
politische Grundsatzentscheidung mit Präzedenzwir-
kung. Der Entwurf verlagert diese g rundsätzlichen 
Entscheidungen durch § 54 aus dem Kompetenzbe-
reich der einzelnen Ausländerbehörden in die Zustän-
digkeit der obersten Landesbehörden. 

Zu § 54 

Die Vorschrift regelt die unverzichtbare Möglichkeit, 
aus humanitären oder politischen Gründen die Ab-
schiebung von Ausländern durch generelle Anord-
nung vorübergehend oder längerfristig auszusetzen. 
Ebenso wie die entsprechende Entscheidung nach 
§ 32, Aufenthaltsbefugnisse zu erteilen, hat auch 
diese Anordnung eine weittragende Bedeutung über 
das sie erlassende Land hinaus für die anderen Länder 
und den Bund. Um die Wahrung der gebotenen Bun-
deseinheitlichkeit zu sichern, ist nach Satz 2 grund-
sätzlich das Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern erforderlich, wenn ein Abschiebungsstopp 
für länger als sechs Monate verfügt werden soll. 
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Zu 55 

Absatz 1: Das derzeit in § 17 AuslG 1965 geregelte 
Institut der Duldung ist unverzichtbar. Die Ausreise-
pflicht eines Ausländers kann nicht in allen Fällen 
ohne Verzögerung durchgesetzt werden. Mitunter ist 
ihre Durchsetzung auch auf nicht absehbare Zeit un-
möglich. 

Das geltende Ausländergesetz enthält keine Vorga-
ben, in welchen Fä llen eine Duldung erteilt werden 
darf. Es stellt diese Entscheidung in das Ermessen der 
Ausländerbehörde. Dadurch wird die in § 13 Abs. 1 
AuslG 1965 normierte Pflicht zur Abschiebung im Er-
gebnis beseitigt. Demgegenüber ist nach dem Ent-
wurf eine Duldung nur noch zulässig, wenn ein Dul-
dungsgrund nach § 55 vorliegt. Dadurch soll die Erfül-
lung der gesetzlichen Abschiebungspflicht künftig 
besser gewährleistet werden. 

Der Entwurf sieht davon ab, die derzeit in § 17 Abs. 2 
AuslG 1965 enthaltene Regelung über die Verteilung 
geduldeter Ausländer auf die Länder zu übernehmen. 
Ein praktisches Bedürfnis für diese Regelung besteht 
nicht. 

Absatz 2 faßt die Fälle zusammen, in denen eine Dul-
dung erteilt werden muß. Eine rechtliche Unmöglich-
keit ist insbesondere bei den in §§ 51 bis 53 Abs. 1 bis 3 
Satz 1, Abs. 4 geregelten Fä llen gegeben. 

Absatz 3: Auch der derzeit geltende § 17 Abs. 1 Satz 1 
AuslG 1965 erlaubt lediglich eine zeitweise Duldung. 
Diese gesetzliche Einschränkung hat nicht verhindert, 
daß in der ausländerrechtlichen Praxis die Duldung 
vielfach zwecks längerfristiger Aufenthaltsgewäh-
rung und als Vorstufe zur Aufenthaltserlaubnis erteilt 
wird. Deshalb schließt der Entwurf diesen Zweck bei 
der in das Ermessen gestellten Duldung ausdrücklich 
aus. 

Absatz 4: Die unverzügliche Durchsetzung der Aus-
reisepflicht ist nach dem Entwurf grundsätzlich eine 
nicht mehr im Ermessen stehende gesetzliche Pflicht 
der Ausländerbehörde. Sobald keine rechtlichen 
Zweifel an der Zulässigkeit der Abschiebung mehr 
bestehen, ist jedes weitere Ermessen ausgeschlossen. 
Auch der Ausländer hat dann keine Möglichkeit 
mehr, durch ein neues Vorbringen die Ausländerbe-
hörde zu einem Wiederaufgreifen des Verfahrens zu 
verpflichten und so seine Abschiebung weiter zu ver-
zögern. 

Zu § 56 

Absatz 1: Die Duldung erschöpft sich in dem Verzicht 
auf die Abschiebung. Sie gewährt dem Ausländer 
kein Aufenthaltsrecht. Sein Aufenthalt bleibt unrecht-
mäßig, seine Ausreisepflicht unberüh rt . 

Absatz 2-5: Die Vorschriften entsprechen Regelun-
gen, die gegenwärtig in der allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift enthalten sind. Sie sind jedoch für das 
Institut der Duldung und den Aufenthalt geduldeter 
Ausländer von wesentlicher Bedeutung, so daß es an-
gemessener ist, sie in das Gesetz zu übernehmen. 

Absatz 6 hat im wesentlichen nur klarstellende Be-
deutung. Die Duldung als Aussetzung der Abschie-
bung setzt notwendig voraus, daß die Ausreisepflicht 
des Ausländers vollziehbar ist und daß die formellen 
Zulässigkeitsvoraussetzungen dieser Zwangsvoll-
streckungsmaßnahme vorliegen. Die Abschiebung ist 
bereits angedroht und die Bef ristung der Duldung er-
füllt eine der Fristsetzung nach § 50 Abs. 1 entspre-
chende Funktion. 

Zu § 57 

Absatz 1 übernimmt die derzeit geltende Regelung 
des § 16 Abs. 1 AuslG 1965. Die Vorbereitungshaft ist 
allerdings zwingend auf sechs Wochen begrenzt. 
Satz 3 klärt eine in der Praxis aufgetretene Zweifels-
frage. 

Absatz 2 übernimmt die derzeit geltende Regelung 
des § 16 Abs. 2 Satz 1 AuslG 1965, präzisiert jedoch 
den Haftgrund einengend auf den begründeten Ver-
dacht, daß sich der Ausländer der Abschiebung ent-
ziehen will. Dieser Haftgrund ist in den in Satz 2 
genannten Fällen nicht gegeben. 

Absatz 3 übernimmt im wesentlichen den § 16 Abs. 2 
Satz 2 AuslG 1965. Die ausnahmsweise Verlängerung 
über die Hafthöchstdauer hinaus trägt entsprechen-
den Erfahrungen der ausländerrechtlichen Praxis 
Rechnung. 

Fünfter Abschnitt: Grenzübertritt 

Zu § 58 

Absatz 1: Die materiell unerlaubte Einreise ist schon 
nach geltendem Recht Tatbestandsvoraussetzung für 
die zwingende Zurückweisung und die Zurückschie-
bung nach § 18 Abs. 2 AuslG 1965. Es dient der 
Rechtsklarheit und der Rechtssicherheit, den Begriff 
im Gesetz zu definieren und damit auch klar von der 
unbefugten Einreise i.S.d. § 59 Abs. 1 und des Ord-
nungswidrigkeitentatbestandes in § 91 Abs. 3 Nr. 5 
(derzeit § 48 Abs. 1 Nr. 1 AuslG 1965) abzugrenzen. 

Absatz 2: Die Vorschrift entspricht dem § 20 Abs. 4 
Satz 2 AuslG 1965 ergänzt um die Möglichkeit, einen 
Paßersatz auszustellen. Sie ist an dieser Stelle und 
nicht erst bei den Verfahrensvorschriften eingestellt, 
weil sie auch die materielle Befugnis zur Beseitigung 
zwingender Einreisehindernisse regelt. 

Zu § 59 

Absatz 1: Die Bestimmung entspricht der für Deutsche 
geltenden Vorschrift des § 3 PaßG über den Grenz-
übertritt. Die Pflicht, bei der Einreise und der Ausreise 
einen gültigen Paß mitzuführen und sich damit über 
die Person auszuweisen, ist für Deutsche in § 1 Abs. 1 
PaßG geregelt. Die Vorschrift insgesamt ist erforder-
lich als Bezugsnorm für die entsprechenden Ord-
nungswidrigkeitentatbestände des § 91 Abs. 2 Nr. 2 
und Abs. 3 Nr. 5. Für Deutsche gelten nach § 25 Abs. 2 
und 3 PaßG entsprechende Bußgeldvorschriften. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/6321  

Absatz 2: Die Frage, wann eine Einreise beendet ist, 
hat sowohl für die ausländerrechtliche als auch die 
strafgerichtliche Praxis erhebliche Bedeutung. In der 
gegenwärtigen strafgerichtlichen Praxis wird die Auf-
fassung vertreten, daß der Straftatbestand der Ein-
reise ohne die erforderlichen Papiere (§ 47 Abs. 1 Nr. 1 
AuslG 1965) auch an den zugelassenen Grenzüber-
gangsstellen schon mit dem Überschreiten der Grenze 
erfüllt ist, selbst wenn die Grenzkontrollstelle erst im 
Bundesgebiet liegt, wie es z. B. bei der Einreise auf 
dem Luft- oder Seeweg stets der Fall ist. Aus auslän-
derrechtlicher Sicht hingegen ist eine Einreise erst mit 
dem Passieren der Kontrollstelle beendet, weil bis zur 
Grenzkontrolle die aufenthaltsverhindernde Maß-
nahme der Zurückweisung möglich ist und möglich 
sein muß. Absatz 2 schreibt diese ausländerrechtlich 
gebotene Beurteilung auch für die strafgerichtliche 
Praxis verbindlich fest. 

Zu § 60 

Absatz 1: Die Zurückweisung ist die logische und 
zwingende Folge aus der Unerlaubtheit der Einreise. 
Die Zurückweisung erfordert nicht die posi tive Fest-
stellung, daß die Einreise des Ausländers materiell 
unerlaubt wäre. Dadurch würde der grenzüberschrei-
tende Verkehr unvertretbar beeinträchtigt und verzö-
gert. Deshalb obliegt es dem Ausländer nachzuwei-
sen, und zwar grundsätzlich durch Vorlage der ent-
sprechenden Dokumente, daß er die gesetzlich vorge-
schriebenen Einreisevoraussetzungen erfüllt. 

Eine Sonderregelung zu dieser Vorschrift trifft § 9 
AsylVfG. Asylsuchende können auch dann nicht zu-
rückgewiesen werden, wenn sie objektiv den Tatbe-
stand der unerlaubten Einreise erfüllen. 

Absatz 2: Nummer 1 entspricht dem § 18 Abs. 1 Satz 2 
AuslG 1965. 

Nummer 2 beruht auf den Erfahrungen der grenzpo-
lizeilichen Praxis. Nicht selten liegen bei Einreisen-
den Anhaltspunkte — z. B. das Fehlen ausreichender 
finanzieller Mittel für den angeblich beabsichtigten 
Urlaub — vor, die darauf schließen lassen, daß der 
beabsichtigte Aufenthalt jedenfalls nicht dem ange-
gebenen Zweck dienen soll. Die Befugnis, in derarti-
gen Fällen den Ausländer zurückzuweisen, muß zwei-
felsfrei im Gesetz klargestellt sein. Denn die Einreise 
unter dem Vorwand etwa eines bloßen Besuchsauf-
enthalts ist eine der gebräuchlichsten Methoden der 
illegalen Zuwanderung. Die Zurückweisung wegen 
eines anderen als des angegebenen Aufenthalts-
zwecks kommt nur in Betracht, soweit es sich um eine 
für die Entscheidung über den Aufenthalt erhebliche 
Zweckänderung handelt. Soweit der Ausländer ein 
Visum besitzt, muß zudem der Verdacht auf Umstän-
den beruhen, die von der Auslandsvertretung nicht 
oder nicht abschließend geprüft werden konnten. 

Absatz 3: Ausländer haben g rundsätzlich keinen 
Rechtsanspruch auf Erteilung einer Aufenthaltsge-
nehmigung. Ebensowenig steht ihnen grundsätzlich 
ein Rechtsanspruch auf Einreise zu. Die pauschal den 
Staatsangehörigen vieler — derzeit mehr als fünfzig 
— Staaten gewährte Befreiung vom Erfordernis der 

Aufenthaltsgenehmigung für Aufenthalte bis zu drei 
Monaten bezweckt lediglich die Erleichterung des 
grenzüberschreitenden Verkehrs und kurzfristiger 
Aufenthalte. In Übereinstimmung mit internationaler 
Rechtspraxis soll und kann sie aber nicht, schon weil 
sie nur auf das eine Kriterium der Staatsangehörigkeit 
abstellt, individuelle Rechtsansprüche auf Einreise 
und Aufenthalt begründen. Eine derart weitgehende 
Begünstigung gegenüber den ebenfalls nur auf Grund 
ihrer Staatsangehörigkeit visumspflichtigen Auslän-
dern wäre auch durch nichts sachlich gerechtfertigt. 
Das klarzustellen ist der Sinn und Zweck des Absat-
zes 3. 

Absatz 4 regelt, wohin der Ausländer zurückgewiesen 
werden kann. Nach Satz 1 hat die Zurückweisung 
auch künftig grundsätzlich in den Staat zu erfolgen, 
aus dem der Ausländer einzureisen versucht. Der im 
wesentlichen dem § 18 Abs. 4 Satz 3 AuslG 1965 ent-
sprechende Satz 2 erweitert den Kreis der Staaten, in 
die zurückgewiesen werden kann. Die ausländer-
rechtliche Praxis zeigt, daß gerade bei i llegal einrei-
senden Ausländern eine Wiederholungsgefahr be-
steht. Eine Zurückweisung in den Staat, aus dem der 
Ausländer einzureisen versucht, hat oft nicht den ge-
wünschten Erfolg, weil sie nur den nächsten Einreise-
versuch auslöst. Diese Gefahr ist besonders groß bei 
Ausländern, die auch in den Nachbarstaaten, aus de-
nen sie einreisen, kein Aufenthaltsrecht haben oder 
die sich dort allenfalls kurzfristig als Touristen aufhal-
ten dürfen. Wirksamer kann dieser Gefahr nur durch 
eine Zurückweisung in den Heimatstaat oder einen 
sonstigen Staat, der den Ausländer aufnehmen muß, 
begegnet werden. 

Absatz 5 entspricht § 18 Abs. 3 AuslG 1965. Die Ver-
weisung auf § 52 ergänzt den § 9 AsylVfG für die 
Fälle, in denen ein Asylbewerber vor Abschluß des 
Asylverfahrens ausgereist ist und wieder einreisen 
will. Die Verweisung auf § 53 Abs. 1 ist durch Artikel 3 
der VN-Konvention gegen Folter geboten. Diese Be-
stimmung gewährt jedoch — ebensowenig wie § 53 
Abs. 2 und 3 — im Unterschied zum Grundrecht auf 
Asyl nach Artikel 16 Abs. 2 Satz 2 GG kein materielles 
Zufluchtsrecht in das Bundesgebiet. Verboten ist nur 
die unmittelbare Rücküberstellung in den Staat, in 
dem die Gefahr besteht. Die Zurückweisung in andere 
Staaten ist uneingeschränkt zulässig. 

Zu § 61 

Absatz 1: Anders als die Zurückweisung ist die Zu-
rückschiebung keine Maßnahme, die eine Aufent-
haltsnahme verhindert, sondern in gleicher Weise wie 
die Abschiebung eine aufenthaltsbeendende Maß-
nahme. Gleichwohl unterliegt sie nicht den Regeln 
der Abschiebung. In Übereinstimmung mit dem gel-
tenden Recht sieht der Entwurf vielmehr vor, daß die 
Zurückschiebung sich nach den Regeln für die Zu-
rückweisung vollzieht, also ohne vorherige Andro-
hung und Fristsetzung durchgeführt wird. 

Die Zurückschiebung ermöglicht die unverzügliche 
und erleichterte Beendigung einer i llegalen Aufent-
haltsnahme. Sie ist ein unverzichtbares Mittel vor al-
lem in den Fällen, in denen Ausländer illegal die 
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Grenze außerhalb zugelassener Grenzübergangsstel-
len überqueren. In diesen Fä llen besteht nicht die 
Möglichkeit der Zurückweisung, selbst wenn der 
Ausländer auf frischer Tat betroffen wird. Denn die 
Zurückweisung unmittelbar an der Stelle, an der der 
Ausländer die Grenze überschritten hat, würde hier 
eine Grenzverletzung gegenüber dem Nachbarstaat 
darstellen. 

Satz 1 erweitert den Zeitraum, innerhalb dessen der 
Ausländer nach der unerlaubten Einreise ohne An-
drohung und Fristsetzung zurückgeschoben werden 
kann, auf sechs Monate. Die bisher geltende Frist von 
nur sieben Tagen ist unzureichend. Satz 2 entspricht 
Nr. 7 zu § 18 AuslVwV. Da es um die Verlängerung 
einer gesetzlichen Frist geht, erscheint es angemesse-
ner, die Regelung ins Gesetz zu übernehmen. 

Absatz 2: Nach der gegenwärtigen Rechtslage müs

-

sen rückübernommene Ausländer, die zur unverzügli-
chen Ausreise verpflichtet sind, grundsätzlich zu-
nächst der zuständigen Ausländerbehörde überstellt 
werden. Dieser Rechtszustand ist unbef riedigend, 
weil er zu nicht erforderlichen Transporten des Aus-
länders im Bundesgebiet und regelmäßig auch zu ver-
meidbaren Inhaftierungen des Ausländers führt. Die 
Regelung ermöglicht, derartige überflüssige Maßnah-
men künftig zu vermeiden. 

Die Vorschrift in Satz 2 beseitigt überdies Zweifel, die 
in der grenzpolizeilichen Praxis aufgetreten sind. Die 
gegenwärtig geltenden Regelungen lassen eine Aus-
legung zu, nach der auch in den Fällen einer durch 
Zurückweisung eines anderen Staates fehlgeschlage-
nen Ausreise eine Zurückweisung erfolgen kann. Er-
möglicht werden dadurch Irrfahrten und Irrflüge von 
Ausländern zwischen verschiedenen Staaten, die je-
weils die Einreise verweigern. Derartige Fälle sind 
vereinzelt auch praktisch geworden. Absatz 2 stellt 
klar, daß die wegen der Zurückweisung durch einen 
anderen Staat gescheiterte Ausreise kein Zurückwei-
sungsfall ist. Der Aufenthalt des Ausländers im Bun-
desgebiet ist als noch nicht beendet anzusehen. Des-
halb kommt nur eine Abschiebung in Betracht, die 
freilich voraussetzt, daß ein anderer Staat zur Auf-
nahme des Ausländers bereit oder verpflichtet ist. 

In den Fällen des Absatzes 2 hat der Ausländer das 
Bundesgebiet bereits tatsächlich verlassen oder zu 
verlassen versucht. Für eine erneute Fristsetzung oder 
Androhung besteht deshalb kein sachlicher Grund, 
sofern die Ausreisepflicht bereits vollziehbar ist. 

Absatz 3 entspricht § 18 Abs. 3 AuslG 1965. Anders als 
§ 60 Abs. 5 verweist Absatz 3 auch auf § 53 Abs. 2 und 
3, weil die Zurückschiebung eine aufenthaltsbeen-
dende Maßnahme ist. 

Zu 62 

Die Vorschrift übernimmt im wesentlichen die derzeit 
in § 19 AuslG 1965 enthaltene Regelung. Ausländern 
steht in gleicher Weise wie Deutschen g rundsätzlich 
das Recht zur freien Ausreise zu. Der Entwurf verdeut-
licht das, indem er abweichend von § 19 Abs. 2 AuslG 
1965 nicht mehr enumerativ die auch für Deutsche 
geltenden Beschränkungen der Ausreisefreiheit auf

-

zählt, sondern auf den § 10 des Paßgesetzes ver-
weist. 

Im derzeit geltenden Ausländerrecht ist nicht eindeu-
tig geklärt, auf welcher Grundlage die i llegale Ein-
reise in andere Staaten verhindert werden kann. Eine 
solche Möglichkeit muß, nicht zuletzt auch aus außen-
politischen Gründen, gegeben sein, zumal die Bun-
desrepublik Deutschland von anderen Staaten das-
selbe erwartet. Deshalb ist ein entsprechender Ausrei-
severbotstatbestand als einziger speziell für Auslän-
der geltender aufgenommen worden. 

Sechster Abschnitt: Verfahrensvorschriften 

Zu 63 

Im Gegensatz zum geltenden Ausländergesetz ver-
zichtet der Entwurf weitestgehend auf die Regelung 
der örtlichen und funktionellen Zuständigkeit, insbe-
sondere soweit die ausländerrechtlichen Bestimmun-
gen von den Ländern ausgeführt werden. Dieser Ver-
zicht entspricht der den Ländern vom Grundgesetz 
zugewiesenen Verwaltungskompetenz. 

Absatz 1 hat im wesentlichen nur informatorischen 
Charakter. Der Rechtssuchende soll dem Gesetz ent-
nehmen können, an welche Behörde er sich zu wen-
den hat. 

Absatz 2 regelt die subsidiäre Zuständigkeit des Bun-
des zur Bestimmung der zuständigen Ausländerbe-
hörde für die Fälle, in denen entweder ein hinreichen-
der Anknüpfungspunkt im Bundesgebiet fehlt oder 
die zuständige Ausländerbehörde nach den Länderre-
gelungen nicht eindeutig feststeht. 

Absatz 3 entspricht § 20 Abs. 4 Satz 1 AuslG 1965. 

Absatz 4 faßt die Zuständigkeiten der mit der polizei

-

lichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs 
betrauten Behörden zusammen. 

Absatz 5: Aus datenschutzrechtlichen Gründen wer

-

den die für erkennungsdienstliche Maßnahmen zu-
ständigen Behörden abschließend genannt. 

Absatz 6: Die Vorschrift übernimmt und ergänzt die 
gegenwärtig in § 20 Abs. 6 AuslG 1965 enthaltene 
Regelung. 

Zu 64 

Absatz 1 übernimmt die derzeit in Nummer 7 zu § 15 
AuslVwV enthaltenen Regelungen. 

Absatz 2 soll widersprüchliches Verwaltungshandeln 
gegenüber Ausländern ohne erforderliche Aufent-
haltsgenehmigung verhindern. 

Absatz 3 übernimmt die derzeit in Nummer 18 zu § 10 
und Nummer 19 zu § 13 AuslVwV enthaltenen Be

-

stimmungen als Einvernehmensregelungen. In der 
Verwaltungsvorschrift soll ergänzend geregelt wer

-

den, daß in allen Fällen, in denen der Verdacht be

-

steht, daß der Ausländer eine strafbare Handlung be- 
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Bangen hat, vor einer Ausweisung oder Abschiebung 
die Staatsanwaltschaft zu beteiligen ist. 

Absatz 4: Diese Verordnungsermächtigung ist derzeit 
in § 26 Abs. 2 Nr. 1 AuslG 1965 enthalten. Auf ihr 
beruht die Vorschrift des § 5 Abs. 5 DVAuslG, an der 
auch in Zukunft festgehalten werden soll. 

Zu § 65 

Absatz 1: Soweit Visumspflicht besteht, wird die Kon

-

trolle über die Zuwanderung von Ausländern vom 
Bund ausgeübt. Nach der Einreise steht die vom Bund 
getroffene Verwaltungsentscheidung grundsätzlich 
in der Disposition der zuständigen Landesbehörde. 
Die Entscheidung, ob und mit welchen Beschränkun

-

gen ein Visum erteilt wird, ist in Einzelfällen auch von 
spezifischen politischen Interessen des Bundes ab

-

hängig. Die Vorschrift soll gewährleisten, daß in die

-

sen Fällen die politischen Interessen des Bundes ge

-

wahrt werden können, auch wenn die Zuständigkeit 
für die ausländerrechtliche Entscheidung auf die Län

-

der übergegangen ist. 

Absatz 2: In Übereinstimmung mit Artikel 84 Abs. 5 
GG gibt die Vorschrift dem Bund die Möglichkeit, 
seine Interessen im Wege der Einzelweisung durchzu-
setzen. Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dem 
derzeit geltenden § 25 Abs. 1 AuslG 1965. Sie betrifft 
ausschließlich das Bund-Länder-Verhältnis, nicht die 
Ausführung des Gesetzes durch Bundesbehörden. 

Absatz 3 übernimmt § 25 Abs. 2 AuslG 1965. 

Zu § 66 

Absatz 1 übernimmt die derzeit in § 23 Abs. 1 AuslG 
1965 enthaltene Regelung. Sie ist einerseits aus 
rechtsstaatlichen Gründen und andererseits aus 
Gründen der Rechtssicherheit und Rechtsklarheit ge-
boten. 

Absatz 2: Die in dieser Vorschrift bezeichneten Maß

-

nahmen werden außerhalb des Bundesgebiets gegen-
über Ausländern getroffen. Es entspricht der interna-
tionalen Übung und dem geltenden Ausländerrecht, 
daß sie weder mit einer Begründung noch mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung versehen werden müssen. 
Dadurch wird Ausländern jedoch nicht die Möglich-
keit genommen, die Maßnahmen anzufechten. 

Die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüber-
schreitenden Verkehrs beauftragten Behörden mit 
dem Erlaß schriftlicher Verfügungen zu belasten, 
scheidet von vornherein aus. Diese Behörden haben 
für die zügige Abwicklung des grenzüberschreiten-
den Verkehrs zu sorgen. Die Erteilung von Aufent-
haltsgenehmigungen und Paßersatzpapieren gehört 
nicht allgemein zu ihren Aufgaben. Insoweit haben 
sie nur eine auf Ausnahmefälle beschränkte subsi-
diäre Zuständigkeit. Dementsprechend können sie 
Ausländer mündlich darauf verweisen, sich mit ihrem 
Begehren an die zuständige Auslandsvertretung oder 
Ausländerbehörde zu wenden. 

Nicht aufgeführt sind in der Vorschrift die Zurückwei-
sung und die Zurückschiebung. Beide sind Vollstrek-
kungsmaßnahmen, die als solche ohne eine schriftli-
che Begründung oder Rechtsbehelfsbelehrung zuläs-
sig sind. 

Absatz 3: Der Sinn und Zweck des Verbots oder der 
Beschränkung einer Erwerbstätigkeit ist im allgemei-
nen so offenkundig, daß eine Begründung sich ohne-
hin in Standardformeln ohne zusätzlichen Aussage-
wert erschöpfen würde. Zur Entlastung der Auslän-
derbehörden kann deshalb auf eine Begründung ver-
zichtet werden, ohne dadurch das Rechtsschutzinter-
esse der Ausländer zu beeinträchtigen. Ebensowenig 
kann von der Ausländerbehörde verlangt oder erwar-
tet werden, daß sie die in Verwaltungsvorschriften all-
gemein oder für bestimmte Fallgruppen vorgesehe-
nen Beschränkungen nochmals in jedem Einzelfall 
begründet. 

Zu § 67 

Absatz 1 beschränkt die Pflicht der mit der Ausfüh

-

rung des Gesetzes betrauten Behörden und Gerichte 
zur Sachverhaltsaufklärung grundsätzlich auf das 
Bundesgebiet. Behörden und Gerichte wären 
schlechthin überfordert, wenn sie alle rechtlichen, 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse in anderen 
Staaten und die Auswirkungen dieser Verhältnisse 
auf einzelne Ausländer zu beurteilen hätten. Auch die 
Auslandsvertretungen wären dazu nur sehr bedingt in 
der Lage, zumal ihrer über den diplomatischen und 
konsularischen Bereich hinausgehenden Tätigkeit 
auch völkerrechtliche Grenzen gesetzt sind. Überdies 
bedeutete eine uneingeschränkte Pflicht zur Sachver

-

haltsaufklärung im Ausland einen unvertretbaren 
Verwaltungsaufwand und eine unvertretbare Verzö

-

gerung der ausländerrechtlichen Entscheidung. Die 
tatsächlichen Entscheidungsgrundlagen für eine im 
Einzelfall erforderlich werdende Feststellung, ob das 
Abschiebungshindernis drohender Todesstrafe vor

-

liegt, kann nur der Bund liefern. Dem trägt die Rege

-

lung des Satzes 2 Rechnung. 

Absatz 2: Die Vorschrift hat im wesentlichen nur klar

-

stellende Bedeutung. Sie verdeutlicht für die Fälle, in 
denen die Aufenthaltsgenehmigung Straffreiheit oder 
das Nichtvorliegen eines Ausweisungsgrundes vor-
aussetzt, daß diese Voraussetzungen nicht schon des-
halb gegeben sind, weil im Zeitpunkt der Antragstel-
lung oder Entscheidung keine rechtskräftige Verur-
teilung vorliegt. Materieller Ausweisungs- und Versa-
gungsgrund ist die Begehung der Straftat, auch soweit 
der Entwurf an die Verurteilung anknüpft. Sofern des-
halb der Antrag noch nicht entscheidungsreif ist, muß 
das Verwaltungsverfahren ausgesetzt werden. 

Zu § 68 

Absatz 1: Die Bestimmung entspricht dem § 6 Asyl

-

VfG. Sie dient der Erleichterung des ausländerrecht-
lichen Verwaltungsverfahrens. In den Fällen, in de-
nen der Minderjährige einen Asylantrag gestellt hat, 
soll sie gewährleisten, daß die asyl- und die aufent- 
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haltsrechtliche Frage in einem Verfahren entschieden 
werden können. Die Vorschrift ergibt sich aber auch 
als Konsequenz daraus, daß der Entwurf Ausländern 
ab Vollendung ihres 16. Lebensjahres eigene Rechts-
ansprüche auf eine Aufenthaltsgenehmigung und den 
Regel-Anspruch auf erleichterte Einbürgerung ein-
räumt. 

Absatz 2: Zur Überstellung ausländischer Kinder und 
Jugendlicher, die sich nicht in Begleitung ihrer Eltern 
befinden, in ihren Heimatstaat bedarf es grundsätz-
lich nicht der Einschaltung des Jugendamtes oder des 
Vormundschaftsgerichts. Die Vorschrift des Absat-
zes 2 stellt dies klar. Für sie besteht ein praktisches 
Bedürfnis im Hinblick darauf, daß in den letzten Jah-
ren zunehmend unbegleitete Minderjährige ins Bun-
desgebiet eingereist sind. Unberührt bleiben die 
zwingenden Zurückweisungs-, Zurückschiebungs- 
und Abschiebungshindernisse, die jeden Ausländer 
ohne Rücksicht auf sein Alter und seine verwaltungs-
verfahrensrechtliche Handlungsfähigkeit schützen. In 
der Verwaltungsvorschrift wird geregelt, daß die zu-
ständigen Behörden die zum Schutz der Minderjähri-
gen beim Vollzug der Maßnahmen möglichen und 
erforderlichen Vorkehrungen zu treffen haben. 

Absatz 3 ist für die einheitliche Anwendung des Aus-
länderrechts geboten. Satz 2 stellt klar, daß die Rege-
lung des Satzes 1 auf diesen Zweck beschränkt ist. 

Absatz 4: Minderjährige unter sechzehn Jahren sind 
mangels verwaltungsverfahrensrechtlicher Hand-
lungsfähigkeit nicht in der Lage, selbst die erforderli-
chen Anträge zur Erfüllung der Aufenthaltsgenehmi-
gungs- und Paßpflicht zu stellen. Absatz 4 verpflichtet 
deshalb die gesetzlichen Vertreter und etwaige an-
dere Betreuungspersonen zur Vornahme der notwen-
digen Verfahrenshandlungen für den Minderjähri-
gen. 

Zu § 69 

Absatz 1: Die Vorschrift des Satzes 1 entspricht dem 
§ 21 Abs. 1 Satz 2 AuslG 1965, allerdings mit der 
Beschränkung auf die Fälle, in denen der Ausländer 
nicht verpflichtet ist, die Aufenthaltsgenehmigung vor 
der Einreise einzuholen. 

Die Regelung des Satzes 2 ist durch den Wegfall der 
Altersgrenze für die Aufenthaltsgenehmigungspflicht 
erforderlich. 

Absatz 2: Derzeit knüpft § 21 Abs. 3 AuslG 1965 an 
jede Beantragung der Erteilung und Verlängerung 
der Aufenthaltserlaubnis die Fiktion der Rechtmäßig-
keit des Aufenthalts. Nach der Rechtsprechung er-
langt der Ausländer damit im wesentlichen denselben 
Status, wie ihn die Aufenthaltserlaubnis gewährt. Ei-
ner so weitgehenden Begünstigung bedarf es nicht. 
Insbesondere ist an diesem Rechtszustand unbefriedi-
gend, daß er Umgehungen der Visumspflicht ermög-
licht. Denn nach der Rechtsprechung erlischt die 
Rechtmäßigkeit des Aufenthalts nach § 21 Abs. 3 
AuslG 1965 nicht durch die Ausreise, so daß der Aus-
länder bei der Wiedereinreise selbst dann keinen 
Sichtvermerk benötigt, wenn er zuvor ohne erforder-
lichen Sichtvermerk eingereist war. 

Die Belange des Ausländers, der ohne Visum oder mit 
einem ohne Zustimmung der Ausländerbehörde er-
teilten Visum einreist und erstmals im Bundesgebiet 
eine Aufenthaltsgenehmigung beantragt, sind ausrei-
chend geschützt, wenn ihm bis zur Entscheidung der 
Ausländerbehörde der weitere Aufenthalt in deren 
Amtsbezirk ermöglicht wird. Dementsprechend sieht 
Satz 1 als Folge der Antragstellung eine gesetzliche 
Duldung i. S. d. §§ 55 und 56 vor, die also z. B. auch 
gem. § 56 Abs. 4 mit der Ausreise erlischt. Satz 2 
schließt die gesetzliche Duldung für die Fälle aus, in 
denen von vornherein zu verneinen ist, daß der An-
trag positiv beschieden wird. In den Fällen der Nr. 2 
kommt es — wie sich aus § 72 Abs. 2 ergibt — für den 
Ausschluß der gesetzlichen Duldung weder auf die 
Bestandskraft noch die Vollziehbarkeit der Auswei-
sung oder des sonstigen Verwaltungsaktes an. Die 
Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht bestimmt sich al-
lein nach der Vollziehbarkeit dieses Verwaltungsak-
tes. 

Die gesetzliche Duldung nach Satz 1 soll weder zu-
gunsten noch zu Lasten des Ausländers für einen län-
geren Zeitraum bestehen bleiben können. In der Ver-
waltungsvorschrift wird deshalb geregelt, daß die 
Ausländerbehörden unverzüglich über die Erteilung 
der Aufenthaltsgenehmigung zu entscheiden haben. 

Absatz 3: Ausländer, deren Einreise die Ausländerbe-
hörde zugestimmt hat oder die sich bereits seit sechs 
Monaten rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten, sol-
len grundsätzlich ihren Status behalten, bis über ihren 
Antrag entschieden ist. Dasselbe gilt für die Fälle des 
Absatzes 1. Insoweit wird deshalb die gegenwärtige 
Regelung des § 21 Abs. 3 AuslG 1965 übernommen. 
Die Rechtmäßigkeitsfiktion soll auch eintreten, wenn 
der Ausländer verspätet, d. h. nach Ablauf der Gel-
tungsdauer, die Verlängerung der Aufenthaltsgeneh-
migung beantragt. Dagegen tritt die Wirkung nicht 
ein, wenn der Ausländer aus anderen Gründen — 
etwa durch eine Ausweisung — ausreisepflichtig 
wird. 

Die Rechtmäßigkeitsfiktion hat dieselbe Rechtswir-
kung wie die Befreiung von der Aufenthaltsgenehmi-
gungspflicht. Der Aufenthalt ist ohne Genehmigung 
erlaubt, der Ausländer nicht ausreisepflichtig. 

Zu § 70 

Die Vorschrift dient der Konzentration und Beschleu-
nigung der ausländerrechtlichen Verwaltungsverfah

-

ren. 

Absatz 1 Satz 1 regelt zunächst die Darlegungslast. 
Die Vorschrift dient der Entlastung der mit der Aus-
führung des Gesetzes be trauten Behörden, insbeson-
dere auch der für die Visaerteilung zuständigen Aus-
landsvertretungen. Die Darlegungslast des Auslän-
ders ergibt sich schon daraus, daß seine persönlichen 
Belange und Verhältnisse letztlich nur ihm selbst be-
kannt sind. Darüber hinaus regelt die Vorschrift die 
vom Ausländer zu erbringenden Nachweise. Diese 
Nachweispflicht ist auf das begrenzt, wozu der Aus-
länder Zugang hat und was er im übrigen zu leisten 
imstande ist. 
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Die Sätze 2 und 3 geben der Ausländerbehörde die 
Möglichkeit, dem Ausländer eine Präklusionsfrist zu 
setzen. Die Präklusionswirkung ist jedoch auf das er-
ste Verwaltungsverfahren beschränkt, wie sich aus 
Absatz 2 ergibt. 

Absatz 2 übernimmt die Regelungen des Absatzes 1 
für das Widerspruchsverfahren. Nach Ablauf der 
Präklusionsfrist kann der Ausländer ein weiteres Vor-
bringen nur noch gerichtlich geltend machen. 

Absatz 3 bezweckt die Beschleunigung der Verwal-
tungsverfahren zur Aufenthaltsbeendigung. Es be-
deutet eine unvertretbare Verzögerung, wenn zu-
nächst die Frage der Ausreisepflicht bis zur Bestands-
kraft geklärt und anschließend nochmals das Verwal-
tungsverfahren zur Frage einer Abschiebung eröffnet 
wird. Beide Fragen sind in demselben Verfahren zu 
klären. Auch durch ein neues Vorbringen kann der 
Ausländer nach Abschluß des Widerspruchsverfah-
rens nicht erreichen, daß die Behörde den Fa ll  noch-
mals aufgreifen muß. Der Ausländer wird insoweit auf 
den Gerichtsweg verwiesen. 

Absatz 4: Die zuständige Behörde muß die Möglich-
keit haben, vor Entscheidungen über Maßnahmen für 
oder gegen den Ausländer, diesen selbst zu hören. Sie 
muß sich etwa auch über seine Identität vergewissern 
können. Auf die Möglichkeit, das persönliche Erschei-
nen anzuordnen, kann deshalb nicht verzichtet wer-
den. Eine entsprechende Regelung trifft etwa auch § 6 
Abs. 3 Satz 1 PaßG. 

Zu 71 

Absatz 1: In Übereinstimmung mit dem derzeit gelten-
den Recht gewährt der Entwurf Ausländern nicht die 
Möglichkeit, erst an der Grenze die erforderliche Auf-
enthaltsgenehmigung und den erforderlichen Paß zu 
beantragen. Vielmehr können Ausländer diese An-
träge nur entweder im Ausland bei einer Auslandsver-
tretung oder im Bundesgebiet bei einer Ausländerbe-
hörde stellen. Die in § 58 Abs. 2 vorgesehene grenz-
polizeiliche Ausnahmezuständigkeit dient aus-
schließlich der Wahrung staatlicher Interessen, ohne 
einen dritten Verfahrensweg zu eröffnen. Dement-
sprechend ist die Grenzpolizei auch nicht verpflichtet, 
eine anfechtbare Sachentscheidung zu treffen. Sie 
kann sich vielmehr darauf beschränken, den Auslän-
der an die zuständige Behörde zu verweisen. 

Absatz 2 dient der Straffung und Beschleunigung der 
Widerspruchs- und Gerichtsverfahren durch Konzen-
tration auf die zunächst allein entscheidungserhebli-
che Frage. Bedeutung hat die Vorschrift vor allem bei 
Verstößen gegen die Visumspflicht. Die Wirksamkeit 
der Visumspflicht als Instrument zur Kontrolle der Zu-
wanderung von Ausländern beruht im wesentlichen 
darauf, daß die materielle Frage, ob der Ausländer 
sich im Bundesgebiet aufhalten darf oder nicht, ge-
prüft und entschieden wird, bevor der Ausländer ein-
reist. An diesem Prinzip muß grundsätzlich festgehal-
ten werden. Die Vorschrift ist deshalb geboten, um 
sowohl die Effektivität der Visumspflicht als auch die 
rechtliche Gleichbehandlung aller visumspflichtigen 
Ausländer zu gewährleisten. Satz 2 entspricht der ge-

genwärtig in Nr. 3 zu § 5 AuslVwV enthaltenen Rege-
lung, die sachgerecht und erforderlich ist und deshalb 
gesetzlich festgeschrieben werden so ll . 

Absatz 3: Die Duldung ist nicht dazu geschaffen, daß 
eine vollziehbare Ausreisepflicht wieder in Frage ge-
stellt werden kann. Die Versagung der Duldung ist 
keine zusätzliche Beschränkung von Rechten des 
Ausländers, sondern die Ablehnung, die bestehende 
Rechtslage zugunsten des Ausländers zu ändern. Un-
berührt bleibt die Möglichkeit, auf gerichtlichem 
Wege, sei es durch Klage, sei es im Verfahren des 
vorläufigen Rechtsschutzes, eine Duldung zu errei-
chen. 

Darüber hinaus schließt die Vorschrift nicht den Wi-
derspruch überhaupt, sondern nur eine wiederholte 
Einlegung des Widerspruchs aus. Die Duldung setzt 
notwendig eine vollziehbare Ausreisepflicht voraus. 
Der Ausländer hatte deshalb vor Versagung der Dul-
dung die Möglichkeit, im Widerspruchsverfahren so-
wohl die Ausreisepflicht als auch etwaige Abschie-
bungshindernisse prüfen zu lassen. 

Zu § 72 

Absatz 1: Derzeit haben Widerspruch und Klage ge-
gen jede Versagung der Aufenthaltserlaubnis oder 
Aufenthaltsberechtigung keine aufschiebende Wir-
kung. Das gleiche gilt nach der Rechtsprechung für 
die bei der Erteilung oder Verlängerung der Aufent-
haltserlaubnis oder Aufenthaltsberechtigung verfüg-
ten Beschränkungen. Andererseits muß derzeit bei 
Ausweisungen unabhängig von der Schwere des Aus-
weisungsgrundes die sofortige Vollziehbarkeit stets 
im Wege der Einzelentscheidung angeordnet wer-
den. 

Durch Absatz 1 wird die aufschiebende Wirkung der 
Rechtsbehelfe auf die Fälle ausgeweitet, aber auch 
beschränkt, in denen es der Rechtsstellung des Aus-
länders wie auch dem Verfügungsgrund nach ange-
messen ist. 

Absatz 2: Die Frage, ob Widerspruch und Klage gegen 
einen Verwaltungsakt diesem bis zum Eintritt der Be-
standskraft nur die Vollziehbarkeit oder auch die 
Wirksamkeit nehmen, ist für das Ausländerrecht kei-
neswegs nur theoretischer Natur, soweit es um die 
Rechtmäßigkeit des Aufenthalts geht. Das gilt einmal 
im Hinblick auf die Regelung des Familiennachzuges, 
die vorsieht, daß Familienangehörige nur zu Auslän-
dern mit rechtmäßigem Aufenthalt nachziehen dür-
fen. Zum anderen gilt es für die Wiederkehroption 
und alle sonstigen Fälle, in denen Rechtsansprüche 
und Begünstigungen an die Dauer des rechtmäßigen 
Aufenthalts anknüpfen. Deshalb stellt Absatz 2 klar, 
daß die Rechtmäßigkeit des Aufenthalts mit Erlaß ei-
ner entsprechenden Verfügung ungeachtet ihrer An-
fechtung endet. Soweit der Ausländer mit Wider-
spruch oder Klage Erfolg hat, gewährleistet die ex 
tunc-Wirkung der Aufhebung, daß die Unterbre-
chung der Rechtmäßigkeit des Aufenthalts besei tigt 
wird. 
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Zu § 73 

Absatz 1: In einem Rechtssystem, das dem einzelnen 
Handlungs- und Gewerbefreiheit garantiert, trägt je-
der einzelne notwendig zunächst selbst das Risiko der 
tatsächlichen und rechtlichen Durchführbarkeit sei-
ner Handlungen. Dementsprechend trägt auch ein 
Beförderungsunternehmer, der Personen in einen an-
deren Staat befördern wi ll, das Risiko, daß den Perso-
nen dort  die Einreise verweigert wird. Diese Risiko-
verteilung erweist sich als sachgerecht auch im Hin-
blick darauf, daß es der Beförderungsunternehmer ist, 
der einerseits erst die Notwendigkeit eines etwaigen 
Rücktransports veranlaßt, indem er seine Fahrgäste 
an die Grenze schafft, und der sich andererseits von 
diesem Risiko ohne weiteres entlasten kann, indem er 
von vornherein nur Personen befördert, die einen et-
waigen Rücktransport zu bezahlen in der Lage sind. 

Als Konsequenz dieser sachlich gebotenen Risikobe-
lastung des Beförderungsunternehmers regelt Absatz 
1 die Rücktransportpflicht in Übereinstimmung mit 
§ 18 Abs. 4 Satz 1 AuslG 1965. 

Absatz 2: Die zeitlich auf drei Jahre verlängerte Rück-
transportpflicht ist gegenüber § 18 Abs. 4 Satz 2 AuslG 
1965 um die Fälle der Beförderung ohne erforderli-
chen Paß sowie der Berufung auf die beiden zwingen-
den Zurückweisungshindernisse des § 53 Abs. 1 und 4 
ergänzt worden. 

Absatz 3 entspricht dem § 18 Abs. 4 Satz 3 AuslG 
1965. 

Zu § 74 

Absatz 1: Satz 1 beschränkt schon kraft Gesetzes das 
Recht der Beförderungsunternehmer, Ausländer auf 
dem Luft- oder Seeweg ins Bundesgebiet zu beför-
dern. Auch ohne besondere Anordnung dürfen künf-
tig Ausländer nicht mehr befördert werden, deren 
Einreise mangels der beiden wesentlichen Einreise-
voraussetzungen eines Passes und eines Visums uner-
laubt wäre. Bisher kann diese Beschränkung nach 
§ 18 Abs. 5 Satz 1 AuslG 1965 nur durch den Bundes-
minister des Innern im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Verkehr verfügt werden. Dabei bleibt 
es nach Satz 2 für die Beförderung auf einem sonsti-
gen Wege, d. h. dem Landweg und dem Binnenwas-
serweg. 

Absatz 2 vereinfacht und erleichtert die bisher in § 18 
Abs. 5 AuslG 1965 enthaltene Regelung. Im Hinblick 
darauf, daß Ausländer ohne erforderliches Visum zu-
nehmend in Bussen an die Grenze befördert werden, 
ist die Regelung auf den Landweg ausgedehnt wor-
den. 

Absatz 3: Nur durch die vorgesehene Anordnung 
kann verhindert werden, daß einerseits Ausländer 
während des Transportes ihre Pässe vernichten und 
daß andererseits die Beförderungsunternehmer sich 
unter Hinweis auf diese Möglichkeit von ihrer Verant-
wortlichkeit zu entlasten suchen. 

Absatz 4 gewährleistet, daß die einschneidenden 
Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 nur ge troffen 
werden, wenn ein zureichender Anlaß besteht. 

Zu § 75 

Absatz 1: Nach der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts (Urteil vom 15. Dezember 1983 —
1 BvR 209 u. a. —, BVerfGE 65, 1 ff.) bedarf die 
zwangsweise Erhebung personenbezogener Daten ei-
ner bereichsspezifischen gesetzlichen Ermächti-
gungsgrundlage. Dieser Forderung wird mit der Vor-
schrift entsprochen. 

Die Ausländerbehörden, die Auslandsvertretungen 
und die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüber-
schreitenden Verkehrs beauftragten Behörden haben 
darüber zu entscheiden, ob und ggf. mit welchen 
Maßgaben Ausländern unter Wahrung der öffentli-
chen Interessen Einreise und Aufenthalt im Bundes-
gebiet erlaubt werden kann oder soll. Die Ausländer-
behörden müssen darüber hinaus prüfen, mit welchen 
Maßnahmen eine Gefährdung oder Beeinträchtigung 
öffentlicher Interessen durch den Aufenthalt eines 
Ausländers begegnet werden soll. Die Aufgabe der 
mit der Ausführung des Ausländergesetzes betrauten 
Behörden, die öffentlichen Interessen zu wahren, ist 
zudem nicht auf einen bestimmten Kreis öffentlicher 
Interessen beschränkt, sondern umfaßt alle öffentli-
chen Interessen. Diese Aufgabe kann nur wahrge-
nommen werden, wenn die Behörden das Recht ha-
ben, zum Zwecke der Ausführung des Gesetzes per-
sonenbezogene Daten zu erheben. 

Absatz 2 regelt den Grundsatz und seine Ausnahmen, 
daß die erforderlichen Daten zunächst beim Betroffe-
nen zu erheben sind. 

Absatz 3: Einer Auskunftspflicht unterliegen Auslän-
der nach dem Entwurf nur ausnahmsweise, etwa in 
den Fällen des § 38, sofern von den Ermächtigungen 
Gebrauch gemacht und eine Anzeigepflicht einge-
führt wird, oder nach § 42 Abs. 5. Grundsätzlich steht 
es jedoch den Ausländern frei, ob sie die für auslän-
derrechtliche Entscheidungen erforderlichen Anga-
ben machen wollen. Sind sie dazu nicht bereit, unter-
bleibt allerdings die beantragte begüns tigende Maß-
nahme oder die Berücksichtigung ihrer Verhältnisse 
bei der Entscheidung über belastende Maßnahmen. 
Insoweit ist die Auskunftserteilung eine Obliegenheit 
der Ausländer. Die Hinweispflicht darauf ist in § 70 
Abs. 1 geregelt. 

Zu § 76 

Absatz 1: Die Ausländerbehörden haben die Aufgabe, 
durch aufenthaltsrechtliche Maßnahmen die öffentli-
chen Interessen zu schützen. Sie können diese Auf-
gabe jedoch nur erfüllen, soweit andere Behörden sie 
über relevante Umstände unterrichten. Deshalb sieht 
Satz 1 eine entsprechende Mitteilungspflicht vor. 

Absatz 2: Der illegale Aufenthalt, der Verstoß gegen 
eine räumliche Beschränkung und das Vorliegen son

-

stiger Ausweisungsgründe sind grundsätzlich Um- 
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stände von so wesentlicher Bedeutung, daß die Aus-
länderbehörde in jedem Einzelfall davon Kenntnis er-
halten muß. Deshalb schreibt Satz 1 die entspre-
chende Mitteilungspflicht gesetzlich fest. Die in Satz 2 
vorgesehene Unterrichtung der Polizei soll ermögli-
chen, daß unverzüglich die erforderlichen Maßnah-
men gegen den Ausländer ge troffen werden kön-
nen. 

Absatz 3: Die unverzügliche Unterrichtung der Aus-
länderbehörde in den genannten Fällen ist erforder-
lich, damit die Ausländerbehörde ggf. eine anste-
hende Entscheidung über die Aufenthaltsgenehmi-
gung aussetzen kann. 

Absatz 4 schafft eine gesetzliche Grundlage für die 
derzeit in der Anlage III zur allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zum Ausländergesetz geregelten Mit-
teilungspflichten. 

Absatz 5 bis 8 tragen umfassend den datenschutz-
rechtlichen Belangen bei der erforderlichen Übermitt-
lung von Daten an  die mit der Ausführung des Aus-
länderrechts be trauten Behörden Rechnung. 

Zu § 77 

Absatz 1 entspricht § 13 Abs. 3 Satz 1 AsylVfG. 

Absatz 2 enthält die datenschutzrechtliche Regelung 
über die Aufbewahrung der Unterlagen. 

Absatz 3 entspricht § 13 Abs. 3 Satz 3 AsylVfG. 

Absatz 4 enthält die dem § 13 Abs. 2 AsylVfG entspre-
chende Vernichtungsregelung. 

Zu 78 

Die Vorschrift regelt die datenschutzrechtlichen 
Grenzen der Datenübermittlung. Absatz 2 und 3 über-
nimmt die mit dem Gesetz zur Bekämpfung der ille-
galen Beschäftigung vom 15. Dezember 1981 (BGBl. I 
S. 1390) in das Ausländergesetz als § 48 a eingefügten 
Bestimmungen, allerdings verkürzt durch eine weit-
gehende Verweisung auf § 233b AFG. Auf die Vor-
schrift kann nicht verzichtet werden, weil die i llegale 
Beschäftigung von Ausländern unverminde rt  ein Pro-
blem von erheblicher Bedeutung ist. 

Zu § 79 

Die Vorschrift enthält die datenschutzrechtlichen Re-
gelungen über die Speicherung und Löschung von 
Daten. 

Zu § 80 

Absatz 1 gibt Ausländern einen grundsätzlichen An-
spruch auf Auskunft über die Daten, die über ihn 
gespeichert sind. 

Absatz 2 bis 6 regelt die Grenzen dieses Auskunfts-
rechts. 

Zu 81 

Absatz 1 bis 4: Hinsichtlich der Gebühren folgt der 
Entwurf weitgehend dem Regelungsprinzip des Aus-
ländergesetzes von 1965. Im Gesetz selbst werden 
danach nur mögliche gebührenpflichtige Tatbestände 
und Gebührenhöchstsätze bestimmt. Die endgültige 
Festlegung der gebührenpflichtigen Amtshandlun-
gen und der Höhe der Gebühren bleibt der Regelung 
durch Rechtsverordnung überlassen. Der Entwurf 
selbst gibt nur insoweit Auskunft über die tatsächliche 
Höhe der künftigen Gebühren, als § 99 Abs. 2 bis zum 
Erlaß der Gebührenordnung die Gebühren auf die 
Hälfte der gesetzlichen Höchstbeträge festsetzt. 
Ebenso bleibt es der Regelung in der Gebührenord-
nung überlassen, in welchen Fällen auch künftig von 
der Erhebung einer Gebühr abgesehen wird. 

Absatz 5: Der Kostenaufwand für die behördliche Ent-
scheidungstätigkeit entsteht im wesentlichen schon 
durch die Bearbeitung der Anträge und nicht erst oder 
gar nur durch eine antragsgemäße Entscheidung. 
Dementsprechend sieht der Entwurf die Möglichkeit 
vor, in der Gebührenordnung eine Bearbeitungsge-
bühr für Anträge auf begüns tigende Maßnahmen ein-
zuführen. Die Höhe der Bearbeitungsgebühr ist ab-
hängig von der Höhe der für die Amtshandlung zu 
erhebenden Gebühr. Dadurch wird gewährleistet, 
daß Ausländer keine Bearbeitungsgebühr zu entrich-
ten haben, wenn sie nach der Gebührenordnung von 
der Gebührenpflicht befreit sind. Satz 3 stellt sicher, 
daß die Bearbeitungsgebühr den Ausländer bei Vor-
nahme der beantragten Amtshandlung nicht zusätz-
lich belastet. 

Absatz 6 übernimmt die derzeit in § 24 Abs. 5 AuslG 
1965 enthaltene Regelung. 

Absatz 7 entspricht § 24 Abs. 4 AuslG 1965. 

Zu 82 

Absatz 1: Wer Kostenschuldner der in § 81 bezeichne-
ten Gebühren und Auslagen ist, bestimmt sich nach 
§ 13 des Verwaltungskostengesetzes (VwKostG). Ab-
satz 1, der den gegenwärtig geltenden § 24 Abs. 6 
Satz 1 AuslG 1965 ersetzt, normiert eine weitere Ko-
stentragungspflicht und stellt klar, daß der Ausländer 
stets als Veranlasser dieser Maßnahmen im Sinne des 
§ 13 Abs. 1 Nr. 1 VwKostG anzusehen ist. 

Absatz 2: Die Regelung stellt klar, daß die Ausländer-
behörde eine zuständige Behörde im Sinne des § 13 
Abs. 1 Nr. 2 VwKostG ist. Sie berücksichtigt ferner 
den in der ausländerrechtlichen Praxis nicht seltenen 
Fall, daß Dritte erklären, für die rechtzeitige Ausreise 
eines Ausländers haften zu wollen. Gegenwärtig be-
gründen derartige Erklärungen keine Kostentra-
gungspflicht, so daß sie praktisch wertlos sind. 

Absatz 3: Satz 1 entspricht dem derzeit geltenden § 24 
Abs. 6 Satz 2 AuslG 1965. Die Vorschrift stellt klar, daß 
die Kosten, die bei der Einreisekontrolle entstehen, zu 
den vom Beförderungsunternehmer zu tragenden Ko-
sten gehören. Satz 2 erweitert die Kostenhaftung der 
Beförderungsunternehmer, die schuldhaft einem Be-
förderungsverbot zuwiderhandeln. 
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Absatz 4: Die Vorschrift faßt die derzeit in § 24 Abs. 6 a 
und b AuslG 1965 enthaltenen Regelungen zusam-
men. Sie schützt jedoch weitergehend nicht nur den 
Arbeitsmarkt, sondern dient auch der Bekämpfung 
der illegalen von vornherein nicht erlaubnisfähigen 
Beschäftigung von Ausländern. 

Absatz 5: Satz 1 übernimmt die derzeit in § 24 Abs. 6 
Satz 3 AuslG 1965 enthaltene Regelung für alle Ko-
stenschuldner. Satz 2 besei tigt eine in der Praxis ein-
getretene Rechtsunsicherheit. Die Regelung des Sat-
zes 3 soll auch verhindern, daß eingeschleuste Asyl-
bewerber die Fahrausweise der Schlepperorganisa-
tion überlassen können, die dann den Nutzen aus 
einer Rückvergütung zieht. 

Zu § 83 

Absatz 1: Die Vorschrift stellt klar, welche Kosten er-
stattungsfähig sind. Eine erhebliche Belastung der öf-
fentlichen Haushalte entsteht vor allem durch die 
amtliche Begleitung bei der Abschiebung. Auf eine 
Erstattung der Personalkosten kann deshalb nicht ver-
zichtet werden. 

Absatz 2 regelt den Umfang der Kostenhaftung der 
Beförderungsunternehmer, die nicht oder nicht 
schuldhaft gegen ein Beförderungsverbot verstoßen 
haben. 

Absatz 3: Die Verjährung der Ansprüche auf Gebüh-
ren, Auslagen und Kosten bestimmt sich nach § 20 
VwKostG. Die Bestimmung ergänzt diese Regelung 
lediglich um einen weiteren Unterbrechungsgrund. 

Zu § 84 

Absatz 1: Die schon in der bisherigen ausländerrecht-
lichen Praxis übliche Verpflichtungserklärung, für 
den Unterhalt eines Ausländers aufzukommen, eröff-
net nach derzeit geltendem Recht lediglich eine zivil-
rechtliche Regreßmöglichkeit. Dies entspricht nicht 
den Bedürfnissen der Verwaltungspraxis. Absatz 1 
begründet deshalb einen öffentlich-rechtlichen Er-
stattungsanspruch und bestimmt zugleich dessen Um-
fang. Die Haftung auch für die Versorgung im Krank-
heitsfall und bei Pflegebedürftigkeit ist tragbar. Der 
Verpflichtete soll insoweit veranlaßt werden, die übli-
chen Versicherungen abzuschließen. 

Absatz 2: Wegen der nicht unerheblichen Haftung 
sieht Satz 1 die Schriftform für die Verpflichtungser-
klärung vor. Satz 2 regelt die Vollstreckbarkeit. Satz 3 
stellt klar, wem der Anspruch zusteht. 

Absatz 3 und 4: Der in Absatz 1 geregelte Erstattungs-
anspruch kann nur rea lisiert werden, wenn die zu-
ständigen Stellen hinreichend informiert werden. Die 
Absätze 3 und 4 schaffen dafür die gesetzliche Rechts-
grundlage unter Berücksichtigung auch der Belange 
des Datenschutzes. 

Siebenter Abschnitt: Erleichterte Einbürgerung 

Zu 85 

Absatz 1 regelt die Voraussetzungen für den Regel

-

Anspruch auf die erleichterte Einbürgerung. 

Absatz 2 enthält die Erleichterung des allgemeinen 
Erfordernisses der gesicherten wirtschaftlichen Exi-
stenz. 

Zu § 86 

Absatz 1 faßt die Ausnahmefälle zusammen, in denen 
unter Hinnahme von Mehrstaatigkeit eingebürgert 
wird. 

Absatz 2 gibt den minderjährigen Ausländern die Ga
- rantie, daß sie eingebürgert werden, sobald sie voll-

jährig geworden und aus ihrer bisherigen Staatsange-
hörigkeit entlassen sind. 

Zu § 87 

Absatz 1: Die Regelung entspricht dem Sinn und 
Zweck der Bewährungszeit. 

Absatz 2: Die Vorschrift entspricht der für ausländer

-

rechtliche Entscheidungen geltenden Bestimmung 
des § 67 Abs. 2. 

Absatz 3: In diesen Fällen kann nicht generell davon 
ausgegangen werden, daß es sich um typische oder 
vereinzelte Jugendverfehlungen handelt. Deshalb 
muß es bei den allgemeinen Vorschriften bleiben. 

Zu § 88 

Auch durch die geringe Gebührenhöhe von 100 DM 
soll die Einbürgerung erleichtert werden. 

Zu § 89 

Die Vorschrift stellt klar, daß die §§ 85 —87 eine auf 
diese Fälle beschränkte Sonderregelung sind. 

Achter Abschnitt: Straf- und 
Bußgeldvorschriften 

Zu 90 

Absatz 1: Um die Einhaltung der ausländerrechtlichen 
Bestimmungen zu gewährleisten, sind die wich tigsten 
aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen auch künftig 
strafbewehrt. Die Vorschrift übernimmt im wesentli-
chen die derzeit geltenden Strafbestimmungen des 
§ 47 Abs. 1 AuslG 1965. 

Absatz 2 übernimmt den durch das Gesetz zur Be

-

kämpfung der illegalen Beschäftigung in das Aus

-

ländergesetz von 1965 als § 47 a eingefügten Straftat

-

bestand mit der Maßgabe, daß im Falle wiederholter 
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Tatbegehung oder bei Handeln zugunsten mehrerer 
Ausländer auf das qualifizierende Merkmal der Ent-
geltlichkeit verzichtet wird. 

Absatz 3: Wegen der besonderen Gefährlichkeit der 
Straftaten nach Absatz 2 ist es geboten, bereits den 
Versuch unter Strafe zu stellen. 

Absatz 4 und 5 entspricht § 47 Abs. 5 und 6 AuslG 
1965. 

Zu 91 

Die im Ausländergesetz geregelten Pflichten der Aus-
länder dienen dem Schutz öffentlicher Interessen. Der 
Verstoß gegen diese Pflichten stellt deshalb eine Ord-
nungswidrigkeit dar, die mit einem Bußgeld geahndet 
werden kann. Dementsprechend übernimmt die Vor-
schrift im wesentlichen die derzeit in § 48 AuslG 1965 
enthaltenen Regelungen und normiert die nicht straf-
baren Verstöße gegen das Ausländergesetz als Ord-
nungswidrigkeitentatbestände. 

Neunter Abschnitt: Übergangs- und 
Schlußvorschriften 

Zu 92 

Die Vorschrift sichert den Fortbestand sämtlicher vor 
dem Inkrafttreten des Gesetzes erworbenen Aufent-
haltsgewährungen. In formeller Hinsicht werden die 
Aufenthaltsrechte allerdings in diejenigen Aufent-
haltstitel überführt, die nach dem Entwurf für sie vor-
gesehen sind. Keiner ausdrücklichen Klarstellung im 
Gesetz bedarf, daß die Zeiten, in denen ein Ausländer 
im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nach dem bishe-
rigen Gesetz war, auf die nach diesem Gesetz erfor-
derlichen Zeiten des Besitzes eines bestimmten Auf-
enthaltstitels anzurechnen sind. 

Zu 93 

Absatz 1 gewährleistet, daß abgeschlossene auslän-
derrechtliche Verwaltungsverfahren von der Neure-
gelung des Ausländerrechts unberüh rt  bleiben. 

Absatz 2 stellt klar, daß die in § 27 ge troffene Rege-
lung auch für die nach dem bisherigen Ausländerge-
setz erteilten Aufenthaltsberechtigungen gilt. Im übri-
gen bleiben die allgemeinen Grundsätze über das 
Wiederaufgreifen des Verfahrens unberüh rt . 

Zu 94 

Absatz 1: Der bislang genehmigungsfreie rechtmä-
ßige Aufenthalt noch nicht sechzehn Jahre alter Aus-
länder soll durch die Einführung der Aufenthaltsge-
nehmigungspflicht nicht in Frage gestellt werden. 

Auch nach der Neuregelung des Ausländerrechts soll 
hinsichtlich dieser Ausländer, soweit sie sich bereits 
im Bundesgebiet aufhalten, in gleichem Umfang von 
einer Aufenthaltsbeendigung abgesehen werden 

können wie nach dem Ausländergesetz von 1965. Das 
gewährleistet die Regelung des Satzes 2. Darüber hin-
aus sollen die Länder gebeten werden, ihre bisherige 
großzügige Praxis gegenüber diesem Personenkreis 
beizubehalten. 

Absatz 2 gibt den Ausländern unter sechzehn Jahren 
ausreichend Zeit, sich auf die neue Rechtslage einzu-
stellen und die Aufenthaltsgenehmigung einzuho-
len. 

Absatz 3 ist wichtig für den Schutz der bisher erwor-
benen Rechtsstellung. Danach wird der bisher erlaub-
nisfreie Aufenthalt uneingeschränkt gleichgeste llt mit 
Zeiten des Besitzes einer Aufenthaltsgenehmigung. 
Da die Ausländer unter sechzehn Jahren aus den EG-
Staaten sowie den vier ehemaligen Anwerbestaaten 
Jugoslawien, Marokko, Türkei und Tunesien weiter-
hin vom Erfordernis der Aufenthaltsgenehmigung be-
freit bleiben sollen, findet Satz 1 auch auf diese künf-
tigen Befreiungen Anwendung. 

Zu 95 

Die Vorschrift gewährt den im Entwurf für die Zukunft 
vorgesehenen Schutz erteilter Aufenthaltsrechte vor 
einem automatischen Erlöschen infolge Paßverlustes 
auch für die Vergangenheit. Zugleich werden die 
Fälle bereinigt, in denen die im Bundesgebiet ansäs-
sigen ausländischen Jugendlichen nicht rechtzeitig zu 
Beginn der Aufenthaltserlaubnispflicht mit Vollen-
dung des 16. Lebensjahres den Antrag auf Aufent-
haltserlaubnis gestellt hatten, wodurch ihr Aufenthalt 
zwischenzeitlich illegal war und nicht sogleich verfe-
stigt werden konnte. Diese Regelung soll auch für die 
Zukunft zugunsten der Ausländer unter sechzehn 
Jahren gelten, die vom Erfordernis der Aufenthaltsge-
nehmigung befreit bleiben. 

Zu § 96 

Absatz 1 begünstigt die bei Inkrafttreten des Gesetzes 
im Bundesgebiet lebenden Ausländer, insbesondere 
ausländische Arbeitnehmer, die noch keinen verfe-
stigten Aufenthaltsstatus haben und derzeit arbeitslos 
sind. 

Absatz 2: Die Ehegatten der Ausländer, deren nach 
bisherigem Recht erteilte Aufenthaltserlaubnis als 
Aufenthaltserlaubnis neuen Rechts fortgilt, erhalten 
einen vom Zeitpunkt der Eheschließung unabhängi-
gen Rechtsanspruch auf Nachzug. 

Absatz 3 berücksichtigt die Fälle, in denen bei Inkraft-
treten des Gesetzes noch nicht über einen Antrag auf 
Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis entschieden 
ist. 

Zu 97 

Absatz 1 begründet für junge Ausländer, die sich bei 
Inkrafttreten des Gesetzes nur wegen Erfüllung ihrer 
Wehrpflicht außerhalb des Bundesgebiets aufhalten, 
einen Regelanspruch auf Rückkehr ins Bundesgebiet, 
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wenn entweder durch einen vorhandenen Arbeits-
platz eine wirtschaftliche Bindung oder wenn enge 
familiäre Bindungen zum Bundesgebiet fortbestehen. 
Die Bestimmung entspricht der gegenwärtig als Er-
messensregelung im Ausnahmekatalog vom Anwer-
bestopp enthaltenen Bestimmung. Dementsprechend 
soll die Wiederkehrmöglichkeit für künftige Wehr-
dienstleistende in der Verordnung nach § 10 Abs. 2 
geregelt werden. 

Absatz 2 regelt die Antragsfrist und stellt klar, daß der 
Rückkehranspruch nur dem Ausländer zusteht, des-
sen Aufenthaltsrecht ausschließlich wegen des wehr-
dienstbedingten Auslandsaufenthalts erloschen ist. 

Zu § 98 

Die Vorschrift enthält eine Altfallregelung zugunsten 
ehemaliger Asylbewerber und sonstiger Ausländer 
ohne Rückkehrmöglichkeit. 

Absatz 1: Begünstigt werden alle Ausländer, die sich 
bei Inkrafttreten des Gesetzes seit acht Jahren als 
Asylbewerber, abgelehnte Asylbewerber oder de 
facto-Flüchtlinge im Bundesgebiet aufhalten. Es ist 
nicht erforderlich, daß das Asylverfahren in diesem 
Zeitpunkt bereits abgeschlossen ist. Aufenthaltszei-
ten vor der Asylantragstellung bleiben außer Be tracht, 
um nicht die Ausländer zu begünstigen, die den Asyl-
antrag zur Abwendung einer Aufenthaltsbeendigung 
gestellt haben. 

Absatz 2 ermöglicht die Legalisierung des Aufenthalts 
auch der engen Familienangehörigen. 

Absatz 3: Bereits erlassene Ausweisungsverfügungen 
sollen nicht in Frage gestellt werden. Deshalb sind 
ausgewiesene Ausländer ebenso wie Straftäter gene-
rell von der Sonderregelung der Absätze 1 und 2 aus-
zunehmen. 

Absatz 4 überläßt es der Entscheidung der obersten 
Landesbehörde ohne Beteiligung des Bundes, ob und 
inwieweit generell nach den Absätzen 1 und 2 verfah

-

ren werden soll . 

Zu 99 

Einerseits soll das Inkrafttreten des neuen Ausländer-
gesetzes nicht durch die Ausarbeitung der erforderli-
chen Verordnungen verzögert werden. Andererseits 
sollen diese auch ohne unnötigen Zeitdruck erarbeitet 
werden können. Deshalb sieht die Vorschrift vor, daß 
die derzeit geltenden Verordnungen zunächst noch 
weitgehend in Kraft bleiben. 

Zu § 100 

Absatz 1 entspricht dem Gebot des Artikels 19 
Abs. 1 GG. 

Absatz 2 gewährleistet die Einhaltung des Arti-
kels 104 GG bei Freiheitsentziehungen. 

Zu § 101 

In Übereinstimmung mit Artikel 84 Abs. 2 GG über-
nimmt Abs. 1 die derzeit in § 51 AuslG 1965 enthal-
tene Regelung. 

Zu § 102 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

II. Erläuterungen zu den Vorschriften 
der Artikel 2 bis 17 

Artikel 2 Änderung des Aufenthaltsgesetzes/EWG 

Nummer 1: Die Arbeitnehmer aus anderen EG-Staa-
ten, die nach Europäischem Gemeinschaftsrecht Frei-
zügigkeit genießen, erhalten nach Artikel 4 Abs. 2 
Satz 1 der Richtlinie 68/360/EWG zum Nachweis ihres 
Aufenthaltsrechts die „Aufenthaltserlaubnis für An-
gehörige eines Mitgliedstaates der EWG ". Die ande-
ren auf Grund einer Erwerbstätigkeit freizügigkeits-
berechtigten EG-Angehörigen erhalten nach Artikel 4 
der Richtlinie 73/148/EWG die „Aufenthaltserlaubnis 
für Angehörige eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Gemeinschaften" 

Um diesen besonderen Aufenthaltstitel auch als sol-
chen formal zu kennzeichnen und von der nach dem 
Ausländergesetz zu erteilenden Aufenthaltserlaubnis 
zu unterscheiden, übernimmt die Vorschrift die in der 
Richtlinie 73/148/EWG festgelegte Bezeichnung in 
das Aufenthaltsgesetz/EWG und ergänzt sie aus 
Gründen der Praktikabilität um eine Kurzbezeich-
nung. Da alle im § 1 AufenthG/EWG genannten frei-
zügigkeitsberechtigten Personen dieselbe materielle 
Rechtsstellung innehaben, sollen sie ohne Rücksicht 
auf den Freizügigkeitsgrund und ihre Staatsangehö-
rigkeit denselben Aufenthaltstitel erhalten. 

Nummer 2 beschränkt die Befreiung von der Visums-
pflicht in Übereinstimmung mit den Artikeln 3 Abs. 2 
Satz 1 der Richtlinien 68/360/EWG und 73/148/EWG 
und der in anderen EG-Staaten geltenden Rechtslage 
auf die Staatsangehörigen der EG-Staaten. Diese Än-
derung ist aus zwei Gründen erforderlich: Die EG-
Staaten insgesamt und in einem kleineren Rahmen 
die fünf Vertragsstaaten des Schengener Überein-
kommens streben an, die Kontrollen an ihren Binnen-
grenzen abzubauen und an die Außengrenzen zu ver-
lagern. Dies erfordert notwendig eine schrittweise 
Harmonisierung der nationalen Bestimmungen über 
die Visumspflicht. Dieses Ziel kann nur erreicht wer-
den, soweit in den EG- bzw. den Vertragsstaaten Be-
freiungen von der Visumspflicht für Drittstaatsange-
hörige nicht gesetzlich festgeschrieben bleiben. Zum 
anderen widerspricht die derzeit geltende Regelung 
den Bedürfnissen des grenzüberschreitenden Ver-
kehrs. Die Bundesrepublik Deutschland ist auf Grund 
ihrer geographischen Lage eines der wichtigsten 
Transitländer in Europa. Mehr als 900 Millionen 
Grenzübertritte jährlich belegen die Notwendigkeit, 
daß die ausländerrechtlichen Bestimmungen eine 
möglichst reibungslose Abwicklung des grenzüber- 
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schreitenden Verkehrs zu gewährleisten haben. Dem-
entsprechend muß eine Befreiung von der Visums-
pflicht an formalen, aus den üblichen Reisedokumen-
ten ersichtlichen Kriterien wie etwa der Staatsangehö-
rigkeit anknüpfen, nicht aber an persönlichen Ver-
hältnissen wie etwa einer bestehenden Ehe, die sich 
an der Grenze allenfalls mit unverhältnismäßigem 
Verwaltungsaufwand prüfen ließen. 

Für diejenigen Familienangehörigen aus Drittstaaten, 
die bereits in einem anderen EG-Staat ein Aufent-
haltsrecht haben, soll die Visumsfreiheit in Abstim-
mung mit den Schengener und den anderen EG-Staa-
ten im Verordnungswege wieder eingeführt wer-
den. 

Nummern 3 und 4 sind lediglich redaktionelle Anpas-
sungen. 

Nummer 5: Der EuGH hat mit Urteil vom 18. Mai 1989 
(Rechtssache 249/86) entschieden, daß die nachträgli-
che zeitliche Beschränkung und die Versagung der 
Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis wegen Weg-
falls des Wohnungserfordernisses nicht mit dem Euro-
päischen Gemeinschaftsrecht vereinbar sind. Etwas 
anderes darf nur gelten, wenn das Wohnungserfor-
dernis umgangen werden so ll, indem nur vorüberge-
hend zum Zwecke seines Nachweises die erforderli-
che Wohnung bezogen wird. Nummer 5 ändert das 
Aufenthaltsgesetz/EWG im Sinne dieser .Rechtspre-
chung. 

Nummer 6: Schon nach dem Aufenthaltsgesetz/EWG 
in der gegenwärtig geltenden Fassung kann die nach 
diesem Gesetz erteilte Aufenthaltserlaubnis unbefri-
stet verlängert werden, wenn dies im Gesetz auch 
nicht ausdrücklich vorgesehen ist. Jedoch ist diese 
unbefristete Aufenthaltserlaubnis derzeit nicht völlig 
deckungsgleich mit der Aufenthaltsberechtigung. 
Nicht selten beantragen deshalb EG-Angehörige, 
vornehmlich aus Beitritts-Staaten, zusätzlich die Auf-
enthaltsberechtigung. Diese ist einerseits nicht der 
zutreffende Aufenthaltstitel, weil er die besondere 
Rechtsgrundlage für den Aufenthalt dieses Personen-
kreises, das Europäische Gemeinschaftsrecht, und die 
damit verbundene besondere Rechtsstellung nicht 
deutlich macht. Andererseits ist es weder rechtslo-
gisch plausibel noch verwaltungsmäßig zweckmäßig, 
zwei Aufenthaltstitel zu erteilen. 

Deshalb sieht der neue § 7 a die Erteilung einer unbe-
fristeten Aufenthaltserlaubnis-EG vor, die in Verbin-
dung mit der Ergänzung des § 12 Abs. 1 AufenthG/ 
EWG (s. u. Nummer 9 a) sämtliche Vorteile gewährt, 
die nach dem Ausländergesetz mit der Aufenthaltsbe-
rechtigung verknüpft sind. Die unbefristete Aufent-
haltserlaubnis-EG ist damit künftig für die nach Euro-
päischem Gemeinschaftsrecht Freizügigkeit genie-
ßenden Ausländer der spezielle, an die Stelle der Auf-
enthaltsberechtigung tretende Aufenthaltstitel. 

Die Voraussetzungen für die unbefristete Verlänge-
rung unterliegen uneingeschränkt der nationalen 
Rechtssetzungsbefugnis mit der Maßgabe, daß bei 
Nichtvorliegen dieser Voraussetzungen zwar die un-
befristete, nicht aber die bef ristete Verlängerung ver-
sagt werden darf, wenn deren im EG-Recht festge-
legte Voraussetzungen gegeben sind. 

§ 7 a verlangt für die Aufenthaltsverfestigung, daß der 
Ausländer sich in die hiesigen sozialen und wirt-
schaftlichen Verhältnisse eingefügt hat, wozu insbe-
sondere eine eigenständig gesicherte wirtschaftliche 
Existenz und ausreichender Wohnraum gehören. Da 
Ehegatten einander grundsätzlich zeitlich unbegrenzt 
zum Unterhalt verpflichtet sind, genügt es bei ihnen, 
daß diese beiden Voraussetzungen von ihnen ge-
meinsam, ggf. nur durch die Erwerbstätigkeit eines, 
erfüllt werden. 

Nummer 7 enthält lediglich eine redaktionelle Anpas-
sung. 

Nummer 8: Die Änderung des § 8 Abs. 2 Satz 2 
AufenthG/EWG beruht auf denselben Erwägungen 
wie die Beschränkung der Visumsfreiheit auf die 
Staatsangehörigen der EG-Staaten im § 2 AufenthG/ 
EWG (s. o. Nummer 2). Da nach deutschem Auslän-
derrecht das Visum eine Aufenthaltsgenehmigung ist, 
setzt die Visumspflicht notwendig die Aufenthaltsge-
nehmigungspflicht voraus. Das mit der Änderung des 
§ 2 AufenthG/EWG angestrebte Ziel, eine Harmoni-
sierung der Visumspflicht innerhalb der EG zu ermög-
lichen, läßt sich daher nur erreichen, wenn weder die 
Befreiung von der Visumspflicht noch die Befreiung 
von der Aufenthaltsgenehmigungspflicht gesetzlich 
festgeschrieben ist. 

Nummer 9: Die in Nummer 9 a) — c) vorgesehenen 
Änderungen der Zitate in § 12 Abs. 1, 8 und 9 Auf-
enthG/EWG sind eine redaktionelle Anpassung an 
das neue Ausländergesetz, wobei in § 12 Abs. 9 Auf-
enthG/EWG auch für die anderen Fälle des § 72 Abs. 1 
AuslG klargestellt wird, daß im Rahmen des Aufent-
haltsgesetzes/EWG Rechtsbehelfe stets aufschie-
bende Wirkung haben, soweit nicht im Einzelfall die 
sofortige Vollziehbarkeit angeordnet worden ist. Die 
Ergänzung des § 12 Abs. 1 AufenthG/EWG in Num-
mer 9 a) verknüpft mit der unbefristeten Aufenthalts-
erlaubnis-EG denselben Ausweisungsschutz, den 
nach § 48 Ausländergesetz die Aufenthaltsberechti-
gung gewährt. 

Nummern 10 und 11 enthalten erforderliche redaktio-
nelle Anpassungen an das neue Ausländergesetz. Die 
rein deklaratorische Erwähnung des Visums neben 
der Aufenthaltserlaubnis-EG in § 13 AufenthG/EWG 
hat ihren Grund darin, daß auch die EG-Vorschriften, 
auf denen das Aufenthaltsgesetz/EWG beruht, Auf-
enthaltserlaubnis und Sichtvermerk nebeneinander 
nennen. 

Nummer 12 enthält die redaktionelle Anpassung des 
§ 15 Satz 1 AufenthG/EWG. Der Satz 2 kann entfallen. 
Das Aufenthaltsgesetz/EWG ist insgesamt ein begün-
stigendes Sondergesetz, so daß es auch von vornher-
ein nur insoweit Vorrang vor dem Ausländergesetz 
hat. Das wird nunmehr im § 2 Abs. 2 des Ausländer-
gesetzes klargestellt. 

Nummer 13: Auch auf die portugiesischen und spani-
schen Arbeitnehmer, die bis 1992 noch keine Freizü-
gigkeit nach Artikel 48 ff. EWG-Vertrag genießen, soll 
mit Ausnahme der Rechtsansprüche auf Aufenthalts-
gewährung das Aufenthaltsgesetz/EWG Anwendung 
finden. Dadurch wird umfassend gewährleistet, daß 
die Neuregelung des Ausländerrechts in keiner Hin- 
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Sicht die Rechtslage zuungunsten dieses Personen-
kreises verändert. 

Artikel 3 Änderung des Asylverfahrensgesetzes 

Die Nummern 1 bis 3, 6 bis 9 a), 10 bis 12a), 13 bis 15 
harmonisieren die derzeit in § 14 Abs. 1 Satz 1 AuslG 
1965 enthaltene Regelung über den politisch Verfolg-
ten zu gewährenden Schutz vor Abschiebung in den 
Verfolgerstaat mit dem Asylverfahren. 

Nach § 14 Abs. 1 Satz 1 AuslG 1965 darf ein Ausländer 
nicht in einen Staat abgeschoben werden, in dem sein 
Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Reli-
gion, Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu ei-
ner bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner 
politischen Überzeugung bedroht ist. Die Vorschrift 
ist Ausfluß des Artikel 16 Abs. 2 Satz 2 GG und damit 
materiell eine asylrechtliche Bestimmung, denn der 
Kerngehalt des Asylrechts ist der Schutz vor Überstel-
lung in den Verfolgerstaat. 

§ 14 AuslG 1965 schützt zunächst Asylberechtigte und 
im Ausland anerkannte Flüchtlinge. Insoweit wirft die 
Vorschrift keine Probleme auf, weil hinsichtlich dieses 
Personenkreises für Ausländerbehörden und Gerichte 
bereits feststeht, daß ihm in einem anderen Staat poli-
tische Verfolgung droht. 

Darüber hinaus schützt § 14 AuslG 1965 aber auch alle 
politisch verfolgten Ausländer, auch wenn sie nicht als 
Asylberechtigte anerkannt sind. Dabei handelt es sich 
einmal um — möglicherweise — politisch verfolgte 
ehemalige Asylbewerber, deren Asylverfahren ohne 
abschließende Prüfung politischer Verfolgung abge-
schlossen wurde. Zum anderen handelt es sich um — 
möglicherweise — politisch verfolgte Ausländer, die 
kein Asylverfahren bet rieben haben und die es — aus 
welchen Gründen auch immer — ablehnen, einen 
Asylantrag zu stellen. Problematisch an der Regelung 
des § 14 AuslG 1965 ist nicht die Gewährung des 
Schutzes auch für politisch Verfolgte dieser Personen-
gruppen. Insoweit kann die Vorschrift nicht in Frage 
gestellt werden, weil der verfassungsrechtlich gebo-
tene Schutz vor Überstellung in Staaten, in denen dem 
Ausländer politische Verfolgung droht, nicht davon 
abhängig ist, ob der Ausländer auch die weiteren Vor-
aussetzungen erfüllt, die für seine Anerkennung als 
Asylberechtigter gefordert werden dürfen. 

Die Problematik der Regelung liegt vielmehr da rin, 
daß § 14 AuslG 1965 neben und unabhängig vom 
Asylverfahren einen zweiten — ausländerrechtlichen 
— Verfahrensweg zur Feststellung des Vorliegens po-
litischer Verfolgung eröffnet. Problematisch ist das 
zunächst deshalb, weil für die beiden Verfahrens-
wege unterschiedliche Zuständigkeitsregelungen 
gelten. Während im Rahmen des Asylverfahrens dem 
Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge (Bundesamt) die Entscheidung obliegt, ob 
einem Ausländer in einem anderen Staat politische 
Verfolgung droht, sind im Rahmen des ausländer-
rechtlichen Verwaltungsverfahrens für die Prüfung 
und Entscheidung dieser Frage die Ausländerbehör-
den zuständig. Damit werden von den Ausländerbe-
hörden dieselben speziellen Sach- und Rechtskennt-

nisse im Bereich des materiellen Asylrechts gefordert, 
über die das Bundesamt entsprechend seiner Aufga-
benstellung ohnehin verfügen muß. Ebenso wird auch 
von den Verwaltungsgerichten, denen die Überprü-
fung der Entscheidungen der Ausländerbehörden ob-
liegt, dasselbe spezielle Fachwissen verlangt, das sich 
die für Asylsachen zuständigen Verwaltungsgerichte 
erworben haben. Es ist deshalb sachgerecht, an die-
sem System konkurrierender Zuständigkeiten nicht 
länger festzuhalten und die Prüfung der Frage, ob 
einem Ausländer in einem anderen Staat politische 
Verfolgung droht, beim Bundesamt und bei den für 
Asylsachen zuständigen Verwaltungsgerichten zu 
konzentrieren. 

Problematischer noch als die konkurrierenden Zu-
ständigkeiten ist die formell und materiellrechtlich 
vom Asylverfahren abweichende Ausgestaltung des 
durch § 14 AuslG 1965 eröffneten Verfahrensweges. 
Ausländer, die sich außerhalb des Asylverfahrens le-
diglich auf § 14 AuslG 1965 berufen, sind sowohl ver-
fahrens- als auch materiellrechtlich besser gestellt als 
Asylbewerber. 

Den Vorschriften des AsylVfG über den Ausschluß 
des Widerspruchs und über die Beschränkungen des 
Rechtsweges unterliegen nur Asylbewerber. Diese 
einschränkenden Vorschriften gelten für sie auch 
dann, wenn — im Einzelfall — das Bundesamt die 
Frage politischer Verfolgung offengelassen und erst 
die Ausländerbehörde im Rahmen ihrer Entscheidung 
nach § 28 Abs. 1 AsylVfG das Vorliegen der Voraus-
setzungen des § 14 AuslG 1965 verneint hat. Auslän-
der hingegen, die keinen Asylantrag gestellt haben, 
können gegen eine Entscheidung der Ausländerbe-
hörde zunächst im Wege des Widerspruchs und so-
dann im unverkürzten Klagewege durch drei gericht-
liche Instanzen vorgehen. Ebensowenig gelten für 
diese Ausländer die sonstigen Nachteile und gesetzli-
chen Beschränkungen, denen Asylbewerber unter-
worfen sind: Verteilung auf die Länder, Unterbrin-
gung in Gemeinschaftsunterkünften und fünfjähriges 
gesetzliches Arbeitsaufnahmeverbot. 

Die Rechtsstellung, die ein als Asylberechtigter aner-
kannter Ausländer erlangt, ist zwar günstiger als die 
eines Ausländers, dem lediglich der Schutz nach § 14 
AuslG 1965 gewährt wird. Aber auch dieser verschafft 
dem Ausländer einen rechtlich gesicherten Aufent-
halt im Bundesgebiet. 

Diese unbefriedigende Rechtslage wird nach dem 
Entwurf besei tigt. An die Stelle der bisherigen Zwei-
spurigkeit doppelter Verfahrenswege tritt ein einheit-
liches Asylverfahren, das grundsätzlich auf zwei 
Rechtsschutzziele gerichtet ist: einmal auf die Fest-
stellung, ob die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 
AuslG (des bisherigen § 14 Abs. 1 Satz 1 AuslG 1965) 
vorliegen, die für den Schutz vor Abschiebung in den 
Verfolgerstaat genügt, und zum anderen die Aner-
kennung als Asylberechtigter. 

Nummer 1: Die Einfügung gewährleistet, daß die Re-
gelung des § 1 a entsprechend der gegenwärtigen 
Gesetzeslage auf die Entscheidung über die Anerken-
nung als Asylberechtigter beschränkt bleibt. 

Nummer 2 a) enthält die für die Harmonisierung des 
bisherigen § 14 AuslG 1965 mit dem Asylverfahren 
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grundlegende Bestimmung. Die Begriffsbestimmung 
für den Asylantrag wird in der Weise erweitert, daß 
auch jedes Schutzbegehren vor Aufenthaltsbeendi-
gung wegen politischer Verfolgung als Asylantrag an-
zusehen ist. Entsprechend erweitert ist damit automa-
tisch auch der Begriff des Asylverfahrens. Satz 2 läßt 
dem Ausländer entsprechend der gegenwärtigen 
Rechtslage die Möglichkeit, sein Rechtsschutzziel auf 
den Schutz vor Abschiebung in den Verfolgerstaat zu 
beschränken. 

Nummer 2 b) schränkt den Begriff des unbeachtlichen 
Asylantrages ein. Von der Feststellung, ob der Aus-
länder politisch verfolgt wird, und damit von einer 
Durchführung des Asylverfahrens kann nur abgese-
hen werden, wenn die Aufenthaltsbeendigung in ei-
nen Staat möglich ist, in dem er vor politischer Verfol-
gung sicher ist. 

Nummer 3 stellt klar, daß die Regelung des § 7 a Abs. 1 
AsylVfG auf die Fälle beschränkt ist, in denen der 
Asylantrag des Angehörigen mangels politischer Ver-
folgung abgelehnt worden ist. 

Nummer 6 a) gewährleistet, daß weder das Bundes-
amt noch im Falle der Klage die Gerichte von sich aus 
die Entscheidung über einen Asylantrag auf die Frage 
der Anerkennung als Asylberechtigter beschränken 
können. 

Nummer 6 b) dient lediglich der Klarstellung, daß ein 
Asylantrag auch dann abgelehnt ist, wenn lediglich 
die beantragte Anerkennung als Asylberechtigter 
versagt, aber eine politische Verfolgung bejaht 
wurde. 

Nummern 7 und 8: Soweit nach den §.§  15 und 16 
AsylVfG die Anerkennung als Asylberechtigter er-
lischt oder unwirksam wird, verliert der Ausländer 
seine besondere Rechtsstellung als politisch Verfolg-
ter. Für politisch Verfolgte, die nicht als Asylberech-
tigte anerkannt sind, sei es weil sie keinen entspre-
chenden Antrag gestellt haben, sei es weil die weite-
ren Voraussetzungen für die Anerkennung nicht ge-
geben waren, kann nichts anderes gelten. Andernfalls 
wären diese Ausländer ohne sachlichen Grund stär-
ker geschützt als Asylberechtigte. Deshalb sind die für 
die Anerkennung geltenden Regelungen der §§. 15 
und 16 AsylVfG auf die Feststellung politischer Ver-
folgung zu erstrecken. 

Nummer 9 a) stellt zunächst klar, daß die Ausländer, 
deren Aufenthalt wegen Ausweisung vor oder nach 
Antragstellung nicht oder nicht mehr nach dem 
AsylVfG gestattet ist, zu dulden sind, solange sie nicht 
abgeschoben werden können. Zum anderen stellt die 
Vorschrift sicher, daß diese Ausländer im übrigen 
denselben aufenthaltsrechtlichen Regelungen unter-
liegen wie die anderen Asylbewerber. 

Nummer 10: Da die Entscheidung, ob einem Auslän-
der politische Verfolgung droht, künftig nur noch vom 
Bundesamt getroffen werden soll, wird der bisherige 
§ 21 AsylVfG gestrichen. 

Nummer 11: Die in den genannten Vorschriften vor-
gesehenen Vergünstigungen für die Ausländer, die 
vom Bundesamt — wenn auch noch nicht unanfecht-
bar — anerkannt worden sind, sollen auch für die Aus-
länder gelten, von denen das Bundesamt festgestellt 

hat, daß ihnen politische Verfolgung droht, und deren 
Aufenthalt deshalb nicht beendet werden kann. 

Nummer 12 a) stellt klar, daß eine Androhung der 
Abschiebung nicht in Betracht kommt, wenn diese 
wegen politischer Verfolgung nicht möglich ist. 

Nummer 13 stellt klar, daß die beiden selbständig 
anfechtbaren Feststellungen des Bundesamtes, wenn 
sie angefochten werden, nur gemeinsam angefochten 
werden können. 

Nummer 14 erweitert den Straftatbestand um den Fall 
der Teilnahme an der mißbräuchlichen Beantragung 
der Feststellung politischer Verfolgung. 

Nummer 15 enthält die erforderliche Übergangsvor

-

schrift für Folgeanträge. Soweit die Sachfrage, ob 
politische Verfolgung droht, noch nicht abschließend 
geprüft worden ist, liegt bei erneuter Geltendma

- chung politischer Verfolgung kein Folgeantrag vor. 

Zu den sonstigen Änderungen des 
Asylverfahrensgesetzes 

Nummer 4: Die Vorschrift dient der Konzentration 
und Beschleunigung des die Abschiebung vorberei

-

tenden ausländerrechtlichen Verwaltungsverfahrens. 
Nach den Bestimmungen des Ausländergesetzes ist 
die Abschiebung die zwingende Rechtsfolge der Ab

-

lehnung des Asylantrages, wenn der Ausländer kei

-

nen gesetzlichen Anspruch auf Erteilung einer Auf

-

enthaltsgenehmigung hat. Etwas anderes gilt nur für 
den Fall, daß ein Abschiebungshindernis vorliegt. Die 
insoweit erforderliche Prüfung führt zu erheblichen 
Verzögerungen der Abschiebung, wenn sie erst nach 
der Entscheidung des Bundesamtes vorgenommen 
wird. Deshalb sieht die Vorschrift vor, daß der Asylbe

-

werber künftig bereits bei seiner ersten Anhörung zu 
dem Asylantrag bei der Ausländerbehörde auch alle 
anderen Abschiebungshindernisse geltend zu ma

-

chen hat. Späteres Vorbringen kann die Ausländerbe

-

hörde unberücksich tigt lassen. Sie ist jedoch nicht 
gehindert, es gleichwohl zu berücksichtigen. Die 
Präklusionswirkung ist auf das Verwaltungsverfahren 
beschränkt. Nicht ausgeschlossen ist ein weiteres 
Vorbringen im Gerichtsverfahren. 

Nummer 5 und 9 b) und c) enthalten lediglich erfor

-

derliche redaktionelle Anpassungen an das neue Aus-
ländergesetz. 

Nummer 12b): Die Verweisung auf den bisherigen 
§ 21 Abs. 3 Satz 1 AuslG 1965, an dessen Stelle im 
neuen Ausländergesetz die Vorschriften des § 69 
Abs. 2 und 3 treten, wird durch eine eigenständige 
Regelung ersetzt. Diese soll verhindern, daß der abge-
lehnte Asylbewerber durch einen Antrag auf Aufent-
haltsgenehmigung die Abschiebung verzögern 
kann. 

Artikel 4 Änderung des HAG 

Das Gesetz über die Rechtsstellung heimatloser Aus

-

länder ist eine erforderliche und sachgerechte Son

-

derregelung für Ausländer, die infolge des Krieges 
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ihre Heimat verloren haben oder nicht mehr dorthin 
zurückkehren können. Im Hinblick auf die umfassen-
den Garantien des Asylrechts erscheint es jedoch 
nicht sachgerecht, diese Sonderregelung ad infinitum 
für einen sich ständig erneuernden Personenkreis auf-
rechtzuerhalten. 

Nummer 1 sieht deshalb vor, daß künftig kein Auslän-
der mehr die Rechtsstellung eines heimatlosen Aus-
länders erwerben kann. 

Nummer 2: Der anzufügende Satz 2 übernimmt die 
bisher im § 2 Abs. 2 Nr. 2 AuslG 1965 geregelte Befrei-
ung von der Aufenthaltsgenehmigungspflicht in das 
HAG. Die Vorschrift hat freilich — wie auch bisher 
schon — nur klarstellende Bedeutung, weil sich die 
Genehmigungsfreiheit des Aufenthalts bereits aus 
§ 12 HAG geltender Fassung ergibt. Der anzufügende 
Satz 3 stellt einerseits klar, daß sich das Freizügig-
keitsrecht des § 12 HAG nicht auf die Familienange-
hörigen heimatloser Ausländer erstreckt. Anderer-
seits regelt er die familiennachzugsrechtliche Gleich-
stellung der heimatlosen Ausländer mit Deutschen. 

Nummer 3: Auch die heimatlosen Ausländer erhalten 
einen Regel-Anspruch auf erleichterte Einbürgerung. 
Damit soll dem besonderen Schicksal dieses Perso-
nenkreises Rechnung getragen werden. 

Nummer 4 a): Die Vorschrift gewährleistet, daß hei-
matlose Ausländer denselben erhöhten Ausweisungs-
schutz erhalten wie die Asylberechtigten. 

Nummer 4 b): Die schon nach bisherigem Recht gem. 
§ 14 Abs. 1 Satz 2 i.V. m. § 55 Abs. 2 Satz 3 AuslG 1965 
bestehende Möglichkeit, auch heimatlose Ausländer 
ausnahmsweise in das Verfolgerland abzuschieben, 
wird durch Verweisung auf den neuen § 51 Abs. 3 
AuslG in das HAG übernommen. 

Artikel 5 Änderung des 
Kontingentflüchtlingsgesetzes 

Das Kontigentflüchtlingsgesetz wird durch Artikel 5 
Nr. 2 um eine dem § 15 AsylVfG entsprechende Vor-
schrift ergänzt, weil Kontingentflüchtlinge insoweit 
nicht besser gestellt sein können als Asylberechtigte. 
Nummer 1 a) enthält lediglich eine redaktionelle An-
passung an das neue Ausländergesetz. Nummer 1 b) 
ergibt sich als Konsequenz aus der Ausdehnung der 
Aufenthaltsgenehmigungspflicht auf die Ausländer 
unter sechzehn Jahren. Nummer 1 c) stellt klar, daß 
die Kontingentflüchtlinge auch aufenthaltsrechtlich 
den Asylberechtigten gleichstehen. 

Artikel 6 Änderung des AFG 

Nummer 1 a) schreibt den seit 1973 geltenden Anwer-
bestopp für das Arbeitserlaubnisrecht gesetzlich 
fest. 

Nummer 1 b): Die Wartezeitregelung in § 19 Abs. 1 a 
Satz 1 AFG wird an die Änderungen des AsylVfG 
angepaßt. Auch diejenigen Ausländer, die sich nur 
zwecks Abwendung ihrer Abschiebung auf politische 
Verfolgung berufen, sind künftig Asylbewerber 

i. S. d. AsylVfG und auf Grund der vorliegenden Än-
derung auch i. S. der Wartezeitregelung nach dem 
AFG. 

Die Änderung des § 19 Abs. 1 a Satz 2 AFG hat ledig-
lich klarstellende Bedeutung. Der neue Satz 3 ent-
scheidet eine Problematik, die sich bei der Anwen-
dung des § 19 Abs. 1 a AFG gestellt hat, durch positiv-
rechtliche Regelung. 

Nummer 1 c): Die Vorschrift des neuen § 19 Abs. 4 
Satz 2 Nr. 1 AFG ermöglicht, daß durch Rechtsverord-
nung Ausnahmen vom Anwerbestopp, der Arbeitser-
laubnispflicht sowie der Bindung der Erteilung der 
Arbeitserlaubnis an Lage und Entwicklung des Ar-
beitsmarktes zugelassen werden können. 

Der neue § 19 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 flexibilisiert die bis-
her starre Wartezeitregelung des § 19 Abs. 1 a und 1 b 
AFG. Letztere Bestimmungen legen damit nur noch 
eine gesetzliche Höchstgrenze fest. Auch diese herab-
zusetzen, ist im Hinblick auf die unvermindert  stei-
gende Zahl von Asylbewerbern derzeit nicht vertret-
bar. Andererseits ist die Flexibilisierung notwendig 
für die Asylfälle, in denen nicht der Asylbewerber das 
Verfahren verzögert. 

Nummer 1 d) übernimmt den bisher in § 2 Abs. 1 Nr. 1 
i.V. m. Absatz 4 AEVO geregelten Rechtsanspruch auf 
Erteilung der besonderen Arbeitserlaubnis in das 
AFG. Es handelt sich um die arbeitserlaubnisrechtli-
che Ergänzung des § 24 Abs. 1 Nr. 2 des neuen Aus-
ländergesetzes. In Übereinstimmung mit dem Aufent-
haltsrecht wird die besondere Arbeitserlaubnis künf-
tig sogleich und nur als unbefristete erteilt. 

Nummer 2 enthält lediglich eine erforderliche redak-
tionelle Anpassung. 

Artikel 7 Änderung des § 120 BSHG 

Nummer 1 enthält nur redaktionelle Anpassungen an 
das neue Ausländergesetz. 

Nummer 2: Der illegalen Binnenwanderung von Aus

-

ländern muß mit allen rechtsstaatlichen administrati

-

ven Mitteln begegnet werden, weil sie Teile des Bun

-

desgebiets, insbesondere die Ballungszentren, unver

-

hältnismäßig belastet. Deshalb ist es geboten, Aus

-

ländern grundsätzlich nur noch dort Sozialhilfe zu ge

-

währen, wo sie sich legal oder geduldet aufhalten dür

-

fen. Die Erteilung von Aufenthaltsbefugnissen ohne 
räumliche Beschränkung soll nicht zu einer Verlage

-

rung von Sozialhilfelasten in andere Länder führen 
können. Die Erreichung beider Ziele soll die vorgese

-

hene Ergänzung des § 120 BSHG gewährleisten. 

Artikel 8 Änderung des § 71 SGB X 

Die Bestimmung ändert die datenschutzrechtliche 
Vorschrift des § 71 SGB X in Übereinstimmung mit 
den ausländerrechtlichen Vorschriften. Da diese vor-
sehen, daß bei sozialer Unterstützungsbedürftigkeit 
die Verlängerung der Aufenthaltsgenehmigung ver-
sagt oder der Aufenthalt vorzeitig beendet werden 
kann, müssen die Ausländerbehörden unverzüglich 
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über die Leistungen an Ausländer unterrichtet wer-
den. Datenschutzgesichtspunkte können eine Nicht-
anwendung des Ausländerrechts nicht rechtfertigen. 

Insbesondere ist es nicht sachgerecht, in der Regel 
während der ersten sechs Monate eines Bezugs von 
Sozialhilfe von einer Unterrichtung der Ausländerbe-
hörden abzusehen. Ausländer, die sich schon längere 
Zeit im Bundesgebiet aufhalten und deren Sozialhilfe-
bedarf unter Berücksichtigung der Dauer ihres Auf-
enthalts und der schutzwürdigen persönlichen, wirt-
schaftlichen und sonstigen Bindungen im Bundesge-
biet eine Ausweisung nicht rechtfertigt, haben ein 
Interesse an einer schnellen Klärung ihres Status 
durch die Ausländerbehörde; es kann nicht in ihrem 
Interesse liegen, daß die Ausländerbehörde erst sechs 
Monate nach Eintritt des zu prüfenden Sachverhalts 
von diesem überhaupt erstmals Kenntnis erhält. Für 
Ausländer, die neu in das Bundesgebiet einreisen und 
hier alsbald Sozialhilfe (und dabei z. B. besonders auf-
wendige Hilfe in besonderen Lebenslagen) beanspru-
chen, ist die geltende Regelung in der Sache nicht 
vertretbar. Die Regelung führt außerdem dazu, daß 
die Behörden der Bundesrepublik Deutschland 
Rechte, die sich die Bundesrepublik Deutschland aus-
drücklich vorbehalten hat, für bestimmte Personen-
grupen nicht wahrnehmen können: So ist durch Pro-
tokollerklärung der Mitgliedstaaten bei Verabschie-
dung der Verordnung 612/68 der EWG am 29. Juli 
1968 vorbehalten worden, daß der Aufenthalt von An-
gehörigen der Mitgliedstaaten, die sich in einen ande-
ren Mitgliedstaat begeben haben, um dort  eine Be-
schäftigung zu suchen, und die nach Ablauf von drei 

Monaten keine Beschäftigung gefunden haben, been-
det werden kann; sollten diese Personen während die-
ses Zeitraumes die öffentliche Sozialhilfe in Anspruch 
nehmen, so können sie aufgefordert werden, das Ho-
heitsgebiet dieses Staates zu verlassen. 

Artikel 9 —14 

regeln die erforderlichen redaktionellen Anpassun-
gen anderer Gesetze an das neue Ausländergesetz. 

Artikel 15 

Die zahlreiche Vorschriften des Aufenthaltsgesetzes/ 
EWG und des Asylverfahrensgesetzes betreffenden 
Änderungen und Ergänzungen machen die Neube-
kanntmachung dieser Gesetze erforderlich. 

Artikel 16 

enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 17 

Absatz 1 regelt das Inkrafttreten der Verordnungser-
mächtigungen in Artikel 1 und 6. Die Verordnungser-
mächtigungen in Artikel 1 sollen früher in Kraft treten, 
damit der Erlaß der Verordnungen bis zur Verkün-
dungsreife vorbereitet werden kann. 

Absatz 2: Satz 1 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes 
im übrigen. Satz 2 ist erforderlich, weil das Ausländer-
gesetz von 1965 insgesamt ersetzt wird. 




